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Einleitung

»Deutschland ist zum Plündern und Vergewaltigen freigegeben.« Ein Satz, der stehen bleibt. Hart. Überzogen. Und doch nicht einfach von der Hand zu weisen. Gesagt hat ihn kein Politiker, kein Aktivist, kein anonymer Kommentar im Internet. Sondern ein hochrangiger Polizeibeamter aus Nordrhein-Westfalen. Im Jahr 2025 – zehn Jahre nach der Kölner Silvesternacht. Wir sprechen über diese Nacht. Über das, was damals geschah. Und über das, was danach folgte. Er lehnt sich zurück, zögert einen Moment, als würde er prüfen, ob er es noch einmal so sagen will. Dann sagt er: »Genau das habe ich damals gedacht.« Eine Pause. »Und leider ist vieles von dem, was ich befürchtet habe, auch so gekommen.«

In der Nacht zum 1. Januar 2016 verdichtete sich rund um den Kölner Hauptbahnhof und den Dom eine Situation, die für viele der betroffenen Frauen zur Falle wurde. Menschen drängten sich in der Bahnhofshalle, dicht an dicht, kaum Bewegungsspielraum. Dann begann es. Hände, die plötzlich auftauchten. Finger, die sich durch Strumpfhosen unter Röcke schoben. Körper, die von allen Seiten bedrängt wurden. Frauen, die versuchten, sich zu befreien – und merkten, dass es keinen Ausweg gab. Kein Platz zum Ausweichen, kein Raum zum Weglaufen. Viele berichten später, dass sie nicht einmal wussten, wer sie gerade berührte. Dass sie nur spürten, wie sich die Enge um sie herum schloss. Schreie gingen im Lärm unter. Gleichzeitig waren zu wenige Beamte vor Ort, um die Lage unter Kontrolle zu bringen.

Am Ende dieser Nacht stehen Zahlen: Rund 1.200 Strafanzeigen gingen bei der Polizei ein, 290 Verdächtige konnten ermittelt werden, 36 von ihnen wurden später verurteilt.1, 2 Doch diese Zahlen erzählen nur einen Teil der Geschichte. Der andere lässt sich nicht messen. Für viele markiert diese Nacht eine Zäsur: ein Davor – und ein Danach –, wobei die eigentliche Erschütterung erst am nächsten Morgen begann.

Lücke zwischen Wahrnehmung und Berichterstattung

Die Polizei sprach von einer »ausgelassenen Stimmung«.3 Ein Satz, der im Rückblick aus einer anderen Wirklichkeit zu kommen scheint. Erst Tage später wurde das Ausmaß sichtbar. Da hatte sich eine Frage längst festgesetzt: Wurde hier beschönigt? Aus Rücksicht auf eine politische Debatte, die man vermeiden wollte? In einem Untersuchungsausschuss wird ein Polizist später zu Protokoll geben, es sei »politisch heikel« gewesen, über den Migrationshintergrund der Täter zu sprechen. So berichten es mir mehrere Beamten, die dabei waren. Ein Satz, der viel erklärt – und noch mehr offenlässt. Es konnte nicht sein, was nicht sein durfte. Was folgte, war keine formale Zensur, sondern Zurückhaltung. Erwartet. Eingefordert. Für viele fühlte sie sich dennoch wie Zensur an.

»Diese Nacht war äußerst schmerzhaft für mich«, erinnert sich der Beamte. »Ich habe am darauffolgenden ersten Werktag direkt morgens aus dem Auto heraus meinen Abteilungsleiter angerufen – wir waren alle erschlagen von den Ereignissen – und dem dröhnenden Schweigen aus der Politik.« Das Schweigen blieb nicht auf die Politik beschränkt. Auch große Teile der Medien zögerten. Selbst als längst klar war, was geschehen war, wurde der Hintergrund der Täter nur vorsichtig – teilweise gar nicht – benannt. Die »Willkommenskultur« sollte keinen Schaden nehmen – so lautete der Vorwurf. Ob er in dieser Absolutheit zutraf, ist bis heute umstritten.

Unstrittig ist etwas anderes: Zwischen Wahrnehmung und Berichterstattung entstand eine Lücke. Und in diese Lücke fiel Misstrauen. »Deutschland ist zum Plündern und Vergewaltigen freigegeben.« In dieser zugespitzten Wortwahl steckt keine nüchterne Analyse. Sondern ein Gefühl: Frust. Ohnmacht. Wut. Der Beamte wusste selbst, dass dieser Satz so nicht wörtlich stimmt. Deutschland ist kein rechtsfreier Raum. Noch nicht. Die Polizei greift ein. Gerichte urteilen. Etwas hat sich jedoch verschoben. In vielen Gesprächen hörte ich Sätze wie: »Ich wähle nicht die AfD, auch wenn ich so klinge.« Manchmal glaubte ich es, manchmal nicht. Doch darum geht es hier nicht. Die AfD hat in den vergangenen Jahren stark an Zustimmung gewonnen. Ein möglicher Grund: Probleme rund um Migration und Integration wurden lange nicht in der Klarheit benannt, in der viele Menschen sie erlebt haben. Ob und wie stark dieser Zusammenhang ist, ist eine der Fragen dieses Buches.

Die Kölner Silvesternacht wirkt im Rückblick wie ein Brennglas. Sie machte sichtbar, was sich zuvor über Jahre aufgebaut hatte. Eine schwelende Entwicklung im Bereich Migration, Integration und Sicherheit. Und sie zeigte, in welcher Lage sich jene befanden, die täglich damit konfrontiert waren: Polizistinnen und Polizisten. Viele von ihnen fühlten sich zum Schweigen gebracht. Wer sich äußerte, bekam Gegenwind. Ein frühes Beispiel ist die Bochumer Polizistin Tania Kambouri. In ihrem 2015 erschienenen Buch Deutschland im Blaulicht: Notruf einer Polizistin4 beschrieb sie ihren Alltag im Einsatzdienst. Schonungslos. Viele der Probleme, die sie schilderte, wurden wenige Monate später in Köln sichtbar. Die Reaktionen auf ihre Aussagen waren heftig.

Heute, mehr als zehn Jahre später, stellt sich eine einfache Frage: Was wäre gewesen, wenn man damals genauer hingehört hätte? Zehn Jahre. Zehn Jahre, in denen viel diskutiert, relativiert, beschwichtigt – und zugespitzt wurde. Zehn Jahre, in denen sich die Sicherheitslage verändert hat. In Wahrnehmung – und in Zahlen. Was ist seitdem passiert? Und vielleicht noch entscheidender: Was ist nicht passiert?

Die Polizei als Seismograf der Gesellschaft

Wenn in Deutschland etwas passiert, wählt man die 110. Ein reflexartiger Griff zum Telefon. Ein stilles Versprechen des Staates: »Wir kommen, wir kümmern uns. Wir stellen Ordnung wieder her.« Die Polizei ist fast immer die erste staatliche Institution vor Ort. Dort, wo Streit eskaliert, wo Worte nicht mehr reichen. Wo Menschen verletzt, beraubt oder bedroht werden. In diesem Sinne ist sie ein Seismograf der Gesellschaft. Sie spürt Verschiebungen früh, oft lange bevor sie in Debatten, Schlagzeilen oder Statistiken sichtbar werden.

Seit vielen Jahren begleite ich Polizistinnen und Polizisten bei ihrer Arbeit. Sie sind die Ausputzer der Nation. Sie richten gerade, was schiefläuft, setzen Regeln durch, die andere beschließen, lösen Konflikte, die längst entstanden sind. Ursprünglich wollte ich ein Buch schreiben, in dem nur sie selbst sprechen. Ungefiltert. Aus ihrem Alltag heraus. Doch während der Recherche wurde mir klar: Ihre Beobachtungen ergeben erst Sinn im größeren Zusammenhang. Denn wer verstehen will, was sich verändert hat, muss beides zusammenbringen: Erfahrung – und Zahlen.

Was mir Polizistinnen und Polizisten abseits der Kamera schilderten, hat mich oft sprachlos gemacht. Es sind keine Einzelfälle, es ist ein Muster. Wiederkehrend, verlässlich – und beunruhigend. Viele dieser Geschichten würden die Gesellschaft stärker erschüttern, als sie es ohnehin schon ist – wenn die Beamten ganz offen erzählen würden. Sie berichten von brutaleren Angriffen, von wachsendem Respektverlust, von Parallelstrukturen mit eigenen Regeln. Von Routinekontrollen, die eskalieren, von Tätern, die Stunden später wieder frei sind. Und von einem Gefühl, das sich durch viele Gespräche zieht: Ohnmacht.

Doch Polizisten sind Beamte. Zur Neutralität verpflichtet. Wer öffentlich spricht, riskiert Konsequenzen, im Extremfall seine Pension. Viele sagen dennoch: »So wie es jetzt ist, kann es nicht weitergehen.« Wenn die Dinge bleiben, wie sie sind, verlieren wir dieses Land. Sie wollen die Öffentlichkeit wachrütteln. Die Frage ist nur, wie? Zwei Jahre habe ich immer wieder Beamtinnen und Beamten getroffen oder mit ihnen telefoniert. Vertrauen entsteht langsam. Erst nach und nach erklärten sie sich bereit, mit mir zu sprechen. Unter der Bedingung absoluter Anonymität.

Ihre Einsatzgebiete: ganz Deutschland. Von der Nordseeküste bis zum Alpenrand. Bahnhöfe, Großstädte, ländliche Regionen. Streifendienst, Spezialeinheiten, Ermittlungsarbeit. Zusammengenommen mehr als tausend Dienstjahre Erfahrung. Sie alle machen das für die Demokratie und für den Erhalt des Rechtsstaates – und nicht, um die Systeme zu unterwandern oder sie infrage zu stellen.

Viele von ihnen sagen über ihren Dienstalltag das Gleiche: »Es wird schlimmer.« Nicht, weil sie provozieren wollen. Sondern weil ihnen etwas auf der Seele liegt. Weil das, was sie erleben, draußen oft nicht in derselben Klarheit wahrgenommen wird. Es sind Menschen, die die Sicherheit dieses Landes im Zweifel mit ihrem Leben verteidigen. Und die gleichzeitig erleben, wie wenig Rückhalt sie dafür bekommen.

Was sie schildern, ergibt ein klares Bild: eine schleichende Erosion der inneren Sicherheit. Mehr Gewalt, weniger Respekt. Mehr Parallelstrukturen, weniger Kontrolle. Einsätze, die jederzeit eskalieren können, Angriffe, die brutaler werden, Stadtteile, die faktisch aufgegeben sind. Dazu kommt: mangelnde politische Rückendeckung – und teilweise der Eindruck politischer Einflussnahme.

Viele sprechen auch von einer Justiz am Limit. Verfahren ziehen sich. Anzeigen verlaufen im Sande, Polizeiarbeit verpufft, Täterschutz geht vor Opferschutz. Der ehemalige SEK-Beamte Karsten Loest bringt es auf den Punkt: »Wir haben, etwas überspitzt gesagt, das Problem, dass Straftäter oftmals schneller wieder auf der Straße sind, als die Polizei ihren entsprechenden Bericht fertig geschrieben hat.«5

Ein Thema taucht dabei immer wieder auf: Migration und Kriminalität. Polizisten berichten von überproportional vertretenen Tätergruppen. Diese Beobachtungen decken sich mit statistischen Auswertungen – und sind gleichzeitig politisch hochsensibel. Würden Beamte öffentlich so sprechen wie intern, hätte das Konsequenzen. Doch eine offene Gesellschaft muss solche Fragen aushalten, die Beschreibung von Problemen ist keine Pauschalverurteilung. Gleichzeitig gilt: Nicht Herkunft entscheidet über Kriminalität – sondern Faktoren.

Und doch bleibt die zentrale Frage: Warum hat sich die Sicherheitslage verändert? Dieses Buch sucht Antworten. Denn eines wurde mir in all diesen Gesprächen klar: Wenn die innere Sicherheit erodiert, betrifft das nicht nur die Polizei, sondern alle. Und das zu ignorieren, ist ein Luxus, den sich keine Gesellschaft leisten kann.

Die Bedeutung von innerer Sicherheit für die Gesellschaft

Wir bewegen uns frei durch Europa, reisen mit einem deutschen Pass fast überall hin und leben in einer Stabilität, die über Jahrzehnte gewachsen ist. Frieden ist für viele kein Zustand mehr, sondern eine Selbstverständlichkeit – und mit ihm die innere Sicherheit. Gerade deshalb ist sie so unsichtbar geworden. Wie etwas, das einfach da ist, nicht erkämpft, nicht gefährdet, sondern gegeben, ein leises Grundrauschen des Alltags. Doch genau darin liegt die Gefahr. Denn diese Sicherheit ist weder selbstverständlich noch unveränderlich, sie ist nicht »von Gott gegeben«. Sie ist das Ergebnis von Institutionen, Regeln, Personal, politischem Willen – und gesellschaftlicher Akzeptanz. Wenn eines davon ins Wanken gerät, gerät das Ganze ins Rutschen.

Der Staat trägt die Verantwortung für Stabilität und Ordnung im täglichen Leben. Er setzt Regeln – und er setzt sie durch. Er sorgt dafür, dass Konflikte nicht mit Gewalt gelöst werden müssen. Eine Gesellschaft, in der Recht nicht mehr durchgesetzt wird, verliert ihren Zusammenhalt – oft schneller, als man es für möglich hält. Dieses Prinzip zieht sich wie ein roter Faden durch die Gespräche, die ich geführt habe. Im Zentrum dieser Aufgabe stehen die rund 250.000 Beamtinnen und Beamten der Landespolizeien6 sowie etwa 45.000 Beamtinnen und Beamte der Bundespolizei.7 Sie stehen draußen, wenn es darauf ankommt, sie greifen ein, wenn andere wegsehen. Sie setzen Regeln durch, wenn sie gebrochen werden. Sie sind – im wörtlichen Sinne – die Speerspitze im Kampf um unsere freiheitliche Lebensordnung. Und dieser Kampf ist größer, als er auf den ersten Blick erscheint.

Es geht nicht nur um Kriminalität im engeren Sinne. Es geht um den Schutz eines gesamten Systems: eines sozialen Gefüges, eines politischen Modells, einer wirtschaftlichen Ordnung. Nur eine stabile Gesellschaft kann Sicherheit gewährleisten – und nur Sicherheit ermöglicht Stabilität. Doch genau dieses Gleichgewicht gerät aus Sicht vieler Polizisten ins Wanken. »Die Bürger wollen nichts mehr mit den staatlichen Institutionen zu tun haben. Es gibt niemanden mehr, der wirklich erreichbar ist. Die Zuständigkeiten werden hin und her geschoben – und am Ende ruft irgendwer die Polizei und hofft, dass das Problem gelöst wird«, erzählt ein Streifenpolizist aus Hamburg.

In diesem Satz steckt mehr als Frustration. Er beschreibt eine Verschiebung. Die Polizei wird zur letzten Instanz für Probleme, die eigentlich vorher hätten gelöst werden müssen. Wenn Verwaltung nicht greift, wenn soziale Strukturen versagen, wenn Konflikte sich aufstauen. Am Ende steht immer jemand in Uniform – und soll richten, was längst aus dem Ruder gelaufen ist.

Sarrazins Szenario

Die Zustände, über die wir hier sprechen, sind nicht plötzlich entstanden. Sie sind das Ergebnis von Entwicklungen, die sich über Jahre, oft über Jahrzehnte aufgebaut haben. Viele Ursachen liegen in einer Migrationsdebatte, die lange an entscheidenden Punkten vorbeiging. Bereits 2010 warnte der damalige SPD-Politiker Thilo Sarrazin in seinem Buch Deutschland schafft sich ab8 vor sozialen und kulturellen Herausforderungen durch Zuwanderung. Besonders Migration aus muslimisch geprägten Ländern könne langfristig Integration, soziale Stabilität und wirtschaftlichen Wohlstand belasten. Er stellte die Frage, ob die deutsche Gesellschaft überhaupt ausreichend vorbereitet sei, größere Zuwanderungsbewegungen erfolgreich zu integrieren.

Die Reaktionen waren heftig, kaum ein Buch hat die Debatte so polarisiert. Kritiker warfen ihm pauschalisierende, diskriminierende und rassistische Thesen vor. Andere sahen darin den Versuch, Probleme anzusprechen, die bis dahin kaum öffentlich diskutiert wurden.

Rückblickend gilt diese Debatte vielen als Wendepunkt. Sie machte sichtbar, wie schwer sich Deutschland damit tut, über Migration jenseits moralischer Kategorien zu sprechen – und wie schnell Diskussionen eskalieren, wenn ein hochsensibles Thema auf zugespitzte Thesen trifft.

Heute, rund 15 Jahre später, klingt die Bewertung aus der Praxis oft anders. Ein Polizist sagt: »Sarrazin spricht negative Entwicklungen an, die schlicht und ergreifend da sind. Sein damaliges Szenario hat für mich leider viel Realistisches.«

Man muss diesen Satz nicht teilen, aber man muss ihn ernst nehmen. Zumal sich auch die Zahlen anders entwickelt haben als damals angenommen. Sarrazin ging von einer jährlichen Nettozuwanderung von rund 50.000 Menschen aus, in höheren Szenarien von etwa 150.000 bis 200.000. Tatsächlich lag die durchschnittliche Nettozuwanderung zwischen 2010 und 2024 bei rund 509.000 Menschen pro Jahr – also einem Vielfachen. In einzelnen Jahren, etwa 2015 oder 2022, lagen die Zahlen sogar deutlich darüber.9, 10 Diese Diskrepanz ist entscheidend. Sie erklärt, warum viele der damaligen Fragen heute mit neuer Dringlichkeit gestellt werden – und warum sich manche Befürchtungen, unabhängig von ihrer Bewertung, nicht erledigt haben, sondern in veränderter Form weiterwirken.

Gleichzeitig gilt: Daraus folgt keine Pauschalverurteilung von Migranten. Es wäre analytisch falsch und moralisch unhaltbar, Millionen Menschen auf Grundlage von Statistiken oder einzelnen Debatten zu bewerten. Migration ist kein monolithisches Phänomen. Sie besteht aus Individuen, aus Biografien, aus Chancen – und aus Problemen. Gerade deshalb ist Präzision entscheidend.

Wer Probleme benennt, darf nicht pauschalisieren. Wer differenziert, darf nicht beschönigen. Zwischen diesen beiden Polen bewegt sich jede ernsthafte Debatte über innere Sicherheit und Migration. Und genau hier entscheidet sich, ob ein Staat handlungsfähig bleibt – oder ob er beginnt, sich selbst aus dem Blick zu verlieren.


1.
Ist es in Deutschland gefährlicher geworden?

Kaum ein Tag vergeht, ohne dass neue Berichte über Gewalttaten, Messerangriffe oder sexuelle Übergriffe auftauchen. Schlagzeilen, Videos, Push-Nachrichten – sie sind allgegenwärtig. Parallel dazu zeigen Umfragen seit Jahren: Viele Menschen fühlen sich unsicherer als früher. »Das Sicherheitsgefühl ist permanent im Abwärtstrend«, sagt Renate Köcher vom Allensbach-Institut.11 Doch bedeutet dieses Gefühl automatisch, dass Deutschland tatsächlich gefährlicher geworden ist?

Kriminologen unterscheiden seit jeher zwischen objektiver Sicherheitslage und subjektivem Sicherheitsempfinden. Ein Kriminalbeamter mit über 45 Jahren Berufserfahrung formuliert es so: »Die Sicherheitslage ist das, was wir mit Zahlen, Daten und Fakten belegen können. Das Sicherheitsgefühl entsteht im Kopf – und wird stark durch Wahrnehmung beeinflusst.« Heute verbreiten sich Informationen schneller als je zuvor. Videos von Gewalttaten gehen innerhalb von Minuten online, werden tausendfach geteilt, kommentiert, weiterverbreitet. Was früher lokal begrenzte Ereignisse waren, wirkt heute wie eine permanente Bedrohungslage. »Es ist eine Informationsflut, teilweise sehr dramatisch – und natürlich beeinflusst das das Sicherheitsgefühl«, sagt der Beamte.

Die Brutalität nimmt zu

Doch wie sehen diejenigen die Lage, die täglich mit Kriminalität konfrontiert sind? Ich beginne viele Gespräche mit einer einfachen Frage: Ist es in Deutschland gefährlicher geworden? Ein Bundespolizist aus Sachsen, seit fast drei Jahrzehnten im Dienst und häufig an Bahnhöfen eingesetzt, antwortet ohne zu zögern: »Es ist viel schlimmer geworden.« Natürlich ist eine persönliche Einschätzung noch keine Statistik. Doch wenn man genauer hinschaut, zeigen sich tatsächlich Veränderungen. »Manche Delikte sind zurückgegangen«, sagt er. »Andere sind deutlich mehr geworden – vor allem Rohheitsdelikte wie Raub, Gewalt- und Sexualdelikte.«

Auch die Anforderungen an Polizeibeamte haben sich spürbar verändert. Früher galt die Schusswaffe strikt als letztes Mittel. Heute wird anders ausgebildet. »Noch vor zehn Jahren haben wir vermittelt: Schießen ist wirklich die Ultima Ratio«, berichtet der Beamte. »Heute müssen wir offen sagen: Es gibt Situationen, in denen Täter angeschossen – oder im schlimmsten Fall auch erschossen werden müssen, weil man sie nur so stoppen kann.« Vor allem dann, wenn Messer im Spiel sind. »Wir bilden Streifenpolizisten inzwischen genau dafür aus, weil es viel zu lange dauert, bis Spezialeinheiten vor Ort sind. Wir erleben Lagen, in denen Täter schusssichere Westen tragen oder Kriegswaffen dabeihaben. Das kannten wir früher so nicht.«

Er macht eine kurze Pause, sucht nach Worten. »Vor 20 Jahren kannte ich solche Szenarien nur aus Israel. Heute musst du in Deutschland jederzeit damit rechnen, dass jemand plötzlich ein Messer zieht.« Viele Einsatzkräfte berichten von einer zunehmenden Enthemmung. Konflikte eskalieren schneller, oft wegen Kleinigkeiten. »Immer öfter werden Menschen für sehr, sehr wenig Geld halbtot geprügelt«, sagt ein Polizist. »Manchmal geht es nicht mal um Geld – es reicht eine verbale Auseinandersetzung.«

Wo Polizisten regelmäßig mit solchen Situationen konfrontiert sind, verfestigt sich der Eindruck: Die Brutalität nimmt zu. Auch wenn Statistiken je nach Region und Delikt ein differenziertes Bild zeigen, ist die Wahrnehmung im Einsatzalltag eindeutig. Sicherheitsbehörden sprechen inzwischen von einer Art Aufrüstungsspirale im Kleinen. Wer glaubt, der andere habe ein Messer dabei, steckt vorsorglich selbst eines ein. Eine Dynamik, die Konflikte gefährlicher macht – und im Ernstfall tödlich enden kann.

Gleichzeitig verschieben sich Konfliktlinien. Gewalt beschränkt sich längst nicht mehr nur auf organisierte Strukturen. Teilweise stehen sich Gruppen gegenüber, die entlang ethnischer Linien agieren. Polizeiausbilder berichten, dass Einsätze dadurch unberechenbarer geworden sind: Aus verbalen Provokationen können innerhalb von Sekunden lebensgefährliche Si tuationen entstehen.

Das Gefühl, den Anschluss verloren zu haben

Doch so eindrücklich diese Schilderungen sind – subjektive Eindrücke allein reichen nicht aus. Entscheidend ist der Blick auf die Zahlen. Und der fällt deutlich aus. Der Generalbundesanwalt Jens Rommel stellt fest, dass sich nicht nur das Sicherheitsgefühl verschlechtert, sondern auch die tatsächliche Sicherheitslage.12 Auch der Präsident des Bundeskriminalamts, Holger Münch, warnt vor einer weiteren Verschärfung und fordert eine »Zeitenwende der inneren Sicherheit«.13

Die Polizeiliche Kriminalstatistik zeigt: Die Gewaltkriminalität hat in den vergangenen Jahren deutlich zugenommen. 2024 wurden 217.277 Gewaltdelikte registriert14– ein Höchstwert. Seit 2019 ist die Zahl um mehr als 9 Prozent gestiegen. Und selbst diese Zahlen bilden nur das Hellfeld ab – also die Fälle, die tatsächlich angezeigt wurden. Das Dunkelfeld ist erheblich größer. »In Berlin schätze ich, dass es bei manchen Delikten 40- bis 50mal höher ist als das Hellfeld«, sagt ein Beamter. Der Grund: Angst. Viele Opfer zeigen Straftaten gar nicht erst an. »Gerade im Umfeld von Clans haben die Leute enorme Angst vor den Tätern«, berichten mehrere Einsatzkräfte übereinstimmend.

Resignation ist dabei kein lautes Gefühl, sie zeigt sich leise, in Bildern. »Stellen Sie es sich so vor«, sagt ein Beamter aus Berlin. »Vor 15 Jahren saßen Polizei und Kriminalität jeweils in einem VW Golf. Ein Rennen auf Augenhöhe.« Er macht eine Pause. »Dann saß die Kriminalität irgendwann in einem getunten Audi – die Polizei immer noch im Golf.«

Noch eine Pause. »Heute sitzt die Kriminalität in einem Ferrari. Und wir …« – er lächelt kurz, fast müde – »wir sitzen im Golf. Älteres Baujahr. Mit Holzrädern.« In diesem Bild steckt mehr als Frust, es drückt das Gefühl aus, den Anschluss verloren zu haben. Besonders im Bereich der Clankriminalität höre ich diese Einschätzung immer wieder – in Berlin, in NordrheinWestfalen, in vielen Großstädten.

Manche gehen noch weiter. Sie sprechen von einem Wort, das im Polizeialltag selten fällt: Systemversagen. Ein Wort, das schwer wiegt und doch immer wieder auftaucht. Vielleicht, weil es Ereignisse gibt, die sich anders kaum erklären lassen. Der Anschlag auf dem Berliner Breitscheidplatz im Dezember 2016 ist eines davon. Ein Täter, der den Behörden bekannt war, ein Geflecht aus Zuständigkeiten, Versäumnissen, Pannen. Acht Jahre später: Magdeburg, wieder ein Auto, wieder ein Weihnachtsmarkt, wieder Tote. Der Täter war kein Unbekannter, Behörden in mehreren Bundesländern hatten sich mit ihm beschäftigt, über Jahre hinweg. Mehr als 100 Vorgänge waren aktenkundig.15 Und doch wurde er nicht gestoppt.

Bleiben selbst solche Warnsignale folgenlos, stellt sich eine Frage mit neuer Dringlichkeit: Wenn das keine Zeitenwende auslöst – was dann?

Der Streit um die Statistik

Wie gefährlich ist Deutschland wirklich? Die Antwort hängt davon ab, wen man fragt. Der Kriminologe Dietrich Oberwittler wählt einen nüchternen Ton. Er spricht von Wahrnehmung und Realität, von Zahlen und deren Einordnung. Viele Menschen, sagt er, schätzen das Risiko, selbst Opfer einer schweren Gewalttat zu werden, höher ein, als es statistisch tatsächlich ist.16, 17 Gemessen an der Bevölkerungszahl sei die Zahl der Tötungsdelikte in den vergangenen 20 Jahren weitgehend stabil geblieben. Im Vergleich zu den 1990er-Jahren sogar rückläufig.

Oberwittler forscht am Max-Planck-Institut zur Erforschung von Kriminalität, Sicherheit und Recht. Seine Diagnose ist klar: »Deutschland ist grundsätzlich ein sicheres Land.« Ein Satz, dem man kaum widersprechen kann. Er verweist auf langfristige Entwicklungen, auf den Rückgang von Kriminalität über mehrere Jahrzehnte. Auf eine Stabilität, die sich nicht in Schlagzeilen widerspiegelt, sondern in Kurven und Zeitreihen. Und doch bleibt auch er nicht bei dieser Feststellung stehen. Denn selbst in dieser Gesamtschau zeigen sich Veränderungen. Oberwittler spricht von bestimmten Gruppen von Migranten, die durch kriminelles Verhalten auffallen. Seit 2022 gebe es in der Kriminalitätsstatistik einen Anstieg bei nichtdeutschen Jugendlichen. Wenn auch auf »sehr niedrigem Niveau«, hätten sich in dieser Gruppe die Tötungsdelikte seit 2021 verdoppelt, sagte er der Frankfurter Allgemeinen Zeitung. Ein differenzierter Befund. Einer, der einordnet – und nicht verharmlost.

Doch sobald man Polizisten zuhört, verändert sich der Ton. Er wird direk ter, härter, weniger abstrakt. »Wir können schwarz auf weiß eine Unmenge von Taten nachlesen – von Vergewaltigungen, Gewalt im öffentlichen Raum, Eigentumsdelikten und Körperverletzungsdelikten, die es ohne das Offenhalten der Grenzen in dieser Menge nicht geben würde. Sie werden nahezu immer von jungen Migranten oder Personen mit Migrationshintergrund begangen. Oft mit einem Messer«, sagt ein erfahrener Beamter aus Ostdeutschland. So würde kein wissenschaftlicher Aufsatz formulieren – aber genau so wird in Polizeikreisen gesprochen. Immer wieder, in ähnlicher Form. In unterschiedlichen Regionen, von unterschiedlichen Beamten, von Landespolizei und Bundespolizei.

Zwischen diesen beiden Perspektiven entsteht eine Spannung. Auf der einen Seite die Langzeitbetrachtung: stabil, differenziert, beruhigend. Auf der anderen Seite die Alltagserfahrung: konkret, zugespitzt, oft alarmierend. Dazwischen stehen Zahlen, die sich nicht einfach wegdiskutieren lassen. Die Zahl aller erfassten Gewalttaten ist in den vergangenen Jahren sprunghaft gestiegen. Die Daten haben Schwächen, das ist bekannt. Sie bilden nur das Hellfeld ab. Sie hängen vom Anzeigeverhalten, von der Kontrolldichte und von den Erfassungssystemen ab. Und doch ist die Entwicklung unbestritten. Die Frage ist nicht mehr, ob sich etwas verändert hat. Sondern wie man diese Veränderung beschreibt – und was daraus folgt.

Gewalt an Orten des Alltags

Es ist früher Abend in einer deutschen Großstadt. Menschen sitzen in Cafés, Kinder laufen über den Gehweg, jemand trägt Einkaufstüten nach Hause, ein ganz normaler Tag. Dann fallen Schüsse. Kein Streit, der sich hochgeschaukelt hat. Kein Zufall, sondern gezielte Gewalt, laut, unübersehbar, mitten im öffentlichen Raum. Menschen ducken sich, einige rennen. Andere bleiben stehen wie erstarrt, als könnten sie nicht begreifen, was gerade passiert.

So beginnen heute manche Einsätze, von denen Polizisten erzählen. »Die Gewaltkriminalität hat sich in den letzten 10 bis 15 Jahren stark verändert«, sagt mir eine Beamtin aus Hamburg. Sie spricht ruhig, fast sachlich, als würde sie einen Befund vortragen. »Früher wurde mal eine Waffe gefunden, heute hat quasi jeder eine – und vor allem sind diese deutlich gefährlicher geworden.« Was früher Ausnahme war, ist heute Teil der Lage. »Wir reden hier nicht nur von einzelnen Schusswaffen, sondern von Kriegswaffen: Kalaschnikows, Panzerabwehrwaffen, Handgranaten, Sprengstoff.«

Worte, die man eher mit Kriegsgebieten verbindet als mit deutschen Städten. Und doch gehören sie inzwischen zu Einsatzberichten. »Das wird jetzt bei Auseinandersetzungen im Milieu eingesetzt.« Die Konflikte haben sich verändert, nicht nur in ihrer Intensität, sondern auch in ihrer Sichtbarkeit. »Und: Die Gewalt ist stärker in den öffentlichen Raum gerückt«, sagt sie. »Früher fanden Konflikte rivalisierender Gruppen öfter ›unter sich‹ statt, eher abgeschirmt. Heute wird am helllichten Tag geschossen, in Wohnvierteln, in Geschäftsvierteln, auf der Straße.«

Das ist der entscheidende Unterschied. Gewalt, die früher verborgen blieb, ist heute sichtbar geworden. Und spürbar. »Man versucht gar nicht, sich zu verstecken.« Vielleicht ist nicht die Waffe am beunruhigendsten. Und auch nicht die Tat – sondern die Selbstverständlichkeit, mit der sie geschieht.

Kriminalität im Kontext von Zuwanderung

Wenn man über steigende Gewalt spricht, kommt man an einem Thema nicht vorbei: Migration. Kaum ein Begriff ist politisch so aufgeladen, kaum einer wird so schnell zugespitzt – oder so vorsichtig umgangen. In weiten Teilen der Bevölkerung gilt die Flüchtlingspolitik der vergangenen Jahre als mit- oder hauptverantwortlich für die Entwicklung der Kriminalität, insbesondere für Gewaltexzesse. Gleichzeitig nutzen Rechtspopulisten die schrecklichsten Einzelfälle, um pauschal Stimmung gegen Asylbewerber zu machen. Dazwischen bewegt sich die Debatte. Und dazwischen liegen Zahlen.

Laut Statistischem Bundesamt hielten sich 2024 rund 3,3 Millionen Schutzsuchende in Deutschland auf – Menschen, die sich nach Angaben des Ausländerzentralregisters aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen hier aufhalten.18 Diese Zahl zeigt die Dimension. Und sie erklärt, warum einfache Antworten zu kurz greifen. Die meisten Migrantinnen und Migranten in Deutschland sind gut integriert oder integrationswillig – das ist die Realität, die oft zu wenig betont wird.

Das Bundeskriminalamt veröffentlicht regelmäßig ein Lagebild zur »Kriminalität im Kontext von Zuwanderung«. Die Ausgabe für das Jahr 202419 zeigt etwas, das sich nicht ohne Weiteres einordnen lässt: Überdurchschnitt lich viele Geflüchtete werden als Tatverdächtige erfasst, Tendenz steigend. Vergleicht man die Zahlen des BKA mit denen des Statistischen Bundesamtes zur Gesamtbevölkerung, ergibt sich ein klares Verhältnis. Der Anteil von Geflüchteten an allen Tatverdächtigen lag im Jahr 2024 laut BKA bei 8,8 Prozent.20 Ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung betrug im selben Jahr jedoch nur fast 4 Prozent.21, 22

Und es sind nicht nur mehr Taten, es sind oft dieselben Täter. Besonders häufig tauchen dabei bestimmte Herkunftsgruppen auf. Migranten aus den Maghreb-Staaten – Algerien, Marokko, Tunesien – sowie aus Libyen und Georgien stellten 2024 laut BKA einen besonders hohen Anteil unter den Mehrfach-Tatverdächtigen. Und das, obwohl ihr Anteil an der Gesamtzahl der Geflüchteten vergleichsweise gering ist: Nur 0,5 Prozent der Geflüchteten in Deutschland stammen aus den Maghreb-Staaten, gleichzeitig machen sie 9,1 Prozent der Flüchtlingsstraftäter aus.23 Genau diese Differenz treibt die Debatte an.

Warum hat die Gewalt im öffentlichen Raum zugenommen? Das BKA nennt drei wesentliche Gründe: die Nachwirkungen der Coronapandemie, Armut und Migration. Die letzten beiden Punkte hängen eng zusammen, wer darüber spricht, kommt an sozialen Faktoren nicht vorbei. Eine erfahrene Ermittlerin aus Berlin beschreibt es so: »Seit den 90er-Jahren und dem Jugoslawienkrieg sowie den späteren Migrationsbewegungen hat sich etwas grundlegend in Deutschland verändert: Es sind Menschen zu uns gekommen, die zum großen Teil Kriegserfahrung mitbringen. Da ist die Hemmschwelle, Messer oder Waffen einzusetzen, natürlich eine ganz andere als bei jemandem, der diese Erfahrung nicht hat.« Auch das ist keine einfache Erklärung, sondern ein Faktor unter mehreren.

Gleichzeitig zeigen die Zahlen der Polizeilichen Kriminalstatistik ein Muster, das seit Jahren immer wieder diskutiert wird: Nichtdeutsche Tatverdächtige sind überrepräsentiert – insbesondere bei Gewaltdelikten. Der Anteil nichtdeutscher Tatverdächtiger ist im Jahr 2024 gegenüber dem Vorjahr von 34,4 Prozent24 auf 35,4 Prozent gestiegen.25 Eine Zahl, die im Verhältnis zur Bevölkerungsstruktur auffällt. Denn nichtdeutsche Personen stellen zwar mehr als 35 Prozent der Tatverdächtigen, ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung liegt jedoch bei etwa 15 Prozent.26 Die Relationen sind eindeutig: Von 100.000 deutschen Einwohnern werden statistisch 1.878 Deutsche ab acht Jahren straffällig. Von 100.000 nichtdeutschen Einwohnern hingegen 5.091 Nichtdeutsche ab acht Jahren.27

»Die Zahlen sind ja schon recht eindrucksvoll«, sagt ein Beamter aus NRW. Und er fügt einen weiteren Aspekt hinzu: »Wir vernachlässigen aber an dieser Stelle, dass in den vergangenen Jahren durch Turbo-Einbürgerungen Zehntausende deutsche Staatsbürgerschaften an Syrer, Afghanen, Iraker oder Türken im Eilverfahren vergeben wurden.« Allein im Jahr 2024 erhielten rund 292.000 Ausländer die deutsche Staatsbürgerschaft – eine Steigerung um 46 Prozent gegenüber dem Vorjahr und laut Statistischem Bundesamt ein historischer Höchststand.28 Genau solche Zahlen – und genau solche Aussagen – machen die Diskussion so schwierig. Denn kaum werden sie ausgesprochen, steht der Vorwurf im Raum: rassistisch, pauschalisierend, gefährlich. Schnell heißt es, schon das Benennen von Zusammenhängen spiele Rechtsextremisten in die Hände. Die »Das-hilft-der-AfD«-Keule ist schnell zur Hand.

Bei vielen entsteht allerdings ein gegenteiliger Eindruck: dass nicht das Aussprechen, sondern das Verschweigen und Beschönigen politischen Rändern Auftrieb gibt. Wie schmal dieser Grat ist, zeigt ein Beispiel aus der Politik. Der frühere Bundeslandwirtschaftsminister Cem Özdemir schrieb in einem Gastbeitrag für die Frankfurter Allgemeine Zeitung, seine Töchter würden häufig von Männern mit Migrationshintergrund »unangenehm begafft oder sexualisiert«.29 Eine persönliche Beobachtung, kein politisches Programm. Die Reaktionen darauf waren heftig.

Auch die BR-Journalistin Julia Ruhs, die migrationskritische Positionen vertritt, sieht sich regelmäßig massiver Kritik ausgesetzt – nicht wegen einzelner Aussagen, sondern wegen des Themas selbst. Und doch bleibt ein Befund, der sich weder politisch noch moralisch einfach auflösen lässt: Die Entwicklungen auf der Straße – und in den Statistiken – sind sichtbar. Und sie lassen sich nicht ignorieren.

Sexuelle Übergriffe

Zahlen können nüchtern sein. Aber hinter jeder Zahl steht ein Mensch. Und hinter jedem Gewalt- oder Sexualdelikt steht eine Geschichte, die selten erzählt wird. Zehn Jahre nach der Kölner Silvesternacht zieht Nordrhein-West­falens Ministerpräsident Hendrik Wüst Bilanz.30 Er spricht von Fortschritt, von Reformen, von Kontrolle. Es sei »klar«, man habe »seit dem Regierungswechsel 2017 die Sicherheitsarchitektur in #NRW grundlegend erneuert und gezeigt: verlorenes Vertrauen kann man durch kluges und umsichtiges Handeln wieder zurückgewinnen.« Ein Satz, der nach Stabilität klingt, nach Ordnung, nach einem Problem, das man im Griff hat.

Doch die Zahlen erzählen eine andere Geschichte. Im Jahr 2024 gab es in Nordrhein-Westfalen 237 Prozent mehr Sexualdelikte im Vergleich zu 2015.31 Der Anteil nichtdeutscher Tatverdächtiger lag bei 28,1 Prozent.32 Das sind Zahlen. Aber sie sind mehr als das. Denn jede dieser Taten bedeutet, dass ein Mensch verletzt wurde. Psychisch und physisch. Meist eine Frau. Oft dauerhaft. Es geht nicht um abstrakte Entwicklungen. Es geht um Leben, die aus der Bahn geraten. Um Vertrauen, das zerstört wird. Um Sicherheit, die verloren geht – nicht in Statistiken, sondern im eigenen Körper, im eigenen Alltag.

NRW ist das bevölkerungsreichste Bundesland. Entwicklungen, die hier sichtbar werden, sind oft Vorboten dessen, was sich später im gesamten Bundesgebiet zeigt. Während also von zurückgewonnenem Vertrauen gesprochen wird, zeichnen andere Daten ein deutlich ernüchternderes Bild. »Fast jede zweite Person in Deutschland ist schon einmal sexuell belästigt worden«, titelt Der SPIEGEL Mitte Februar 2026.33 Grundlage ist eine Dunkelfeldstudie zur Gewaltbetroffenheit – die erste seit 20 Jahren. Sie erfasst das, was in keiner Polizeistatistik auftaucht. Das, was nie angezeigt wird, das, worüber geschwiegen wird. Familienministerin Karin Prien sagt dazu: »Das Ausmaß von Gewalt gegen Frauen ist nach wie vor erschreckend hoch und mir macht es große Sorgen.«34

Die Ergebnisse sind eindeutig. Mehr als 5 Prozent der Frauen berichten, im Laufe ihres Lebens vergewaltigt worden zu sein. Innerhalb der vergangenen fünf Jahre traf dies eine von 100 Frauen. Und dennoch: Nur 3 Prozent dieser Betroffenen haben die Tat angezeigt. 3 Prozent – das bedeutet, dass die überwältigende Mehrheit dieser Verbrechen im Verborgenen bleibt. Nicht verfolgt, nicht geahndet, oft nicht einmal benannt. Warum ist das so?

Katja Grieger vom Bundesverband der Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe (bff) sieht einen zentralen Grund im Vertrauen in den Staat: »Das scheint nicht so hoch zu sein«. Die Rechtsanwältin Christina Clemm geht noch weiter. Sie spricht von einer Entwicklung, die sich verschärft hat: Die Anzeigenbereitschaft sei seit 2004 »sogar noch weiter gesunken«. Und sie stellt eine Frage, die schwer wiegt: »Offensichtlich erwarten Betroffene keinen Schutz oder Gerechtigkeit, wenn sie sich an den Staat wenden. Darüber sollte man ernsthaft nachdenken.«35

Das ist ein Satz über mehr als einzelne Täter, es ist ein Satz über das System. Die Diskrepanz zwischen politischer Selbstdarstellung und gesellschaftlicher Realität wird noch deutlicher, wenn man die Entwicklung über einen längeren Zeitraum betrachtet.

Grafik 1: Straftaten gegen die sexuelle SelbstbestimmungTatverdächtige insgesamt*
[image: Liniendiagramm, das die Zahl der Männer und Frauen in Deutschland im Zeitraum von 1987 bis 2020 zeigt; die Zahl der Männer steigt nach 2010 stark an, während die Zahl der Frauen niedrig und konstant bleibt.]
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Ein Blick auf die Tatverdächtigenzahlen (siehe Grafik 1) bei Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung zeigt eine Kurve, die lange relativ stabil verläuft – und dann ansteigt.36 Besonders seit 2015, vor allem bei männlichen Tatverdächtigen. Die Kurve wird steiler, die Werte werden höher. Und sie erreichen inzwischen ein Niveau, das deutlich über dem früherer Jahrzehnte liegt. Für das Jahr 2025 erfasste die Polizei knapp 14.000 Vergewaltigungsdelikte – das sind 9 Prozent mehr als im Vorjahr.37

Auch das sind Zahlen. Aber sie erzählen nur einen Teil der Geschichte. Der andere beginnt dort, wo Statistiken enden. Bei den Menschen, die danach mit dem leben müssen, was ihnen angetan wurde.

Morde, die kaum interessieren

Es beginnt oft leise. Ein Streit. Ein Blick. Ein Wort, das fällt und hängen bleibt. Dann kippt etwas. Und am Ende ist eine Frau tot. Fast jeden Tag geschieht das in Deutschland: ein Femizid.38 Ein Begriff, der kühl klingt, fast technisch. Und doch beschreibt er das Ende eines Lebens – und oft den Höhepunkt einer Gewalt, die lange vorher begonnen hat. Gewalt gehört für viele Frauen zum Alltag. Nicht immer sichtbar, nicht immer angezeigt, aber sie ist da.

Das Bundeskriminalamt benennt eine mögliche Ursache für diese Gewalt: eine »ablehnende Haltung gegenüber der Gleichberechtigung und Gleichwertigkeit der Geschlechter«. Eine Haltung, die »teilweise als Bedrohung traditioneller Rollenbilder wahrgenommen« werde. Das klingt abstrakt, ist aber konkret. Es beschreibt ein Weltbild, in dem Kontrolle wichtiger ist als Gleichberechtigung, in dem Machtansprüche verteidigt werden – notfalls mit Gewalt.

Wie darüber gesprochen wird, hängt oft davon ab, wer der Täter ist. Wenn eine Frau getötet wird und der Fall nicht als »Ehrenmord« gilt oder nicht mit Religion in Verbindung gebracht wird, bleibt die Aufmerksamkeit häufig begrenzt. Die Tat erscheint dann als Randmeldung. Ein weiterer Fall unter vielen. Anders ist es, wenn die Herkunft des Täters ins Bild passt. Wenn er aus bestimmten Regionen stammt, aus der Türkei oder aus arabischen Ländern, verschiebt sich die Debatte. Plötzlich geht es nicht mehr zuerst um die Frau, die gestorben ist. Sondern um Herkunft. Um Religion. Um Kultur.

In den Kommentarspalten lässt sich das nachlesen. »Ich ahne, dass das Mädchen vielleicht noch nicht heiraten wollte.« »Schon wieder Afghanen.«

»Ein bedauernswert junges Opfer. Ein Mädchen aus einem Land, in dem Frauen nicht frei leben dürfen.« Solche Sätze tauchen immer wieder auf. Sie sagen oft weniger über die Tat aus als über das Bedürfnis, sie einzuordnen. Und sie verschieben den Fokus, weg vom Opfer, hin zur Zuschreibung. Dabei ist die Realität komplexer. Kulturelle oder religiöse Vorstellungen können eine Rolle spielen, in manchen Fällen sogar eine zentrale – aber nie die einzige. Gewalt gegen Frauen existiert überall, in allen Ländern, in allen sozialen Schichten. Täter kommen aus allen Bildungsniveaus, aus allen Milieus. Es gibt kein einfaches Muster, das alles erklärt. Statistisch gesehen ist die häufigste tödliche Gewalt gegen Frauen weltweit die durch (Ex-)Partner.39 Also durch Männer, die ihnen nah waren, die sie kannten und die oft über lange Zeit Kontrolle ausgeübt haben. Trotzdem werden solche Taten häufig anders erzählt: als »Familientragödie«, als »Eifersuchtsdrama«. Worte, die verharmlosen, Worte, die das Geschehen in etwas einbetten, das fast wie ein Unglück wirkt, wie etwas, das passiert ist – nicht wie etwas, das jemand getan hat.

Kritiker sehen darin ein Problem. Denn hinter vielen dieser Taten stehen keine spontanen Ausbrüche, sondern Muster, Machtansprüche, Kontrollverlust. Gewaltstrukturen zwischen Männern und Frauen, die historisch gewachsen sind und bis heute fortbestehen und die sich nicht auf eine Herkunft reduzieren lassen.

Tatort Bahnhof

Ein Bahnhof ist ein Ort des Übergangs. Menschen kommen an, Menschen fahren ab. Eilige Schritte, Durchsagen, ein ständiges Kommen und Gehen. Ein Ort, an dem sich Leben kreuzen – für einen Moment, und dann wieder verschwinden. Und doch sind diese Orte längst mehr als das. Ob durch Drogendealer, Taschendiebe oder Trickbetrüger: Bundesweit ist auf fast allen Hauptbahnhöfen die Kriminalität gestiegen. Manche Straftaten haben sich zwischen 2019 und 2024 fast verdoppelt. Gewaltdelikte stiegen innerhalb dieser fünf Jahre um mehr als 50 Prozent, Eigentumsdelikte um 47 Prozent, Waffendelikte um 32 Prozent. Auch Sexualdelikte, Sachbeschädigungen und

Betäubungsmitteldelikte nahmen deutlich zu.40, 41

Zahlen, die nicht nur einen Trend zeigen, sondern einen Ort verändern. »Kriminalität gab es an Bahnhöfen schon immer«, sagt mir ein Bundespolizist aus einem ostdeutschen Bundesland. »Aber inzwischen sind Bahnhöfe – genau wie Züge – lebensgefährliche Orte. Sowohl für uns Einsatzkräfte, aber leider auch immer öfter für Personal und unbeteiligte Bürger.« Das ist ein Satz, der in Erinnerung bleibt. Lebensgefährlich. Ein Wort, das man nicht mit einem Bahnsteig verbindet. Nicht mit einem Ort, an dem Kinder mit Koffern stehen und Pendler auf die nächste Verbindung warten. Doch die Entwicklung bleibt nicht abstrakt, sie bekommt Gesichter.

Anfang 2026, ein Regionalexpress zwischen Rheinland-Pfalz und dem Saarland, eine routinemäßige Fahrscheinkontrolle. Ein 36-jähriger Zugbegleiter spricht einen Fahrgast an. Wenig später liegt er am Boden, mehrfach ins Gesicht geschlagen, schwere Kopfverletzungen, er stirbt im Krankenhaus.42 Sein Name: Serkan Çalar. Ein alleinerziehender Familienvater, ein Mensch, der einfach seiner Arbeit nachging.

Ein anderer Fall, Hamburg, Bahnhof Wandsbek-Markt, eine Szene, die sich kaum begreifen lässt. Ein 25-jähriger Südsudanese zieht unvermittelt eine 18-jährige Frau vor eine einfahrende U-Bahn. Beide sterben noch am Gleis.43 Der mutmaßliche Täter war den Ermittlern bekannt, bereits zuvor war er durch aggressive Verhaltensweisen aufgefallen.

Zwei Fälle, zwei Geschichten, und doch stehen sie nicht allein. Im Jahr 2025 registrierte die Bundespolizei mehr als 5.600 Gewaltdelikte in Zügen und auf Bahnhöfen in Deutschland. Hinzu kommen mehr als 3.000 Angriffe auf Mitarbeiter der Deutschen Bahn44 – betroffen sind nicht nur Zugbegleiter, sondern auch Reinigungskräfte und Servicepersonal. Es ist eine Gewalt, die sich nicht mehr auf einzelne Situationen beschränkt. Sondern zum Alltag geworden ist.

Mit 859 Gewaltdelikten im Jahr 2025 steht der Hauptbahnhof Leipzig an der Spitze dieser Entwicklung, gefolgt von Dortmund, Berlin und Köln. Und auch die Art der Gewalt verändert sich: 980 Messerdelikte, 2200 Sexualdelikte.45 Zahlen, die für sich sprechen und eine Frage aufwerfen, der man nicht ausweichen kann: Wer begeht diese Taten? Die statistische Auswertung liefert eine klare Antwort. Gemessen an ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung stellte die Bundespolizei nichtdeutsche Tatverdächtige bei Gewaltdelikten fünfmal, bei Messerattacken sechsmal und bei Sexualstraftaten sogar achtmal häufiger fest als deutsche Staatsangehörige.46

Eine Einschränkung bleibt: Der Migrationshintergrund deutscher Tatverdächtiger wird dabei nicht erfasst. »Das Bild sähe dann nochmal ganz anders aus«, sagt der Bundespolizist. »Ich sage das aus 20 Jahren Berufserfahrung.« Doch Zahlen allein erklären nicht alles. Sie zeigen nur, wo etwas geschieht, nicht, was es bedeutet. Denn die steigende Gewalt an Bahnhöfen und in Zügen ist nur ein Ausschnitt eines größeren Problems. Ein Ort, an dem Entwicklungen sichtbar werden, die sich auch anderswo zeigen und an dem immer wieder dieselben Menschen stehen: Polizisten, Sanitäter, Feuerwehrleute, Rettungskräfte. Sie greifen ein, wenn Situationen eskalieren. Sie gehen dazwischen, wenn Gewalt entsteht. Sie schützen, helfen, stabilisieren. Während Fahrgäste die Gefahr oft nur für einen Moment erleben, stehen sie täglich im Zentrum dieser Realität. Als Erste vor Ort, als Letzte, die gehen. Und als diejenigen, die den Preis zahlen, wenn sich die Sicherheitslage verändert.

Angriffe auf Einsatzkräfte, Sanitäter und Rettungskräfte

Silvesterabend 2023, Berlin, ein Krankenhaus, Notaufnahme. Neonlicht, hektische Schritte, Stimmen, die sich überlagern. Menschen, die Hilfe brauchen, Menschen, die helfen. Eine Kamera zeichnet mit auf.47, 48 Was in den nächsten Minuten passiert, wird später vor Gericht eine Rolle spielen. Es wird erklären, was an diesem Abend geschehen ist – und warum.

Ein Mann kommt mit einer Schnittwunde an der Hand in die Notaufnahme. Er ist nicht allein, zwei Brüder begleiten ihn. Die Verletzung ist sichtbar, aber nicht lebensbedrohlich. Es dauert – zu lange, aus seiner Sicht, die Stimmung kippt. Die drei Männer bauen sich vor dem Klinikpersonal auf, Worte werden lauter, schärfer, ein Streit entsteht. Dann geht alles schnell. Der Patient schlägt zu, mit der verletzten Hand trifft er einen Arzt im Gesicht, eine Platzwunde. Noch bevor jemand reagieren kann, greifen auch die beiden Brüder an, sie schlagen einen Pfleger nieder. Der Arzt bekommt einen weiteren Hieb ins Gesicht, aus einem Ort der Hilfe wird ein Tatort.

Solche Szenen sind keine Ausnahme mehr. Gewalt gegen Einsatzkräfte oder Unbeteiligte ist mehr als eine Straftat. Sie ist ein Angriff auf die Grundlagen einer freien Gesellschaft. Und doch steigt die Zahl solcher Taten in medizinischen Einrichtungen in Deutschland. Was früher undenkbar war, gehört heute – vor allem in Ballungsräumen – zum Alltag. Aus Helfern werden Opfer, aus Patienten Täter.

Und was sich hier zeigt, beschränkt sich nicht auf Krankenhäuser. Sanitäter, Feuerwehrleute, Polizeibeamte – sie alle berichten von ähnlichen Erfahrungen. Die Gewalt ist näher gerückt, direkter, unberechenbarer. Sie trifft nicht nur jene, die im Einsatz sind, sie trifft auch Lehrerinnen, Busfahrer, Sozialarbeiter. Menschen, die Regeln durchsetzen, die Ordnung schaffen sollen. Die im Kleinen dafür sorgen, dass das Zusammenleben funktioniert. Gerade sie werden zum Ziel.

Ärzte und Pfleger erleben das besonders häufig. Wenn Diagnosen nicht akzeptiert werden, wenn Wartezeiten als Zumutung empfunden werden, wenn Erwartungen auf Realität treffen – dann eskaliert es. Krankenhäuser reagieren, sie rüsten auf.49, 50 Notfallknöpfe werden installiert,51 um innerhalb weniger Minuten die Polizei zu alarmieren, Personal besucht Selbstverteidigungskurse.

Oft steht dabei eine Waffe im Mittelpunkt, die in den vergangenen Jahren eine besondere Rolle eingenommen hat: das Messer. »Es gibt quasi keine Hemmschwelle mehr. Die Leute interessiert es nicht mehr, ob sie jemanden mit dem Messer in den Oberkörper stechen oder in den Hals«, sagt ein Kripo-Beamter aus Nordrhein-Westfalen. »Wenn ein Messerangriff aus weniger als 7 Metern erfolgt, endet er meistens tödlich«, berichtet ein Bundespolizist aus Bayern. »Es hilft nur, so schnell zu verschwinden wie irgendwie möglich. Alles andere ist Quatsch.«

Das sind Sätze, die zeigen, wie sehr sich die Realität verschoben hat. Und sie führen zu einer weiteren Frage: Wer steckt dahinter? Sicherheitskräfte und Klinikmitarbeiter beschreiben ein Muster, das sich wiederholt: Es sind oft nicht einzelne Täter, sondern Gruppen. Familienverbünde, Netzwerke, die gemeinsam auftreten, Druck aufbauen, Räume dominieren.

»Clans spielen bei der Bedrohung des medizinischen Personals in NRW eine besondere Rolle«, berichtet eine Beamtin aus dem Ruhrgebiet. »Mitglieder von Sinti- und Roma-Familien tauchen teilweise mit 30 bis 40 Menschen in Krankenhäusern auf und schüchtern Personal und andere Patienten ein.« Was zunächst nach Überforderung klingt, wird schnell zu einer Frage der Sicherheit: zum Beispiel im Dezember 2025, Uniklinik Köln. 25 Angehörige versammeln sich im offenen Foyer,52 Anlass ist die Geburt eines Kindes. Die Familie möchte feiern – gemeinsam. Trotz mehrfacher, »wiederholt und in respektvoller Weise« vorgetragener Bitten, die Hausordnung zu beachten und das Foyer zu verlassen, kommt es zu »angespannten Wortwechseln«. Am Ende rückt die Polizei an. Ein vergleichsweise harmloser Vorfall – und doch ein Beispiel dafür, wie schnell Gruppendynamiken eskalieren können.

In anderen Fällen geht es um mehr. »Ich habe sehr wenig Verständnis dafür, wenn sich Clanmitglieder oder Mitglieder der Organisierten Kriminalität gegenseitig mit scharfen Schusswaffen beschießen und eine Gefahr für unbeteiligte Bürger besteht, die Personen dann irgendwann im Krankenhaus landen und am Ende von der Polizei auf der Station beschützt werden müssen, damit sie sich dort nicht noch gegenseitig abschlachten«, sagt ein Beamter aus Berlin.

Folgen, die über den Einsatz hinausgehen

Ein paradoxer Zustand: »Wir müssen die Kriminellen sozusagen beschützen. Es fühlt sich falsch an und man fragt sich, ob das wirklich die beste Lösung sein kann?« Und doch gehört genau das vielerorts zum Klinikalltag. Wie sehr sich dieser verändert hat, zeigen Zahlen, die kaum zu relativieren sind. Eine Umfrage im Unfallkrankenhaus Berlin ergibt: Jeder Mitarbeiter der Notaufnahme hat Gewalt im Arbeitsalltag erlebt. 93 Prozent berichten von verbaler Gewalt, 55 Prozent von körperlichen Angriffen, 38 Prozent waren mit sexualisierter Gewalt konfrontiert.

Auch das Evangelische Krankenhaus Königin Elisabeth Herzberge meldet ähnliche Erfahrungen. Allein im Jahr 2025 wurden dort 1.062 Vorfälle registriert – körperliche Angriffe, verbale Bedrohungen, Beleidigungen, im Schnitt fast drei pro Tag.53 Es ist eine Entwicklung, die sich nicht auf Krankenhäuser beschränkt. Angriffe auf Polizeibeamte, Klinikpersonal, Feuerwehr, Rettungskräfte, Lehrer, Busfahrer und Schaffnerinnen sind Ausdruck einer wachsenden Verachtung gegenüber staatlichen Institutionen. In manchen Städten werden Buslinien eingestellt, weil die Sicherheit des Personals nicht mehr gewährleistet ist. In Hagen etwa berichtet Polizeipräsidentin Ursula Tomahogh: »Die Angriffe auf Busfahrer haben uns große Sorgen bereitet.«54 Müll, Wasserbomben, Steine – gezielte Angriffe auf Fahrzeuge und Fahrer. Erst durch den Einsatz uniformierter und ziviler Kräfte in den Bussen konnte die Situation entschärft werden.55 Doch die Frage bleibt: Ist das eine Lösung? Oder nur die Behandlung eines Symptoms?

Für die Betroffenen hat diese Entwicklung Folgen, die über den Einsatz hinausgehen. »Diesen Hass im Blick nimmt man nach Hause«, sagt die Berliner Polizistin Katrin Gerlach im Gespräch mit dem RBB.56 Auf Social Media sei es ihrer Erfahrung nach »zum Sport geworden« zu sagen: »Wir greifen mal Einsatzkräfte an«. Man bekomme Klicks dafür, »wenn jemand bespuckt und beleidigt wird«. Die Gewalt endet nicht mit dem Dienst, und sie hinterlässt Spuren. »Diese Uniform oder diese Dienstbekleidung ist kein Panzer, der uns vor allem schützt, sondern die ziehen wir zum Feierabend aus und gehen nach Hause wie jeder andere. Der Tag aber hinterlässt immer Spuren, denn wir sind Menschen.« Was Katrin Gerlach beschreibt, ist kein Einzelfall.

Es ist Teil einer Entwicklung, die sich auch in Zahlen abbildet.

Im Jahr 2024 wurden 46 367 Gewalttaten gegen Polizistinnen und Polizisten registriert. Seit 2015 ist die Zahl der erfassten Gewalttaten gegen Vollzugsbeamte um 38,5 Prozent gestiegen, die Taten gegen Polizeikräfte sogar um 67,2 Prozent. Besonders erschreckend: 34-mal wurden für das Jahr 2025 Tötungsdelikte – einschließlich Versuchen – gegen polizeiliche Vollstreckungsbeamte dokumentiert. In einem Fall endete die Tat tödlich, 33-mal blieb es beim Versuch.57

Diese Zahlen lassen sich nicht wegdiskutieren. Sie zeigen eine Entwicklung. Und sie führen zu einer Frage, die sich durch dieses Buch zieht: Wie konnte es so weit kommen? Um darauf eine Antwort zu finden, reicht der Blick auf einzelne Taten nicht aus. Man muss weiter zurückgehen. Zu den politischen und gesellschaftlichen Veränderungen der vergangenen Jahrzehnte.

Frust und verlorener Glaube in den Rechtsstaat

Es ist kein lauter Vorwurf. Eher ein Satz, der im Vorbeigehen fällt, auf der Straße, im Gespräch, zwischen Tür und Angel: »Kümmern Sie sich doch erstmal um die wirklich drängenden Probleme.« Gemeint ist nicht der einzelne Strafzettel. Gemeint ist das Gefühl dahinter. »Wir hören immer öfters, dass wir uns doch erstmal um die wirklich drängenden Probleme kümmern sollten, bevor wir dieser oder jener Person einen Strafzettel für Falschparken ausstellen. Die Menschen haben das teilweise berechtigte Gefühl, dass wir uns als Polizei mit den eher einfachen Vergehen wie eben Falschparken beschäftigen, weil wir dort noch Erfolge verbuchen könnten. Die wirklich großen Verbrecher der Organisierten Kriminalität gehen wir eher halbherzig an, so der Vorwurf, weil wir dort kaum noch durchdringen können.« So beschreibt es ein Polizist.

Es ist nicht seine eigene Überzeugung. Eher eine Wahrnehmung, die ihm immer wieder begegnet. Und die viele seiner Kollegen kennen. Sie widersprechen ihr nur teilweise – auch deshalb, weil sie sie in vielem nachvollziehen können. Zwischen dem, was sie täglich erleben, und dem, was öffentlich diskutiert wird, liegt oft eine Lücke. Viele Beamte berichten, dass ihre Lageeinschätzungen dokumentiert werden. Sorgfältig, detailliert, Fall für Fall. Zahlen werden nach oben gemeldet. Berichte geschrieben. Analysen erstellt. Und dann?

»Wir dokumentieren im Dienst jeden einzelnen Fall sehr genau und melden die Zahlen auch nach oben weiter. Deshalb habe ich das Gefühl, dass die zuständigen Stellen eigentlich genau wissen müssten, wie die Situation bei uns auf der Straße oder an der deutschen Grenze aussieht. Gleichzeitig entsteht bei vielen Kollegen der Eindruck, dass politische Prioritäten anders gesetzt werden. Während wir täglich mit den Folgen umgehen, wird öffentlich oft über ganz andere Themen gesprochen«, sagt ein Bundespolizist.

Genau dieser Eindruck setzt sich fest. Und er hat sich in den vergangenen Jahren verstärkt. Die Coronazeit hat dazu beigetragen. Gesetze wurden in kurzer Zeit beschlossen, Maßnahmen umgesetzt, Regeln kontrolliert. Die Polizei setzte sie durch – sichtbar, konsequent, teilweise hart. Videos davon verbreiteten sich im Netz. Und sie hinterließen Spuren. »Das hatte einen Vertrauensverlust in den Staat zur Folge, weil Bürger sahen: Wenn die Politik etwas will, dann findet sie Wege, die notwendigen Gesetze auf den Weg zu bringen und etwas zu verändern. Wenn es aber um die innere Sicherheit in Deutschland geht, um die effektive Bekämpfung von Kriminalität, dann ist dieser Wille offenbar nicht da.« Es ist ein Vergleich, der nicht ganz fair ist. Und doch wirkt er. Denn Vertrauen entsteht nicht durch einzelne Maßnahmen. Sondern durch Kontinuität. Durch das Gefühl, dass Regeln gelten – und auch durchgesetzt werden.

Nehmen wir die Einbrüche. Alle drei Minuten wird in Deutschland eingebrochen. Die Aufklärungsrate geht gegen Null. Was das im Alltag bedeutet, beschreibt ein Polizist aus Berlin: »Wenn ich zu einem Mehrfamilienhaus komme, wo in sieben oder acht Keller eingebrochen wurde, dann muss ich jeden einzelnen Keller als ein einzelnes Delikt betrachten. Ich muss also sieben oder acht Anzeigen schreiben. Der normale Bürger würde nun denken: ›Das war doch ein einziger großer Einbruch.‹ Nein, wir machen daraus sieben oder acht kleine Einbrüche, weil ein Richter argumentieren kann: Der Einbrecher hätte es sich ja theoretisch vor jedem einzelnen Keller neu überlegen können. Für uns bedeutet das unfassbar viel Papierarbeit, mit so was bin ich dann den ganzen Tag beschäftigt. Und wenn wir ehrlich sind, schreiben wir das Ganze auch nur für die Versicherung auf, weil die Chancen, einen Einbrecher zu fassen, relativ gering sind.«

Das klingt nüchtern – und ist gerade deshalb so ernüchternd. Ein Hamburger Kollege bringt es auf den Punkt: »Ich kann verstehen, wenn Bürger den Glauben in den Rechtsstaat verlieren.« Denn was folgt aus einer Tat? Oft wenig, meistens nichts. Verfahren ziehen sich, Gefängnisse sind voll, »kleine« Delikte bleiben ungeahndet.

Auch auf der Straße ist dieser Eindruck spürbar. Menschen berichten, dass sie staatlichen Institutionen weniger vertrauen als früher,58 dass Probleme sichtbar sind – aber nicht gelöst werden.

Am Ende fügt sich all das zu einem Gesamtbild. Ein Staat, der funktioniert, aber nicht mehr überall durchgreift. Ein System, das arbeitet, aber an seine Grenzen stößt. Und eine Gesellschaft, die das spürt. Die Frage ist nicht mehr, ob diese Wahrnehmung berechtigt ist – sondern wie es dazu kommen konnte. Und wann genau der Punkt erreicht wurde, an dem sich diese Entwicklung verfestigt hat.


2.
Wie kam es zu der heutigen Lage?

»Rückblickend sieht man die Dinge oft klarer«, berichtet ein altgedienter Kriminalbeamter. »Wir – und damit meine ich sowohl Politik als auch Gesellschaft – haben aus falsch verstandener Toleranz wahnsinnig viel falsch gemacht und wichtige Chancen verstreichen lassen.« Dass viele Menschen sich heute in Deutschland nicht mehr so sicher fühlen wie früher, hat keine einzelne Ursache. Es ist das Ergebnis einer langen Kette von Entscheidungen.

Nach der Wiedervereinigung 1990 stand der Staat vor einer gewaltigen Aufgabe. Zunächst gab es fast ein Jahr lang überhaupt keine Grenze mehr, innerhalb von nur vier Jahren beantragten rund 1,4 Million Menschen Asyl, vorwiegend aus dem zerbrochenen Jugoslawien.59 »Damals kam eine neue Art der Kriminalität nach Deutschland«, berichtet eine erfahrene Ermittlerin aus Berlin. »Menschen mit Kriegserfahrung, für die Gewalt keine Hemmschwelle war.«

Doch schon lange vor dem Mauerfall etablierte sich in Deutschland – aber weitgehend unbemerkt von Politik und Öffentlichkeit – eine Personengruppe, die später die Organisierte Kriminalität maßgeblich prägen sollte: Angehörige der sogenannten Mhallami-Kurden sowie palästinensische Gruppen legten den Grundstein für die Clankriminalität, welche heute Umsätze in Milliardenhöhe erzielt.

»Die Menschen wurden damals als staatenlos erfasst und erschienen in keiner offiziellen Statistik«, berichtet ein Beamter. »Wenn man bedenkt, dass es sich anfänglich nur um wenige Tausend Menschen handelte, und betrachtet, welche Macht die Clans heute haben, so liegt im Umgang mit ihnen sicherlich einer der größten sicherheitspolitischen Fehler.«

Gleichzeitig nutzten auch andere Flüchtlinge, vor allem aus der Türkei, diese Situation, indem sie sich als Mhallami oder Palästinenser ausgaben, da ihnen bewusst war, dass sie so einer Abschiebung entgehen konnten. Vor diesem Hintergrund kamen vor allem Menschen ohne Perspektiven, die bereits im Libanon unter prekären Bedingungen als Flüchtlinge lebten, nach Deutschland.

Der Aufbau Ost verschlang immense finanzielle Mittel. Gleichzeitig wuchs der Druck, Haushalte zu konsolidieren, Schulden abzubauen, den Staat effizienter zu machen. Sparen wurde zur politischen Leitidee. Der Sozialdemokrat Hans Eichel, Finanzminister unter Bundeskanzler Gerhard Schröder von 1999 bis 2005, machte das Sparen laut einer journalistischen Zuspitzung in Deutschland »so populär wie das Fußballspielen«.

Auch die Länder folgten diesem Kurs. Und sie setzten den Rotstift dort an, wo die Folgen erst später sichtbar werden sollten: bei der inneren Sicherheit. Die Zahl der Polizisten wurde um Tausende reduziert – besonders in den rotgrün regierten Bundesländern Berlin und Nordrhein-Westfalen.60 Um die Jahrtausendwende lebten in Deutschland rund 82 Millionen Menschen, die Polizei zählte 250.178 Beamte; im Jahr 2016 lebten fast 83 Millionen Menschen in der Bundesrepublik, die Zahl der Polizeibeamten betrug jedoch nur noch 220.813.61

Was sich in Zahlen ausdrücken lässt, hatte konkrete Folgen: Weniger Personal bedeutet weniger Präsenz, weniger Zeit, weniger Möglichkeiten. Der Personalstamm musste später mühsam wieder aufgebaut werden. Doch während dieser Wiederaufbau lief, veränderte sich die Welt – und mit ihr die Bedrohungslagen. Was früher im Zentrum stand, verlor an Bedeutung. Spionageabwehr, klassische Grenzsicherung – Aufgaben, die lange das Bild der Polizei geprägt hatten. An ihre Stelle traten neue Herausforderungen: Terrorismus, Organisierte Kriminalität, später Cybercrime.

Die Spannung zwischen Anspruch und Realität

Die Institution Polizei musste sich neu erfinden. Doch sie tat es oft zu spät – oder zu zögerlich. Die Digitalisierung veränderte die Gesellschaft in rasantem Tempo. Kriminalität verlagerte sich ins Netz, Strukturen in Städten wandelten sich, Milieus differenzierten sich aus, die Gesellschaft wurde vielfältiger. All das hätte Konsequenzen haben müssen, für Ausbildung, für Fortbildung, für Strategie, doch vieles davon blieb aus.

Über Jahre hielt sich ein politischer Konsens: Der Staat müsse schlanker werden. Was das bedeutet, zeigt ein Blick auf einen der größten Skandale der deutschen Nachkriegsgeschichte, die NSU-Mordserie zwischen 2000 und 2007. Sie wurde zum ersten großen Warnsignal. Die Ermittlungen legten offen, was lange übersehen worden war: massive institutionelle Defizite, Behörden, die nicht miteinander kommunizierten. Ermittlungsansätze, die von rassistischen Vorannahmen geprägt waren, ein erschütterndes Versagen im Umgang mit rechtsextremen Netzwerken. Untersuchungsausschüsse folgten, die Empfehlungen formulierten: mehr Kontrolle, bessere Zusammenarbeit, mehr Diversität im Polizeiapparat. Doch umgesetzt wurde nur ein Bruchteil davon, die strukturellen Probleme blieben. Und sie wirkten weiter.

Während die Polizei versuchte, Personal aufzustocken, Kompetenzen zu erweitern und Strukturen zu modernisieren, veränderte sich die gesellschaftliche Realität erneut. Schneller, als viele Institutionen darauf reagieren konnten. Genau in dieser Phase trat ein weiterer Faktor in den Vordergrund: Migration. Nicht als isoliertes Phänomen, sondern als Teil einer Entwicklung, die bestehende Schwächen sichtbar machte – und verstärkte.

Migration in all ihren Facetten bildet einen entscheidenden Grund dafür, warum selbst Sicherheitsbehörden heute offen von »Kontrollverlust« sprechen. »Die Sicherheitsbehörden wurden der Ideologie von bestimmten politischen Strömungen untergeordnet«, sagt ein Polizist aus Hamburg. Das ist ein Satz, der viel über die Wahrnehmung innerhalb der Behörden erzählt. Und über die Spannung zwischen politischem Anspruch und operativer Realität.

Die Zahlen zeigen, wie stark sich das Land in kurzer Zeit verändert hat. Zwischen 2011 und 2024 ist der Anteil der ausländischen Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung von 7,9 Prozent auf 14,5 Prozent gestiegen (siehe Grafik 2). 62 Gleichzeitig werden jedes Jahr neue Rekordzahlen bei der Einbürgerung vermeldet. Menschen, die in dieser Zeit die deutsche Staatsbürgerschaft erhalten haben, tauchen in der Statistik nicht mehr als Personen mit Migrationshintergrund auf. Auch das verändert den Blick auf die Daten.

Grafik 2: Anteil der ausländischen Bevölkerung an der 
Gesamtbevölkerung in Deutschland von 1991 bis 2024
[image: Liniendiagramm, das den Prozentsatz ausländischer Studierender in Deutschland von 1981 bis 2021 zeigt, mit einem Anstieg von 7,6 % auf 14,5 %, wobei ein deutlicher Anstieg nach 2011 zu verzeichnen ist.]
Quelle: https://de.statista.com/statistik/daten/studie/14271/umfrage/deutschland-anteil-auslaender-an-bevoelkerung/


Ein Einschnitt war das Jahr 2011. Mit dem Beginn des »Arabischen Frühlings« stieg die Kurve steil nach oben. Migration wurde zu einem bestimmenden Thema und damit auch zu einer sicherheitspolitischen Frage. Denn innere und äußere Sicherheit lassen sich nicht voneinander trennen. Der Schutz der Grenzen ist nicht nur eine Frage der Außenpolitik, er ist von elementarer Bedeutung für die innere Sicherheit. Wer verstehen will, warum die Lage heute ist, wie sie ist, muss diese Entwicklungen »zusammendenken«. Und er muss zurückgehen: zu den Wegmarken, zu den Entscheidungen, zu den Ereignissen, die sich über zwei Jahrzehnte hinweg aufgeschichtet haben. Erst in ihrer Summe ergeben sie das Bild, das sich heute zeigt. Ein Bild, das von Spannungen geprägt ist, von Versäumnissen und von einer Frage, die sich durch dieses Buch zieht: Wann genau hat sich das Gleichgewicht verschoben? Die Antwort darauf liegt nicht in einem einzelnen Moment. Sondern in mehreren Phasen – Phasen, die sich klar benennen lassen.

Stufe 1: EU-Erweiterung 2004 und 2007

Am 1. Mai 2004 erweitert sich die Europäische Union so stark wie nie zuvor.

Zehn Länder treten bei: Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn und Zypern. Knapp drei Jahre später, am 1. Januar 2007, folgen Bulgarien und Rumänien. Es ist ein historischer Moment. Ein politischer Erfolg, ein Schritt hin zu einem geeinten Europa. Und zugleich – aus Sicht vieler Polizisten – der Beginn einer Entwicklung, die lange unterschätzt wurde.

»Die Erosion des Rechtsstaates war nicht erst seit Silvester 2015/2016 zu beobachten. Die steigende Gewaltbereitschaft und Verrohung des innerstädtischen Sozialgefüges setzte bereits mit der Osterweiterung der EU und der damit verbundenen Freizügigkeit ein«, sagt ein Kriminalbeamter aus NordrheinWestfalen mit 46 Jahren Berufserfahrung. Das ist ein Satz, der den Blick verschiebt. Weg von einzelnen Ereignissen, hin zu langfristigen Veränderungen.

Dabei unterscheiden die Beamten sehr genau. Migration aus den baltischen Staaten, berichten sie, habe kaum Probleme verursacht. Auch die Stammbevölkerung aus Bulgarien und Rumänien sei aus ihrer Sicht überwiegend unauffällig gewesen. Die Kriminalitätsschwerpunkte hätten sich vielmehr klar konzentriert. »Es waren im Wesentlichen Sinti und Roma, die hier für viele Delikte verantwortlich waren.«

Ein Kollege aus Nordrhein-Westfalen ergänzt: »Nach dem Beitritt von Bulgarien und Rumänien hatten wir einen erheblichen Anstieg an Eigentums-, Banden- und Gewaltkriminalität. Es kamen ganz, ganz viele Menschen zu uns, die die Niederlassungsfreiheit ausgenutzt haben und hier straffällig wurden.« Mit diesen Entwicklungen veränderte sich auch die Polizeiarbeit. Nicht abrupt, aber spürbar. »Wir haben natürlich gesehen, wer da zu uns kommt. Innerhalb der Behörden bis hoch in die Führungsebene hat man gemerkt: Da sind Straftäter mit hohen Anteilen nicht deutschen Ursprungs. Damals begann es, dass sich eine Art Sprach-Polizei entwickelt hat.« Das ist ein Begriff, der hängen bleibt. Gemeint ist eine Veränderung, die weniger mit Einsatzlagen zu tun hat als mit Sprache. Mit dem, was gesagt werden darf – und dem, was nicht.

»Der wesentliche Anteil der Migration aus Bulgarien und Rumänien, der hier bei uns mit Eigentumskriminalität, Diebstählen, Betrug, Enkeltrick-Betrug et cetera aufgefallen ist, bestand aus Menschen aus der Gruppierung der Sinti und Roma. Wir konnten das aber nicht in unsere Berichte schreiben.« Die Folge: Umschreibungen, Ersatzbegriffe. »Bei Personenbeschreibungen musste man daher sehr, sehr sorgfältig darauf achten, dass der Begriff Roma oder Ähnliches nicht benutzt wurde. Weil wir den Tathergang aber irgendwie beschreiben mussten, sind dann Kunstbegriffe entstanden wie ›mobile ethnische Minderheit‹ – das war ziemlich schräg.«

Doch selbst das reichte irgendwann nicht mehr. »Auch das wurde dann unterbunden mit dem Hinweis, dass wir uns nur noch um explizite körperliche Merkmale kümmern sollten.« Was das in der Praxis bedeutet, beschreibt der Beamte nüchtern: »Ein Fahndungsaufruf, der so vage beschrieben ist, bringt nicht viel. Man kann dann nur schwer ein Bild vor Augen haben, wer eigentlich gesucht wird.« Die Alternative hätte Konsequenzen gehabt. »Ein Hinwegsetzen über diese Anweisungen hätte dienstrechtliche Konsequenzen gehabt, davor haben sich viele – auch ich – gescheut.«

Die Sprache verändert sich, und mit ihr die Wahrnehmung. »Dann sind die Täter nicht benannt worden, sondern es hieß: ›Straftaten zum Nachteil älterer Menschen‹. Die meisten Opfer waren Rentner. Deshalb haben wir es nach ihnen benannt – und die Täter außer Acht gelassen.« Das ist mehr als nur eine sprachliche Verschiebung, es ist eine Verschiebung des Problems. Weg vom Täter, hin zum Opfer. Obwohl die Strukturen den Beamten bekannt waren, wurden sie in Begriffe verpackt, die harmlos klangen.

Ideologie und politischer Druck

Die Öffentlichkeit bekam ein anderes Bild. Ein diffuseres, weniger greifbares. »In Wahrheit stand Ideologie vor Vernunft«, sagt ein erfahrener Ermittler aus Düsseldorf. Und er fügt einen Satz hinzu, der wie ein Leitmotiv dieses Buches wirkt: »Nur wenn ich das Problem sauber beschreibe, kann ich es sauber bearbeiten.« Doch genau das wurde schwieriger.

Auch der politische Druck nahm zu. »Ich habe im Innenministerium meines Bundeslandes über die Jahrzehnte hinweg Minister verschiedener Parteizugehörigkeit erlebt«, erzählt ein Kriminalist. Dann beschreibt er eine Szene, die ihm im Gedächtnis geblieben ist: »Eine Situation mit einem SPD-geführten Innenministerium werde ich nie vergessen: Jedes Jahr stellen wir im Frühjahr auf der Landespressekonferenz die Kriminalstatistik des Vorjahres vor. Der Minister macht dann ein paar politische Äußerungen zur Entwicklung. Man stellt natürlich die Erfolge vor, aber auch die eher kritischen Entwicklungen. Wir hatten in diesem Jahr den Fall, dass die Kriminalitätsrate jugendlicher Straftäter deutlich überproportional zu anderen Bevölkerungsanteilen gestiegen war.«

Die Frage war nicht, ob man darüber spricht – sondern wann. »Es stellte sich die Frage, ob wir diese Entwicklung gleich zu Beginn der Pressekonferenz thematisieren sollten oder lieber im Laufe des Vortrages, um die Zahlen eher zu kaschieren.« Dann geschah etwas Unerwartetes. »Plötzlich schaltete sich ein Staatssekretär ein und erklärte, die Zahl sei ›gelogen‹ – so nach dem Motto: Die Polizei hätte sich die Zahl ausgedacht.« Der Beamte erinnert sich: »Ich war natürlich höchst empört, selbstverständlich war die Zahl nicht frei erfunden, sondern beruhte auf überprüfbaren Daten und Fakten.« Und er zieht eine Schlussfolgerung: »In dem Moment war mir aber klar: Es ist keine Frage der polizeilichen Fachlichkeit, sondern eine der politischen Ausrichtung.«

Das ist eine Zäsur. Nicht in den Zahlen. Sondern im Umgang mit ihnen. »Das war auch die Zeit, wo die Stimmung in der Bevölkerung begann, so langsam zu kippen. Und das war noch vor der Silvesternacht in Köln.« Die Beamten betonen: Zahlen wurden nicht systematisch unterdrückt, aber ihre Einordnung wurde verändert. »Wohl aber das Verhältnis zwischen von Migranten ausgeübten Straftaten, Menschen mit Migrationshintergrund und Biodeutschen: Da ist von politischer Seite schon sehr Wert drauf gelegt worden.«

Die Polizei suchte nach Wegen, dennoch Hinweise zu geben. »Die Behörden gaben dann Pressemitteilungen raus, da stand jetzt drin, dass zwei Frauen beim Ladendiebstahl erwischt wurden, die sogenannte Klau-Schürzen trugen und lange schwarze Haare hatten. Die Bürger konnten dann zumindest ein bisschen wissen, um welches Täterprofil es bei dem Delikt ging.« Das ist eine indirekte Kommunikation, eine, die mehr andeutet als ausspricht.

Der Beginn eines lange übersehenen Kontrollverlustes

Und auch das gehört zur Realität: Die Kritik richtet sich nicht pauschal gegen »Ausländer« oder »Osteuropäer«. Was die Beamten beschreiben, ist differenzierter. Es geht nicht um Migration insgesamt, sondern um bestimmte Gruppen. Um Strukturen, um Muster, die sich mit bestimmten Wanderungsbewegungen zeigen.

Die EU-Osterweiterung führte – so schildern sie es – weniger zu einem Anstieg von Gewalt- oder Sexualdelikten, sondern vor allem zu Eigentums- und Betrugsdelikten. Die Täter agierten organisiert, abgeschottet und flexibel. »Alles, was zu einer leichten Bereicherung führte, war attraktiv«, erinnert sich ein Beamter. Gleichzeitig entstand ein Widerspruch. Auf der einen Seite stand die politische Erzählung: Europa wächst zusammen, Grenzen fallen und Märkte öffnen sich. Auf der anderen Seite stand die sicherheitspolitische Realität. »Es war damals ein extremes politisches Kalkül zu sagen, wir machen die EU stark, die Zölle fallen weg, es gibt einen freien Warenverkehr. Die deutschen und westeuropäischen Industrien und Produzenten konnten riesige Märkte erschließen. Die sicherheitspolitischen Interessen waren meiner Einschätzung nach absolut nachgeordnet worden.«

Die Folgen waren spürbar. Vor Ort. Bei denen, die täglich mit den Auswirkungen zu tun hatten und oft nicht offen darüber sprechen konnten. Wer Probleme benannte, galt schnell als unbequem, als politisch unzuverlässig. Kritik wurde relativiert, Sprache reguliert und Hinweise wurden abgeschwächt. So entstand ein Vakuum. Eine Politik, die Erfolg erzählen wollte – und Sicherheitsbehörden, die mit Problemen arbeiteten, die sie nicht klar benennen durften. Die Folge: Zeit ging verloren, Strukturen verfestigten sich und kriminelle Netzwerke etablierten sich – nahezu widerstandslos.

Im Rückblick erscheint die EU-Osterweiterung deshalb doppelt. Als politischer Triumph – und sicherheitspolitisch als Beginn eines lange übersehenen Kontrollverlustes. Nicht, weil Millionen Osteuropäer nach Deutschland kamen, sondern weil die Begleiterscheinungen nicht offen benannt wurden – oder nicht benannt werden durften. Die Freizügigkeit öffnete Türen, aber sie traf auf ein System, das darauf nicht vorbereitet war – und nicht bereit, die Schattenseiten offen auszusprechen. Denn wer Tätergruppen nicht benennen kann, kann sie auch nicht gezielt bekämpfen. Wer Ursachen verschleiert, kann keine Lösungen entwickeln. Und wer Daten als störend empfindet, verliert den Blick für die Wirklichkeit. So entstand ein Widerspruch, der sich durch die Jahre zieht: ein Europa, das sich als Erfolgsgeschichte erzählt, und eine Sicherheitslage, die sich leise verändert. Spürbar für diejenigen, die täglich damit zu tun haben, und zunehmend auch für die Gesellschaft. Denn verdrängte Probleme verschwinden nicht – sie wachsen. Und sie kehren zurück, mit größerer Wucht.

Die Jahre nach 2004 waren eine Phase, in der sich Strukturen entwickeln konnten. Unbemerkt – oder unbeachtet. Und als sie sichtbar wurden, waren sie bereits gefestigt, das Vertrauen begann zu erodieren, lange bevor neue Krisen hinzukamen. Lange bevor 2015 oder 2021 zu Einschnitten wurden. Denn während diese Entwicklungen im Hintergrund liefen, stand bereits der nächste Wendepunkt bevor. Ein Jahr, ein Satz, eine politische Entscheidung. 2015: »Wir schaffen das.«

Stufe 2: »Wir schaffen das« (2015)

Er erinnert sich genau an diesen Moment. Nicht an ein Datum, nicht an eine Uhrzeit, sondern an das Gefühl. An dieses kurze Innehalten im Raum, als klar wurde, was entschieden worden war. Ein Besprechungsraum, nüchtern, funktional. Karten an den Wänden, Einsatzpläne auf dem Tisch. Männer und Frauen in Uniform, die seit Jahren wissen, was ihre Aufgabe ist: Grenzen sichern, Recht durchsetzen, Ordnung gewährleisten. Und dann fällt der Satz. Kein Befehl im klassischen Sinn, eher eine Festlegung. Eine politische Entscheidung, die nach unten durchgereicht wird. Der Beamte beschreibt es heute so: »Wir durften einer unserer primären Aufgaben, nämlich dem Schutz der deutschen Grenzen, nicht nachkommen.«

Er macht eine kurze Pause, als würde er diesen Moment noch einmal durchgehen. »Wir hatten einen Plan, so wie andere Staaten auch, die Grenzen zu schließen und das Land zu schützen. Diesbezüglich gab es Einsatzbesprechungen.« Man hatte vorbereitet, was zu tun wäre, Maßnahmen definiert und Szenarien durchgespielt. Es war keine improvisierte Lage. »In diesen Besprechungen wurde besprochen, welche Maßnahmen zum Schutz der Grenze greifen sollten.« Und dann: Nichts, der Plan bleibt liegen, die Entscheidung fällt anders. Angela Merkel wollte es so – entgegen des ausdrücklichen Rats ihrer Sicherheitschefs.63

Für den Bundespolizisten, mit dem ich im Jahr 2025 darüber spreche, ist das bis heute schwer zu begreifen. Nicht, weil er die politische Dimension nicht versteht, sondern weil sie im Widerspruch zu seinem Auftrag steht. »Die Sicherheitsbehörden wussten von Anfang an, dass die große Mehrheit Wirtschaftsflüchtlinge sind. Und wir wussten, dass wir gar nicht in der Lage sein würden zu differenzieren: Sind das wirklich Syrer?«

Dieses Wissen stand in Lagebildern, und es bestätigte sich später. In Gesprächen, in Befragungen und in Szenen, die sich an den Grenzen täglich wiederholen. Sicherheitsbeamte berichten, dass sich diese Einschätzung auch in vielen Gesprächen mit Migranten widerspiegelt – damals wie heute. Im Rahmen von Asylverfahren oder polizeilichen Kontrollen sprechen manche erstaunlich offen über ihre Beweggründe. Ein Bundespolizist aus Westdeutschland schildert es so: »In den Befragungen erzählen uns manche Migranten ganz offen, warum sie gekommen sind. Sie sagen dann zum Beispiel: ›Ich habe Verwandte in Deutschland und möchte hier ein besseres Leben.‹ Einige sagen auch direkt: ›Der Staat bezahlt mir hier alles.‹ Das hört man tatsächlich so im Gespräch.«

Es sind keine Einzelfälle, es ist ein Muster, und es führt zu Situationen, die die Beamten als widersprüchlich erleben, fast absurd. Auf der einen Seite Menschen, die offen sagen, dass sie nicht verfolgt sind. Auf der anderen Seite ein System, das genau in diesem Moment greift. Doch wirtschaftliche Gründe sind kein Asylgrund. Trotzdem kann die Person ein Asylverfahren beginnen – sie muss nur das »Zauberwort« sagen, nämlich: »Asyl.« Ein einziges Wort. Und die Grenze verliert ihre Funktion. Außerdem wurde ein Aspekt in der öffentlichen Debatte lange kaum wahrgenommen: die sicherheitspolitischen Folgen des »Arabischen Frühlings«. Seit 2011 werden in Tunesien, Libyen und Ägypten Zehntausende Kriminelle aus Gefängnissen freigelassen.64, 65 Zehntausende Straftäter. Ein ehemaliger Landeskriminaldirektor sagt: »Wir wussten: Da kommen Menschen, die hier mutmaßlich kriminell sehr aktiv werden.«

Kritik blieb folgenlos

Auch juristisch wurde die Situation früh kritisch bewertet. Der Staatsrechtler und ehemalige Bundesminister für Verteidigung (1988 bis 1989) Prof. Dr. Rupert Scholz warnt bereits 2015 in einem Interview mit der WELT66: »Wenn man sich einmal diese Flüchtlingsentscheidungen rechtlich im Einzelnen ansieht, dann sind hier erhebliche Rechtsverstöße durch die Bundesregierung begangen worden.« Und er wird konkret: »Wir haben das Abkommen von Dublin missachtet, wir haben den Vertrag von Schengen missachtet, man hat das Asylverfahrensgesetz in Teilen außer Kraft gesetzt, faktisch«. Das DublinSystem, so seine Argumentation, sei ausgehebelt worden. Ebenso das Prinzip des Schengen-Raums, der offene Grenzen nur bei funktionierenden Außengrenzen vorsieht.

Scholz geht weiter: »Man hat das Asylverfahrensgesetz in Teilen außer Kraft gesetzt. Man hat sogar den Artikel 16a Grundgesetz, den Asyl-Artikel, auch nicht voll verfassungsmäßig gehandhabt, etwa mit der Aussage, alle Syrer kriegen bei uns Asyl. Das Asylrecht ist ein Individualrecht, hier muss jede Person individuell nachweisen, dass sie in ihrer Heimat politisch verfolgt wird. Ich kann nicht pauschal sagen, alle Syrer bekommen bei uns Asylrecht.« Auch die Drittstaatenregelung rückt er in den Fokus: »Der Artikel 16a Grundgesetz sagt, dass hier niemand Anrecht auf Asyl hat, der aus einem sicheren Drittstaat kommt.« Und da faktisch alle Schutzsuchenden über EUStaaten wie »Österreich, Kroatien, Ungarn (…) Italien, Griechenland« eingereist seien, greife diese Regelung unmittelbar. »Das Asylverfahrensgesetz sagt das Gleiche«, so Scholz. Es schreibe zudem vor, »dass die Bundespolizei wirksame Grenzkontrollen durchführen muss. Das ist nicht geschehen.«

Es ist eine Kritik, die im Raum steht, juristisch fundiert, politisch brisant, doch sie bleibt folgenlos. »Wir ahnten, dass die Folgen dieses unverantwortlichen Handelns letztlich auf unserem Rücken ausgetragen werden – und langfristig auch auf dem Rücken der hier lebenden Menschen«, sagt ein altgedienter Kriminalbeamter aus Nordrhein-Westfalen. Parallel dazu entsteht ein weiteres Problem: die Wahrnehmung. Viele Polizisten berichten, dass in der Öffentlichkeit ein Bild entstand, das mit ihrer Realität wenig zu tun hatte.

Ein Bundespolizist aus Bayern erinnert sich: »Ich habe damals selbst Pressevertreter durch die Hallen mit den Geflüchteten geführt. Es waren nahezu ausschließlich junge Männer, viele mutmaßlich nicht aus Syrien. Ich habe den Journalisten gesagt: ›Schaut, das müsst ihr filmen!‹ Aber sie interessierten sich nur für das kleine Zelt, in dem einige Familien, Frauen und Kinder waren.« Die Auswahl der Bilder ist entscheidend: »Frauen und Familien sind jedoch in der absoluten Unterzahl gewesen. Die Medienvertreter ließen sich davon aber nicht überzeugen. Sie setzten auf Emotionen.« Ein Bild entsteht, und es prägt die öffentliche Wahrnehmung. »Es entsprach einfach nicht der Realität.«

Auch die Frage der Identität bleibt oft offen. Wer kommt hier eigentlich an? Die Möglichkeiten, das festzustellen, sind begrenzt: Dolmetscher, Sprachanalyse, Angaben, die überprüft werden müssen – und oft nicht überprüft werden können. Die Ermittler gehen davon aus, dass es gezielte Täuschungen gab. »Ganz, ganz, ganz viele der ankommenden Menschen haben ihre Pässe behalten, aber eben versteckt. Sie haben sie einfach nicht vorgezeigt«, sagt ein ranghoher Bundespolizist. Ein Detail, das erst später seine volle Bedeutung entfaltet. »Man kann sich heute ja nur wundern, wie viele plötzlich ihre syrischen oder afghanischen Pässe am Flughafen zücken, wenn es zum Urlaub in die alte Heimat geht.« Für den Beamten, der in diesem Besprechungsraum saß, fügt sich all das im Rückblick zusammen: der Moment der Entscheidung, die offenen Grenzen, die widersprüchlichen Situationen im Alltag und das Gefühl, dass etwas aus der Balance geraten ist. Nicht plötzlich, sondern Schritt für Schritt.

Geburtsdatum: 01.01.

Der Beamte schaut auf das Dokument. Ein kurzer Blick, dann ein zweiter, er kennt das Muster. Geburtsdatum: 01.01. Er hebt den Kopf, schaut den Mann vor sich an, dann wieder auf das Papier: »Schon wieder.« Es ist kein Einzelfall, es ist Routine. Ein Datum, das in den Gesprächen mit Polizisten immer wieder auftaucht. Fast beiläufig – und doch mit einer Bedeutung, die weit über eine Formalie hinausgeht.

Was bedeutet es, wenn plötzlich auffallend viele Menschen am selben Tag Geburtstag haben? Die Antwort beginnt im Jahr 2015, im Chaos der Migrationswelle. In einer Situation, in der die Behörden überfordert waren und in der ein Problem entstand, das sich bis heute durchzieht: die Frage nach der Identität. »Das Problem war, dass wir zunächst gar nicht mit Zahlen, Daten und Fakten belegen konnten, wer überhaupt kommt«, berichtet ein Bundespolizist aus Bayern mit 28 Jahren Berufserfahrung. Die Menschen kamen meist ohne Papiere. Ohne Pass, ohne verlässliche Angaben. »Anfangs dachten wir: Gut, im Bürgerkrieg kann es schon mal passieren, dass man sie verliert oder übereilt ohne sie aufbricht.« Das erschien plausibel – zunächst.

Doch dieser Eindruck hielt nicht lange. »Innerhalb kürzester Zeit war aber klar: Da steckt System dahinter – die Handys hatten die meisten ja noch.« Ein Widerspruch: Papiere verschwunden, aber das Smartphone vorhanden, ein Gerät, das oft mehr über eine Person verrät als jedes Dokument. »Inzwischen ist ja in einem Handy ein ganzes Leben abgespeichert. Aber wie schwer haben wir uns getan – oder besser: Wie schwer hat man es uns gemacht? Erst jetzt, zehn Jahre später, dürfen wir die Handys zur Identifizierung auslesen.« Zehn Jahre: eine Zeitspanne, in der Entscheidungen getroffen werden und Folgen entstehen. Denn nicht nur in den ersten Monaten lief die Registrierung unvollständig, auch danach blieb sie lückenhaft. »Nicht bei allen Anlaufstellen und Behörden konnte man damals Fingerabdrücke nehmen. Das kann nur die Polizei.«

Doch auch andere Möglichkeiten zur Identifizierung hätte es gegeben. »Man kann beispielsweise in so ein Telefon einfach mal reingucken und wenn da 50 tunesische Nummern gespeichert sind, muss es irgendwelche Bezüge nach Tunesien geben.« Auch Dokumente finden sich oft digital. »Wenn Sie so ein Handy durchsuchen, dann finden Sie Fotos vom libanesischen Pass oder vom syrischen Pass. Sie finden Fotos von Geburtsurkunden, Heiratsurkunden und anderen Dokumenten.« Ein Kriminalbeamter berichtet: »Viele hatten die Pässe einfach in die Kleidung eingenäht und behauptet, sie hätten keine Papiere.« Und er ergänzt: »Bei einer vernünftigen Führung der Flüchtlingsunterkünfte hätte man auch die Papiere gefunden.« Die Folge sind komplexe Identitätslagen: »Einzelne Personen hatten teilweise 20, 21 Identitäten.«

Viele Menschen meldeten sich zunächst bei Ausländerbehörden oder Erstaufnahmestellen – ohne einheitliche Identitätsfeststellung. Mehrfachregistrierungen waren so möglich, und sie wurden genutzt. In diesem Umfeld bekommt ein Datum eine besondere Bedeutung: 01.01. »Dieses Datum steht immer dann im Pass drinnen, wenn jemand keinen Ausweis oder keine Geburtsurkunde dabeihat. Das ist eine behördliche Vorgabe.« Was technisch sinnvoll erscheint, wird in der Praxis zu einem Signal. Ein Streifenpolizist aus Frankfurt erzählt: »Untereinander sagen Migranten manchmal: Willst du mein echtes Alter wissen oder mein deutsches Alter?«

Ein überfordertes und ausgenutztes System

Ein Scherz – und gleichzeitig ein Hinweis, denn hinter dieser Nebensächlichkeit steckt ein größeres Problem. »Wir müssen das einfach mal nüchtern betrachten«, sagt der Beamte weiter. »Welche Gründe hat jemand, seinen Pass wegzuschmeißen oder zu verstecken, sein Geburtsdatum ›zu vergessen‹ und hier ohne jede erkennungsdienstliche Informationen anzukommen? Meiner Erfahrung nach sind es in der Regel diejenigen, die sonst gar kein Anrecht auf einen Schutzstatus haben, entweder, weil sie gar nicht aus dem betreffenden Land kommen oder weil sie eigentlich viel älter sind.« Das Datum wird zum Indikator, zu einem ersten Verdachtsmoment. »Wenn ich eine Person kontrolliere und ich sehe ›01. 01.‹, dann klingelt da meistens direkt eine Alarmglocke.« Diese Geschichten wiederholen sich, bundesweit. Nicht nur bei der Polizei, auch Sozialarbeiter und Dolmetscher berichten davon.

Was lange wie eine Anekdote wirkte, lässt sich inzwischen belegen. Mit Zahlen: Nach Angaben des Bundeszentralregisters waren zum Stichtag 30. Juni 2025 insgesamt 476 560 aufhältige Personen mit Geburtsdatum »1. Januar« erfasst.67 Eine auffällige Häufung – rund dreimal so viele Menschen wie an einem durchschnittlichen Tag im Jahr haben an diesem Tag Geburtstag.68, 69 Und der Unterschied ist deutlich: Während deutsche Staatsbürger seltener am 1. Januar Geburtstag feiern, liegt der Anteil bei nichtdeutschen Personen deutlich höher. Die Konsequenz ist klar: Der Staat kennt von einer großen Zahl hier lebender Menschen das tatsächliche Geburtsdatum nicht zweifelsfrei. Und das ist nur ein Teil des Problems, denn die Unsicherheit betrifft nicht nur das Alter, sondern die Identität insgesamt.

In der Öffentlichkeit war lange kaum bekannt, dass nicht alle Einreisenden erkennungsdienstlich behandelt wurden. Fingerabdrücke, biometrische Daten, all das wurde nur bei einem Teil der Menschen erfasst. »Erst viel, viel später hat man angefangen – nachdem alle schon hier waren«, berichtet ein Polizist aus Thüringen. »Dann haben wir aber auch schnell festgestellt, dass manche Geflüchtete an sieben, acht Stellen Unterstützung bezogen.« Ein System, das überfordert ist und ausgenutzt wird. Sozialbetrug wird zu einem zusätzlichen Problem – dazu später mehr.

Gleichzeitig geraten Behörden organisatorisch an ihre Grenzen. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge beauftragt schließlich die Polizei, Identitäten nachträglich festzustellen. »Wir sind in die Asylbewerberheime gefahren und haben sukzessive versucht, einigermaßen systematisch die Leute alle abzuarbeiten, um die Fingerabdrücke in die Systeme zu bekommen«, erzählt ein Bundespolizist. Doch viele Fragen bleiben offen. »Ich gehe trotzdem davon aus, dass wir aktuell rund eine Million Menschen in Deutschland dauerhaft leben haben, von denen wir gar nicht wissen, wer sie sind und woher sie kommen«, sagt ein ranghoher Bundespolizist.

Eine Zahl, die schwer zu fassen ist und schwer zu kontrollieren. Denn wer keine Leistungen bezieht, selten kontrolliert wird und sich innerhalb seiner Community bewegt, kann unter dem Radar bleiben. »Diese Menschen tauchen beispielsweise innerhalb ihres Kulturkreises in der Community unter, bei Freunden oder der Familie.« Vor allem bei Menschen mit Herkunft aus Teilen Asiens und Nordafrikas vermuten Ermittler eine hohe Dunkelziffer. »Wenn diese Menschen in einer Wohnung wohnen, ihre Miete bezahlen und vielleicht in einer Restaurantküche arbeiten, dann ist es durchaus möglich, dass niemand weiß, dass sie hier sind.«

2015 – ein Wendepunkt

Was zunächst wie ein Verwaltungsproblem klingt, wird aus Sicht vieler Ermittler zu einer sicherheitspolitischen Schwachstelle. Es ist ein Befund mit weitreichenden Konsequenzen. Denn: Selbst Einbürgerungen sind davon betroffen. »Ich kenne Fälle, da sind genau diese Personen jetzt als Deutsche eingebürgert geworden«, berichtet ein Polizist aus Süddeutschland. Im Pass steht weiterhin: 01.01. Für die meisten meiner Gesprächspartner ein Zeichen dafür, dass schon bei der Einreise falsche Angaben gemacht wurden. »Die Tricks kennen sie alle.«

Für viele Beamte ist das Jahr 2015 deshalb mehr als eine Krise, es ist ein Wendepunkt. »Sicherheitspolitischer Todesstoß« nennen es einige. Gemeint ist kein einzelnes Ereignis, sondern ein Moment, in dem Systeme überlastet wurden, in dem Kontrolle verloren ging und in dem Versäumnisse sichtbar wurden. Der zentrale Vorwurf bezieht sich nicht darauf, wer kam. Sondern darauf, dass der Staat nicht wusste, wer kam. Eine fundamentale Schwäche, für jede Form kriminalpolizeilicher Arbeit. Politisch jedoch war eine andere Linie gesetzt.

»Wir, und damit meine ich auch die deutsche Öffentlichkeit, verwechselten von Anfang an Wirtschaftsmigration mit Asylmigration. Das wurde nie richtiggestellt, darum hat sich einfach keiner gekümmert«, sagt ein Bundespolizist aus Sachsen. Heute lassen sich die Folgen ablesen. In Statistiken, in Einsatzlagen, in Berichten. »Eine Vielzahl der Straftaten, die es heute gibt, würde es ohne das Offenhalten der Grenzen in dieser Menge nicht geben.«

In vielen Fällen, so berichten Beamte, sind junge Migranten oder Personen mit Migrationshintergrund beteiligt. »Oft mit einem Messer«, ergänzt ein erfahrener Kriminalbeamter aus Nordrhein-Westfalen. Nach Jahren der Beobachtung entsteht ein Gesamtbild: nicht fehlendes Wissen, nicht fehlende Mittel – sondern politische Zurückhaltung, das Ausbleiben konsequenter Identitätsklärung. Und eine Rückführungspolitik, die nicht durchsetzungsfähig genug ist.

Die Konsequenz ist sichtbar. Der Staat kennt von Hunderttausenden – möglicherweise sogar von deutlich über einer Million – hier lebenden Menschen weder gesicherte Personalien noch Herkunft. Manche haben mehrere Identitäten, manche wurden trotz Widersprüchen eingebürgert, viele sind schlicht unsichtbar. Ein Zustand, der in einem sicherheitsbewussten Staat kaum vorstellbar wäre. Und dennoch über Jahre hinweg toleriert oder schöngeredet wurde. 2015 war deshalb kein Anfang, sondern eine Zäsur. Und was diese Zäsur bedeutete, wurde wenig später sichtbar: in einer Nacht, in einer Stadt, in Köln.

Kölner Silvesternacht

»Kölner Silvesternacht« – schon in diesem Begriff steckt ein geografischer Irrtum, sagt mir ein Polizist einer Berliner Einheit. Denn die Nacht spielte sich in Köln ab, ihre Wucht traf jedoch die Polizei weit über Nordrhein-Westfalen hinaus. »Der Begriff ›Kölner Silvesternacht‹ zeigt, dass die Ereignisse nichts mit Berlin zu tun hatten – und doch entfalteten sie eine enorme Ausstrahlungswirkung, die uns regelrecht überrollte«, berichtet er. Für ihn und viele andere Beamte war diese Nacht deshalb nicht nur ein lokales Ereignis, sondern ein Einschnitt in das Selbstverständnis der Polizei in ganz Deutschland.

Was danach geschah, hat sich bei vielen eingebrannt: nicht nur die Bilder der Tatorte, nicht nur die Berichte der betroffenen Frauen, sondern vor allem die Richtung, in die sich die Debatte anschließend bewegte. »Nach dem Ereignis kam es zu einer grundlegenden Fokusverschiebung: Der Polizei wurden weder zusätzliche Mittel bereitgestellt noch Rückendeckung gegeben – im Gegenteil, man fiel uns allen, der gesamten Polizeifamilie, in den Rücken.«

An diesem Punkt setzt in den Schilderungen vieler Beamter Bitterkeit ein. Denn aus ihrer Sicht stand nicht im Zentrum, wie ein derartiger Kontrollverlust entstehen konnte, wer die Täter waren, wie man sie finden, bestrafen, abschieben oder künftige Taten verhindern müsste. Stattdessen verschob sich der Blick – weg von den Opfern, weg vom Täterprofil, weg von den Ursachen. Denn, so berichtet der Beamte weiter: »Nicht die Frage nach den Tätern stand im Mittelpunkt. Stattdessen konzentrierte sich die öffentliche Debatte auf den Polizeieinsatz selbst – insbesondere auf den Begriff ›Nafri‹.«

Es ist bemerkenswert, wie oft Polizisten aus ganz unterschiedlichen Bundesländern auch Jahre später noch genau an diese Stelle zurückkehren. Nicht etwa, weil ihnen das Wort selbst so wichtig wäre. Sondern weil sich an ihm etwas Grundsätzliches zeigte. »Nafri« ist eine polizeiliche Abkürzung für »nordafrikanische Intensivtäter« und wurde im Einsatz als Kurzform für ein bestimmtes Täterprofil verwendet, das bei diesen Delikten überproportional vertreten war. Solche Kürzel gehören zum Polizeialltag. Sie entstehen nicht in Seminarräumen, sondern unter Zeitdruck. Sie sind keine gesellschaftspolitischen Essays, sondern Werkzeuge einer Einsatzsprache, die vor allem eines leisten soll: Geschwindigkeit.

Für sprachliche Feinheiten blieb keine Zeit

»Man muss sich die Situation vor Augen führen«, sagt der Berliner Beamte. »Einsatzkräfte treffen mit großen Verbänden an einem Ort ein, an dem Frauen sexuell angegriffen, beraubt und misshandelt wurden. Panik, Hektik und Emotionen bestimmen die Lage. Einsatzleiter, Abschnittsführer und Hundertschaften müssen unter enormem organisatorischen Druck handeln.« In solchen Lagen, sagt er, habe niemand Zeit, Formulierungen auf politische Anschlussfähigkeit zu prüfen. Es gehe darum, Kräfte zu führen, Lagebilder zu übermitteln, gefährliche Gruppenbewegungen zu erkennen und die Situation überhaupt noch in irgendeiner Weise zu stabilisieren. »Für sprachliche Feinheiten bleibt da keine Zeit.«

»Dass sich die mediale Aufmerksamkeit darauf richtete, dass dieses Wort gefallen war, während die Polizei schlicht ihre Arbeit machte, empfanden viele von uns als unfassbar«, sagt der Beamte. »Statt über Täterverhalten wurde über Wortwahl diskutiert.« Für die eingesetzten Kräfte muss das wie eine Verschiebung der Realität gewirkt haben. Da waren Frauen angegriffen, bestohlen, gedemütigt worden. Da hatte sich mitten in einer deutschen Großstadt eine Lage entwickelt, die in dieser Form kaum jemand für möglich gehalten hatte. Und die Debatte sprang auf die Sprache derer, die versuchten, in dieser Nacht noch irgendeine Ordnung herzustellen. Besonders bitter sei gewesen, dass einzelne Beamte wegen der Verwendung des Begriffs disziplinarisch belangt wurden.

»Die Kollegen standen unter völlig neuen Einsatzbedingungen und haben versucht, Straftaten zu stoppen, Täter zu identifizieren und die Lage zu stabilisieren.« Zehn Jahre später ist in seinen Worten noch immer Fassungslosigkeit zu hören. Die Frage, die viele Polizisten bis heute umtreibt, lautet nicht nur, warum so wenig über die Täter gesprochen wurde, sondern warum die Diskussion sich so demonstrativ von allem entfernte, was für kriminalistische Aufarbeitung eigentlich entscheidend gewesen wäre: Herkunft, Alter, Geschlecht, Vorgehensweise, Gruppendynamik, Deliktsmuster. Kurz: alles, woraus sich ein Täterprofil ableiten lässt.

»Für viele Polizisten – auch für uns in Berlin, obwohl wir nicht vor Ort waren – entstand dadurch der Eindruck, dass nicht die Täter im Fokus standen, sondern wir, die Polizei.« Das ist mehr als eine Kränkung. »Für viele Kolleginnen und Kollegen war das ein Wendepunkt – der Beginn eines tiefen Vertrauensverlusts gegenüber Medien und Politik.« Nicht nur gegenüber einzelnen Journalisten oder Politikern, sondern gegenüber einem Kommunikationssystem insgesamt, das in ihren Augen nicht mehr primär die Wirklichkeit beschreibt, sondern sie politisch einhegt.

Bis heute, sagt der Beamte, habe kein Politiker die damaligen Vorwürfe gegen die eingesetzten Beamten öffentlich zurückgenommen. Doch die Empörung über »Nafri« war aus Sicht vieler Polizisten nur die sichtbare Oberfläche. Dahinter stand eine weit grundlegendere und brisantere Frage: Wurde das tatsächliche Ausmaß der Ereignisse intern vollständig und unverändert weitergegeben – oder bereits innerhalb der Behörden sprachlich geglättet?

Ein Filter zwischen Einsatzrealität und öffentlicher Darstellung

Im Zentrum steht dabei eine interne Eilmeldung aus jener Nacht, eine sogenannte WE-Meldung. Solche Meldungen sind im polizeilichen System keine Nebensache. Sie dienen dazu, außergewöhnliche oder besonders schwere Ereignisse schnell an Landesbehörden und Innenministerium zu melden. Sie sind verdichtete Realität unter Zeitdruck – und zugleich Grundlage politischer Reaktion. »Damals ging eine sogenannte WE-Meldung – eine wichtige Eilmeldung – der Polizei an die Landesbehörden und das Innenministerium. Ein Beamter sagte später im Untersuchungsausschuss aus, er habe einen Anruf erhalten, in dem er gebeten worden sei, den Begriff ›Vergewaltigung‹ aus dieser Meldung zu entfernen.« Allein dieser Vorwurf hat Sprengkraft. Denn würde ein solcher Eingriff tatsächlich stattgefunden haben, ginge es nicht mehr um missverständliche Kommunikation, sondern um die nachträgliche Abschwächung eines sicherheitsrelevanten Lagebildes.

Eine WE-Meldung soll gerade deshalb schnell und roh sein, damit politische Verantwortungsträger nicht erst eine gefilterte, beruhigte oder sprachlich entschärfte Version der Wirklichkeit erhalten. Würde dort ein zentraler Begriff wie »Vergewaltigung« entfernt, veränderte das nicht nur ein Wort, es veränderte die Schwere des Geschehens.

Ob dieser politische Druck tatsächlich ausgeübt wurde, ist bis heute umstritten und konnte nicht eindeutig belegt werden. Gerade diese Unklarheit macht das Thema in Polizeikreisen so empfindlich. Denn vielen Beamten geht es dabei weniger um die eine Formulierung als um eine grundsätzliche Erfahrung: dass zwischen Einsatzrealität und politisch-öffentlicher Darstellung ein Filter liegen könnte, der nicht der Wahrheit, sondern der politischen Verträglichkeit dient.

Ein Beamter formuliert es allgemeiner, fast schon resigniert: »Wann wird die Polizei überhaupt tätig? Der Weg vom sogenannten Dunkelfeld ins Hellfeld ist relativ einfach: Eine Straftat geschieht, wird angezeigt und erscheint damit in der Kriminalstatistik. Erst ab diesem Moment wird die Polizei aktiv. Seit 2015 haben wir einen massiven Zuzug von Menschen erlebt, von denen viele – objektiv betrachtet – mit den hier geltenden gesellschaftlichen Normen zunächst nicht vertraut sind.« Für ihn ist die Folge offensichtlich: Mehr Konflikte bedeuten mehr Anzeigen, mehr Anzeigen bedeuten mehr Hellfeld und mehr Hellfeld bedeutet mehr Arbeit. »Die Hellfeldzahlen sind seitdem stark angestiegen. Das bedeutet automatisch mehr Arbeit für die Polizei.«

Köln ist das Sinnbild einer wachsenden Diskrepanz

Gleichzeitig, so schildern es viele, seien die staatlichen Strukturen nie wirklich mitgewachsen. Verwaltung, IT-Systeme, Ermittlungslogik, Personaldecke – vieles sei für eine andere Zeit gebaut worden. Für geringere Fallzahlen, für übersichtlichere Lagen und für einen Staat, der noch davon ausging, Probleme seien punktuell und nicht strukturell. Entsprechend hart fällt die Diagnose aus: Auf der einen Seite wachsen Kriminalität und Belastung, auf der anderen Seite bleiben Ausstattung, Personal und politische Unterstützung zurück. »Und zusätzlich werden die Behörden politisch kleingehalten«, sagt der Beamte. »Insbesondere durch rot-grüne Politik, die ihrer Verantwortung für die innere Sicherheit nicht gerecht wird.«

In vielen Gesprächen verdichtet sich Köln so zu einem Symbol. Nicht nur wegen der Taten selbst, sondern wegen dessen, was danach ausblieb: eine ehrliche Bestandsaufnahme, eine offene Debatte über Täterprofile und konsequente politische Schlussfolgerungen. Stattdessen, so empfinden es viele Beamte, sei die Nacht in eine Diskussion über Begriffe, Zuständigkeiten und kommunikative Sensibilitäten zerlegt worden.

Köln wurde für sie damit zu mehr als nur einem singulären Ereignis. Es wurde zum Sinnbild einer Entwicklung, die sie schon vorher wahrgenommen hatten: einer wachsenden Diskrepanz zwischen dem, was sie täglich erleben, und dem, was öffentlich darüber gesagt werden darf. Und 2015 blieb nicht stehen, es war kein Ausnahmezustand, der vorüberging. Es war der Beginn einer neuen Dauerlage, neue Fluchtbewegungen folgten.

Syrien, Afghanistan, später die Ukraine: Immer neue Belastungen trafen auf Strukturen, die sich nie wirklich erholt hatten. Mehrere Beamte beschreiben diese Jahre deshalb nicht als Folge voneinander getrennter Krisen, sondern als ein einziges langes Überforderungsszenario – ein Staat im Reaktionsmodus, der nie die Zeit bekam, seine Wunden zu schließen, bevor die nächste Belastungsprobe einsetzte. Während Deutschland also noch immer mit den Folgen von 2015 rang, schoben internationale Krisen die nächste Welle nach. Und wieder zeigte sich, wie wenig stabilisiert das System in Wahrheit war.

Stufe 3: Afghanistan, Syrien, Ukraine

Mit dem Jahr 2021 beginnt für Deutschland eine neue Phase der Migration – und erneut eine, die sicherheitspolitisch unterschätzt wird. Die Einschnitte kamen nicht nacheinander, sondern überlappten sich und verstärkten einander.

Was sich verändert, ist nicht nur die Zahl der Menschen, es ist die Struktur, die Gleichzeitigkeit. Afghanistan, Ukraine, Syrien: drei Krisenräume, die sich nicht ablösen, sondern überlagern. Der abrupte Zusammenbruch der afghanischen Regierung, der russische Angriff auf die Ukraine und die bis heute fortdauernden Folgen des syrischen Bürgerkriegs – jede dieser Entwicklungen bringt eigene Dynamiken mit sich, eigene Fluchtursachen und eigene Wege. »Jede dieser Krisen brachte unterschiedliche Migrantengruppen, unterschiedliche Motive – und völlig unterschiedliche sicherheitsrelevante Risikolagen.« Entscheidend ist: Diese Unterschiede verschwinden im System. Denn sie treffen alle auf dieselben Behörden. Dieselben Verfahren. Dieselben Strukturen. Und auf einen Staat, der längst nicht mehr im Normalbetrieb arbeitet.

Seit 2021 sind rund 8 Millionen Menschen nach Deutschland zugezogen70, die überwiegende Mehrheit davon sind Ausländer71. Eine Zahl, die nicht nur Größe beschreibt, sondern Geschwindigkeit und Verdichtung. Viele dieser Menschen – vor allem aus Syrien – kommen nicht direkt, sondern über den Familiennachzug. Ein Prozess, der weniger sichtbar ist, leiser, aber kontinuierlich.

Parallel dazu erfolgt die Bewegung aus der Ukraine, in kurzer Zeit und in großer Zahl. Politisch gewollt, gesellschaftlich getragen – organisatorisch jedoch eine zusätzliche Belastung für ein System, das bereits an seine Grenzen gestoßen ist. Denn diese neue Phase trifft nicht auf einen stabilen Staat. Sondern auf einen, der seit Jahren im Reaktionsmodus arbeitet.

Behörden, die seit 2015 kaum zur Ruhe gekommen sind, Strukturen, die nie vollständig angepasst wurden, und Verfahren, die für eine andere Zeit gemacht sind: Die Folge ist keine plötzliche Eskalation – sondern ein Zustand, ein Dauerzustand. Die schiere Masse an Menschen trifft auf ein ohnehin überlastetes System von Sozial- und Sicherheitsbehörden in Deutschland. Ein System, in dem jede zusätzliche Belastung sofort spürbar wird und in dem sich Schwächen nicht mehr ausgleichen lassen, sondern kumulieren.

Was daraus entsteht, ist kein einzelnes Problem, sondern ein Geflecht. Ein Geflecht aus Überforderung, Verzögerung und Kontrollverlust. Und genau in diesen Zwischenräumen entsteht etwas, das sich durch viele Gespräche zieht: »Missbrauch vorprogrammiert.« Nicht als pauschales Urteil, sondern als Beschreibung eines Systems, das an seine Grenzen gekommen ist. Denn wo Kontrolle nicht mehr flächendeckend möglich ist, wird sie selektiv. Wo Verfahren zu lange dauern, entstehen Schlupflöcher. Und wo Strukturen überlastet sind, entstehen Räume, in denen Regeln nicht mehr konsequent durchgesetzt werden.

Diese neue Phase der Migration ist deshalb nicht nur eine Fortsetzung dessen, was 2015 begann, sie ist eine Verdichtung, eine Zuspitzung. Und vielleicht der Moment, in dem sich entscheidet, ob ein Staat seine Handlungsfähigkeit zurückgewinnt – oder weiter verliert.

Afghanistan – der Kollaps einer Ordnung

Die Hitze liegt schwer über dem Rollfeld, Staub hängt in der Luft, mischt sich mit Kerosin, Schweiß und Angst. Ein Mann rennt, dann noch einer, dann Hunderte. Sie drücken sich gegen den Zaun, reißen am Metall, heben Kinder über Köpfe hinweg. Schreie, Rufe, Bitten – alles gleichzeitig. Soldaten brüllen Befehle, die im Lärm untergehen, irgendwo fällt ein Schuss. Niemand weiß genau, wohin. Ein Flugzeug rollt an, Menschen laufen daneben her, einige klammern sich fest. Ein Bild, das bleibt.

Und Tausende Kilometer entfernt sitzen Menschen in Deutschland vor ihren Bildschirmen. Sehen genau diese Szene, in Dauerschleife, aus verschiedenen Perspektiven, immer wieder. Und können doch nicht riechen, wie die Luft dort ist, nicht hören, wie nah Panik klingt. Der Fall Kabuls im August 2021 löste innerhalb weniger Wochen eine der größten Evakuierungs- und Fluchtbewegungen der jüngeren Zeit aus. Bilder verzweifelter Menschen am Flughafen der afghanischen Hauptstadt gingen um die Welt und erzeugten enormen politischen und moralischen Druck. Regierungen standen unter Zugzwang, schnell zu handeln und Menschen in Sicherheit zu bringen.

In solchen Tagen zählt Geschwindigkeit, nicht Präzision, nicht Differenzierung. In der Dynamik dieser Ereignisse traten sicherheitspolitische Überlegungen häufig in den Hintergrund. Der öffentliche Diskurs war von der Dringlichkeit humanitärer Hilfe geprägt. Stimmen, die vor übereilten Entscheidungen warnten oder auf langfristige Folgen hinwiesen, fanden in dieser Situation kaum Gehör.

Ende September 2021 spreche ich mit einem Mann, der damals dort war, mittendrin, Christoph Klawitter. Später wird er für seinen Einsatz während der Evakuierung am Flughafen Kabul mit dem Bundesverdienstkreuz ausgezeichnet.72 Ein Logistikexperte, fast 20 Jahre in Afghanistan, im Iran aufgewachsen, fließend in Farsi und Dari. Einer, der nicht nur von außen auf das Land blickt, sondern von innen.

Während der chaotischen Tage nach der Machtübernahme der Taliban unterstützte er die Bundeswehr dabei, gefährdete Menschen auf das Flughafengelände zu bringen. Seine Worte passen nicht zu den Bildern, die damals in Deutschland dominierten. »Die Situation in Afghanistan ist völlig anders als hier dargestellt«, sagt er. Ein Satz, der sich einprägt, weil er quer liegt zum medialen Konsens. Zum moralischen Impuls und zum Gefühl, das diese Bilder auslösen.

Der rasche Zusammenbruch der afghanischen Regierung, sagt Klawitter, habe auch damit zu tun, dass die Taliban in Teilen der Bevölkerung über erheblichen Rückhalt verfügten. »Viele Afghanen sehen in ihnen das kleinere Übel gegenüber der vorherigen Regierung.« Das widerspricht der Erzählung vom reinen Chaos, von der eindeutigen Frontlinie und von Gut und Böse. Und dann sagt er etwas, das noch stärker irritiert. Die Menschen am Flughafen bezeichnet er als »Glücksritter«, die die Gelegenheit nutzten, ein extrem armes Land in Richtung Westen zu verlassen. Ich denke an die Bilder, an die Hände, die sich an Flugzeugrümpfe klammern, an die Gesichter, an die Verzweiflung und die Angst. Und gleichzeitig wird klar: Klawitter beschreibt eine Realität, die in der deutschen Debatte kaum vorkam. Nicht unbedingt, weil sie unbekannt war, sondern weil sie schwer auszusprechen war. Zu sperrig, zu riskant und zu anfällig für Missverständnisse.

Wenn die Realität komplexer ist als die Bilder

Einige Monate später reise ich selbst nach Afghanistan. 2022 verbringe ich mehrere Monate im Land. Christoph Klawitter begleitet mich. Diese Reise verändert meinen Blick auf Afghanistan und auf Migration.

Schon früh zeigt sich, dass die Realität komplexer ist als die Bilder. Die Unterstützung für die Taliban ist tatsächlich deutlich größer, als viele westliche Beobachter angenommen hatten. Und die gesellschaftlichen Vorstellungen unterscheiden sich fundamental, besonders bei der Rolle der Frau. In vielen Regionen sind patriarchale Strukturen tief verwurzelt – mit den Taliban hat das erst einmal primär nichts zu tun. Die Gesellschaft als Ganzes funktioniert dort so. Frauen haben nur begrenzten Zugang zu Bildung, Arbeit und öffentlichem Leben. Das ist keine politische Maßnahme, sondern eine soziale Realität.

Und diese Realität verschwindet nicht einfach, wenn Menschen ihr Land verlassen. Migration bedeutet nicht, dass man seine Prägung an der Grenze abgibt, sie reist mit. In Vorstellungen von Familie, von Autorität, von Geschlechterrollen und von Ordnung. Migration ist vielschichtig, individuelle Lebenswege sind es auch. Aber kulturelle Muster bleiben oft bestehen, über Jahre, über Generationen.

Für Integrationspolitik ist das entscheidend. Denn Integration ist kein technischer Vorgang, kein Formular und kein Sprachkurs allein. Es ist ein Prozess, und dieser Prozess wird schwieriger, je größer die Unterschiede sind. Wenn Erwartungen aufeinandertreffen, wenn Werte kollidieren und wenn Orientierung fehlt. Dann entstehen Räume, Parallelräume, Milieus, die sich abkoppeln – oder verstärken, was sie mitgebracht haben.

Vor Ort zu berichten, bedeutet, diese Komplexität auszuhalten und zugleich zu wissen, dass jedes Wort Gewicht hat. Weil nur wenige berichten und weil jede Beobachtung größer wirkt, als sie vielleicht gedacht war. Ich merke das schnell. Die Verantwortung wächst, und mit ihr die Unsicherheit. Beschreibe ich die Realität – oder das, was man hören will? Es ist ein ständiges Abwägen. Zwischen Präzision und Zumutbarkeit, zwischen Wahrheit und Wirkung. Das erste Mal spüre ich Gegenwind: von Menschen, die nie dort waren, von Kollegen, die überzeugt sind, man müsse nur mehr helfen. Noch ein Projekt, noch eine NGO, schon würde die Demokratie am Hindukusch Einzug halten. Und aus zutiefst traditionellen Männern würden Verfechter von Frauenrechten. Diese Überzeugung prallt auf das, was ich sehe und erlebe.

Ein System, das an seine Grenzen geraten ist

In der politischen Debatte 2021 ist für diese Widersprüche wenig Platz. Sie folgt einem anderen Rhythmus. Dem Rhythmus der Dringlichkeit, der moralischen Notwendigkeit und der schnellen Entscheidung. Langfristige Analysen treten in den Hintergrund, Strukturen werden kaum diskutiert. In der Praxis bedeutet das: improvisierte Aufnahmeprogramme, beschleunigte Verfahren. Sicherheitsüberprüfungen, die oft nicht in der üblichen Tiefe stattfinden können. Gleichzeitig stehen Behörden unter massivem Zeitdruck.

Und genau in solchen Situationen entstehen Grauzonen. Dort, wo Verfahren schneller werden, dort, wo Kontrolle reduziert wird. Dort entstehen Möglichkeiten für sogenannte Co-Migration. Menschen aus anderen Herkunftsländern mischen sich in bestehende Fluchtbewegungen. Bereits während der Migration aus Afghanistan berichten Sicherheitsbehörden von Personen aus Pakistan, Iran oder anderen Staaten, die sich auf denselben Routen bewegen und sich als Afghanen ausgeben. Die Identität bleibt oft unklar. Der Anteil derjenigen, deren Identität bei der Ankunft nicht zweifelsfrei festgestellt werden kann, ist entsprechend hoch. Für Polizei, Nachrichtendienste und Ausländerbehörden bedeutet das: mehr Unsicherheit, mehr Aufwand, mehr Risiko.

Der Fall von Kabul ist damit mehr als ein geopolitisches Ereignis. Er ist ein Moment, in dem sich etwas offenbart: die Kluft zwischen Wahrnehmung und Realität, zwischen Bildschirm und Rollfeld. Deutschland reagiert – wie schon 2015 – vor allem mit kurzfristiger humanitärer Hilfe. Das ist nachvollziehbar, menschlich und politisch erwartbar. Aber es birgt Risiken – dann nämlich, wenn langfristige Folgen nicht mitgedacht werden. Denn die strukturellen Schwächen sind längst da: überlastete Behörden, unklare Zuständigkeiten, begrenzte Kontrollmöglichkeiten.

Der Zusammenbruch Afghanistans trifft auf ein System, das bereits an seine Grenzen geraten ist. Und wieder beginnt alles gleichzeitig. Die Folgen sind bis heute spürbar. In der Migrationspolitik, in den Sicherheitsbehörden und in einem Land, das versucht, Schritt zu halten – mit Entwicklungen, die längst schneller geworden sind als seine Strukturen.

Ukraine – Krieg als Verstärker eines überlasteten Systems

Die Turnhalle riecht nach Gummi und Desinfektionsmittel. Feldbetten stehen dicht an dicht, ein Vorhang trennt notdürftig einen Bereich vom anderen. Dahinter eine Familie, davor ein junger Mann, daneben eine ältere Frau, die leise telefoniert. Kinder laufen zwischen den Reihen hindurch, irgendwo klappert Besteck gegen Plastikschalen. Ein Sozialarbeiter blickt auf eine Liste: Namen, Zahlen, Herkunftsländer. Und streicht wieder einen Raum von seiner Liste, denn dieser ist endgültig voll, hier passt keiner mehr rein. Es ist kein Ausnahmezustand mehr, es ist Alltag geworden.

Schon vor 2022 waren viele Städte, Kommunen und Behörden durch die EU-Freizügigkeit, die Asylzuwanderung seit 2015 und die Zuzüge aus Afghanistan stark belastet, vor allem bei der Unterbringung, in Schulen, Kitas, Sprach- und Integrationskursen und Ausländerbehörden. Dann kommt etwas Neues hinzu, etwas, das nicht ersetzt, sondern überlagert. Nach dem russischen Angriff auf die Ukraine Ende Februar 2022 setzt innerhalb weniger Wochen die größte Fluchtbewegung in Europa seit 1945 ein, ein historischer Moment.

Am 4. März aktiviert die EU erstmals die sogenannte MassenzustromRichtlinie, ein politischer Kraftakt. Ukrainerinnen und Ukrainer erhalten temporären Schutz – mit Aufenthaltstitel, Zugang zum Arbeitsmarkt und Sozialleistungen, ohne reguläres Asylverfahren. Die Wirkung ist unmittelbar. Hunderttausende Ukrainerinnen und Ukrainer kommen mit sehr kurzer Vorlaufzeit nach Deutschland. Schnell, direkt, ohne die üblichen Hürden. Kritiker sprechen von Ungleichbehandlung. Es scheint leichter, diese Richtlinie zu aktivieren, wenn Geflüchtete geografisch, sozial oder politisch besser in den EU-Kontext passen.

Doch die eigentliche Herausforderung liegt tiefer. Denn diese neue Bewegung kommt nicht zusätzlich, sie kommt obendrauf. Die Massenmigration durch den Ukrainekrieg ist keine neue Krise neben den bisherigen. Sie verstärkt und überlagert bestehende Bruchlinien. Unterkünfte, Wohnungen, Verwaltungsressourcen: All das lässt sich nicht aufteilen. Nicht nach »Ukraine«, »2015er-Flüchtlingen«, »Afghanistan« oder »Sonstigen«. Am Ende landet alles im selben System, und dieses System ist längst überlastet. Was vorher als strukturelles Problem galt, wird jetzt zum Dauerzustand. Fehlende Digitalisierung, massiver Personalmangel in Ausländerbehörden, das wird nun endgültig zum Dauernotstand.

In vielen Kommunen ist der Wohnungsmarkt bereits angespannt. Dann kommen innerhalb kürzester Zeit weitere Hunderttausende Menschen hinzu. Wohnraum wird zur Verteilungsfrage, zur Konfliktlinie. Turnhallen, Containerdörfer, Notunterkünfte, Menschen unterschiedlicher Herkunft, unterschiedlicher Prägung und unterschiedlicher Erwartungen leben plötzlich auf engem Raum. Konflikte bleiben nicht aus, und draußen wächst der Druck. Die Konkurrenz um günstigen Wohnraum führt zu Frust, auch bei denen, die schon lange hier leben. Die selbst warten, Monate, Jahre, und nun sehen, wie andere schneller eine Unterkunft bekommen.

In Teilen der Öffentlichkeit entsteht ein Gefühl: Es ist immer Ausnahmezustand – und der Staat kommt nur hinterher, aber nie nach. Ein Satz, der sich festsetzt, weil er mehr beschreibt als eine einzelne Situation. Er beschreibt eine Wahrnehmung, und diese Wahrnehmung ist politisch explosiv. Sie kann aufgegriffen werden, verstärkt werden, von den Rändern, rechts wie links. Der Ukrainekrieg ist dabei nicht der Auslöser, aber er wirkt wie ein Verstärker. Er legt offen, was sich seit 2015 und 2021 aufgebaut hat.

Ein System am Limit wird noch schwerer steuerbar

Bis 2022 lässt sich Migration noch in Phasen denken: Osterweiterung, Fluchtbewegungen ab 2015, dann ab 2021 neue Bewegungen aus Afghanistan. Doch mit dem Ukrainekrieg verschwindet dieses Nacheinander. Es wird gleichzeitig ein System, das mehrere Dynamiken parallel bewältigen muss. Für die Sicherheitsbehörden bedeutet das vor allem eines: Unübersichtlichkeit. Unterschiedliche Gruppen, unterschiedliche rechtliche Stati. Temporärer Schutz, Asyl, Duldung, jeder Status bringt eigene Regeln mit sich, eigene Verfahren und eigene Kontrollen. Ein System, das schon vorher am Limit war, wird komplexer und schwerer steuerbar.

Gleichzeitig wiederholt sich ein bekanntes Muster. Mit der massiven Aufnahme von Ukrainerinnen und Ukrainern richtet sich der Blick von Politik und Öffentlichkeit auf ein bestimmtes Bild. Ein »sauberes« Bild: Frauen, Kinder, ältere Menschen, Menschen, die vor Putins Soldaten Schutz suchen. Dieses Bild ist nicht falsch, aber es ist nicht vollständig. Dass sich die Zahl der Frauen und Kinder bei Geflüchteten aus der Ukraine signifikant von der Zahl von Frauen und Kindern aus anderen Kriegs- und Krisenregionen unterscheidet, ist real und soll nicht bestritten werden. Doch im Schatten dieses Bildes bewegen sich auch andere. Männer. Einige mit Zweitpässen aus Drittstaaten, einige mit Hintergrund in Sicherheitsapparaten, einige mit ungeklärter Rolle. Und auch Menschen, die sich als Ukrainer ausgeben.

»Eine Zeit lang meldeten sich bei uns auffallend viele Personen mit ukrainischen Pässen direkt nach dem Grenzübertritt, um sich in Deutschland registrieren zu lassen. Die Personen sprachen kein Ukrainisch und auch kein Russisch, die Pässe sahen druckfrisch aus und waren manchmal schon auf den ersten Blick als Fälschung zu erkennen, oftmals waren sie aber auch echt und passten trotzdem nicht ins Gesamtbild«, berichtet eine junge Bundespolizistin aus Bayern. Der Verdacht liegt nahe, dass Menschen, die Rumänisch oder Bulgarisch sprechen, den Sonderstatus ukrainischer Geflüchteter nutzen. Einen Status, der ohne Umwege Zugang zu Sozialleistungen ermöglicht. Ein weiteres Muster, ein weiteres Problemfeld.

Für die Integrationspolitik ist das kein neues Thema. Eigentlich hätten bereits die Migrationsbewegungen ab 2004 Anlass sein müssen, Strukturen anzupassen und eine klare Linie zu definieren, wer bleibt und wer nicht. Rückführungen effizienter zu gestalten, Integration gezielter zu steuern, mit Qualitätskontrolle, mit klarer Datenerfassung und mit verlässlicher Identitätsklärung. Doch diese Anpassungen bleiben aus, oder sie kommen zu spät.

Der Krieg als Brennglas, das Schwächen sichtbar macht

Stattdessen geraten die Behörden mit dem Ukrainekrieg noch tiefer in den Krisenmodus. Langfristige Reformen werden erneut verschoben, weil das Dringende alles überlagert: Unterbringung, Versorgung, Milliarden an Transferleistungen und Organisation im Ausnahmezustand. Parallel verschiebt sich auch die Sicherheitslage. Ressourcen werden umgelenkt, nicht nur ein bisschen, sondern grundlegend. Russische Nachrichtendienstaktivitäten und ukrainische Netzwerke sind plötzlich wieder im Fokus. Ein Bereich, den Sicherheitskreise zuvor selbst als »im Dornröschenschlaf« beschrieben haben.

Die Inlandsaufklärung war lange auf andere Themen konzentriert: Rechtsextremismus, islamistischer Terrorismus, Cyberkriminalität. Jetzt kehren alte Bedrohungen zurück, hybride Szenarien, Sabotage, Desinformation. Nicht mehr abstrakt, sondern konkret. Analysestrukturen müssen erweitert werden. Sprachkenntnisse, Regionalkompetenz, technische Überwachung. Alles gleichzeitig und ohne, dass andere Aufgaben wegfallen.

Hinzu kommt der Schutz kritischer Infrastruktur: Energieversorgung, Telekommunikation, Transportwege, Logistikzentren, alles wird potenziell angreifbar. Viele dieser Gefahren gab es schon vorher, aber erst jetzt werden sie als dringlich wahrgenommen. Parallel entsteht ein neues Kriminalitätsumfeld: Organisierte Gruppen nutzen Fluchtrouten, humanitäre Strukturen werden missbraucht, Waffenschmuggel, Sanktionsumgehung, Geldwäsche. All das erfordert sofortiges Handeln – und trifft auf Behörden, die längst ausgelastet sind mit Cyberabwehr, Extremismusprävention und Grenzpolizei – Bereiche, die schon vorher unter Druck standen. Jetzt kommt alles zusammen.

Der Ukrainekrieg bringt nicht einfach eine neue Belastung, er legt offen, was sich über Jahre aufgebaut hat. Seit der EU-Osterweiterung, seit 2015, seit Afghanistan. Zum ersten Mal seit Jahrzehnten stehen humanitäre Aufnahme, Sozialverwaltung, innere Sicherheit und geopolitische Bedrohungslagen nicht nebeneinander, sondern übereinander. Der Ukrainekrieg wird zum Verstärker, nicht zum Auslöser, er wird zum Brennglas, das Schwächen sichtbar macht.

Für die Sicherheitsbehörden entsteht eine paradoxe Situation: Sie begleiten eine Fluchtbewegung, die anders funktioniert als alle vorherigen, schneller, unmittelbarer, weniger kontrolliert. Und gleichzeitig müssen sie alte Bedrohungsfelder neu priorisieren: Nachrichtendienste, hybride Angriffe, Sabotage, organisierte Kriminalität, Waffenflüsse – alles gleichzeitig, alles dringlich, in einem System, das schon vorher an seine Grenzen gestoßen ist. Was entsteht, ist kein klassischer Ausnahmezustand und auch keine Normalität. Es ist ein permanenter Krisenmodus mit Folgen, die über Verwaltung hinausgehen. Wachsender Vertrauensverlust, zunehmende Spannungen und ein Sicherheitsapparat, der mehr leisten muss als je zuvor, mit weniger Reserven denn je.

Syrien – eine Fluchtbewegung, die nie endete

Syrien beginnt für viele Deutsche nicht mit einem Ort, nicht mit einer Straße, einem Geruch, einem Gesicht. Syrien beginnt mit einem Bildarchiv mit Ruinen, Staub, Trümmerfeldern. Mit Männern in Tarnuniformen, mit Kindern auf Ladeflächen, mit Aleppo als Chiffre für Untergang.

In deutschen Behörden beginnt Syrien oft mit einem Stempel: zu gefährlich, zu instabil, nicht rückführbar.

Doch was, wenn ein Land, das in Akten wie ein einziger Gefahrenraum erscheint, in Wirklichkeit längst wieder aus Zonen, Rhythmen, Alltäglichkeiten, Widersprüchen besteht? Was, wenn das Land, aus dem Menschen einst flohen, sich verändert hat – während die Politik, die über dieses Land spricht, stehen geblieben ist? Was 2015 begann, ebbte nie wirklich ab. Auch nach Jahren hoher Zuzugszahlen bleibt Syrien eines der Top-Drei-Hauptherkunftsländer in den deutschen Asylstatistiken. Ab 2021 stiegen die Zahlen erneut73 – diesmal weniger sichtbar, aber sicherheitspolitisch relevanter. Während sich der Konflikt dort seit 2011 in mehreren, gut dokumentierten Phasen vollzogen hat, reagierte Deutschland mit einem System, das sich über Jahre kaum veränderte – obwohl sich das Land, aus dem Menschen flohen, längst verändert hatte.

Die deutsche Syrien-Politik verharrt bis heute in einer Erstarrung, die sich nicht an Tatsachen, sondern an Ideologie und politischen Empfindlichkeiten orientiert. Genau daraus entsteht eine Spannung, die den Kern des Asylsystems infrage stellt. Denn der syrische Bürgerkrieg war nie so einfach, wie er in europäischen Debatten oft erzählt wurde. Nie nur Regime gegen Volk, nie nur Front gegen Front, nie nur gestern Krieg und heute Frieden.

Das Land zerfiel in Räume, Machtzonen und Zwischenwelten. Es gab Gebiete extremer Kämpfe, andere der relativen Stabilisierung, wieder andere mit einem Alltag, der sich zwischen Ruinen und Repression neu organisierte. Der syrische Bürgerkrieg verlief niemals entlang einer homogenen Frontlinie. Es gab Phasen anhaltender Kämpfe, brüchigen Frieden und deutliche regionale Unterschiede zwischen Regimegebieten, kurdischen Zonen oder zeitweise von Oppositionellen kontrollierten Regionen. Spätestens ab 2018 waren einige Provinzen weitgehend befriedet, Infrastruktur wurde wieder aufgebaut, der Alltag kehrte zurück – allerdings in einem repressiven, autoritären Rahmen, der je nach Region stark variierte.

Die Rechtsprechung spielt politisch kaum eine Rolle

Deutsche Gerichte mussten diese Wirklichkeit irgendwann zur Kenntnis nehmen. Verwaltungsgerichte, die jeden Fall einzeln prüfen, können sich keine politische Symbolsprache leisten. Sie müssen unterscheiden. Und genau dieses Unterscheiden führte dazu, dass bestimmte Gebiete inzwischen als hinreichend sicher gelten und es nach einem Urteil des Verwaltungsgerichts Münster »in Syrien keine ernsthafte individuelle Bedrohung«74 mehr gibt.

Der Rechtsprechung zufolge ist Syrien also kein einheitlicher Gefahrenraum mehr. Politisch spielt das jedoch kaum eine Rolle. Deutschland behandelt Syrien bis heute, als stünde das gesamte Land unverändert im Jahr 2015. Darin liegt der eigentliche Widerspruch. Denn wenn ein Staat Schutz gewährt, weil eine konkrete Gefahr besteht, dann muss er auch in der Lage sein, das Ende oder die Veränderung dieser Gefahr zur Kenntnis zu nehmen. Sonst wird aus Schutz ein Dauerzustand, aus einer begrenzten Ausnahme ein entfristetes System. Rückführungen finden faktisch nicht statt. Nicht in Regionen, die seit Jahren stabil sind, nicht bei Menschen, die mehrfach dorthin zum Urlauben reisen, nicht einmal bei jenen, deren Asylgründe nachweislich nicht zutreffen.

Die politische Blockade ist nahezu vollständig. Dadurch entsteht ein Zustand, der das Asylsystem auf einer seiner grundlegendsten Ebenen untergräbt: der Bindung an Realität – und der Einhaltung von Gesetzen. Und während offiziell von Unmöglichkeit gesprochen wird, reisen andere längst. Nicht heimlich, nicht im Verborgenen, sondern sichtbar. Über Beirut, Istanbul, Erbil oder Amman, mit Zwischenstopps, mit Gepäck, mit Familienbesuchen, mit Handyvideos. Familienfeste, Besuche in der Heimatstadt – Alltagsaufnahmen aus genau den Regionen, aus denen sie offiziell geflohen sind.

Manche kehren für Wochen zurück, andere für Monate.

Behörden registrieren das – und können doch kaum reagieren. Diese Bilder sind nicht spektakulär, gerade deshalb wirken sie so stark. Straßencafés in Latakia, Strandaufnahmen aus Tartus, Einkaufszentren in Damaskus, Kinder auf Plastikautos, Männer mit Espressotassen, Frauen in Boutiquen, Familien vor beleuchteten Restaurants – Bilder, die in scharfem Kontrast zu jener absolut gesetzten Gefahrenlage stehen, die politische Entscheidungsträger in Deutschland noch immer wie einen unumstößlichen Befund behandeln.

Doppelte Wirklichkeit

Im September 2025 beschließe ich deshalb, selbst zu fahren. Nicht als akkreditierte Journalistin, nicht mit Pressevisum, nicht mit offizieller Begleitung, nicht als Teil jener durchschaubaren Choreografie, die autoritäre Staaten für Reporter bereithalten. Ich wollte sehen, was jene sehen, die laut deutscher Aktenlage Schutz brauchen – und dennoch zurückkehren. Diese Entscheidung war keine Tarnung, sie war Methode. Denn als Journalistin wird man in solchen Staaten selten zu dem Land geführt, das wirklich existiert. Man wird empfangen, gelenkt, begleitet, abgeschirmt, man sieht, was gezeigt werden soll.

Als Urlauberin dagegen bewegt man sich im Strom. In denselben Warteschlangen, denselben Autos, denselben Grenzabfertigungen, unter denselben Blicken. Schon die erste Begegnung auf deutschem Boden wirkt wie eine Vorahnung auf das, was kommt. Im Taxi zum Flughafen BER erzählt mir der Fahrer aufgeregt, dass er selbst ein halbes Jahr zuvor in Syrien gewesen sei. Nicht flüchtig, nicht zögerlich, sondern geradezu freudig. Die Sicherheitslage sei heute »kein Vergleich zu vorher«. Dann dreht er sich halb zu mir um und sagt: »Syrien ist wunderschön, Sie werden es dort lieben.«

Auch der Flug trägt bereits diese doppelte Wirklichkeit in sich. Der Flieger nach Beirut ist bis auf den letzten Platz ausgebucht. Schätzungsweise zwei Drittel meiner Mitreisenden sehe ich bei der Ankunft im Libanon am Schalter für Nicht-Libanesen wieder – viele mit dem blauen syrischen Reisepass und dem deutschen Aufenthaltstitel in Scheckkartenformat in der Hand. Rechtlich ist vieles klar geregelt, praktisch wird jedoch kaum kontrolliert.

Dann die Straße nach Damaskus. Zwei Stunden nur, eine erstaunlich kurze Strecke für eine Reise, die in der deutschen Debatte wie der Weg in ein unzugängliches Kriegsland behandelt wird. Am Grenzposten Masnaa herrscht fast rund um die Uhr Betrieb. Die Einreise gestaltete sich – bis auf die Sprachbarriere – einfach und überraschend routiniert. Die Fragen sind knapp, fast beiläufig: »Wo kommen Sie her?«, »Wie lange bleiben Sie?«, »Wo wohnen Sie?« und »Was haben Sie hier vor?«

Ich trage ein Kopftuch. Aus Respekt, weil ich in ein mehrheitlich islamisches Land einreise. Die Beamten reagieren belustigt. »This is Syria! You don’t need to wear that!« Es ist einer dieser kleinen Sätze, an denen Wirklichkeit kippt. Nicht weil er irgendeine große Wahrheit enthielte, sondern weil er so gar nicht zu dem inneren Bild passt, das man aus Deutschland mitgebracht hat. Aufgrund der Rückführungsdebatte dort hatte ich ein Land erwartet, das in weiten Teilen zerstört, wirtschaftlich kollabiert und infrastrukturell kaum funktionsfähig ist – eine Art zweites Afghanistan. Diese Erwartung beruhte auf dem Bild, das Politik, Medien und Behörden seit Jahren vermitteln.

Widerständiger, improvisierter, widersprüchlicher Alltag

Was ich dann erlebe, lässt mich sprachlos zurück. Syrien ist ein Land mit einer tief verwurzelten Kultur und einem bemerkenswert widerstandsfähigen Alltag. Trotz politischer Repressionen, wirtschaftlicher Krise und sichtbarer Kriegsnarben lebt und organisiert sich das Land in großen Teilen stabiler, als es die deutsche Öffentlichkeit wahrnimmt. Das bedeutet nicht, dass Syrien heil wäre – das ist es nicht. Es bedeutet auch nicht, dass Repression verschwunden wäre – sie ist es nicht. Und es bedeutet schon gar nicht, dass es keine zerstörten Orte mehr gäbe.

Zur Wahrheit gehört: Ganze Stadtviertel sind weiterhin zerstört, ein umfassender Wiederaufbau hat bislang nicht stattgefunden. Aber gleichzeitig geschieht dort etwas, das in der deutschen Debatte kaum vorkommt: Alltag, widerständiger, improvisierter, widersprüchlicher Alltag. Während meines Besuchs werden in der Altstadt von Damaskus gerade neues Kopfsteinpflaster verlegt und historische Gebäude werden restauriert.

In vielen Teilen des Landes findet ein weitgehend normaler Alltag statt – mit Filmfestivals in der Hauptstadt, Rave-Partys in Homs und Sushi-Restaurants in Aleppo. Man läuft durch Straßen, in denen Ruinen und Schönheit nebeneinanderstehen. Auf dem Basar in Damaskus treffe ich einen jungen Mann aus Münster, inzwischen deutscher Staatsbürger, der erstmals seit fast zehn Jahren seine alte Heimat und seine Familie besucht. Viele der Menschen, mit denen ich sprach, haben Verwandte in Deutschland, in Erlangen, Rosenheim oder Viersen. Die deutsche Provinz hallt durch die Gassen der syrischen Hauptstadt.

Auf dem Rückweg setzt sich dieses Bild fort. Er führt mich von Damaskus über Istanbul nach Berlin. Meine beiden Sitznachbarn im Flieger sind auf dem Weg zurück nach Stuttgart und Nürnberg. Letzterer hatte gerade seine Verwandtschaft in Deir ez-Zor besucht, einer der einst am stärksten umkämpften Städte des Landes. Deir ez-Zor – ein Name, der für Zerstörung und Verwüstung stand. Die Kämpfe und die Belagerung hatten zu einer massiven Zerstörung geführt und über 80 Prozent der Stadt in Schutt und Asche gelegt. Dennoch sei die Sicherheit heute so gut, dass seine Ehefrau mit den beiden Kleinkindern, darunter ein wenige Monate altes Baby, noch einige Wochen bei der Verwandtschaft geblieben seien.

Genau an solchen Sätzen zerspringt das deutsche Narrativ nicht vollständig – aber es bekommt Risse. Denn natürlich ist eine Reise kein Lagebericht. Natürlich ersetzt persönlicher Eindruck keine vollständige Analyse. Und doch stellt sich eine einfache, unangenehme Frage: Was sagt es über ein Schutzsystem aus, wenn ein Land gleichzeitig »zu gefährlich für Rückführungen« und »sicher genug für Urlaubsreisen« sein kann?

Syrien ist ein Prüfstein

Die Reise nach Syrien war ein journalistisches Geschenk. Sie erlaubte mir, das deutsche Narrativ zu überprüfen. Denn wenn der deutsche Staat davon ausgeht, dass Syrien so gefährlich ist, dass Rückführungen grundsätzlich ausgeschlossen bleiben müssen, gleichzeitig aber Zehntausende Menschen jährlich dorthin reisen und dort Wochen verbringen, dann ist es legitim – ja notwendig –, diese Realität selbst zu prüfen. Hier zeigt sich eine grundlegende Diskrepanz zwischen politischem Narrativ und gelebter Realität.

Der Staat räumt damit implizit ein, dass die Entwicklung im Herkunftsland politisch irrelevant geworden ist. Damit verliert Asyl seine ursprüngliche Bedeutung: Schutz vor konkreter Gefahr. Und genau hier beginnt das sicherheitspolitische Problem. Denn diese Widersprüchlichkeit bleibt nicht folgenlos, sie schafft Grauzonen. Für die Sicherheitsbehörden entsteht daraus ein strukturelles Risiko, kriminelle und auch extremistische Netzwerke können das ausnutzen. Doch der vielleicht folgenreichste Punkt liegt noch tiefer. Nicht auf der Reise, nicht am Flughafen, nicht am Grenzübergang – sondern in der Architektur des Systems selbst.

Deutschland hat ein Schutzsystem etabliert, das faktisch keine Exitstrategie kennt. Es gibt keine klare Linie, wann oder unter welchen Umständen ein Schutzstatus überprüft oder beendet werden kann. Ein Schutz, der nicht mehr mit der tatsächlichen Lage verknüpft ist, wird nicht nur dauerhaft. Er wird politisch unangreifbar. Damit verstetigt sich Migration nicht nur durch neue Fluchtbewegungen, sondern durch ein System, das einmal gewährten Schutz faktisch entfristet und nur schwer revidierbar macht.

Syrien ist deshalb mehr als nur ein Herkunftsland, es ist ein Prüfstein, ein Spiegel. Ein Ort, an dem sich exemplarisch zeigt, wie politische Entscheidungen – und ihr Ausbleiben – Migration verstetigen, staatliche Systeme überlasten und Debatten blockieren, die längst hätten geführt werden müssen. Die internationalen Krisen erklären, warum Migration entsteht. Entscheidend für ihre Folgen ist jedoch, wie Politik im Inneren darauf reagiert.


3.

Wenn Ideologie Vernunft ersetzt

Der Görlitzer Park an einem warmen Abend: Auf den Wiesen sitzen junge Leute mit Bierflaschen, Kinder kreischen irgendwo am Rand des Spielplatzes, ein Fahrrad sirrt vorbei, Musik weht in Fetzen durch die Luft. Es sieht aus wie jener urbane Sommer, den Berlin so gern von sich zeigt.

Und doch ist da noch etwas anderes. Ein zweiter Park im selben Park. Einer, den man nicht auf Postkarten druckt und in dem jeder weiß, wer hier Geschäfte macht, wer hier wegsieht, wer hier nur geduldet ist und wer nicht – dazu gleich mehr. Ein Berliner Polizist versucht mir zu erklären, was passiert, wenn ein Staat an einem Ort wie diesem nicht mehr zuerst in Kategorien von Recht und Unrecht denkt, sondern in Kategorien von Deutung, Symbolik und politischer Empfindlichkeit. Dann, sagt er, beginnt eine Verschiebung, weg von der Realität, hin zu einem Bild von Wirklichkeit, das besser klingt, aber schlechter funktioniert.

Die beschriebenen Krisen – Afghanistan, Syrien, Ukraine – hatten unterschiedliche Ursachen und Dynamiken. Doch ihre Folgen trafen am Ende auf dieselben staatlichen Strukturen in Deutschland: Kommunen, Behörden, Schulen, Polizei und Integrationssysteme. Dort zeigte sich, ob politische Entscheidungen der vergangenen Jahre tragfähig waren. Und dort wurde auch sichtbar, wie stark migrationspolitische Debatten inzwischen von ideologischen Deutungen geprägt sind – mit ganz konkreten Folgen für den Alltag von Behörden, Sicherheitskräften und Kommunen.

Deutschland braucht Migration, schon allein wegen des demografischen Wandels. Aufgrund seiner Geschichte gibt es hierzulande einen breiten Konsens darüber, Menschen in Not zu helfen und sie aufzunehmen. Doch dieser moralische Konsens wurde politisch lange so verallgemeinert, dass kaum noch Raum blieb, offen über die sozialen Herausforderungen zu sprechen, die große Einwanderung ebenfalls mit sich bringt. Auf politischer Ebene wurde über Jahre hinweg ignoriert, dass die allermeisten Migrantinnen und Migranten aus Ländern kommen, in denen Armut, Prekarität und fehlende staatliche Strukturen den Alltag prägen – und dass der Kontrast zum Wohlstand und zur sozialen Absicherung in Deutschland zwangsläufig Konflikte erzeugt.

Wer aus existenzieller Not kommt, trifft hier auf eine Gesellschaft, deren Regeln, Werte und Erwartungen oft nur schwer nachvollziehbar scheinen, weil sie aus völlig anderen Lebensrealitäten stammen. Gerade dort, wo diese Spannungen sichtbar werden, zeigt sich, wie sehr politische Entscheidungen mitunter von Deutungen geprägt sind, die eher Ideologien und weltanschaulichen Leitbildern folgen als praktischer Problemlösung.

Keine Gruppe darf den Park dominieren

Besonders absurde Blüten treibt das – wie sollte es anders sein – in Berlin. Gut darstellbar am Beispiel des Drogenhotspots Görlitzer Park. Im sogenannten »Handlungskonzept Görlitzer Park«75, entstanden im Jahr 2016, heißt es: »Keine Gruppe darf diskriminiert werden, keine den Park dominieren.« Doch genau das tun die Drogendealer. Inzwischen gilt der Park als »umstrittenste Grünfläche Deutschlands«76 und ist einer der am stärksten kriminalitätsbelasteten Orte der Hauptstadt, primär durch Drogenhandel (Kokain, Marihuana, Crack), Gewaltkriminalität, Körperverletzungen und Raubdelikte. Doch für Teile der Hauptstadtpolitik gehören die Dealer zum Park. »Keine Gruppe soll ausgeschlossen werden«, sagte beispielsweise 2019 auch die damalige Bezirksbürgermeisterin Monika Herrmann von den Grünen.77

Dieser Satz ist bemerkenswert, weil er etwas über die Grundhaltung verrät, mit der in Teilen der Politik auf Kriminalität geschaut wird: nicht zuerst als Rechtsbruch, sondern als soziale Präsenz, als Ausdruck einer Gruppe, die man mitdenken, mitmeinen, mitschützen will. Auf dem Papier mag das menschenfreundlich klingen. In der Praxis bedeutet es, dass selbst diejenigen, die einen öffentlichen Raum systematisch für illegale Geschäfte, Einschüchterung und Gewalt nutzen, nicht mehr eindeutig als Problem benannt werden.

Die politische Rückendeckung lässt die Kriminellen selbstbewusst auftreten: Inzwischen geben selbst Drogendealer Zeitungsinterviews und kritisieren die Anwesenheit der Polizei im Park. Ein Dealer beklagt sich darüber, dass die Polizei durch ihre Präsenz die Sicherheit im Park gar gefährde, weil sie dort nachts herumrase: »Wenn du rennst, fragen sie dich: Warum rennst du? Damit machst du dich verdächtig«, erzählt ein Dealer gegenüber der TAZ.78 Auch die linksgerichtete Initiative Görli 24/7 hält nicht die Kriminellen für das Problem, sondern die Gesetzeshüter: »Die kriminellste Gruppe im Kiez ist die Polizei«, erklärte Flo Grünbaum gegenüber der Zeitung.

Der geschilderte Fall mit dem Dealer wirkt in seiner Zuspitzung beinahe absurd. Und doch bleibt die grundsätzliche Verschiebung der Perspektive bemerkenswert. Denn hier kippt etwas Grundsätzliches. In Deutschland ist es selbstverständlich richtig und wichtig, Minderheiten zuzuhören – darüber besteht breiter Konsens. Wenn jedoch jemand, der offen zugibt, Straftaten zu begehen, mediale Aufmerksamkeit erhält, um sich über die Polizei zu beschweren – also über jene Institution, die an kriminalitätsbelasteten Orten für Ordnung sorgen soll –, wirft das auch Fragen nach journalistischer Gewichtung auf.

Ein öffentlicher Raum kippt

Im Görlitzer Park lässt sich beobachten, wie ein öffentlicher Raum kippt. Tagsüber sitzen dort Menschen im Gras, trinken Kaffee, schieben Kinderwagen. Ein paar Meter weiter stehen die Dealer. Sie stehen nicht versteckt, sie stehen da, als gehörten sie dorthin. Als wären sie Teil der Möblierung dieses Parks: Bäume, Bänke, Büsche – und eben sie. Ein Berliner Polizist versucht mir zu erklären, was ein solcher Ort für die Polizei bedeutet. »Ein kriminalitätsbelasteter Ort – kurz KBO – ist per Definition ein Bereich, in dem innerhalb kurzer Zeit besonders viele Straftaten registriert werden und der deshalb als unsicher gilt. In einem Rechtsstaat kann daraus schwerlich folgen, dass sich die Polizei ausgerechnet aus solchen Bereichen zurückziehen sollte.«

Das ist ein nüchterner Satz, fast trocken. Und gerade deshalb so aufschlussreich. Denn genau an diesem Punkt beginnt in Berlin oft die Verdrehung. Nicht die Frage steht im Raum, warum ein Park zum Kriminalitätsschwerpunkt werden konnte. Nicht die Frage, wie man Dealer vertreibt, Gewalt zurückdrängt, Räume zurückerobert. Sondern plötzlich eine andere: Ob sich die Polizei dort überhaupt so zeigen darf, wie sie es tut.

Der Beamte sagt: »Wenn stattdessen eine Debatte entsteht, ob sich Polizeikräfte an Kriminalitätsschwerpunkten für ihr Einschreiten rechtfertigen oder gar entschuldigen müssten, erscheint dies aus Sicht vieler Einsatzkräfte als problematische Prioritätenverschiebung. Bei meinen Kolleginnen und Kollegen, aber auch bei mir, entsteht dann mitunter der Eindruck, jede Person könne öffentlich behaupten, die Polizei handle übergriffig oder diskriminierend – selbst in eindeutig kriminalitätsbelasteten Zonen. Dann könnten wir bei einem Banküberfall ebenfalls gleich auf Polizeipräsenz verzichten und stattdessen einen privaten Sicherheitsdienst rufen.« Ein Satz wie ein Achselzucken vor dem Irrsinn. »Diese Verschiebung der Perspektive ist unfassbar.«

Es entsteht eine Safe Zone für Dealer

Und sie bleibt nicht abstrakt. Sie hat Folgen. Konkrete, operative, fast banale Folgen – gerade deshalb erzählen sie so viel. Rund um den Görlitzer Park wurden Poller aufgestellt. Verkehrsberuhigung. Kiezblock. Stadtverträglichkeit. Das klingt nach Lastenrad und Stadtbegrünung. Nach einer besseren, leiseren, ökologischeren Stadt. Der Polizist lacht bitter, als er darüber spricht. »Offiziell aus Gründen des Umweltschutzes.«

Dann erklärt er, was diese Poller in der Praxis bedeuten. »In der Realität wissen die Dealer ganz genau, was das bedeutet: Die Polizei kann mit Fahrzeugen nicht mehr durchfahren. Also bewegen sich die Dealer zwischen den Pollern hin und her, weil sie wissen, dass sie dort faktisch unbehelligt sind.«

Man muss sich diese Szene nur kurz vorstellen: Dealer, die die Abstände zwischen Betonpollern besser kennen als irgendein Verkehrsplaner. Die ganz genau wissen, an welcher Stelle ein Polizeifahrzeug stoppen muss, wo es stockt, wo es wenden muss, wo Sekunden verloren gehen. »Das ist dieser scheinheilige Deckmantel der Politik«, sagt der Beamte. »Ein Bezirksbürgermeister stellt sich hin und sagt, ihm liege die Umwelt am Herzen – was grundsätzlich richtig ist. Aber glauben wir ernsthaft, dass diese Poller primär dem Umweltschutz dienen? Nein.«

Dann wird seine Stimme schärfer. »Die Polizei weiß genau, was das operativ bedeutet. Gerade für spezialisierte Einheiten wie Brennpunktstreifen, die ausschließlich an kriminalitätsbelasteten Orten eingesetzt werden, ist das ein massiver Einschnitt. Wenn Führungseinsatzmittel und Fahrzeuge dort nicht mehr eingesetzt werden können, entsteht eine Safe Zone für Dealer. Sie können ungestörter agieren, weil sie die Polizei nicht mehr fürchten müssen.«

Von mehreren Berliner Beamten höre ich diese Geschichte. Fast wortgleich. Fast resigniert. »Die Politik verkauft es als ökologische Maßnahme, wir wissen aber, was dahintersteckt: Man will die Polizei dort schlicht nicht mehr haben. Das wird unter dem Deckmantel von Umweltfreundlichkeit kaschiert. Für uns fühlt sich das wie ein Affront gegenüber den Sicherheitsbehörden an. Und ich bin bei Weitem nicht der Einzige, der das so sieht.«

Unterschiedliche Erwartungen an das Leben

Gerade deshalb ist der Görlitzer Park mehr als eine Berliner Absurdität. Er ist ein Lehrstück. Ein Lehrstück darüber, wie politische Wahrnehmung sich von der Wirklichkeit lösen kann. Darüber, wie Probleme irgendwann nicht mehr danach beurteilt werden, wie sie entstehen und wen sie treffen, sondern danach, wie sie in ein moralisches Raster passen. Wer gilt als verletzlich, wer als verdächtig, wer als schützenswert? Und wer muss sich erklären?

Wo dieses Raster die Realität überlagert, verschwinden die Ursachen hinter der Haltung. Dann zählt nicht mehr, was ist, sondern wie es klingt. Und damit beginnt die eigentliche Schwierigkeit. Denn irgendwann endet die Debatte über Poller, Parks und Polizeistreifen, dann geht es um etwas Grundsätzlicheres: Welche Voraussetzungen bringen Menschen mit, wenn sie in eine Gesellschaft einwandern – und wie sehr ist die Politik überhaupt bereit, diese Unterschiede zu benennen?

Denn zur Wahrheit gehört auch: Wenn Migranten nach Deutschland kommen, heißt das noch lange nicht, dass sie dies tun, weil sie eine demokratische Lebensweise oder eine freiheitliche, offene Gesellschaft suchen. Sie suchen ein besseres Leben. Mehr Sicherheit. Perspektiven für ihre Kinder. Das ist menschlich, nachvollziehbar und kein moralischer Makel. Aber genau darin liegt ein Punkt, den die deutsche Politik über Jahre entweder übersehen oder bewusst ausgeblendet hat.

Viele Einwandernde bringen nicht nur eine andere Lebensgeschichte mit, sondern auch andere Vorstellungen davon, wie Familie funktioniert, wie Autorität aussieht. Wie Männer und Frauen zueinander stehen. Wie Konflikte gelöst werden. Wer gehorcht, wer entscheidet, wer schützt, wer bestraft. Und manches davon steht in tiefem Widerspruch zu den Prinzipien, auf denen der deutsche Rechtsstaat beruht. Nur ein Teil der Menschen, die nach Deutschland kommen, hat je unter rechtsstaatlichen Verhältnissen gelebt. Viele kennen keine unabhängige Justiz, keine Gleichberechtigung von Mann und Frau und keine zivile Konfliktlösung durch staatliche Institutionen. Stattdessen prägen familiäre Loyalitäten, Clanzugehörigkeiten, religiös aufgeladene Autoritäten oder patriarchale Entscheidungsstrukturen ihren Alltag.

Wenn Menschen mit dieser Prägung auf eine Gesellschaft treffen, die auf individuelle Freiheit, Gleichberechtigung und Rechtsstaatlichkeit baut, entstehen Spannungen. Nicht weil die einen »besser« oder die anderen »schlechter« wären, sondern weil beide Systeme unterschiedliche Erwartungen an das Leben haben. Und genau dieser Gedanke wurde politisch lange so behandelt, als sei schon seine bloße Aussprache verdächtig. Dabei ist er nichts anderes als die Beschreibung einer realen Schwierigkeit.

Wenn der Aushandlungsprozess durch Ideologie ersetzt wird

Integration ist kein technischer Vorgang. Kein Formular. Kein Sprachkurs. Kein Termin beim Einwohnermeldeamt. Integration ist ein kultureller Aushandlungsprozess. Ein Prozess, in dem beide Seiten Verantwortung tragen: die aufnehmende Gesellschaft, die Regeln klar formulieren und konsequent durchsetzen muss, und die Zugewanderten, die bereit sein müssen, diese Regeln zu respektieren und sich aktiv in die neue Gesellschaft einzufügen.

Wenn dieser Aushandlungsprozess politisch durch Ideologie ersetzt wird – durch ein Bild von Migration, das nur zwischen hilfsbedürftigen Schutzsuchenden und wohlwollenden Helfern im Gastland unterscheidet –, verliert Integrationspolitik ihren realistischen Boden. Dann entsteht eine Politik, die Konflikte nicht antizipiert, sondern beschönigt, die gesellschaftliche Probleme nicht benennt, sondern übertüncht und die Polizistinnen, Sozialarbeiter, Lehrer und Kommunen mit Herausforderungen allein lässt, deren Existenz öffentlich kaum zugegeben wird.

Das Ergebnis ist eine politische Doppelbotschaft. Einerseits wird von Zugewanderten verlangt, die Regeln des Landes zu akzeptieren. Andererseits zögert die politische Ebene, genau diese Regeln auch durchzusetzen – aus Angst vor öffentlicher Kritik oder dem Vorwurf der Ausgrenzung. Diese Inkonsequenz spüren vor allem diejenigen, die an der Frontlinie arbeiten: Lehrerinnen in Schulen, Sozialarbeiter in Brennpunktvierteln und vor allem Polizisten.

Integration kann nur gelingen, wenn beide Realitäten gleichzeitig anerkannt werden: dass Deutschland ein Einwanderungsland ist – und sein möchte. Aber auch, dass Migration nicht nur Chancen bringt, sondern auch Konflikte, wenn die kulturelle, rechtliche und soziale Ausgangslage der Einwandernden fundamental anders ist als die der Aufnahmegesellschaft.

Beides gleichzeitig aussprechen zu können – ohne moralische Vorverurteilung –, wäre der erste Schritt zu einer Integrationspolitik, die sich weniger an Idealen und mehr an der Wirklichkeit orientiert. Denn was hier sichtbar wird, ist nicht einfach eine Reihe unglücklicher Einzelfälle. Es ist eine politische Grundhaltung. Eine Haltung, die lieber an guten Absichten festhält, als sich mit den harten Reibungen der Realität auseinanderzusetzen.

Und genau daraus entsteht jener Frust, der sich inzwischen durch viele Behörden, Schulen, Polizeidienststellen und Rathäuser zieht: das Gefühl, dass Probleme nicht gelöst, sondern sprachlich bearbeitet werden. Ein nüchterner Blick auf diese Spannungsfelder führt deshalb zwangsläufig zu der Frage, wie offen darüber überhaupt gesprochen werden darf. Genau hier setzt die Debatte um »Racial Profiling« und die sogenannte »Rassismuskeule« an.

Racial Profiling und die »Rassismuskeule«

Der Bahnsteig ist voll, die Luft steht, irgendwo quietscht eine einfahrende SBahn. Menschen schieben sich aneinander vorbei, ziehen Koffer, tragen Einkaufstüten, schauen aufs Handy. Dazwischen stehen die Polizisten. Sie scannen Gesichter, Bewegungen, Gruppen, Abstände. Nicht weil sie Lust dazu haben, sondern weil sie in Sekunden entscheiden müssen, wo Gefahr droht und wo nicht. Wer je an einem Bahnhof unterwegs war, kennt dieses Gefühl: Alles ist in Bewegung – und doch kann eine Lage in einem einzigen Augenblick kippen.

Genau in diesem Moment beginnt das Dilemma, von dem mir viele Polizistinnen und Polizisten erzählen. Immer wieder sieht sich die Polizei in Deutschland mit Vorwürfen rassistischer Diskriminierung konfrontiert. Insbesondere aus dem politisch linken Spektrum wird regelmäßig kritisiert, polizeiliche Kontrollen würden Menschen wegen ihres Aussehens oder ihrer vermuteten Herkunft treffen. Der Begriff Racial Profiling beschreibt die verdachtsunabhängige Kontrolle allein aufgrund äußerlicher Merkmale wie Hautfarbe, Gesichtszügen oder einer angenommenen ethnischen Zugehörigkeit.

Sollte polizeiliches Handeln ausschließlich auf solchen Merkmalen beruhen, wäre dies rechtsstaatlich inakzeptabel und diskriminierend. Viele Menschen mit Migrationsgeschichte schildern tatsächlich belastende Erfahrungen, die ernst genommen werden müssen. Und doch beginnt Polizeialltag nicht im Seminarraum, sondern auf der Straße, am Bahnhof, im Park, in der U-Bahn. Dort, wo eine Streife nicht erst lange Grundsatzfragen verhandeln kann, sondern handeln muss.

Gleichzeitig berichten zahlreiche Polizistinnen und Polizisten, dass sie in der alltäglichen Praxis häufig auf Lagebilder, Erfahrungswerte und kriminalistische Muster angewiesen sind. Wenn etwa ein bestimmter Ort über längere Zeit hinweg durch Drogenhandel geprägt ist und die Täter dort mehrheitlich aus bestimmten Gruppen stammen, richtet sich die Aufmerksamkeit zunächst auf jene Personen, die sich entsprechend den bekannten Mustern verhalten. Es geht hier nicht um Herkunft oder Ethnie, sondern um das Zusammenspiel aus Ort, Verhalten und bekannten Kriminalitätslagen.

Polizeiliche Kategorisierung ist deshalb nicht per se falsch, sondern notwendig, um überhaupt handlungsfähig zu sein. Entscheidend ist, dass diese Kategorien flexibel bleiben und nicht zu starren Vorannahmen erstarren. Die Gefahr, so ein Beamter, bestehe dann, »wenn die Kategorisierung so stark werde, dass sie in der Situation nicht mehr irritierbar oder veränderbar« sei.

Muster in bestimmten sozialen Milieus

Genau hier prallt Theorie auf Wirklichkeit. Viele der Polizistinnen und Polizisten, mit denen ich für dieses Buch gesprochen habe, schildern eindringlich, wie sensibel und konfliktreich dieses Arbeitsfeld geworden ist. »Inzwischen ist es für uns so schwierig geworden, überhaupt Dinge auszudrücken, ohne sofort in die rechte Ecke gestellt zu werden. Das ist ein riesiges gesellschaftliches Problem«, sagt einer von ihnen. Die Beamten betonen dabei immer wieder, dass es ihnen nicht darum gehe, Menschen aufgrund ihrer Herkunft zu stigmatisieren. Vielmehr führe die Sorge, bestimmte Phänomene nicht mehr offen benennen zu können, aus ihrer Sicht zu praktischen Problemen im Einsatz. »Wenn Polizisten das Gefühl haben, Kriminalitätsfelder nicht mehr benennen zu können, wie sollen sie sie dann wirkungsvoll bekämpfen?«

Wie komplex dieser Spagat ist, zeigt ein Bundespolizist mit knapp 30 Jahren Berufserfahrung anhand des Tatorts Bahnhof. Er beschreibt die historische Entwicklung solcher Orte und das Zusammentreffen verschiedenster Milieus. Er sagt: »Früher waren Waffen bei der absoluten Minderheit zu finden. Messer beispielsweise. Die sind in der Regel untypisch für einen Deutschen.«

An dieser Stelle stockt unser Gespräch. Nicht weil er nicht wüsste, was er sagen will. Sondern weil er sehr genau weiß, wie jeder Satz heute gelesen werden kann. Ich frage ihn, ob man so etwas überhaupt noch im Buch schreiben könne. Er antwortet: »Das ist doch genau das Problem der heutigen Gesellschaft. Ich weiß doch gar nicht mehr, wie ich es ausdrücken soll.«

Dann geht er gedanklich zurück an den Bahnhof Leipzig, in seine Anfangsjahre. Auf den Bahnsteigen der frühen Schicht, in den Gängen, wo es nach kaltem Rauch und Kaffee roch, bekamen junge Beamte damals Warnungen von den Älteren mit auf den Weg. Nicht als Theorie, sondern als Überlebenswissen. »Wir sind von den Kollegen gewarnt worden, dass am Bahnhof Leipzig, wo ich in meinen Anfangsjahren im Dienst war, insbesondere Nordafrikaner aus den Maghreb-Staaten, vor allem Algerier, regelmäßig Butterfly-Messer einstecken haben, und zwar hinten im Gürtel in der Mitte. Und genau so war es in der Praxis auch. Das war in ihrer Kultur so.«

Der Bundespolizist beschreibt damit seine damalige Einsatzerfahrung – also ein Muster, das ihm in bestimmten Milieus wiederholt begegnet ist, nicht eine pauschale Eigenschaft aller Menschen aus dieser Region. Auch Begriffe wie »Nafri«, die ursprünglich lediglich verwaltungstechnische Kürzel waren, wurden später politisch aufgeladen. »Das Wort war weg, das Problem mit den Messern aber blieb«, sagt der Beamte. Dann ergänzt er: »Jetzt sind es die Afghanen, die Syrer, zum Teil aber auch Türken, die ebenfalls die Messer einstecken haben. Oder die Libanesen, die die Messer zum sogenannten Abziehen benutzen. Und das Abziehen ist Rauben, dabei sind sie schmerzfrei. Es ist wirklich so: Es ist eine kulturelle Entwicklung.«

Auch hier spricht der Beamte ausdrücklich von Mustern, die ihm in bestimmten sozialen Milieus begegnen – nicht von Eigenschaften, die Menschen allein aufgrund ihrer Herkunft zugeschrieben werden könnten. Heute ist der Bahnhof Leipzig der kriminellste Bahnhof Deutschlands.79 »Dass Leipzig heute diesen unrühmlichen Spitzenplatz einnimmt, tut mir persönlich im Herzen weh. Wir haben es jahrelang kommen sehen.«

Polizeiarbeit, besonders in Kriminalitätsschwerpunkten, kann emotional belastend sein – vor allem dann, wenn jahrelange Berufserfahrung problematische Entwicklungen schon lange vorher erkennen ließ. Doch die praktischen Erfahrungen im Dienst wurden öffentlich eher kritisiert als ernst genommen. Die Debatte konzentrierte sich häufig stärker auf politisch korrekte Begriffe als auf die realen Probleme. Dem Beamten ist es deshalb wichtig zu betonen, dass Menschen nicht so handeln, weil sie aus bestimmten Ländern stammen, sondern dass solche Muster aus seiner Sicht in bestimmten sozialen oder kulturellen Milieus auftreten – ein Unterschied, der in der öffentlichen Diskussion häufig untergeht. »Da wird eben mal ein Messer gezogen. Da wird einer abgestochen.« Und weiter: »Dann geht es natürlich los, dass andere Ethnien anfangen, sich genauso zu bewaffnen.«

Kein Vorurteil, sondern Ergebnis jahrelanger Einsatzpraxis

Ein weiterer Bundespolizist schildert ähnliche Erfahrungen aus seiner Ausbildung: »Das Problem ist doch, dass wir oft nicht sagen dürfen, was jeder klar denkende Mensch sieht.« Er erzählt von der Zwischenebene am Bahnhof Frankfurt am Main. Wer dort einmal war, weiß, dass es keine Ebene ist, auf der man verweilt, um den Tag zu genießen, dort fahren keine Züge, es gibt nur kleinere Geschäfte, Durchgänge und Ecken. Ein Ort des Wartens vielleicht – aber nicht des Bleibens.

Im Unterricht zum Thema Racial Profiling sei ihm und seinen Kollegen vorgeworfen worden, sie würden alle Schwarzafrikaner auf der Zwischenebene am Bahnhof Frankfurt am Main unter Generalverdacht stellen. Seine Reaktion: »Jeder Ortskundige weiß, dass das die Ebene ist, wo die Drogen gedealt werden.« Denn es gebe schlicht keinen Grund, sich dort täglich über Stunden hinweg in kleinen Gruppen aufzuhalten.

Seine Schilderung verdeutlicht das Dilemma: Polizeiliches Handeln richtet sich an konkreten Tatorten und beobachtbarem Verhalten aus – nicht an Hautfarbe –, wird von außen aber oft anders interpretiert. »Jeder Polizist, der gut ausgebildet ist, läuft in diesem Zwischendeck in Frankfurt rum und sagt: ›Das ist ein Drogendealer, das ist ein Drogendealer, das ist ein Drogendealer.‹ Aber wenn ich das jetzt öffentlich mit meinem Namen sagen würde, was denken Sie, was dann losgeht?«

Sein Berliner Kollege ergänzt: »Wenn es um das Thema Racial Profiling geht, muss man eine Sache im Kopf behalten: das heuristische Arbeiten. ›Heuristisch‹ bedeutet, dass man nach Intuition und Bauchgefühl handelt – allerdings auf Grundlage von Einsatzerfahrung. Genau das ist polizeiliche Praxis.« Befindet man sich an einem kriminalitätsbelasteten Ort, reicht es rechtlich aus, dass sich jemand dort aufhält oder verweilt, um eine Kontrolle durchzuführen. Der Beamte nimmt den Görlitzer Park als Beispiel. »Dort ist aus der Einsatzrealität bekannt, dass insbesondere Personen aus bestimmten Herkunftsregionen – etwa aus Teilen Afrikas oder dem arabischen Raum – überproportional häufig bei Drogendelikten auffallen.«

Diese Aussage beschreibt aus Sicht der Beamten ein wiederkehrendes Einsatzmuster, das sich aus jahrelanger polizeilicher Praxis ergeben hat. Gemeint sind damit Beobachtungen aus konkreten kriminalitätsbelasteten Milieus, nicht pauschale Zuschreibungen gegenüber ganzen Bevölkerungsgruppen.

Der Beamte fährt fort: »Diese Erfahrung ist kein Vorurteil, sondern Ergebnis jahrelanger Einsatzpraxis. Wenn ich nun heuristisch klug handeln will, um Straftaten aufzuklären, der Gesellschaft zu dienen und die Stadt sicherer zu machen, stelle ich mir die Frage: ›Warum sollte ich den phänotypisch deutschen Konrad mit seiner deutschen Freundin Lisa kontrollieren, wenn daneben drei Personen stehen, die ein Bewegungsmuster zeigen, das dem typischen Verhalten von Dealern entspricht?‹« Heuristisches Arbeiten bedeutet aus Sicht vieler Einsatzkräfte, effizient und erfahrungsbasiert vorzugehen – nicht wahllos. »Und genau dieses professionelle Handeln sollte durch politische Symbolmaßnahmen wie ›Kontrollquittung‹ nicht untergraben werden.«

»Kontrollquittungen« – ein Bürokratiemonster

»Kontrollquittung«80 – was zunächst nach einem rein bürokratischen Begriff klingt – war eine von der damaligen Innenministerin Nancy Faeser vorgeschlagene Maßnahme, um Vorwürfen des Racial Profiling vorzubeugen: Jede Personenkontrolle sollte künftig dokumentiert und quittiert werden. Ein Berliner Beamter fasst die Idee so zusammen: »Kontrollen sind ja immer eine Freiheitsbeschränkung, auch wenn sie nur ganz kurz sind. Wenn ich ein Auto anhalte, kann der Fahrer für zehn Minuten nicht das machen, was er will, weil ich ihn kontrolliere. Das ist gemäß Rechtsstaatsprinzip eine Freiheitsbeschränkung.«

An einem kriminalitätsbelasteten Ort dauere eine Standardkontrolle etwa fünf Minuten. Wenn kein Befund vorliege, könne die Person anschließend weitergehen. »Dieser Person sollten wir nun nach Faesers Vorstellung eine ›Kontrollquittung‹ aushändigen.« Er schildert, wie das in der Praxis hätte aussehen können: »Es hieß, dass sich Linke, Grüne und Refugee-Aktivisten dafür stark gemacht hätten, dass Leute mit Migrationshintergrund ein Jahr lang ganz normal ihr Leben leben sollten und danach ihre ›Kontrollquittungen‹ zählen sollten – um zu beweisen, dass sie häufiger kontrolliert werden als Menschen ohne Migrationshintergrund.«

Aus Sicht vieler Polizisten hätte diese Logik einen zentralen Faktor ausgeblendet: den Ort der Kontrolle. »Jemand, der sich den ganzen Tag im Görlitzer Park aufhält und bei den Drogendealern rumlungert, hätte dementsprechend sehr viele davon gehabt – ohne dass der Ort, an dem er kontrolliert wurde, irgendwie mitberücksichtigt worden wäre.« Hinzu wäre ein erheblicher bürokratischer Aufwand gekommen. »Dass das Ganze auch ein Bürokratiemonster geworden wäre, versteht sich von selbst.« »Kontrollquittungen« wurden letztlich nicht eingeführt.

Der strategische Einsatz von Rassismusvorwürfen

Die Spannungen, die die Beamten beschreiben, habe auch ich während meiner journalistischen Arbeit erlebt – etwa während Dreharbeiten mit der Bundespolizei. Die Frage, nach welchen Kriterien bei Zeitdruck in Zügen kontrolliert wird, führte zu sichtbarer Zurückhaltung. »Wir sind natürlich dazu angehalten, den Ausweis von möglichst jedem zu kontrollieren, der in der Bahn ist«, erklärte mir eine junge Beamtin.

In der Realität bleibt jedoch das Ziel, möglichst viele irreguläre Einreisen zu erkennen – ein Ziel, das zwangsläufig mit der Statistik der Hauptherkunftsländer interagiert. Ohne es zu wollen, geriet ich selbst in das gedankliche Muster des Racial Profiling, weil der Abgleich mit der Asylstatistik diese Frage nahelegt. Die Beamten betonen jedoch: »Wir haben Schwerpunkte, wir haben Problemlagen, wir haben Straftaten. Mit Racial Profiling hat das nichts zu tun.«

Eine der entscheidenden Fragen ist jedoch nicht nur, wie über Polizeiarbeit gesprochen wird – sondern was geschieht, wenn diese Debatten unmittelbar in reale Einsätze hineinwirken. Denn während Öffentlichkeit und Politik über Begriffe streiten, stehen Beamte auf der Straße vor konkreten Situationen, in denen Sekunden entscheiden und Handlungsspielräume ohnehin begrenzt sind. Viele von ihnen berichten, dass genau dort ein Mechanismus greift, der ihre Arbeit nicht nur erschwert, sondern gezielt unter Druck setzt: der strategische Einsatz von Rassismusvorwürfen, um Maßnahmen zu stoppen, Aufmerksamkeit zu erzeugen oder Sympathien im Umfeld zu mobilisieren.

»Die meisten Rassismusvorwürfe bekommen wir von Menschen aus Nordafrika, Syrien, Afghanistan, Iran, Irak. Diese Ecke. Von Chinesen, Vietnamesen, Japanern oder Osteuropäern, Menschen aus Südamerika et cetera kommt das nicht vor – jedenfalls ist es mir in all den Jahren noch nie passiert und meinen Kollegen auch nicht«, erzählt ein Streifenpolizist aus Hamburg. Diese Aussage beschreibt seine persönliche Erfahrung aus vielen Einsätzen – sie erhebt keinen Anspruch darauf, das Verhalten aller Menschen aus diesen Regionen abzubilden.

Ein erfahrener Beamter aus dem Ruhrgebiet ergänzt: »Wenn wir beispielsweise Osteuropäer an einem Tatort antreffen, dann sagen die: ›Alles klar, Hände mache ich hoch.‹ Die fangen gar nicht erst diese Diskussionen an. Die haben Mist gebaut, das wissen sie. Auch ein Rumäne, der geklaut hat, weiß, warum wir ihn anhalten. Der fängt nicht an und sagt: ›Sie halten mich nur an, weil ich Osteuropäer bin.‹«

Nebelkerzen, die geworfen werden

Übereinstimmend berichten Beamte aus verschiedenen Bundesländern, dass sich vor allem Tatverdächtige mit muslimischer Prägung schnell in eine Art Opferrolle begeben. »Aus dieser Rolle heraus können sie uns dann erstmal attackieren, zum Beispiel indem sie uns als Rassisten beschimpfen. Das sorgt dann meistens für ziemlich viel Aufmerksamkeit bei den umstehenden Personen. Und wir sind erstmal schachmatt, bis wir die Situation richtiggestellt haben. Aber da vergeht Zeit und es kostet Kraft«, berichtet ein Beamter aus Stuttgart.

Woran liegt das? »Minderheitenpolitik, würde ich sagen. Man stellt sich selbst als Opfer dar, um daraus für sich einen Vorteil zu generieren. Sie wissen, dass sie zunächst damit erstmal durchkommen – es bringt einen Stopp in den Vorgang, eine Unterbrechung sozusagen. Es lenkt von der eigentlichen Sache ab. Es ist eine Nebelkerze, die geworfen wird.«

Und Nebelkerzen funktionieren besonders gut, wenn ein Publikum da ist. »Es gibt dann auch immer Sympathisanten«, erzählt ein Beamter aus Bremen. »Menschen im Umfeld, die gar nicht richtig mitbekommen, weswegen der polizeiliche Einsatz läuft, sich dann aber mit unserem polizeilichen Gegenüber solidarisieren.« »Es kommt auch immer wieder vor, dass sich im Verlauf einer polizeilichen Maßnahme mehrere Personen zusammenrotten – bisher unbeteiligte ›Kumpel‹ oder Familienmitglieder zum Ort des Geschehens eilen, sich einmischen und die Einsatzkräfte beschimpfen, wobei immer wieder die Rassismuskeule geschwungen wird«, erzählt eine Beamtin aus Nordrhein-Westfalen.

Nach Einschätzung vieler Polizisten soll dies Druck auf die Beamten ausüben und Maßnahmen erschweren. »Das Ganze lenkt unglaublich von den eigentlichen Problemen ab. Insbesondere, wenn man lautstark ist. Die Polizei kann dann auf einmal gar nicht mehr so agieren, wie sie eigentlich müsste.« In solchen Situationen, berichten Einsatzkräfte, verschiebt sich der Fokus plötzlich. »Oft können wir dann nicht einfach nur den mutmaßlichen Straftäter behandeln, sondern müssen uns zusätzlich um Störer aus einer unbeteiligten Gruppe kümmern, die genau beobachten, ob wir jetzt Racial Profiling betreiben.«

Die meisten Polizisten sind ausgelaugt

Andere Beamte schildern den wachsenden Einfluss digitaler Medien. Heute steht fast nie nur die Streife am Einsatzort. Fast immer steht schon jemand daneben, das Handy in der Hand, bereit, genau den einen Moment zu filmen, der später im Netz viral gehen soll. »Es gibt im Grunde heutzutage nichts mehr, was die Polizei macht, was nicht von irgendjemandem mit dem Handy gefilmt wird. Das hat exorbitant zugenommen.« Wenn einzelne Szenen aus einem Einsatz herausgelöst und in sozialen Netzwerken verbreitet werden, kann schnell ein verzerrtes Bild entstehen. »Wenn ich etwas gegen die Polizei verwenden will, dann nehme ich natürlich genau die Sequenz, die brutal aussieht, und kommentiere sie entsprechend. Was im Vorfeld passiert ist – ob beispielsweise ein Polizist bespuckt wurde –, sieht man auf dem Video oft nicht.«

Viele Beamte berichten, dass diese permanente öffentliche Beobachtung ihren Arbeitsalltag spürbar verändert hat. »Die meisten von uns haben inzwischen schlicht keine Lust mehr auf diese Kämpfe. Sie sind ausgelaugt, noch bevor man überhaupt zum eigentlichen Anliegen kommt.«

Gleichzeitig betonen alle Polizistinnen und Polizisten, mit denen ich gesprochen habe, dass Kritik und Kontrolle selbstverständlich notwendig sind. Beschwerden müssen ernst genommen werden, und tatsächliches Fehlverhalten im Dienst muss Konsequenzen haben. Die Existenz von Videoaufnahmen hat die Arbeit der Polizei in vieler Hinsicht transparenter gemacht – und das ist grundsätzlich richtig.

Die Herausforderung liegt vielmehr darin, Kritik in den Kontext des polizeilichen Alltags einzuordnen: eines Alltags, der von Zeitdruck, komplexen sozialen Lagen und einer zunehmend polarisierten öffentlichen Debatte geprägt ist. Genau hier berührt die Diskussion ein größeres gesellschaftliches Thema. Deutschland ist ein Einwanderungsland, und Migration wird auch aus demografischen Gründen notwendig bleiben. Gleichzeitig wurde politisch lange unterschätzt, dass große Migration auch Konflikte hervorbringen kann – insbesondere dann, wenn Menschen aus stark patriarchal geprägten oder autoritär sozialisierten Gesellschaften auf ein System treffen, das auf Kooperation, Gleichberechtigung und Rechtsstaatlichkeit ausgelegt ist. »Immer öfter gibt die Polizei nach wegen der Kultur«, erzählt eine Beamtin aus Berlin. »Dann macht halt der männliche Kollege die Ansprache mit dem polizeilichen Gegenüber, weil der sich weigert, mit mir als Frau zu sprechen. So sollte es nicht sein und so darf es nicht sein – mir fehlt aber inzwischen oft die Kraft für diese ewigen Diskussionen.«

Wer nach Deutschland kommt, bringt selbstverständlich seine eigene Geschichte mit. Gleichzeitig gelten die Regeln dieses Landes für alle. Viele Beamte sprechen in diesem Zusammenhang von einer Erwartung an Zugewanderte, Eigeninitiative zu zeigen und sich mit den gesellschaftlichen Regeln vertraut zu machen. Damit solche Erwartungen jedoch nicht in gegenseitigen Vorwürfen untergehen, braucht es einen Rahmen, in dem offen über Konflikte gesprochen werden kann – ohne dass diejenigen, die Probleme beschreiben, automatisch moralisch diskreditiert werden.

Die Fallstricke in der öffentlichen Debatte

Selbst im geschützten Rahmen meiner Gespräche mit Beamtinnen und Beamten geraten wir immer wieder in Situationen, in denen meine Gesprächspartner nach Worten suchen, Sätze abbrechen oder Themen vorsichtig umschreiben. Viele sind äußerst bedacht darauf, nichts »Falsches« zu sagen – nicht, weil sie etwas zu verbergen hätten, sondern weil sie genau wissen, welche Fallstricke heute in der öffentlichen Debatte liegen.

Mehrere Beamte schildern, dass sie zunehmend das Gefühl haben, jedes falsch gesetzte Wort könne aus dem Kontext gerissen oder politisch interpretiert werden. Einige fürchten dienstrechtliche Konsequenzen, andere Beschwerden oder interne Ermittlungen – selbst dann, wenn sie lediglich polizeiliche Erfahrungswerte schildern. Andere sprechen von der Angst, als »rechts« abgestempelt zu werden, sobald sie über kulturelle Konfliktlagen berichten, die für sie beruflicher Alltag sind.

Diese Sorge, missverstanden oder skandalisiert zu werden, führt nach Ansicht vieler Beamter dazu, dass selbst nüchterne Beschreibungen der Einsatzrealität nur noch vorsichtig formuliert werden. Ein Streifenpolizist aus Hamburg beschreibt diesen Eindruck so: »Stellen Sie sich als Polizist an die Alster und ziehen einen Ferrari raus, wo phänotypisch ein Araber oder Südländer drin sitzt. Dann gucken Sie, wer er ist und wem das Auto gehört – in der Regel kommen dann andere Namen und Firmen raus. Nichts passt richtig zusammen.«

Theoretisch wäre es aus seiner Sicht möglich, solche Fälle genauer zu untersuchen. »Man müsste also schauen: Wo kommt das Auto her? Wie heißt die Firma? Aber das macht man halt einfach alles nicht, weil die zuständigen Behörden meinem Empfinden nach Angst davor haben, geframed zu werden als rechtsradikal.« Hinzu komme, dass viele Akteure aus dem Bereich Organisierter Kriminalität inzwischen über sehr gute anwaltliche Unterstützung verfügten. »Die gehen genau auf diese Rassismusschiene drauf.«

Manchmal frage er sich deshalb, ob Behörden überhaupt noch genauer hinschauen wollten. »Vielleicht ist die Organisierte Kriminalität inzwischen auch so groß und so weit eingebunden, dass man gar nicht mehr allzu genau reingucken möchte.« Solche Schilderungen berühren einen wunden Punkt. Es geht nicht nur um einzelne Kontrollen, nicht um Ferraris oder Firmengeflechte. Es geht um die grundsätzliche Frage, warum bestimmte Beobachtungen im Dienstalltag präsent sind, öffentlich aber kaum ausgesprochen werden dürfen.

Viele Beamte beschreiben einen wachsenden Widerspruch zwischen dem, was sie täglich erleben, und dem, was politisch oder medial sagbar scheint. An dieser Stelle beginnt für manche von ihnen eine Debatte, die längst über Polizeiarbeit hinausreicht. »Ich bin kein AfD-Anhänger und auch kein Sympathisant. Aber das muss ich als Polizist sagen: Die AfD hat Probleme benannt, die in diesem Land in Teilbereichen vorherrschen und die lange Zeit von anderen Parteien nicht ausgesprochen wurden«, sagt ein Polizist mit Führungsfunktion aus Hamburg.

Diese Einschätzung spiegelt eine Wahrnehmung innerhalb der Polizei wider – unabhängig davon, wie man sie politisch bewertet. »Nicht nur wir Polizisten wissen ja, woher die Kriminalität kommt – die Bürgerinnen und Bürger wissen es inzwischen auch ziemlich genau, auch weil jeder sein

Handy jederzeit griffbereit hat.« In den Gesprächen wird deutlich, dass der Widerspruch zwischen politischer Debatte und praktischer Erfahrung zunehmend belastend wirkt. »Einige werden dadurch krank.«

Schwer zu ertragende Vorwürfe gegen die Polizei

Viel Verärgerung innerhalb der Polizei lösten auch Äußerungen der früheren SPD-Vorsitzenden Saskia Esken aus, die der Polizei latenten Rassismus unterstellte.81 Focus Online befragte dazu im Sommer 2020 die Polizistin Tania Kambouri.82 Kambouri, die selbst griechische Wurzeln hat, beschreibt in ihrem Buch Deutschland im Blaulicht: Notruf einer Polizistin Probleme im Polizeialltag mit vorwiegend muslimisch geprägten Tätergruppen.

Sie sagte: »Das sind schwer zu ertragende Vorwürfe. Es ist für mich nicht nachvollziehbar, wie man einer gesamten staatlichen Institution Rassismus unterstellen kann. Polizisten stellen einen Querschnitt der Bevölkerung dar, sodass es auch hier zu Fehlverhalten einzelner kommen kann. Uns unter Generalverdacht zu stellen, macht mich sehr wütend.« Aus meinen Gesprächen mit Beamtinnen und Beamten weiß ich: Diese Aussage spricht vielen Kolleginnen und Kollegen aus dem Herzen.

Auch wissenschaftliche Untersuchungen kommen teilweise zu differenzierten Ergebnissen. Im Rahmen einer Studie zu Einstellungen innerhalb der Polizei stellte die Studienleiterin Anja Schiemann fest: »Es gibt kein Rassismusproblem in der Polizei.«83 Zugleich betont die Studie, dass die politischen Einstellungen von Polizeibeamten weitgehend denen der Gesamtbevölkerung entsprechen. »Sie ordnen sich politisch mittig bis leicht rechts ein, treten aber in einer großen Mehrheit für eine offene, demokratische Gesellschaft ein.« Gleichzeitig weist der Bericht darauf hin, dass es selbstverständlich auch innerhalb der Polizei einzelne problematische Einstellungen geben könne. »Wir müssen sehr ernst nehmen, dass es einige wenige Polizeibeamtinnen und -beamte gibt, die ein konsistent demokratiefeindliches Weltbild haben.«

Damit bleibt festzuhalten: Unabhängig von der kontroversen Debatte über Begriffe und Wahrnehmungen müssen sowohl mögliche Fehlentwicklungen innerhalb der Polizei als auch reale kriminalpolitische Herausforderungen sachlich geprüft und ernst genommen werden. Nur so können Vertrauen, Rechtsstaatlichkeit und wirksame Polizeiarbeit gleichermaßen gewährleistet werden.

Einmal Deutschland – immer Deutschland

Wenn Beamte in den Einsatz gehen, beginnt alles mit einem nüchternen Plan. Man sitzt in einem Besprechungsraum. Um einen herum sind Lagekarten. Einsatzpläne. Namen werden genannt, Orte markiert, Funkwege festgelegt. Alles wirkt geordnet, beinahe technisch. Und doch steckt in jeder dieser Besprechungen ein eigentümlicher Trotz: die Hoffnung, in einer Lage, die vielen längst entgleitet, wenigstens noch punktuell Ordnung herzustellen.

Ein Berliner Beamter beschreibt mir diesen Moment so: »Wenn du in einen Einsatz gehst, hast du ein klares Ziel: Du willst die Stadt sicherer machen. Du planst den Einsatz, gibst Einzelaufträge an die Kräfte in der Aufbauorganisation und arbeitest strukturiert. Und gleichzeitig hast du ein eindeutiges operatives Ziel: So viele Delikte wie möglich aufzudecken. Warum macht man das? Um Personen der Strafverfolgung zuzuführen – in der Hoffnung, dass nach dem x-ten Drogendelikt oder der x-ten Gewalttat irgendwann eine Abschiebung, Ausreise oder Abschiebehaft unausweichlich wird. Auch wenn das in der Praxis oft nicht passiert, versucht man es immer wieder.«

In diesem »immer wieder« steckt bereits die ganze Müdigkeit eines Apparats, der nicht aufgehört hat zu arbeiten, aber vielerorts aufgehört hat zu glauben, dass seine Arbeit noch den vorgesehenen Effekt hat. Denn für viele der befragten Einsatzkräfte zeigt sich genau hier der Kern dessen, was sie als politisch verursachte Schieflage empfinden. Nicht einzelne Fehlentscheidungen oder Missverständnisse seien das Problem, sondern ein systemisches Signal, das über Jahre hinweg gesetzt worden sei. Ein Signal, das ihrer Wahrnehmung nach vermittelt, dass staatliche Regeln zwar formuliert werden, ihre konsequente Durchsetzung jedoch zunehmend relativiert wird, sobald sie politisch unbequem werden könnte.

Besonders scharf spüren sie das dort, wo Polizeiarbeit und Aufenthaltsrecht ineinandergreifen. Auf dem Papier ist der Rechtsstaat klar. In der Wirklichkeit, so erzählen es viele Beamte, beginnt hinter jedem Einsatz eine zähe zweite Ebene: Berichte schreiben, Delikte dokumentieren, Wiederholungstäter erfassen, hoffen, dass aus der Summe der Verstöße irgendwann mehr entsteht als nur der nächste Akteneintrag. Gerade im Aufenthaltsrecht verdichtet sich dieser Eindruck für viele zu einem Grundsatz, den sie hinter vorgehaltener Hand so zusammenfassen: Wer es einmal nach Deutschland geschafft hat, muss faktisch kaum noch fürchten, wieder gehen zu müssen.

Das ist der Satz, um den viele Gespräche kreisen, auch wenn ihn kaum jemand gern ausspricht. Zu schwer wiegt er. Zu grundsätzlich ist das, was er behauptet. Ein Beamter formuliert es so: »Die politische Vorgabe lautet sinngemäß: Erst wenn jemand vollständig eskaliert, kann er abgeschoben werden. Was sagt sich der Polizist also? Wir zeigen die straffällige Person immer wieder an. Immer und immer wieder. Bis der Rechtsstaat irgendwann hoffentlich reagieren muss. Unser Ziel ist es, die Menschen, die die Gesellschaft schädigen, von der Straße zu holen.«

Man hört in solchen Sätzen den Frust eines Berufsstandes, der eigentlich dafür da ist, Gefahren abzuwehren, und sich stattdessen oft in einer Art Vorzimmerfunktion wiederfindet: dokumentieren, weiterreichen, erneut dokumentieren. Vor diesem Hintergrund stellt sich für viele Einsatzkräfte eine grundsätzliche Frage: Ist das Asylsystem noch in erster Linie ein Schutzinstrument – oder entwickelt es sich faktisch zu einem dauerhaften Migrationskanal?

Kein Kontrollverlust, sondern Ergebnis eines schrittweisen Prozesses

Ein Bundespolizist aus Trier beschreibt diese Verschiebung mit bemerkenswerter Nüchternheit: »Das Asylsystem hat sich in den letzten Jahren zunehmend verändert. Häufig wirkt es so, als würde Asyl nicht mehr nur als Schutz für Verfolgte verstanden, sondern mehr als erste Stufe einer dauerhaften Migration. Anstatt konsequent zu prüfen, ob ein Asylgrund weiterhin besteht und Menschen gegebenenfalls wieder ausreisen müssen, verfestigt sich in vielen Fällen der Aufenthalt. Dadurch verschwimmt die Grenze zwischen Asyl und Migration.«

Dieser Satz ist sachlich, fast trocken. Und gerade deshalb so folgenreich. Denn wenn diese Grenze verschwimmt, verändert sich nicht nur eine Verwaltungspraxis. Dann verändert sich das Grundverständnis eines ganzen Systems.

Aus Sicht zahlreicher Beamter ist diese Entwicklung kein bloßes Verwaltungsversagen, sondern das Ergebnis politischer Leitentscheidungen, bei denen normative Vorstellungen häufig schwerer wogen als praktische Durchsetzbarkeit. Das ist vielleicht die bitterste Erkenntnis, die sich durch viele Gespräche zieht: Dass die heutige Lage von den Beamten nicht als Betriebsunfall beschrieben wird, sondern als Resultat. Nicht als Zufall, sondern als Wirkung einer Politik, die lange eher von moralischer Selbstvergewisserung als von nüchterner Steuerung geprägt gewesen ist.

Rückblickend erscheint die heutige Lage vielen der befragten Beamtinnen und Beamten deshalb nicht wie ein plötzlicher Kontrollverlust, sondern wie das Ergebnis eines langen, schrittweisen Prozesses. Kein einzelnes Ereignis, keine isolierte politische Entscheidung und auch kein bestimmtes Jahr allein habe die gegenwärtige Situation hervorgebracht.

Vielmehr war es das Zusammenspiel mehrerer Entwicklungen, die über Jahre hinweg ineinandergriffen und sich gegenseitig verstärkten. Jede dieser Phasen – von der EU-Osterweiterung über die migrationspolitische Zäsur des Jahres 2015 bis hin zu den späteren Fluchtbewegungen aus Krisenregionen und den darauf folgenden politischen Leitentscheidungen – war für sich genommen erklärbar, begründbar und politisch vermittelbar.

Erst in ihrer Verkettung entfalteten sie jene Dynamik, die heute von vielen Einsatzkräften als kaum noch steuerbar wahrgenommen wird. Denn während öffentliche Debatten lange um Begriffe, Narrative und Deutungen kreisten, wuchs im Hintergrund ein Geflecht aus rechtlichen, organisatorischen und sozialen Realitäten, das sich zunehmend verselbstständigte.

Die Folgen dieses Prozesses zeigen sich heute vor allem dort, wo staatliches Handeln konkret wird – bei Polizeieinsätzen, in Ausländerbehörden, vor Gerichten, in Schulen und Kommunen. Dort, an den Schnittstellen der Wirklichkeit, sind Ideologien plötzlich nicht mehr abstrakt. Sie stehen dann in Formularen, in überfüllten Wartebereichen, in Klassenzimmern, in Funkwagen. In den Gesichtern von Beamten, die zum wiederholten Mal denselben Namen schreiben, denselben Täter kontrollieren, dieselbe Frustration herunterschlucken.

Viele derjenigen, die an diesen Schnittstellen arbeiten, sagen, nicht die Gegenwart sei für sie rätselhaft, sondern die Vergangenheit: warum Warnungen so lange ungehört blieben, warum offensichtliche Spannungen nicht früher thematisiert wurden und warum strukturelle Probleme erst dann breite Aufmerksamkeit erhielten, als sie sich bereits verfestigt hatten.

Es ist dieser rückwärtige Schock, der viele Gespräche prägt. Nicht nur das, was ist, sondern das Wissen, wie lange es bereits sichtbar war. So endet der Blick auf die Entstehung der heutigen Lage nicht mit einer einzelnen Ursache, sondern mit einem Muster: einer schleichenden Verschiebung politischer Prioritäten, deren Auswirkungen erst sichtbar wurden, als sie sich nicht mehr übersehen ließen.


4.

Ist die Kriminalität »importiert«?

Wenn ein Staat über Jahre hinweg Entwicklungen zulässt, deren Folgen erst zeitverzögert sichtbar werden, kommt irgendwann der Punkt, an dem sich nicht mehr die Ursachen erklären lassen, sondern nur noch die Auswirkungen. Für viele der Polizistinnen und Polizisten, mit denen ich gesprochen habe, ist dieser Punkt längst erreicht. Sie beschreiben keinen plötzlichen Zusammenbruch, kein spektakuläres Ereignis, sondern eine schleichende Verschiebung, die sich heute im Alltag bemerkbar macht: in Einsätzen, Anzeigen, Ermittlungen und Verfahren, die folgenlos bleiben oder im System versanden.

Aus dieser Erfahrung heraus entstehen Formulierungen, die bewusst provozieren und gerade deshalb Aufmerksamkeit erzeugen. Eine davon lautet: Deutschland sei dabei, ein »Verbrecherland« zu werden. Was steckt hinter einer solchen Diagnose? Sicher nicht die Behauptung, die Bevölkerung insgesamt sei krimineller geworden. Gemeint ist vielmehr ein struktureller Eindruck, der sich aus konkreter Praxis speist: dass bestimmte Deliktsfelder faktisch kaum noch Konsequenzen nach sich ziehen. Wo Aufklärungsquoten sinken, Verfahren eingestellt werden und staatliche Reaktionen ausbleiben, entsteht bei manchen Einsatzkräften das Gefühl, Kriminalität werde nicht mehr entschieden bekämpft, sondern nur noch verwaltet.

Nie gesühnte Taten

Tatsächlich berichten Ermittler aus mehreren Bundesländern übereinstimmend, dass bestimmte Formen der Alltagskriminalität – insbesondere aus migrantisch geprägten Milieus oder transnationalen Bandenstrukturen – kaum noch wirksam zu verfolgen sind. Eigentumsdelikte, Übergriffe im öffentlichen Raum, Raubtaten, mobile Bandenkriminalität oder organisierte Kleingruppendelikte weisen teilweise Aufklärungsquoten im einstelligen Prozentbereich auf.84

»Nehmen wir an, jemand erstellt auf Ebay-Kleinanzeigen einen Account und verkauft dort das aktuellste Modell der Playstation für 200 Euro. Ein vermeintlich günstiges Angebot, zehn Personen wollen diesen Deal machen, überweisen das Geld. Nur die Ware kommt nie an. Am nächsten Tag ist der Account gelöscht, das Geld weg«, berichtet ein erfahrener Kripobeamter aus Köln.

Hinter solch einem Betrugsdelikt steckt in der Ermittlungsarbeit viel Aufwand. »Wenn bei Betrug die Schadenssummen gar nicht so hoch sind, zum Beispiel mal 200, mal 300 oder mal 500 Euro, dann mag das in der Summe viel für den einzelnen Betroffenen sein, aber es ist juristisch noch kein schwerer Betrug – und die zu erwartende Strafe daher auch überschaubar. Wenn ich natürlich nun alle Geschädigten zusammensammle, dann komme ich vielleicht in den Bereich des schweren Betrugs, zumindest was die Schadenssumme angeht, aber das ist eben ein enormer Aufwand. Und ich muss es so ehrlich sagen: Vom reinen Zeit-Nutzen-Faktor lohnt es sich oftmals nicht, den zu betreiben. Wenn die Täter schlau sind, haben sie die gesamte Abwicklung sowieso online gemacht, mit umgeleiteten IP-Adressen und gefälschten PayPal-Accounts, die im Ausland liegen. Dann fehlen uns nahezu immer die Möglichkeiten, die Betrüger zu belangen.«

Nicht nur für die Beamten ist das frustrierend. »Wenn wir ehrlich sind: Ein großer Teil dieser Taten wird nie gesühnt.« Was in der Statistik wie eine abstrakte Zahl erscheint, bedeutet im Alltag etwas sehr Konkretes: Straftaten bleiben folgenlos, Opfer bleiben allein und Täter verschwinden in Strukturen, die der Staat kaum noch erreicht. Besonders deutlich wird dieses strukturelle Defizit im Bereich der illegalen Migration.

Die Ohnmacht der Institutionen

Seit 2015 hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass die illegale Einreise in vielen Fällen keine Konsequenzen nach sich zieht – weder strafrechtlich noch ausländerrechtlich. »Wer illegal einreist, muss in Deutschland realistisch kaum fürchten, dass ihm das zum Verhängnis wird«, berichtet ein Bundespolizist aus Baden-Württemberg. Abschiebungen scheitern an fehlenden Identitäten, fehlenden Papieren, fehlender Rücknahmebereitschaft der Herkunftsstaaten oder an politischen Blockaden. Selbst abgelehnte Asylbewerber bleiben meist dauerhaft im Land.

In den Sicherheitsbehörden hat sich dafür ein Begriff eingebürgert, der viel sagt: »Nullfolge-Delikt« – ein Verstoß, der formal ein Delikt ist, praktisch aber keine Konsequenz nach sich zieht. In dieser Gemengelage entsteht ein Widerspruch, der die Polizei besonders hart trifft. Einerseits sollen Delikte bekämpft werden, andererseits weiß jeder Beamte, dass große Teile dieser Delikte ohne Folgen bleiben. »Wir kontrollieren, wir schreiben Berichte, wir leiten Verfahren ein – und wissen gleichzeitig, dass bei vielen dieser Verfahren nichts passieren wird«, erklärt ein Polizist der Landespolizei in Schleswig- Holstein.

Für viele Tätergruppen ist diese Erfahrung längst Teil ihrer Kalkulation geworden. Schlepper und Schleuser werben auf Social Media mit einer »100-Prozent-Garantie« für einen dauerhaften Aufenthalt in Deutschland. Es sei ein »safe game«. Viele der illegal Einreisenden kommen mit der festen Erwartung, dass ihnen der deutsche Staat wenig entgegenzusetzen hat. »Das hat sich herumgesprochen«, sagt ein Polizist aus Sachsen. »Deutschland ist für viele attraktiv, weil das Risiko minimal ist.«

Ein Rechtsstaat muss keine perfekte Ordnung garantieren. Aber er muss garantieren, dass Regeln gelten und durchgesetzt werden. Genau diese Gewissheit ist in manchen Bereichen erodiert. Nicht die Moral der Gesellschaft ist das Problem. Sondern die Ohnmacht ihrer Institutionen.

Der Eindruck eines staatlichen Kontrollverlustes

Gleichzeitig ist die Aussage, Deutschland sei ein »Verbrecherland« geworden, sachlich falsch und politisch gefährlich. Deutschland zählt nach wie vor zu den sichersten Ländern der Welt. Und doch verweist diese Zuspitzung auf eine reale, gewachsene Vertrauenskrise, deren Ursachen in den Gesprächen mit den Beamten deutlich werden. Viele von ihnen beschreiben eine spürbare Verschiebung bestimmter Kriminalitätsformen, die im öffentlichen Raum deutlich präsenter geworden sind: Messerangriffe, Gruppengewalt, Bandenstrukturen, »rudelartige« und aggressive Auseinandersetzungen an Bahnhöfen oder in Parks – Delikte, die früher zwar existierten, aber nicht in dieser Häufung, Sichtbarkeit und Unberechenbarkeit.

Diese Beobachtungen bedeuten nicht, dass Deutschland objektiv ein kriminelleres Land geworden wäre. Aber sie bedeuten, dass bestimmte Formen der Gewalt Raum gewonnen haben, den sie früher nicht hatten. Und dass diejenigen, die täglich damit konfrontiert sind, diese Veränderung besonders deutlich spüren.

Hinzu kommt ein strukturelles Problem, das viele Beamte als eigentliche Ursache des öffentlichen Vertrauensverlustes benennen: der Eindruck eines staatlichen Kontrollverlustes. Nicht weil es an Wissen oder Werkzeugen gefehlt hätte. Sondern weil politische Zurückhaltung und die Angst vor moralischer Kritik bestimmte Maßnahmen blockierten.

Für viele Polizisten fühlt es sich so an, als sehe man die Probleme klar vor sich – dürfe sie aber weder offen aussprechen noch konsequent bearbeiten. Genau dieses Auseinanderfallen von Alltagserfahrung und öffentlicher Darstellung bildet den Nährboden für dramatische Zuspitzungen. Wenn im Dienst Gewalt zunimmt, Messer mitgeführt werden, Identitäten unklar bleiben und Konflikte auf offener Straße eskalieren, während Politik und Teile der Medien gleichzeitig ein Bild vermitteln, das diese Entwicklungen kaum abbildet, entsteht ein Bruch – ein Bruch zwischen Wahrnehmung und Darstellung.

Wer täglich erlebt, was in Statistiken nur gedämpft oder in politischen Debatten gar nicht vorkommt, gewinnt leicht das Gefühl, die eigene Wahrnehmung werde delegitimiert – und mit ihr die eigene berufliche Expertise. Genau darin liegt der eigentliche Sprengstoff. Nicht in dem Wort »Verbrecherland« – sondern in dem Vertrauensverlust, der es hervorbringt. Deutschland ist kein »Verbrecherland«, diese Diagnose ist zu grob – und falsch. Aber sie entsteht nicht aus dem Nichts. Denn in bestimmten Deliktsfeldern gilt längst etwas anderes: Verbrechen haben dort kaum Konsequenzen.

An der Schnittstelle von Migration und innerer Sicherheit

Die erste Pflicht des Staates ist schlicht – und gewaltig zugleich: Er muss seine Bürgerinnen und Bürger schützen. Vor Gewalt, vor Bedrohungen, vor allem, was den Alltag zerreißt und Vertrauen zerstört. Genau an diesem Punkt öffnete sich mir während der Recherche ein Spannungsfeld, das sich durch fast alle Gespräche zog, zunächst leise, dann immer deutlicher: Ein großer Teil der Namen, die in Akten, Berichten und Erzählungen im Zusammenhang mit schweren Gewalt- und Drogendelikten auftauchen, klingt nicht ursprünglich deutsch. Das ist ein Befund, kein Urteil. Und doch ist er politisch so aufgeladen, dass viele ihn nur zögernd aussprechen.

Ein Hamburger Beamter sagt es schließlich so, fast widerwillig, als müsse er sich für die Wirklichkeit entschuldigen: »Wir haben ein Problem mit Ausländerkriminalität. Ich mag das eigentlich gar nicht so sagen, weil es nicht meine politische Einstellung ist, aber es ist ein Fakt. Und wenn Sie jetzt 50 Polizisten interviewen, dann wird das wahrscheinlich eine Kernaussage sein: dass gewisse Leute mit Migrationshintergrund einfach ihre Kultur anders ausleben.«

Kaum ein Thema an der Schnittstelle von Migration und innerer Sicherheit ist so sensibel, so schnell moralisch überfrachtet – und zugleich so klar in seinen empirischen Befunden – wie die Frage, in welchem Ausmaß bestimmte Formen von Gewalt und Kriminalität nach Deutschland importiert wurden. Schon das Wort »importiert« gilt vielen als verdächtig, zu schnell könne es pauschalisieren, stigmatisieren, Ressentiments bedienen.

Diese Sorge ist verständlich, aber sie rechtfertigt nicht das Schweigen. Denn die Kriminalitätsstatistiken, die Lagebilder der Polizeien, die Berichte aus Justiz und Sicherheitsbehörden und die Erfahrungen zahlreicher Einsatzkräfte zeigen ein konsistentes Muster: Bestimmte Deliktsfelder haben sich verändert – ab den 80er- und 90er-Jahren, nach der EU-Osterweiterung, nach 2015 und erneut nach 2021 – und diese Veränderungen stehen in enger Verbindung mit konkreten Migrationsbewegungen.

Kriminalität hat es in Deutschland immer gegeben. Früher war sie in vielen Bereichen vornehmlich in deutscher Hand. Heute, so schildern es Ermittler, sind Deutsche aus manchen Feldern weitgehend verdrängt worden. »Ein typisches Beispiel ist der gesamte Wandel des Rotlichts«, berichtet ein ehemals hochrangigen Kriminalbeamten in NRW.

»Die großen Rotlichtbereiche in Hamburg, Frankfurt, aber auch hier im Rhein-Ruhr-Gebiet waren fest in der Hand deutscher Zuhälter. Man traf sich, man hatte eine Art gemeinsamen Kodex. Der beinhaltete, dass man sich nicht einfach so bekriegt oder sich gar umbringt. Damals gab es auch vorwiegend deutsche Prostituierte – was schlimm genug ist. Wirklich schwierig wurde es erst, als Libanesen und Nordafrikaner plötzlich auf diesen Zuhältermarkt drängten. Dann begann der Menschenhandel, Frauen wurden aus Bulgarien und Afrika nach Deutschland geschleust. Die Szene wurde wahrlich mit extremer Gewalt übernommen. Es gab plötzlich Schießereien. Bei Schlägereien war damals dann nicht mehr Schluss, wenn jemand am Boden lag, sondern es wurde noch so lange auf ihn eingeprügelt, bis es Todesopfer gab. Das war Ende der 90er-Jahre und das hat die Szene radikal verändert – zuvor gab es noch so was wie ein Gentleman Agreement zwischen den rivalisierenden Gruppen. Damit war es dann vorbei.«

In dieser Schilderung steckt mehr als Nostalgie, sie beschreibt einen Bruch, eine Veränderung der Gewaltkultur, eine Verschiebung von Grenzen: Gewalt wurde brutaler, entgrenzter, endgültiger.

Weltbilder, die Deutschland mit Wucht treffen

Auch in anderen Deliktsfeldern zeichnen Beamte ein ähnliches Bild. »Osteuropäer sind häufig strukturiert, sie begehen in erster Linie Eigentumsdelikte, Fahrzeugeinbruch, ab und an auch Gewaltdelikte«, erzählt ein Beamter aus Bochum. Ein Kollege aus Norddeutschland ergänzt: »Wenn ich zum Beispiel Wachraumdienst habe und es kommen Menschen, die gerade Opfer eines Diebstahls wurden, sind es immer dieselben Spots und in den meisten Fällen ›reisende Gruppen‹ von Tätern.«

Je nach Region, so berichten Ermittler, sind bestimmte Deliktsfelder unter bestimmten Nationalitäten faktisch aufgeteilt. »In NRW sind beispielsweise Iraner in der Betäubungskriminalität sehr stark vertreten, außerdem Milieukriminalität, also Waffen, Geldwäsche und Betäubungsmittelkriminalität. Auch Türken sind dort aktiv. Afghanen sind ebenfalls in der Betäubungsmittelkriminalität, allerdings nicht in diesem groß angelegten Stil, sondern eher auf unterer Ebene. Sie fallen aber häufig auch mit Gewaltkriminalität auf, genau wie Nordafrikaner«, berichtet ein Kriminalbeamter aus Düsseldorf.

Wenn sich Kriminalitätsfelder so strukturieren, ist das für viele Ermittler kein Zufall, sondern das Ergebnis gewachsener Milieus, Netzwerke und Loyalitäten – und daraus ergeben sich die eigentlichen Fragen: Warum entstehen solche Strukturen, und warum verfestigen sie sich?

Ein Hamburger Beamter versucht eine Erklärung, zumindest für Gewaltdelikte: »Aus meiner Sicht ist es eigentlich relativ einfach, und deswegen weiß ich auch nicht, warum man es nicht versteht und einfach offen ansprechen kann: In Deutschland haben wir die vergangenen Jahrzehnte sehr viel Zeit und Aufwand hineingesteckt, um Gewalt ›abzuerziehen‹, denn natürlich ist Gewalt grundsätzlich nichts Gutes. Bei uns ist es das erklärte Ziel, Konflikte verbal zu lösen – in Schulen ebenso wie im privaten Umfeld. Dass man seine Frau nicht schlägt und Streit nicht mit Gewalt austrägt, ist Ergebnis jahrzehntelanger gesellschaftlicher Arbeit. Viele der Menschen, die heute aus anderen Kulturkreisen zu uns kommen, haben diese Konfliktlösungsmechanismen jedoch nie gelernt. Wo Gewalt, Blutrache oder patriarchale Durchsetzungsmuster als normal gelten, werden sie auch hier zunächst weitergelebt – nicht aus Bosheit, sondern weil Menschen tief eingeübte, tradierte Vorstellungen mitbringen.«

Während er spricht, denke ich an meine Zeit in Afghanistan zurück. Begriffe wie »Blutrache«, »patriarchale Durchsetzungsmuster« oder »archaische Weltbilder« wirken in Deutschland oft abstrakt, fern, fast historisch – vor Ort sind sie Alltag, sie strukturieren Macht, Beziehungen und Konflikte. Afghanistan ist ein Land, in dem schätzungsweise 60 bis 70 Prozent der Bevölkerung nicht lesen und schreiben können85, in dem die Wirtschaft vielerorts aus dem Anbau von Mohn, Viehzucht und Subsistenzlandwirtschaft besteht – und laut UN-Berichten86 sind etwa 97 Prozent der Menschen von bitterster Armut bedroht; soziale Sicherungssysteme existieren praktisch nicht. In dieser Realität entstehen Weltbilder, die auf eine moderne Gesellschaft wie Deutschland mit enormer Wucht treffen.

Prägung ist kein Schlagwort

Besonders sichtbar wird das bei jungen Männern: Für sie gibt es oft nur zwei anerkannte Lebenswege – körperliche Arbeit oder bewaffneter Anschluss an Gruppen und Milizen, Warlords oder staatliche Kräfte. Männlichkeit definiert sich über Stärke, Durchsetzung, Loyalität und die Fähigkeit zur Gewalt; ein Mann ohne Waffe gilt vielerorts nicht als vollwertiger Mann. Das ist kein Randphänomen, sondern ein kollektives Weltbild: Wer nicht kämpfen kann, verliert Ansehen, Gewalt ist keine Ausnahme, sondern eingeübte Praxis, Blutrache ist keine Abweichung, sondern funktionierende Ordnung in Regionen ohne Staat, Ehre ist kein Ideal, sondern soziales Kapital, und Frauen – in einem Land, das in globalen Rankings zur Geschlechtergerechtigkeit seit Jahren den letzten Platz einnimmt87 – haben innerhalb dieser Ordnung kaum eigenen gesellschaftlichen Wert.

Was bedeutet das für Menschen, die mit diesem Weltbild aufwachsen? Dass Identität über Dominanz entsteht, dass Gewalt erwartet wird, dass staatliche Autorität fremd wirkt – und dass Verhaltensweisen, die in Deutschland als Grenzüberschreitung gelten, andernorts normal sind. Diese Realität endet nicht an der Grenze, sie reist mit, nicht weil Menschen »gefährlich« sind, sondern weil Prägung bleibt, gerade in Momenten von Unsicherheit, Konkurrenz oder Kränkung.

Genau hier liegt die eigentliche Herausforderung von Integration: Sie ist kein Verwaltungsakt, sondern ein kultureller Konfliktprozess. Als ich Afghanistan 2022 nach einem mehrmonatigen Aufenthalt verließ, wurde mir in Deutschland besonders deutlich, wie wenig hier über Prägung gesprochen wird – und wie stark sie wirkt.

Prägung ist kein Schlagwort, sondern der innere Kompass eines Menschen; sie entscheidet darüber, wie Konflikte gelöst werden, wie Autorität verstanden wird, wie Gewalt bewertet wird, und sie entsteht dort, wo man aufwächst. Wer Länder wie Afghanistan, Syrien oder Teile Afrikas kennt, weiß: Diese Prägung verschwindet nicht an der Grenze, sie bleibt und tritt dort hervor, wo alte Muster aktiviert werden. Deshalb ist sie ein Schlüssel zum Verständnis von Integration – und auch von Konflikt. Diese Unterschiede sind im polizeilichen Alltag unmittelbar spürbar. Beamte aus ganz Deutschland beschreiben ähnliche Muster: Mit Menschen aus ostasiatischen Ländern hätten sie »praktisch nichts« zu tun, ganz anders sieht das bei anderen Herkunftsgruppen aus – »im Grunde genommen vor allem bei Irakern, Iranern, Syrern, Afghanen und Personen aus den Maghrebstaaten.« Ein Hamburger Streifenbeamter sagt: »Für meine Kollegen und mich war 2015 absehbar, dass wir in den kommenden Jahren eine erhöhte Zahl an Aggressionsdelikten und Sexualdelikten haben werden, wenn eine hohe Anzahl an Männern aus konfliktbelasteten Regionen kommt. Ich bin froh, dass jetzt wenigstens nach zehn Jahren auch in der Politik und Öffentlichkeit beim ein oder anderen langsam mal der Groschen gefallen ist.«

Die Beamten sprechen nicht über Einzelfälle, sondern über Muster, unterfüttert durch Zahlen, Lagebilder und Erfahrung. Und trotzdem gilt: Es geht nicht um Schuldzuweisung, nicht um Kollektivverantwortung und nicht darum, Millionen Menschen über einen Kamm zu scheren; die allermeisten Eingewanderten leben friedlich und sind ein Gewinn für dieses Land.

Aber eine ernsthafte Analyse darf eines nicht tun: diese Unterschiede ausblenden. Genau das ist in Deutschland über Jahre geschehen – aus Vorsicht, aus Angst, aus politischem Kalkül – mit Folgen: Probleme wurden nicht benannt, Strukturen konnten wachsen, Gewaltformen sich etablieren, und gleichzeitig wuchs das Misstrauen zwischen erlebter Realität und öffentlicher Darstellung.

Das anzusprechen, bedeutet nicht, zu polarisieren, es bedeutet, sichtbar zu machen, was längst dokumentiert ist, zu enttabuisieren – ohne zu pauschalisieren – und zu erklären, warum Ehrlichkeit keine Gefahr ist, sondern Voraussetzung. Denn wer Probleme nicht benennt, kann sie nicht lösen – und wer Gewalt nicht verstehen will, wird ihr am Ende auch nicht wirksam begegnen.

Das Problem mit der Statistik

Im April 2024 sitzt Nancy Faeser vor den Mikrofonen und spricht einen Satz aus, der in Deutschland lange entweder umständlich umkreist oder sofort relativiert wurde: »Der Zusammenhang ist richtig: Steigende Migration hat zu mehr Straftaten geführt.«88, 89 Das ist einer jener Sätze, die im Raum stehen bleiben, schwer, unbequem, politisch riskant. Und gerade deshalb bemerkenswert, weil sie von der damaligen Bundesinnenministerin selbst kommen. Die naheliegende Schlussfolgerung lautet: Migration hat Deutschland unsicherer gemacht.

Doch kaum ist der Satz gefallen, beginnt nicht etwa eine nüchterne Debatte darüber, was daraus folgt. Stattdessen beginnt der übliche Kampf um Deutung, Sprache und Erlaubnis. Nicht die Wirklichkeit der Zahlen steht im Zentrum, sondern die Frage, wie man über sie sprechen darf. Dabei sind die

Zahlen zunächst einmal das, was sie sind: Im Jahr 2023 gab es 5,94 Millionen Straftaten, das entspricht einem Anstieg von 5,5 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Bei rund 41 Prozent der Delikte hatten die Tatverdächtigen keinen deutschen Pass, ein Anstieg um 14,5 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Der Anteil der Nicht-Deutschen an der Gesamtbevölkerung liegt jedoch nur bei rund 15 Prozent.90 Genau diese Überproportionalität ist der entscheidende Punkt.

Nicht die bloße Tatsache, dass bei mehr Zuwanderung auch mehr NichtDeutsche im Land leben – sondern dass ihr Anteil an den Straftaten deutlich über ihrem Anteil an der Bevölkerung liegt. Darauf, sagen mir Polizisten übereinstimmend, kommt es an. Doch genau dieser Punkt wurde in Politik und Medien unmittelbar wieder weichgezeichnet. WDR-Moderator Georg Restle sagte in seinem Tagesschau-Kommentar91: »Mehr Ausländer bedeuten automatisch mehr Ausländerkriminalität.« Die erhobenen Daten des BKA und des Bundesinnenministeriums wertete er als »billige Wahlkampfmunition gegen Migranten« ab.

Das Argument dahinter lautet: Wo mehr Ausländer leben, gibt es zwangsläufig auch mehr ausländische Tatverdächtige. Das Verhältnis sei also mehr oder weniger normal und kein Grund zur Sorge. Was diese Deutung unterschlägt, ist jedoch die Dynamik der Überrepräsentation. Die Zahl junger und jugendlicher Straftäter stieg beispielsweise im Vergleich von 2022 auf 2023 um gut 30 Prozent.92 Die Zahl der ausländischen Jugendlichen erhöhte sich im gleichen Zeitraum aber eben nicht um rund 30 Prozent. Genau an dieser Stelle wird aus Statistik ein sicherheitspolitischer Befund. Faeser selbst formulierte es auf derselben Pressekonferenz mit einer Offenheit, die im Nachgang fast unterging: »Wir müssen über Ausländerkriminalität reden – ohne Scheu und ohne Ressentiments«.93

Es macht einen Unterschied, wer kommt

Doch genau daran scheitert die deutsche Debatte seit Jahren. Denn kaum liegen belastbare Zahlen auf dem Tisch, verschiebt sich der Fokus. Nicht mehr die Frage steht im Raum, warum sich bestimmte Tätergruppen in bestimmten Deliktsfeldern häufen oder welche politischen und gesellschaftlichen Konsequenzen daraus gezogen werden müssten. Stattdessen kreist die Debatte sofort um Begriffe, Kategorisierungen und die angeblichen Gefahren der Benennung selbst.

Während Zahlen, Relationen und Entwicklungen eine klare Sprache sprechen, entfernt sich ein Teil der Diskussion auffällig weit von dieser empirischen Grundlage. Die statistische Wirklichkeit wird überlagert von sprachlichen und ideologischen Deutungsrahmen. So fordern namhafte Antirassismusexperten beispielsweise, bei der statistischen Erhebung nicht mehr zwischen deutschen und nicht deutschen Tatverdächtigen zu unterscheiden. Auf diese Weise, so das Argument, könne verhindert werden, dass die anständige Mehrheit der Migranten unter Generalverdacht gerate.

Ein anderes, häufig wiederholtes Argument lautet, die Polizei gehe eher gegen Ausländer vor. Darin steckt nicht nur der Vorwurf polizeilicher Willkür, sondern implizit auch der Vorwurf strukturellen Rassismus. Hinzu kommt die These, Ausländer würden häufiger angezeigt als Deutsche. In der ZDF-Sendung Markus Lanz erklärt die Kriminologin und Soziologin Nicole Bögelein: »Wenn Sie eine Straftat beobachten, dann ist die Wahrscheinlichkeit, dass Sie anzeigen, sehr viel höher, wenn ihr Gegenüber als nichtdeutsch oder als fremd wahrgenommen wird, als wenn er als deutsch wahrgenommen wird.«94

All diese Einwände muss man kennen. Einige von ihnen weisen auf reale methodische Probleme hin. Und doch lassen sie eine einfache, entscheidende Tatsache außer Acht: Die Kriminalitätsraten sind nicht unter allen Migrantengruppen und Ethnien gleich. Als im Jahr 2022 mehr als eine Million Menschen infolge des russischen Angriffskriegs aus der Ukraine nach Deutschland kamen, führten diese Migranten nicht zu einem überproportionalen Anstieg der Straftaten. Es macht also offenkundig einen Unterschied, wer nach Deutschland kommt.

Sind es Frauen und Kinder oder junge Männer? Sind es Fachkräfte oder illegale Einwanderer aus bildungsfernen Schichten? Kommen sie aus einem muslimisch geprägten oder nicht muslimisch geprägten Land? Teilen sie unsere Werte und Vorstellungen von einem gemeinsamen Miteinander? Achten sie Frauen als gleichberechtigt oder dem Mann unterstellt? Ist ihre Religion aus ihrer Sicht besser als eine andere Glaubensrichtung? Das sind harte Fragen. Aber es sind reale Fragen. Ein multikulturelles Zusammenleben birgt neben vielen bereichernden Aspekten eben auch Risiken.

Die Zumutung der Zahlen

Sozialromantiker müssen an dieser Stelle stark sein, denn die Realität erfordert es. Einige Fakten lassen sich nicht länger leugnen. Kulturelle Prägungen, religiöse Überzeugungen und archaisch-patriarchale Weltbilder sind mit unserer freiheitlich demokratischen Grundordnung schlicht nicht vereinbar. Das auszusprechen, sollte nicht den Rechtspopulismus befeuern, sondern endlich in der Mitte der Gesellschaft sprechfähig werden. Es handelt sich nicht um Hass, sondern um Wirklichkeit. Und Zahlen, Daten und Fakten, die das untermauern, gibt es längst. Wenn man Polizisten zuhört, merkt man schnell, dass dieser Konflikt nicht erst bei der öffentlichen Debatte beginnt, sondern viel früher – bei der Herstellung des Lagebildes selbst.

Ein Berliner Beamter beschreibt, dass es innerhalb der Behörden durchaus eine Art stiller Leitlinie gebe, wie Kriminalität dargestellt werden soll: »Bei den Lagebildern, die wir erstellen und die auch immer nach oben hin gemeldet werden, muss alles sauber und ordentlich aussehen. Die Informationen gehen ja später auch an die Medien und an die Politik. Natürlich ist überall ein Zensus drauf. Also es kann ja nicht einfach so weitergegeben werden, wie es ist. Unmengen von Beamten sind damit beschäftigt, um zu kontrollieren, was dann in den Meldungen drinsteht. Mittlerweile dürfen ja schon fast keine Vornamen mehr genannt werden, weil das ja schon das erste Indiz dafür ist, wer bei uns der Kriminalhauptträger ist.«

Darin steckt eine Erfahrung, die mir in ähnlicher Form aus vielen Gesprächen begegnet ist: Nicht die Zahlen selbst sind umstritten, sondern ihre Zumutung. Wer sie offen ausspricht, riskiert schnell, moralisch verdächtig zu werden.

Ein SEK-Beamter aus Norddeutschland formuliert es drastisch und sehr konkret: »An der Art des Betäubungsmittels lässt sich mit hoher Trefferquote erkennen, welche Nationalität der Dealer hat. Wenn man sich etwa in Hamburg als Konsument ausgibt und Heroin kaufen will, trifft man in der überwältigenden Zahl der Fälle auf einen Kurden als Dealer. Das hängt auch mit den Lieferketten zusammen: Viele Kurden stammen aus Regionen in der Türkei, im Irak oder Iran – und damit aus Gebieten, die geografisch nah an Afghanistan liegen. Heroin basiert auf Opium und rund 90 Prozent des weltweiten Opiums wird in Afghanistan angebaut.«

Diese Art von Wissen ist in Polizeikreisen nichts Exotisches. Es ist praktisches Erfahrungswissen, gespeist aus Einsätzen, Observationen, Milieukenntnis und Ermittlungen. Und es trifft auf eine Öffentlichkeit, die oft so tut, als sei bereits die Benennung dieser Muster das eigentliche Problem.

Ein Muster, das in vielen Großstädten sichtbar wird

Die Berliner Zahlen zeigen besonders deutlich, was das konkret bedeutet. Im Jahr 2024 wurden in Berlin 73.017 Tatverdächtige ohne deutsche Staatsangehörigkeit erfasst. Das entspricht 50,9 Prozent aller 143.534 Tatverdächtigen – ein erneuter Anstieg um 2,1 Prozentpunkte gegenüber dem Vorjahr.95 Selbst wenn man ausländerrechtliche Delikte herausrechnet, also Verstöße, die Deutsche definitionsgemäß gar nicht begehen können, steigt dieser Wert gegenüber dem Vorjahr weiter: 43,9 Prozent der Tatverdächtigen bei allen »klassischen« Straftaten hatten keine deutsche Staatsangehörigkeit96 – und das, obwohl Berlin 2024 einen Einbürgerungsrekord97 aufstellte, also mehr deutsche Staatsbürger in der Hauptstadt leben als noch im Vorjahr.

Diese Zahlen sind keine Randnotiz. Sie beschreiben ein Muster, das in vielen Großstädten sichtbar wird: In bestimmten Deliktsfeldern dominieren Tätergruppen mit ausländischer Staatsangehörigkeit so deutlich, dass man von strukturellen Problemlagen sprechen muss. Besonders auffällig ist hierbei unter anderem die Steigerung der Zahl der Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung zwischen 2015 und 2024: Der Wert stieg in diesen neun Jahren in Berlin um etwa 167,7 Prozent.98 Rohheitsdelikte und Straftaten gegen die persönliche Freiheit stiegen im selben Zeitraum um etwa 35,1 Prozent.99

Solche Anstiege entstehen nicht aus dem Nichts. Sie spiegeln Täterstrukturen wider, die sich in bestimmten Milieus verfestigt haben – teils aufgrund internationaler Bandenkriminalität, teils aufgrund transnationaler Netzwerke, teils aufgrund von Parallelmilieus, die für deutsche Behörden schwer zugänglich sind. »Unter den Tatverdächtigen finden sich besonders häufig Personen aus der Türkei, Syrien, Polen, der Republik Moldau, Rumänien, Georgien und Afghanistan«, erzählt mir ein Beamter aus Berlin. Keine dieser Gruppen ist homogen, keine kollektiv kriminell.

Aber ihre statistische Überrepräsentation in bestimmten Deliktsfeldern zeigt deutlich, dass sich in Berlin – wie in anderen Großstädten auch – kriminelle Schwerpunkte entlang bestimmter Migrationsgruppen herausgebildet haben, die man nur dann effektiv bekämpfen kann, wenn man sie auch offen benennt.

Dass diese Entwicklung in Berlin besonders sichtbar ist, ist kein Zufall. Die Stadt zieht unterschiedlichste Zuwanderungsgruppen an, aber eben auch professionelle Diebesbanden, Drogenhandelsnetzwerke, organisierte Strukturen und Personen, die in Deutschland unter dem Radar leben. Für Polizisten sind diese Zahlen deshalb nicht bloß Statistik, sondern die Verdichtung dessen, was sie seit Jahren auf der Straße erleben.

Systematische Verzerrungen

Deutschland erlebt seit einigen Jahren eine Reihe von Gewalttaten, die das Sicherheitsgefühl vieler Menschen tief erschüttern. Ob in Mannheim, Solingen, Hamburg, München oder in ländlichen Gebieten – die Schlagzeilen ähneln sich: Messerattacken, Überfälle, eskalierende Konflikte unter jungen Männern. Immer wieder taucht dabei derselbe Befund in Polizeiberichten auf: »Der Tatverdächtige hatte laut Augenzeugen einen südländischen Hintergrund.« Unter den mutmaßlichen Tätern finden sich überproportional viele Personen ohne deutsche Staatsbürgerschaft oder mit Migrationshintergrund.

Natürlich mahnen Expertinnen und Experten zu Recht zur Vorsicht. Einzelne spektakuläre Fälle dürfen nie die gesamte Wirklichkeit verzerren. Doch umgekehrt gilt ebenso: Beruhigende politische Botschaften können die Wirklichkeit vor Ort nicht einfach überdecken. Polizeibeamte, Rettungskräfte und viele Bürger erleben diese Entwicklung sehr konkret. Und die Polizeilichen Kriminalstatistiken der letzten Jahre zeigen einen deutlichen Anstieg gerade bei jenen Delikten, die das subjektive Sicherheitsgefühl besonders prägen: Gewalttaten, Messerangriffe, gefährliche Körperverletzungen.

Der Kriminologe André Schulz, heute an der Northern Business School in Hamburg und einst Vorsitzender des Bundes Deutscher Kriminalbeamter, sagt im Gespräch mit WELT100: »Die Kriminologie will nichts vertuschen. Aber es ist wichtig, sich die Zahlen unideologisch anzusehen und ihre Aussagekraft richtig einzuordnen.« Genau das ist der entscheidende Punkt. Die Polizeiliche Kriminalstatistik weist mehrere systematische Verzerrungen auf, die man kennen muss, um ihre Aussagen richtig einzuordnen.

Ein zentrales Beispiel betrifft die Erfassungszeiträume: Eine Straftat erscheint nicht zwangsläufig in dem Jahr, in dem sie tatsächlich begangen wurde, sondern erst dann, wenn die polizeilichen Ermittlungen abgeschlossen und der Vorgang an die Staatsanwaltschaft abgegeben wird. Ein Messerangriff aus dem Herbst 2024 kann somit problemlos in der Statistik für 2025 auftauchen. Verzögern sich Ermittlungen – etwa wegen hoher Arbeitsbelastung, Personalmangel oder komplizierter Identitätsfeststellungen –, entsteht dadurch ein künstlicher Einbruch der Fallzahlen im belasteten Jahr und ein statistischer Anstieg im Folgejahr. Diese Schwankungen spiegeln daher oft weniger die reale Kriminalitätsentwicklung wider als den Zustand der Behörden.

Auch demografische Effekte spielen eine wesentliche Rolle. Wenn die Bevölkerung wächst, nimmt im Normalfall auch die absolute Zahl der registrierten Straftaten zu. Ein Vergleich reiner Fallzahlen führt deshalb leicht zu Fehlschlüssen. Aussagekräftig wird die Statistik erst dann, wenn die Zahlen ins Verhältnis gesetzt werden – etwa zur Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner, zu regionalen Unterschieden, zur Altersstruktur oder zu Veränderungen in der Erfassungspraxis. Hinzu kommt, dass bestimmte Deliktsfelder maßgeblich von der Kontrolldichte abhängen. Wo häufiger kontrolliert wird, steigen zwangsläufig auch die registrierten Fälle – unabhängig davon, ob die tatsächliche Kriminalität zugenommen hat.

Die Betäubungsmittelkriminalität ist dafür das klassische Beispiel. »Wenn die Politik beschließt, dass der Drogenhandel auf der Kölner Domplatte verschwinden soll, dann verschwindet er auch. Aber nicht, weil er plötzlich weg ist, sondern weil wir dort verstärkt kontrollieren. Wir zeigen Präsenz, das spricht sich rum, die Dealer weichen auf ein anderes Gebiet aus«, berichtet ein Polizist aus Köln. Intensivere Polizeiarbeit führt also zunächst zu mehr registrierten Fällen auf der Domplatte, während weniger Kontrollen den gegenteiligen Eindruck erzeugen. Die PKS bildet deshalb nie nur das Verhalten von Tätern ab, sondern immer auch Prioritäten, Ressourcen und Einsatzpraxis der Polizei.

Die Kriminalitätsbelastung ist nicht zufällig verteilt

Aussagekräftiger als die bloße Zahl der registrierten Fälle ist daher die sogenannte Opfergefährdungszahl. Sie setzt die Zahl der erfassten Opfer ins Verhältnis zur Gesamtbevölkerung und erlaubt so eine Einschätzung des individuellen Risikos, selbst Opfer bestimmter Delikte zu werden. So sind die Chancen, in Deutschland Opfer einer Straftat zu werden, im Zeitraum zwischen 2009 und 2024 um rund 38,6 Prozent gestiegen.101

Doch auch die Opfergefährdungszahl zeigt nur einen Ausschnitt. Denn sie basiert ausschließlich auf den Fällen, die tatsächlich angezeigt oder polizeilich erfasst wurden. Konflikte, die informell geregelt werden – etwa eine Ohrfeige, die mit einer spontanen Gegenreaktion beantwortet, aber nicht angezeigt wird –, tauchen ebenso wenig darin auf wie Auseinandersetzungen innerhalb krimineller Strukturen, etwa Revierstreitigkeiten zwischen Clans, die lieber einem »Friedensrichter« als der Polizei überlassen werden. Gerade in bestimmten Milieus sind diese Dunkelfelder groß und entziehen sich der statistischen Erfassung fast vollständig.

Um das tatsächliche Ausmaß von Gewalt abzuschätzen, reichen deshalb die offiziellen Polizeizahlen nicht aus. Hier kommen Dunkelfeldstudien ins Spiel. Sie versuchen, jene Straftaten sichtbar zu machen, die nie zur Anzeige gelangen – und damit in der PKS nicht auftauchen. Dieses unsichtbare Feld ist oft erheblich und variiert stark je nach Delikt, Milieu und kulturellem Kontext.

Genau deshalb ist die immer wiederkehrende politische Beruhigung so problematisch. Denn sie tut oft so, als seien die offiziellen Zahlen schon die ganze Wirklichkeit – oder als ließen sie sich allein durch methodische Einwände neutralisieren. Wer die Statistiken ernsthaft lesen will, muss beides zugleich tun: ihre Grenzen kennen und ihre Signale ernst nehmen.

Denn trotz aller Verzerrungen, aller Dunkelfelder und aller methodischen Vorsicht bleibt der Kern des Befundes bestehen: Die Kriminalitätsbelastung ist nicht zufällig verteilt. Sie konzentriert sich in bestimmten Gruppen, in bestimmten Alterskohorten, in bestimmten Milieus und Deliktsfeldern. Wer darüber nicht sprechen will, schützt nicht den sozialen Frieden. Er verschiebt nur den Moment, in dem sich die Wirklichkeit mit aller Wucht zurückmeldet.

Dunkelfeldstudien

Wie sicher ein Land wirklich ist, zeigt sich nicht zuerst in der Polizeistatistik. Es zeigt sich in dem Moment, in dem Menschen abends den Schlüssel fester in der Hand halten, wenn sie eine Straße meiden, wenn sie einen Vorfall nicht anzeigen, weil sie überzeugt sind, dass »es ja doch nichts bringt«, oder wenn sie nach einer Ohrfeige, einem Raub oder einer Bedrohung zu Hause sitzen und beschließen, die Polizei lieber nicht zu rufen. Genau dort beginnt das Dunkelfeld.

Ein aufschlussreiches Beispiel liefert Niedersachsen. Das Landeskriminalamt führt dort seit Jahren repräsentative Befragungen durch, in denen Tausende Bürger angeben, ob und welche Straftaten sie erlebt haben – unabhängig davon, ob diese der Polizei gemeldet wurden. In der jüngsten Erhebung liegt die Opferwerdungsquote unter allen Befragten bei 35,0 Prozent. Mit 5.497 betroffenen Personen wurde demnach mehr als jeder Dritte im Jahr 2022 Opfer mindestens einer Straftat.102 Das entspricht einem deutlichen Anstieg von 5,4 Prozentpunkten im Vergleich zur vorherigen Erhebung: Im Jahr 2020 waren noch 29,6 Prozent aller Befragten von einer Straftat betroffen.

Die aktuellen Zahlen markieren eine bedenkliche Entwicklung. Selbst die bislang höchste Opferwerdungsrate aus dem Jahr 2016 mit einem Wert von 32,3 Prozent wurde 2022 übertroffen.103 Zudem gaben 2,5 Prozent der Befragten an, im Jahr 2022 Opfer einer Körperverletzung geworden zu sein.104 2020 lag dieser Wert noch bei 1,8 Prozent. Damit stützt die Dunkelfeldbefragung den Befund der Polizeilichen Kriminalstatistik, dass Gewaltkriminalität in den letzten Jahren kontinuierlich zugenommen hat.

Das sind keine abstrakten Prozentsätze. Dahinter stehen Menschen, die geschlagen, bedroht, beraubt oder verletzt wurden. Menschen, deren Erfahrungen in vielen Fällen nie in einer Polizeimeldung, nie in einer Anklageschrift und nie in einer Statistik auftauchen würden – wenn man sie nicht direkt fragte. Und doch bleibt auch die Kriminologie vorsichtig, sie kennt die Grenzen des Materials. Der Betrachtungszeitraum ist kurz, andere Studien zeichnen ein weniger eindeutiges Bild.

Der emeritierte Professor Wolfgang Heinz von der Universität Konstanz verweist darauf, dass eine weitere Dunkelfeldbefragung sogar auf einen Rückgang der Gewalttaten hindeute. Der Anstieg in der PKS könne deshalb »nicht bestätigt werden«.105 Auch Martin Rettenberger, Direktor der Kriminologischen Zentralstelle, betont: »Wir nehmen Gewalt im öffentlichen Raum deutlicher wahr und sind heute eher bereit, sie anzuzeigen«, von einer Zunahme in den letzten Jahren allein auf Grund der Kriminalstatistik könne man daher nicht sprechen.106

Ausländer sind überproportional vertreten

Genau in dieser Uneindeutigkeit liegt der Kern des Problems. Denn die Kriminalstatistik zeigt nie die ganze Wirklichkeit. Sie zeigt das Hellfeld – also das, was der Polizei bekannt wird. Sie zeigt nicht, was in Wohnungen bleibt, nicht, was auf Hinterhöfen »geregelt« wird, nicht, was in rivalisierenden Milieus bewusst intern geklärt wird. Nicht jene alltäglichen Körperverletzungen, Drohungen und Erniedrigungen, die nie angezeigt werden, weil die Betroffenen Angst haben, resigniert sind oder aus kulturellen Gründen die Polizei nicht einschalten.

Gerade in bestimmten Milieus gilt es als Schwäche, den Staat zu Hilfe zu rufen. Wer zur Polizei geht, verrät die eigene Gruppe. Wer Anzeige erstattet, gilt nicht als rechtschaffen, sondern als illoyal. So entsteht von Anfang an ein verzerrtes Bild – nicht, weil die Statistik lügt, sondern weil große Teile der Realität nie in sie hineinfinden. Deshalb wäre regelmäßige und bundesweit vergleichbare Dunkelfeldforschung so wichtig.

Doch genau daran fehlt es in Deutschland bis heute. Es gibt einzelne regionale Studien, einzelne Zeitfenster, einzelne Erhebungen – aber kein verlässliches, bundesweites Instrument, das in regelmäßigen Abständen sichtbar macht, was tatsächlich geschieht. Die Politik entscheidet damit oft auf Grundlage eines Datensatzes, der wichtig, aber lückenhaft ist. Trotz aller methodischen Unsicherheiten bleibt jedoch ein Befund in der PKS klar erkennbar: Ausländer sind bei vielen Delikten überproportional vertreten – und besonders bei Gewaltdelikten ist diese Überrepräsentation deutlich.

Die Gruppe der Asylbewerber, Geduldeten und illegal in Deutschland lebenden Personen fällt dabei besonders ins Gewicht: Sie stellen bei gefährlichen und schweren Körperverletzungen im öffentlichen Raum etwa 13 Prozent aller ermittelten Tatverdächtigen. Syrer und Afghanen werden – gemessen an ihrem Bevölkerungsanteil – rund zehnmal so häufig wegen solcher Delikte registriert wie der Durchschnitt.107

Dass Ausländer hierzulande häufiger Gesetze missachten und auffällig werden als deutsche Staatsbürger, bestreitet deshalb auch kaum ein Kriminologe. Diese statistische Realität bleibt bestehen, auch wenn man sie methodisch sorgfältig einordnet: Ohne die starke Zuwanderung der vergangenen Jahre wäre die Kriminalitätsbelastung in Deutschland vermutlich niedriger. Aus der Tatsache, dass bestimmte Gruppen deutlich überrepräsentiert sind, ergibt sich ein klarer politischer Handlungsauftrag.

Es geht nicht um Schuldzuweisung, sondern um Präzision

Und doch muss gerade an diesem Punkt mit äußerster Präzision gesprochen werden. Denn all das bedeutet selbstverständlich nicht, dass Deutschland keine große Zahl an Straftätern ohne Migrationshintergrund hätte. Kriminalität ist kein exklusives Merkmal einzelner Herkunftsgruppen, sondern ein gesellschaftliches Phänomen, das in allen Milieus vorkommt. Man darf deshalb nicht den Fehler machen, Menschen pauschal zu verurteilen oder ihnen kriminelle Energie zu unterstellen, nur weil sie einer bestimmten Bevölkerungsgruppe, Nationalität oder ethnischen Minderheit angehören.

Statistische Häufungen sagen etwas über Strukturen – nicht über Individuen. Wer daraus rassistische, menschenverachtende oder pauschal ausländerfeindliche Schlüsse zieht, liegt nicht nur moralisch falsch, sondern auch analytisch. Denn solche Reflexe verstellen den Blick auf die eigentlichen Ursachen – und damit auf jede ernsthafte Lösung. Kein Mensch ist kriminell wegen seiner Herkunft. Aber bestimmte Strukturen, Milieus, soziale Bedingungen oder migratorische Konstellationen begünstigen Kriminalität.

Und genau diese Faktoren müssen benannt werden, wenn man sie wirksam bekämpfen will. Es geht also nicht um Schuldzuweisung, sondern um Präzision. Nicht um Ausgrenzung, sondern um Handlungsfähigkeit. Und nicht um politisch motivierte Deutung, sondern um eine ehrliche Bestandsaufnahme.

Wer Probleme nicht ausspricht, löst sie nicht, er verschiebt sie nur. Darin liegt die eigentliche Verantwortung eines Rechtsstaats – und auch die Verantwortung derjenigen, die über innere Sicherheit sprechen: der Realität ins Auge zu sehen, ohne Menschen zu Unrecht zu belasten. Offene, faktenbasierte Analyse und der kategorische Verzicht auf Pauschalurteile sind kein Widerspruch. Sie sind zwei Seiten derselben Pflicht.


5.

Eine andere Gewaltkultur

Der Bus riecht nach nassem Stoff und kaltem Metall, Feierabendverkehr in Leipzig. Stimmen, Schritte, ein müdes Ruckeln bei jeder Haltestelle. Der 62-jährige Fahrer sitzt hinter der Scheibe, die Hände fest am Lenkrad, die Augen im Spiegel. Noch ein paar Runden, dann ist Schluss. Hinten im Bus wird es lauter. Er hört das Lachen zuerst – dieses schrille, herausfordernde Lachen, das nichts mehr mit Unbeschwertheit zu tun hat. Dann Worte, durcheinander, aggressiv, zu groß für die schmalen Gänge eines Linienbusses. Linie 90, irgendwo zwischen Alltag und Eskalation. Er zögert einen Moment: Man lernt, Dinge zu überhören, man lernt, sich rauszuhalten. Aber manchmal geht es nicht – es sind schließlich noch andere Fahrgäste mit an Bord.

Der Fahrer tritt auf die Bremse, ein kurzer Ruck geht durch den Bus, Gespräche verstummen, Köpfe drehen sich. »Jetzt ist Schluss«, sagt er, mehr erschöpft als laut. »Ein bisschen leiser.« Ein Satz, wie er ihn tausendmal gesagt hat – dann kippt etwas. Die Tür zischt, kalte Luft dringt herein, Schritte kommen näher, zu schnell, zu direkt. Der Fahrer spürt, wie sich die Situation verdichtet, wie aus Lärm plötzlich Spannung wird. Ein Junge steht vor ihm, circa 13 Jahre alt. Zu jung für diesen Blick, zu spät für Rückzug.

»Was willst du?«, vielleicht sagt er das, vielleicht denkt er es nur. Seine Hand liegt noch am Lenkrad, als der erste Stoß kommt. Ein dumpfer Schlag, direkt gegen den Kopf. Die Welt verrutscht. Dann kommt noch einer, und noch einer. Kein Gerangel, kein Schubsen – gezielte, harte Kopfstöße.

Der Busfahrer hat keine Zeit zu reagieren, keine Zeit, sich zu schützen. Sein Körper folgt nicht mehr, das Blut rauscht in den Ohren, das Sichtfeld wird eng, er sackt zusammen. Irgendwo schreit jemand, irgendwo lacht noch jemand. Oder ist es nur ein Echo? Am Boden liegt ein Mann, der einfach nur seinen Job machen wollte. Der nur Ruhe wollte in einem Bus voller Menschen.

Die Zeit des Wegmoderierens ist vorbei

Ob sich diese Geschichte exakt so zugetragen hat, lässt sich heute nicht rekonstruieren – denn der Fahrer liegt zum Zeitpunkt der Entstehung dieses Textes im Koma. Später wird die Polizei es in ihrer Pressemeldung eine »körperliche Auseinandersetzung« nennen. Später wird man Worte finden, die alles kleiner machen. Worte, die die Brutalität des 13-jährigen im Irak geboren Intensivtäters nicht annähernd widerspiegeln.

Erst durch Presseartikel108 wird der Gewaltexzess sichtbar. Tat und Täterprofil sind kein Leipziger Einzelfall, bundesweit kommt es zu ähnlichen Vorfällen.

Im Juni 2024 sagt die Berliner Polizeipräsidentin Barbara Slowik Meisel einen Satz, der in Deutschland lange nur hinter vorgehaltener Hand ausgesprochen wurde: »Nach unseren Zahlen ist die Gewalt in Berlin jung, männlich und hat einen nicht deutschen Hintergrund.«109 Es ist ein kurzer Satz, nüchtern, fast spröde. Und gerade deshalb trifft er mit solcher Wucht. Denn er stammt nicht von einem Oppositionspolitiker, nicht von einem TalkshowProvokateur, nicht von jemandem, der an Zuspitzung interessiert wäre. Er stammt von der höchsten Repräsentantin einer Sicherheitsbehörde in einer deutschen Millionenstadt. Von einer Frau, die nicht als politische Scharfmacherin gilt, sondern als zurückhaltende Spitzenbeamtin. Und genau das verleiht ihren Worten Gewicht.

Was Barbara Slowik Meisel beschreibt, ist kein Berliner Sonderproblem – das zeigt der Fall aus Leipzig. Es ist ein Muster, das sich inzwischen in vielen deutschen Städten zeigt. Berlin ist jedoch ein Ort, an dem es sich mit besonderer Härte verdichtet. Die Stadt ist groß, jung, konfliktreich, migrantisch geprägt, voller Reibung. Und die Polizei sieht dort früher als andere, wenn sich etwas verschiebt. Die Statistiken stützen, was Slowik Meisel öffentlich ausspricht.

Im Juni 2024 hatten 66 Prozent der inhaftierten Jugendlichen in Berlin keine deutsche Staatsangehörigkeit.110 Rechnet man Jugendliche mit deutschem Pass, aber familiärer Migrationsgeschichte hinzu, hätten nach Angaben des Leiters der Berliner Jugendstrafanstalt, Bill Borchert, insgesamt 70 bis 80 Prozent der Inhaftierten einen Migrationshintergrund.111

Das steht in deutlichem Kontrast zur Bevölkerungsstruktur der Stadt: Nur etwa ein Viertel der Berlinerinnen und Berliner besitzt einen ausländischen Pass.112 Die Überproportionalität ist nicht zu leugnen. Wenn eine Polizeipräsidentin öffentlich sagt: »Die Gewalt in Berlin ist jung, männlich und hat einen nicht deutschen Hintergrund«, dann ist das mehr als eine Lagebeschreibung, es ist auch ein Signal. Es markiert einen Bruch in der Sprache der Behörden.

Über Jahre hinweg wurden genau solche Formulierungen in Deutschland vermieden, abgeschwächt, intern abgestimmt, politisch geglättet. Hinweise auf überrepräsentierte Tätergruppen galten als heikel, als potenziell stigmatisierend, als politisch riskant. Man sprach vorsichtig, um niemanden zu verletzen, keine Ressentiments zu bedienen, keine falschen politischen Lager zu stärken.

Dass Barbara Slowik Meisel nun so offen spricht, bedeutet zweierlei. Erstens: Die Lage ist offenbar so eindeutig, dass sie sich sprachlich nicht länger einhegen lässt. Zweitens: Die politische Führung ist entweder bereit – oder gezwungen –, diese Realität öffentlich zu benennen. Dass diese Worte ausgerechnet aus Berlin kommen, verstärkt ihre Wirkung zusätzlich. Aus einer Stadt also, die sich politisch traditionell zurückhaltend zu Migration und Kriminalität äußert, deren Sprache meist behutsam, integrativ, konfliktvermeidend ist.

Slowik Meisel muss gewusst haben, wie ihre Worte aufgenommen würden. Sie musste wissen, dass Medien, Öffentlichkeit und Politik jedes Wort wägen, jede Formulierung politisch einordnen, jede Abweichung von der gewohnten Sprache als Signal lesen würden. Und genau das war es auch – eine Botschaft: Die Zeit des Wegmoderierens ist vorbei. Denn die Probleme sind nicht mehr randständig, nicht mehr punktuell, nicht mehr durch geschickte Sprache beherrschbar. Sie sind strukturell, und ohne ihre offene Benennung wird keine wirksame Politik möglich sein.

Zwei Narrative über dieselbe Wirklichkeit

Gerade deshalb ist der Kontrast zu früheren politischen Erzählungen so aufschlussreich. Etwa zu Franziska Giffey, die von 2015 bis 2018 Bezirksbürgermeisterin von Neukölln war. Giffey sprach in ihrer Amtszeit deutlich wei cher. Ihr Ansatz war: nicht stigmatisieren, sondern integrieren. Sie sprach zwar punktuell über Clanstrukturen, betonte aber zugleich, Neukölln sei ein »vielfältiger, bunter Bezirk«, und legte den Fokus auf Chancen, Projekte und soziale Hilfsmaßnahmen.

Darin liegen zwei verschiedene Narrative über dieselbe Wirklichkeit. Während die Polizeipräsidentin Probleme benennt, um handeln zu können, versuchte Giffey, Probleme sprachlich zu entschärfen, um gesellschaftlichen Zusammenhalt zu fördern. Die Linie der SPD-Politikerin war konsensorientiert. Sie wollte Neukölln nicht als Problembezirk labeln, sondern als Bezirk mit Potenzial erzählen.

Barbara Slowik Meisel hingegen tat im Sommer 2024 etwas, das lange politisch vermieden worden war: Sie benannte die überproportionale Gewaltbeteiligung bestimmter Gruppen, weil sie für die Polizeiarbeit zentral ist. Genau dieser Gegensatz ist entscheidend. Er beschreibt ein bundesweit zu beobachtendes Spannungsfeld: das Aufeinandertreffen zweier Logiken – politischer und polizeilicher Kommunikation. Die politische Sprache ist oft vorsichtig, integrativ, konfliktvermeidend. Sie will nicht spalten, nicht verletzen, keine Wählergruppen verschrecken. Ihr Tonfall lautet sinngemäß: Neukölln ist nicht verloren, wir schaffen das.

Die polizeiliche Sprache dagegen ist faktenorientierter, sicherheitsfokussierter, oft härter an der Wirklichkeit. Ihr Tonfall lautet eher: Wir haben ein strukturelles Gewaltproblem – und wir müssen darüber sprechen. Was politisch wünschenswert klingt, ist nicht immer deckungsgleich mit dem, was polizeilich notwendig ist. Während Giffey den sozialen Frieden durch beruhigende Erzählungen sichern wollte, versucht Slowik Meisel, die Sicherheit durch klare Lagebilder zu verbessern. Giffey sprach von dem Neukölln, das sie politisch erreichen wollte. Slowik Meisel spricht von dem Berlin, das die Polizei jeden Tag erlebt.

Für viele Berliner Polizistinnen und Polizisten hatten diese Worte deshalb enorme Bedeutung. In Gesprächen mit ihnen wurde mir immer wieder gesagt, dass sie genau das, was ihre Präsidentin nun öffentlich formulierte, seit Jahren auf der Straße erleben: eine Verschiebung der Täterprofile, einen überproportionalen Anteil junger Männer mit Migrationshintergrund und eine zunehmende Härte, Aggressivität und Eskalationsbereitschaft – in einem politischen Klima, in dem diese Entwicklungen lange nur verklausuliert benannt werden durften.

»Wir hatten das Gefühl, dass die da oben endlich sehen, was wir schon die ganze Zeit auf der Straße sehen«, berichtet ein Beamter aus Berlin. Man muss sich diesen Satz genau anhören. Er ist keine politische Forderung, er ist ein Seufzer, eine Form institutioneller Erleichterung. Für Einsatzkräfte, die täglich mit Gewalt, Überforderung und offener Aggression zu tun haben, ist es ein starkes Signal, wenn die eigene Behördenleitung endlich ausspricht, was man selbst nicht länger nur als »subjektiven Eindruck« erleben will.

Die Worte der Berliner Polizeipräsidentin wirkten deshalb wie ein Weckruf, wie ein Bruch mit bisherigen Kommunikationslinien, wie die Ankündigung eines realitätsbasierten Diskurses, der längst überfällig ist. Und dieser Diskurs kann nur funktionieren, wenn er sich nicht auf Eindrücke oder Einzelfälle stützt, sondern auf belastbare Zahlen.

Verrohung an der Basis

Die Zahl der tatverdächtigen Zuwanderer im Alter von 14 bis unter 18 Jahren ist laut Bundeskriminalstatistik im Jahr 2023 im Vergleich zum Vorjahr um 43,3 Prozent gestiegen. Auch bei den 18- bis unter 21-Jährigen gab es mit 37,2 Prozent einen deutlichen Anstieg. Von den tatverdächtigen Zuwanderern waren 82,7 Prozent männlich, 57,2 Prozent jünger als 30 Jahre.113

Die Altersstruktur spielt dabei eine zentrale Rolle: Von den nach Deutschland gekommenen Migranten waren 55,2 Prozent männlich und 44,8 Prozent weiblich, insgesamt 47,1 Prozent der Geflüchteten waren jünger als 30 Jahre. »Junge Männer begehen weit häufiger Straftaten«, sagt der renommierte Kriminologe Christian Pfeiffer im Focus.114

Diese Zahlen sind keine abstrakten Bewegungen in Tabellen, sie zeigen, wo sich das Problem verdichtet. Nicht bei den Alten, nicht in irgendeiner diffusen »Gesellschaft«, sondern bei jungen Männern – genau in jenem Alter, in dem Gewaltbereitschaft, Gruppendruck, Identitätssuche und Statuskämpfe besonders ausgeprägt sein können. Und genau deshalb geht es hier nicht nur um die Kriminalität der Gegenwart, sondern um die Sicherheitslage der Zukunft. Denn an jungen Gewalttätern lässt sich oft schon heute ablesen, worauf ein Land zusteuert.

Wer mit 14 oder 15 Jahren schwere Gewaltdelikte begeht – oft mit Mes sern, in Gruppen und mit einer Härte, die selbst erfahrene Ermittler fassungslos macht –, ist nicht einfach nur ein »schwieriger Jugendlicher«. Er steht exemplarisch für eine Dynamik, die weit über den Einzelfall hinausweist. Welche Perspektive hat ein junger Mann, der früh gelernt hat, Konflikte nicht verbal, sondern mit körperlicher Dominanz oder Waffen zu lösen? Was bedeutet es für den sozialen Frieden, wenn gerade diejenigen, die in ihrer Persönlichkeitsentwicklung noch formbar wären, in Milieus aufwachsen, in denen Härte mehr zählt als Selbstkontrolle – und in einer Gesellschaft leben, die ihnen oft weder klare Grenzen noch verlässliche Strukturen bietet?

Erfahrene Polizistinnen und Polizisten sprechen inzwischen von einer »Verrohung an der Basis«. Und auffällig ist dabei, wie früh diese Entwicklung beginnt. Nicht erst mit 17, nicht erst im Jugendgefängnis, sondern oft schon Jahre früher. Kinder bedrohen bereits in der Grundschule Lehrkräfte, Zwölfjährige berauben in Gruppen Gleichaltrige, Dreizehnjährige filmen Polizeibeamte, verhöhnen sie und provozieren im Schutz der Masse.

Ermittler berichten, dass die Hemmschwelle, Gewalt nicht nur anzudrohen, sondern tatsächlich anzuwenden, deutlich gesunken ist. Hier zeigt sich ein weiterer, oft übersehener Aspekt: Dieses Verhalten ist selten bloß spontanes Fehlverhalten. Es ist meist Ausdruck eines Werte- und Normensystems, das im familiären oder kulturellen Umfeld eingeübt wurde. Kinder kommen nicht mit einem Messer in der Hand zur Welt. Sie lernen dieses Verhalten. Sie lernen es in Milieus, in denen Gewalt als legitimes Mittel gilt. Oder in Umgebungen, in denen Autoritäten wenig durchsetzen und Regelverstöße folgenlos bleiben. Oder in Gruppen, in denen Loyalität zur Clique wichtiger ist als jede abstrakte Norm.

Positionierung außerhalb der Regeln des Staates

Viele dieser Jugendlichen erleben in Deutschland eine paradoxe Mischung: eine Gesellschaft, die ihnen theoretisch alle Chancen eröffnet, und Milieus, die ihnen zugleich vermitteln, dass Härte, Gruppentreue und Misstrauen gegenüber staatlichen Institutionen mehr zählen als Bildung, Selbstkontrolle oder Kooperation.

In manchen Umfeldern gilt es als Schwäche, mit der Polizei zu sprechen. Als Verrat, Grenzen zu akzeptieren. Und als »Ehre«, Aggression auszuleben und Respekt zu erzwingen. Wenn ein 15-Jähriger also ein Messer zieht, ist das nicht nur ein individuelles Versagen, es ist ein Symptom – und Symptome haben Ursachen.

Gleichzeitig stehen Schulen, Jugendämter und Sozialarbeiter einer Realität gegenüber, der sie strukturell kaum noch gewachsen sind: chronisch unterbesetzte Lehrerteams, überforderte Sozialpädagogen, Jugendämter am Limit, Integrationsprogramme mit Wartelisten und fehlende Sprachförderung. Hinzu kommt eine politische Debatte, die oft nicht einmal bereit ist, problematische Entwicklungen klar zu benennen. Wer in diesem Alter straffällig wird, ist deshalb selten einfach nur »im falschen Freundeskreis« – häufig ist er Teil eines Systems, das über Jahre hinweg nicht in der Lage war, Grenzen zu setzen, Vorbilder zu bieten oder Perspektiven zu eröffnen.

Die langfristigen Folgen liegen auf der Hand. Wenn heute 13-Jährige schwere Gewaltstraftaten begehen, dann werden es in zehn Jahren Erwachsene sein, die genau in diese Muster hinein sozialisiert wurden. Männer, die in Beruf, Partnerschaft, Familienleben oder sozialen Konflikten dieselben Reaktionsmechanismen anwenden werden – wenn keine wirksame Intervention erfolgt. Ein Polizist aus Dortmund bringt es auf einen Satz: »Wir sehen die Probleme von übermorgen heute schon auf der Wache sitzen.« Das ist vielleicht der entscheidende Gedanke dieses Kapitels. Denn diese Entwicklung trifft nicht nur potenzielle Opfer. Sie trifft auch die Täter selbst. Wer früh straffällig wird, hat oft schlechte Bildungsabschlüsse, kaum Bindung an legale Arbeitsmärkte und ein hohes Risiko weiterer Delinquenz. Gleichzeitig wächst bei vielen das Gefühl, gesellschaftlich kaum noch integrierbar zu sein. So entsteht eine Gruppe junger Männer, die sich zunehmend außerhalb der Regeln des Staates positioniert – und deren Integration mit jedem Jahr schwieriger wird.

Größenordnungen, die einen Bruch markieren

Es geht deshalb nicht um ein Randthema. Es geht um einen Testfall für die Zukunftsfähigkeit dieses Landes. Wenn wir heute die jungen Täter ignorieren, ignorieren wir die erwachsenen Täter von morgen – und damit den sozialen Frieden der kommenden Jahrzehnte.

Vor diesem Hintergrund erscheinen die Entwicklungen, die Sicherheits behörden inzwischen in mehreren deutschen Städten beobachten, nicht mehr wie Ausreißer, sondern wie Vorboten einer neuen Eskalationsstufe. Besonders dort, wo Gewalt nicht mehr spontan entsteht, sondern bewusst inszeniert wird – als Machtsignal, als Statussymbol, als Teil einer eigenen Subkultur.

Der Präsident des LKA Baden-Württemberg, Andreas Stenger, berichtet gegenüber WELT115 von einer Jugendkultur, in der ein krimineller Lebensstil als »Lifestyle« gelebt werde und Gewalt durch soziale Medien eine neue Dynamik bekomme – eine »TikTokisierung« der Gewaltkriminalität: »Man verabredet sich, inszeniert sich, findet Gleichgesinnte.«

Dieser Satz führt direkt zum Kern des Problems: Gewalt ist hier nicht nur Mittel, sie ist auch Inszenierung. Sie wird gefilmt, geteilt, bewertet, nachgeahmt. Sie dient nicht nur der Konfliktlösung, sondern der Selbstdarstellung. Wer zuschlägt, zeigt damit nicht nur dem Opfer etwas – sondern vor allem seinem Publikum.

Und dann kommen die Zahlen aus Nordrhein-Westfalen. Sie wirken fast wie ein statistischer Schock. Gemeinsam mit der Universität Köln untersuchte die Kriminalistisch-Kriminologische Forschungsstelle des Landeskriminalamtes Nordrhein-Westfalen die Entwicklung der Kinder- und Jugenddelinquenz.

Die Ergebnisse sind drastisch: Bei Gewaltdelikten unter Siebtklässlern liegt der Anstieg zwischen 2013 und 2024 bei in Deutschland geborenen Kindern in NRW bei 18 Prozent – bereits ein ernstes Warnsignal. Bei im Ausland geborenen Kindern beträgt der Anstieg im selben Zeitraum jedoch über 520 Prozent.116 In einzelnen Städten wie Gelsenkirchen, Herten und Marl eskaliert die Entwicklung noch stärker: plus 34,3 Prozent gegenüber plus 1.780 Prozent.117

Zwar basiert die Entwicklung auf vergleichsweise kleinen absoluten Fallzahlen (bei Gelsenkirchen, Herten und Marl beispielsweise von fünf Tatverdächtigen im Jahr 2015 auf 94 im Jahr 2024), doch gerade die Dynamik dieses Anstiegs macht deutlich, wie schnell sich die Lage zuspitzen kann und warum frühes Handeln entscheidend ist.

Denn das sind keine normalen Ausschläge, keine statistischen Zufälle, keine bloßen Schwankungen. Solche Größenordnungen markieren einen Bruch. Einen Punkt, an dem man nicht mehr von einer Verschärfung spre chen kann, sondern von einer strukturellen Verschiebung. Wer diese Zahlen ernst nimmt, erkennt: Hier verändert sich nicht nur ein Kriminalitätsphänomen. Hier verändert sich ein gesellschaftlicher Zustand.

Hier verändert sich Deutschland.

Dass sich auch die Gewalt gegenüber Lehrkräften zwischen 2023 und 2024 nahezu verdoppelt hat118, rundet das erschreckende Bild ab. Und genau deshalb reicht es nicht, diese Zahlen nur zu zitieren. Man muss sie verstehen wollen. Denn Statistik beschreibt Entwicklungen. Aber sie erklärt nicht ihre Ursachen. Die Wurzeln reichen tiefer als jede Tabelle. Sie liegen in Sozialisation, in Milieus, in kulturellen Prägungen, in fehlenden Grenzen, in überforderten Institutionen – und in einer Gesellschaft, die zu lange geglaubt hat, über diese Dinge sollte man lieber nicht zu offen sprechen.

Gewalt ist das Ergebnis von Prägungen

Kriminalität entsteht nie im luftleeren Raum. Das klingt wie ein Gemeinplatz, ist es aber nicht. Denn wer verstehen will, warum Gewalt entsteht, muss sich von einfachen Erklärungen verabschieden. Gewalt ist kein Merkmal einer Nationalität, sie ist das Ergebnis von Prägungen – sozial, biografisch, kulturell. Fachleute weisen seit Jahren auf dieselben Risikofaktoren hin.

Sie treten unabhängig von Herkunft oder Staatsbürgerschaft auf – und werden besonders gefährlich, wenn sie zusammenkommen: ein niedriges Bildungsniveau, fehlende Perspektiven, frühe Gewalterfahrungen, das Aufwachsen in Milieus, in denen Gewalt als legitimes Mittel gilt, sowie ausgeprägte, oft toxische Männlichkeitsvorstellungen. Diese Faktoren wirken wie Verstärker. Sie prägen, wie junge Männer Autorität wahrnehmen, wie sie ihren eigenen Wert einschätzen und wie sie Konflikte lösen – oder eben nicht lösen, sondern eskalieren.

Das soziale Umfeld spielt dabei eine zentrale Rolle. Wer in einer Familie oder Nachbarschaft aufwächst, in der Gewalt normal ist, lernt früh, dass körperliche Stärke über Anerkennung entscheidet. Wird dieses Modell durch Gleichaltrige oder ältere Vorbilder bestätigt, verfestigt sich ein Denken, das Gewalt nicht als Ausnahme, sondern als Option begreift. Hinzu kommt eine Machokultur, die Respekt mit Dominanz verwechselt und Schwäche verach tet. In solchen Konstellationen wird nicht verhandelt, sondern durchgesetzt.

Diese Risikofaktoren existieren grundsätzlich überall. Aber sie treten nicht überall gleich häufig und gleich geballt auf. In einigen Regionen – insbesondere in stark patriarchal und autoritär geprägten, überwiegend muslimischen Ländern – kommen sie häufiger zusammen: geringere Bildungschancen, eingeschränkte wirtschaftliche Perspektiven, traditionelle Rollenbilder und eine Sozialisation in gewaltakzeptierenden Umfeldern.

Entscheidend ist dabei: Herkunft ist kein biologisches Merkmal. Sie ist Ausdruck der sozialen und kulturellen Bedingungen, denen ein Mensch über Jahre ausgesetzt war. Es macht einen Unterschied, ob jemand in einem Umfeld aufwächst, in dem staatliche Autorität respektiert und Gewalt geächtet wird – oder in einem Kontext, in dem Alltagsgewalt, Clanstrukturen und patriarchale Durchsetzungsmuster prägend sind.

Gewaltkriminalität ist nicht nur ein Männerproblem

Das leise Zischen ist das Erste, was man hört. Ein Plastikschlauch führt zu Lenas Nase, versorgt sie mit Sauerstoff. Jeder Atemzug wirkt mühsam, als müsste ihr Körper daran erinnert werden, wie er funktioniert. Zum Zeitpunkt, als der Pressebericht119 erscheint, liegt die 14-Jährige seit sechs Tagen im Krankenhaus. Das Bett verlässt sie nur im Rollstuhl. Ihre Stimme zittert, als sie dem Reporter erzählt: »Sie haben meinen Kopf auf den Boden geschlagen, haben einen Kreis um mich gebildet. Sie sind auf mir herumgesprungen, haben auf mich eingetreten. Ich hatte Angst um mein Leben.«

Was wie ein Albtraum klingt, begann auf einem ganz normalen Schulflur. Drei Mädchen aus Syrien und dem Libanon, 13 bis 14 Jahre alt, Anführerinnen einer Gruppe, die an der Schule längst bekannt ist, sind für Lenas Zustand verantwortlich.

Als ihre Mutter Lena später im Schulbüro sieht, ist die Achtklässlerin kaum wiederzuerkennen. »Die Haare zerrupft, der ganze Körper voller Fußabdrücke.«120 Im Krankenhaus stellen die Ärzte eine Hirnblutung und eine Gehirnerschütterung fest. »Durch ein riesiges Hämatom auf der Brust hat sie Probleme beim Atmen. Sie muss durchgehend am Sauerstoff angeschlossen sein«, sagt ihre Mutter. Ihre Stimme schwankt zwischen Fassungslosigkeit und Wut.

Es ist nicht der erste Vorfall, nicht die erste Anzeige. In den Chatgruppen der Mädchen sollen Enthauptungsvideosdes IS kursieren.

Dynamiken der Gewalt betreffen nicht nur Männer. Zahlreiche Beamtinnen und Beamte berichten, dass der Fall von Lena kein Einzelfall ist. Es ist beispielhaft für eine Entwicklung, die seit einiger Zeit am Entstehen ist: Die Zahl gewalttätiger junger Frauen aus den Hauptherkunftsländern der jüngeren Fluchtmigration ist deutlich gestiegen.

Das widerspricht einem lange stabilen kriminalstatistischen Muster, nach dem Frauen wesentlich seltener schwere Gewaltdelikte begehen. »Syrische und afghanische Frauen sind nach der neuen Tatverdächtigenbelastungszahl stärker kriminalitätsbelastet als deutsche Männer«, berichtet der politische Korrespondent Philipp Woldin im Gespräch mit WELT121 (siehe Grafik 3122, 123, 124).

Grafik 3: Tatverdächtige pro 100.000 Einwohner im Bereich 
»Gewaltkriminalität«
[image: Balkendiagramm zum Vergleich der Durchschnittswerte für Deutsche Männer (272), Syrische Frauen (336), Afghanische Frauen (356), Bulgarische Frauen (359), Serbische Frauen (371) und Irakische Frauen (394).]
Quelle: Bundesinnenministerium, polizeiliche Kriminalstatistik 2024


Gewaltkriminalität ausschließlich als Männerproblem zu beschreiben, greift also zu kurz. Auch bei diesen jungen Frauen wirken die gleichen Risikofaktoren – wenn auch unter anderen Vorzeichen. Viele wachsen in Umgebungen auf, in denen Gewalt normalisiert ist und Konflikte nicht verbal gelöst werden.

Gleichzeitig leben sie oft zwischen zwei Welten: dem Druck traditioneller Familienstrukturen und den Freiheiten einer westlichen Gesellschaft. Dieser Spannungszustand kann sich in Aggression entladen. Polizisten berichten, dass besonders Mädchen aus syrischen, afghanischen, türkischen oder irakischen Communitys in Gruppen häufiger auffallen – durch Körperverletzungen, Bedrohungen oder Beteiligung an Clanauseinandersetzungen. Das bedeutet nicht, dass Frauen grundsätzlich krimineller werden, es zeigt, dass bestimmte Risikokonstellationen beide Geschlechter erfassen können.

Um diese Muster zu verstehen, muss man kulturelle Prägung ernst nehmen. Der Begriff ist abstrakt, seine Wirkung aber konkret. Er bestimmt, wie Menschen Respekt verstehen, wie sie Autorität wahrnehmen und wie sie Konflikte lösen. In vielen Regionen, in denen patriarchale, religiös-konservative oder stammesbasierte Strukturen dominieren, wachsen Menschen in Normensystemen auf, die mit westlichen Vorstellungen von Gleichberechtigung, Individualität und Rechtsstaatlichkeit nur wenige Berührungspunkte haben.

»Eure Gesetze sind zu kompliziert«

Wie groß diese Unterschiede sein können, wurde mir im Frühsommer 2024 deutlich. Zwei ehemalige afghanische Ortskräfte der Bundeswehr suchten mich auf. Sie machten sich Sorgen über Entwicklungen innerhalb der afghanischen Community, vor allem in sozialen Netzwerken. »Aktuell kommen viele radikale Paschtunen nach Deutschland«, sagte einer von ihnen. Paschtunen stellen etwa 42 Prozent der afghanischen Bevölkerung.125 In vielen Regionen gelten sie als besonders konservativ. Und aus paschtunischen Gemeinschaften rekrutiert sich seit Jahrzehnten ein erheblicher Teil der Taliban.

Die beiden zeigten mir TikTok-Videos einer Gruppe Afghanen aus München. Die Nutzer nennen sich dort »König von München« oder »Eroberer von Europa«. In den Videos posieren sie in afghanischen Armeeuniformen, Tarnkleidung oder traditionellen Gewändern. Messer, Macheten und martialische Gesten gehören zur Inszenierung. Die unterlegte Musik stammt teilweise aus Taliban-Propaganda oder dschihadistischen Liedern. Das Ziel ist offensichtlich: Stärke demonstrieren, Dominanz zeigen.

Ich ließ mich vom Algorithmus weiterziehen und fand Tausende solcher Videos. Gedreht in deutschen Flüchtlingsunterkünften, Parks, Innenstädten – zwischen Rosenheim und Hamburg, verteilt nach dem Königsteiner Schlüssel.126 Frauen tauchten in keinem einzigen Video auf.

Selbst Gewaltfantasien wie die Ankündigung, »Köpfe abzuschneiden«, waren Wochen nach meiner Recherche noch online. Ich wollte wissen, wer diese Männer sind. Gemeinsam mit meinem Afghanistan-Begleiter von 2022, Christoph Klawitter, machte ich mich auf die Suche, wir fanden sie im Alten Botanischen Garten in München – genau dort, wo viele der Videos entstanden waren.

Die Männer erklärten offen, warum sie nach Deutschland gekommen seien: aus wirtschaftlichen Gründen. Probleme mit den Taliban hätten sie nicht. Im Gegenteil. Die Taliban seien »die beste Regierung«, das Land sei »sicherer als vorher«. Ihr Ziel sei es, »den Islam nach Deutschland und Europa zu bringen«. Würde hier die Scharia gelten, »wäre alles gut«127. Ich fragte sie, ob es wirklich besser sei, Dieben die Hände abzuhacken. Die

Männer lachten: »Ja – denn eure Gesetze sind zu kompliziert.«

Diese Aussagen sind deshalb so aufschlussreich, weil sie ein Weltbild offenlegen. Wer eine Terrororganisation, die Frauen unterdrückt und Andersdenkende tötet, als »beste Regierung« bezeichnet, trifft eine Aussage über seine Werte – und über seine Distanz zu dem System, in dem er lebt. In vielen Teilen der islamisch geprägten Welt funktionieren Normen binär: halal oder haram, Ehre oder Schande, gläubig oder ungläubig. Das deutsche Rechtssystem dagegen erscheint vielen als kompliziert, abstrakt, schwer greifbar. Hinzu kommt, dass staatliche Institutionen in vielen Herkunftsregionen schwach sind. Recht entsteht dort oft nicht durch Verfahren, sondern durch Macht. Diese Logik endet nicht an der Grenze.

Importierte Ordnungssysteme

Wie tief sie verankert ist, wurde mir im September 2025 in Damaskus deutlich. Ich traf zwei Chefs syrischer Beduinenstämme. Bei Cola und Lammspießen saßen wir im Poolbereich eines schicken Hotels. Die beiden Männer waren auf einer von deutschen Geschäftsleuten organisierten Konferenz zu Gast, Thema: Deutsche Investitionen in Syrien und der Wiederaufbau des Landes. Wir sprachen über Straftaten syrischer Migranten in Deutschland. »Wer denkt, libanesische Clans seien schlimm, hat keine Ahnung von syrischen Stämmen«, hatte mir zuvor ein hoher Beamter aus NRW berichtet, nachdem es dort bereits im Jahr 2023 zu massiven Ausschreitungen zwischen beiden Lagern gekommen war.128 »Sie tragen ihre Konflikte mit äußerster Brutalität aus.«

Dass dies überhaupt möglich ist, liegt in der deutschen Migrationspolitik begründet: »Durch die Familienzusammenführung war es möglich, dass sie sich hier als Stamm beziehungsweise Großfamilie neu formiert haben«, so der renommierte Clanexperte Ralph Ghadban.129 Die brutalen Auseinandersetzungen in NRW lagen geografisch zwar Tausende Kilometer entfernt, doch im Gespräch mit den beiden Beduinenchefs in Damaskus wirkten sie, als stünden sie direkt zwischen uns im Raum. Die Gewaltbilder aus Deutschland schienen den Weg über Grenzen, Wüsten und Meere mühelos gefunden zu haben. Die beiden Beduinen waren sichtlich besorgt, dass ihre Landsleute ein schlechtes Bild in Europa hinterlassen haben – und dies nun eine wirtschaftliche Zusammenarbeit behindert. »Menschen, die sich nicht benehmen, müssen Deutschland verlassen«, sagten sie. Das Gastrecht sei »mit Füßen getreten« worden. Als ich erklärte, dass Rückführungen oft scheitern, weil Identitäten nicht geklärt werden können, lachten sie. »Gebt uns ein Foto der Person und einen halben Tag, wir finden das heraus.«

Ich war sprachlos. Sie erklärten, dass die Stämme ein großes Interesse hätten, solche Fälle »schnell zu erledigen«. Die Schande sei zu groß. »Wenn wir mit dem fertig sind, dann wird er Deutschland schon freiwillig verlassen.« Auf meinen Einwand, dass die Täter in Deutschland seien, winkten sie ab. »Wir werden hier mit deren Familien sprechen. Das wirkt.«

Einer von ihnen fügte hinzu, sein »Stellvertreter« lebe bereits in Deutschland und betreibe ein Restaurant in Düsseldorf. Auch er könne Probleme im Namen des Stammes regeln. Dieses Gespräch zeigte mir, dass wir in Deutschland nicht nur importierte Probleme erleben – wir erleben importierte Ordnungssysteme. Ich verließ diesen Abend mit dem Gefühl, dass der syrische Restaurantbetreiber – und Stellvertreter des Beduinenstamms – in Düsseldorf vermutlich mehr Macht hat als die Männer und Frauen in Uniform. Die beiden Stammeschefs wollten helfen. In ihrem Rahmen gedacht, war das ehrlich gemeint. Für den deutschen Rechtsstaat ist es ein Alarmzeichen. Denn hier prallen die zwei Ordnungssysteme aufeinander: ein staatliches und ein stammesbasiertes. Das eine arbeitet mit Verfahren, das andere mit Loyalität, Ehre und Druck.

Diese Unterschiede spiegeln sich auch in der Kriminalitätsstatistik. Menschen aus muslimisch geprägten Gesellschaften sind dort überproportional vertreten. In den Top-10 der kriminellsten Ethnien stammen acht aus mehrheitlich muslimischen Ländern. Ein Vergleich macht die Dimension sichtbar: In Deutschland leben etwa 39.000 Japaner und 25.000 Algerier.130 Im Jahr 2023 waren vier japanische Männer Verdächtige eines registrierten Gewaltverbrechens. Bei den Algeriern waren es 1.725 – also etwa jeder 14. (siehe Grafik 4131, 132).

Diese Zahlen sind unbequem. Sie zeigen keine guten oder schlechten Völker. Sie zeigen strukturelle Unterschiede.

Grafik 4: Verdächtige von Gewaltverbrechen in Deutschland im Jahr 2023 nach Staatsangehörigkeit (in % der Bevölkerung)
Lesebeispiel: Im Jahr 2023 gerieten 0,01 Prozent der in Deutschland lebenden japanischen Staatsbürger in den Verdacht, an Gewaltverbrechen beteiligt zu sein
[image: Balkendiagramm, das den prozentualen Anteil der Tatverdächtigen von Gewaltverbrechen nach Nationalität in Deutschland zeigt, wobei Algerien mit 6,9 % den höchsten und Japan mit 0,01 % den niedrigsten Anteil aufweist.]
Quelle: Bundeskriminalamt (2024): Polizeiliche Kriminalstatistik 2023, table T62–Bund, code 892000 (violent crime)
Verfügbar unter www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/PKS2023/PKSTabellen/BundTVNationalitaet/bundTVNationalitaet.html
Quelle für die Wohnbevölkerung: Statistisches Bundesamt (2025): Ausländer: Deutschland, Stichtag, Staatsangehörigkeit. Table code 12521–0002 at www-genesis.destatis.de
Anmerkung: Die Analyse berücksichtigt keine sozioökonomischen oder demografischen Faktoren. Diese können als Mediatoren fungieren, d. h. erklären, warum bestimmte Gruppen in dieser Statistik über- oder unterrepräsentiert sind. Sozioökonomische Faktoren (z. B. Einkommen oder Bildungsstand) sind jedoch selbst endogen in Bezug auf die Staatsangehörigkeit, da einige Gruppen aus verschiedenen Gründen ein höheres Einkommen erzielen als Einheimische, während dies bei anderen nicht der Fall ist.


Laut Bundesamt für Migration und Flüchtlinge stammen im Jahr 2024 rund 70 Prozent der Asylantragsteller aus mehrheitlich muslimisch geprägten Ländern, vor allem aus Syrien, Afghanistan und der Türkei.133 Viele kommen aus sozioökonomisch benachteiligten Verhältnissen, mit geringer Bildung – Faktoren, die das Risiko für Gewalt erhöhen. Der Extremismusexperte Ahmad Mansour spricht in diesem Zusammenhang von »kaum integrierbaren« Gruppen und einem »Lifestyle-Islamismus«, in dem Männlichkeit und religiöse Überhöhung miteinander verschmelzen.

Ein Grundprinzip gerät ins Wanken

Schon 2015 schrieb die Polizistin Tania Kambouri, nicht die Religion sei das Problem, sondern die kulturelle Prägung. Ein Bundespolizist aus Sachsen bestätigt mir zehn Jahre später: »Ich würde es genau so unterstreichen. Es kommen zwar immer neue Nationalitäten hinzu, aber die Grundmuster sind gleich geblieben.« Er beschreibt Unterschiede in der Sozialisation: »In vielen muslimisch geprägten Herkunftsgesellschaften wird die Rolle der Frau stärker hierarchisch verstanden. Der Mann steht oben, die Frau eine Stufe darunter.«

Das zeigt sich im Alltag. »Es kommt vor, dass männliche Migranten mit weiblichen Kolleginnen nicht sprechen wollen«, berichtet ein weiterer Bundespolizist, er ist aus Rheinland-Pfalz. »Sie verlangen dann einen männlichen Beamten.« In einem Fall warf ein Angeklagter aus Algerien einer Richterin einen Kussmund zu und erklärte, sie entspreche seinem Geschmack. Auch im Strafvollzug berichten Beamte von ähnlichen Mustern. »Gegenüber Frauen verhalten sich beispielsweise die tunesischen Häftlinge viel respektloser als gegenüber den männlichen Wärtern«, sagte ein Justizvollzugsbeamter gegenüber WELT.134 In einigen Haftanstalten bilden sich sogar informelle »Sittenwächter«, die andere Gefangene kontrollieren.

Um Mitarbeiterinnen zu schützen, geben manche Bundesländer inzwischen Broschüren wie »Das Frauenbild im Islam« heraus.135 Das wirkt pragmatisch – verschiebt aber die Verantwortung. Nicht der Täter soll sich ändern, sondern die Frau soll sich anpassen. Die Botschaft lautet implizit: Rechnet nicht mit Respekt.

Damit gerät ein Grundprinzip ins Wanken. Der Rechtsstaat funktioniert nur, wenn seine Regeln nicht verhandelbar sind. Viele Polizisten beschreiben, dass genau diese Verbindlichkeit im Alltag infrage gestellt wird. Unter Verweis auf »Familienehre« oder »interne Angelegenheiten« wird versucht, Straftaten in den privaten Raum zu verlagern. Schnell fällt dann das Wort »Rassismus«. Ein Bundespolizist schildert eine typische Situation: »Bei Durchsuchungen auf der Dienststelle erleben wir Unterschiede. Manche akzeptieren das einfach, andere diskutieren zehn Minuten lang darüber, dass sie sich nicht vor einem anderen Mann ausziehen wollen.«

Zwei Welten unter demselben Dach

Hier prallen Normensysteme aufeinander. Für die Polizei ist es eine Sicherheitsmaßnahme. Für den Betroffenen eine Verletzung von Ehre. Solche Konflikte lassen sich nicht lösen, indem man sie ignoriert. Sie müssen verstanden werden. »Es ist wie ein kulturelles Grundrauschen«, sagt ein Bundespolizist aus Sachsen.

»Ein Gerüst von Regeln, das beeinflusst, wie jemand Eifersucht, Treue, Familie oder ›Ehre‹ versteht.« Einige Experten gehen noch einen Schritt weiter und verweisen darauf, dass sich in bestimmten muslimisch geprägten Milieus über Jahre hinweg abgeschlossene Parallelstrukturen herausgebildet haben, »weil sie eine globale, alternative und zugleich ausschließende Kultur haben. Ihre starre Kultur bekämpft alle Fremdeinflüsse und erlaubt kein gleichberechtigtes Zusammenleben mit Nichtmuslimen, sie sind überzeugt von der Überlegenheit ihrer Religion.«136

Der libanesisch-stämmige Islamexperte und Migrationsforscher Ralph Ghadban beschreibt hier eine transnational geprägte Werteordnung, die sich bewusst von westlichen Gesellschaftsmodellen abgrenzt, eigene Normen als verbindlich versteht und äußere Einflüsse häufig als Bedrohung wahrnimmt.

Der Bundespolizist macht es an einem Beispiel deutlich: »Nehmen Sie die ›Diebe im Gesetz‹ – das sind klassisch russisch-orthodox geprägte Strukturen. Und dann nehmen Sie die Tschetschenen, mit ihrem Anführer Ramsan Kadyrow, das sind Muslime. Beide Gruppen sind hochprofessionell und können extrem gefährlich sein. Aber sie folgen völlig unterschiedlichen inneren Regeln und haben andere Vorstellungen davon, wer Autorität besitzt.«

»Diebe im Gesetz« versus tschetschenische Strukturen: zwei Welten unter demselben geografischen Dach. Er erklärt zunächst die russisch-orthodox geprägten Syndikate:

»Die ›Diebe im Gesetz‹ sehen sich als Parallelordnung, aber nicht unbedingt als Feinde des Staates. Viele vermeiden Gewalt gegen staatliche Autoritäten. Sie sind eine Art mafiöse Elitekaste. Ihr Kodex ist uralt, streng, aber klar.«

Dann spricht er über die tschetschenischen Strukturen: »Bei tschetschenischen Gruppen haben wir ein ganz anderes Muster. Dort spielt Religion eine ganz andere Rolle. Die Loyalität gilt dem Clan, dem Ältesten, manchmal der Idee des heiligen Kampfes, aber fast nie dem Staat. Staatliche Autoritäten werden nicht respektiert, sondern eher als Konkurrenz oder Eindringlinge wahrgenommen.«

Ich hake nach: Worin liegt dieser Unterschied begründet? Der Polizist antwortet ohne zu zögern: »Weil in vielen muslimisch geprägten Milieus, insbesondere in bestimmten Regionen des Kaukasus, die letztgültige Grenze nicht der Staat ist, sondern Gott. Wenn Gott über allem steht, ist der Staat immer zweitrangig. Und das prägt das Verhalten massiv.«

Das bedeutet nicht, dass jeder religiöse Mensch staatliche Regeln ablehnt. Aber dort, wo Religion und Clan eng verwoben sind, entsteht ein Weltbild, in dem der Staat als schwach oder illegitim wahrgenommen wird. »Bei christlich geprägten Gruppen sehen wir im Durchschnitt mehr Respekt vor staatlicher Autorität, auch wenn sie kriminell sind. Bei vielen muslimisch geprägten Tätergruppen erleben wir das Gegenteil: Sie prüfen, wie weit sie gehen können, und akzeptieren Grenzen oft nur, wenn sie massiv durchgesetzt werden.«

Ralph Ghadban hebt hervor, dass das Christentum den Wert des einzelnen Menschen als Individuum betone, während sich in der islamischen Welt »das Individuum von der Großfamilie und der Gemeinschaft aller Muslime, der sogenannten Umma,« nicht habe befreien können.137

Wenn sich das Individuum nicht aus der Bindung an Großfamilie und religiöse Gemeinschaft löse, bleibe die Loyalität primär auf diese Strukturen ausgerichtet – nicht auf den Staat. Das begünstige Clanstrukturen, weil sie genau auf solchen persönlichen Bindungen, gegenseitigen Verpflichtungen und einer eigenen inneren Ordnung aufbauen. Zudem liefere die islamische Identität »ein gesteigertes Selbstwertgefühl«.

Ghadban erklärt: Aus Sicht vieler Muslime sei der Islam, »wie im Koran erwähnt, die wahre Religion und Muslime die beste Gemeinschaft, die Gott je erschaffen habe, im Gegensatz zum verdorbenen und amoralischen Westen«.138 Studien bestätigen die Existenz dieser Einstellung.139

Diese kulturell-religiösen Unterschiede erklären, warum manche Konflikte eskalieren. Und sie erklären, warum Prävention nur funktioniert, wenn man diese Unterschiede benennt. »Man darf von Menschen keine komplette Assimilation verlangen, wohl aber, dass sie sich an die Regeln hier anpassen«, sagt ein Polizist aus Mannheim. »Beispielsweise, dass Frauen hier die gleichen Rechte haben wie Männer.«

Viele Beamte fordern deshalb, den Migrationshintergrund von Tatverdächtigen systematisch zu erfassen. Nicht aus politischem Interesse, sondern aus praktischen Gründen. Prävention funktioniert nur, wenn man Muster erkennt. Denn diese Muster zeigen, dass bestimmte Tätergruppen – etwa junge Männer aus türkisch-arabischen Familien, syrischer oder afghanischer Herkunft oder aus den Maghreb-Staaten – in bestimmten Delikten überrepräsentiert sind.

Das ist keine moralische Bewertung, es ist eine statistische Beobachtung.

Doch selbst wenn sich solche Muster erkennen lassen, wird ihre Bedeutung in der öffentlichen Debatte häufig anders eingeordnet.

Die schnelle Diagnose erklärt wenig

Der Messerangriff von Aschaffenburg beginnt nicht mit einer Schlagzeile, sondern mit einem ganz normalen Moment. Ein Park, Menschen sitzen auf Bänken, Kinder spielen, Gespräche, Lachen, Alltäglichkeit. Dann kippt die

Situation. Ein Mann bewegt sich schneller als die anderen. Ein Messer, Schreie, Panik. Menschen rennen auseinander. Einige stolpern, andere versuchen zu helfen. Sekunden, die sich dehnen, in denen alles möglich ist.

Am Ende sind zwei Menschen tot, darunter ein Kleinkind, mehrere weitere schwer verletzt. Und zurück bleibt ein Gefühl, das sich nur schwer beschreiben lässt. Es ist nicht nur Entsetzen, es ist die Ahnung, dass sich hier etwas wiederholt. Der Täter ist ein 28-jähriger Afghane, ausreisepflichtig, polizeibekannt, sein Asylverfahren abgebrochen, mehrfach auffällig, mehrfach psychiatrisch behandelt, mehrfach wieder entlassen. Ein Muster, das inzwischen vertraut wirkt.

Genau dieses Muster zwingt zu einer Frage, die in Deutschland oft zu schnell beantwortet wird. Erklärt eine psychische Erkrankung die Tat wirklich? Oder dient diese Erklärung dazu, andere Ursachen nicht benennen zu müssen? Besonders dann, wenn sich zeigt, dass es fast immer dieselbe Tätergruppe ist. Wer Täter wie den von Aschaffenburg vorschnell als »psychisch krank« bezeichnet, macht es sich zu einfach. Und er begeht aus meiner Sicht zwei Fehler: Er verharmlost die Gewalt. Und er schadet den Menschen, die tatsächlich krank sind und niemals jemanden angreifen würden.

Die schnelle Diagnose wirkt beruhigend. Sie ordnet ein. Sie nimmt dem Geschehen seine politische und gesellschaftliche Schärfe. Aber sie erklärt wenig. Vor allem verdeckt sie, was viele dieser Täter verbindet: eine bestimmte Sozialisation, klare Normen, harte Hierarchien, ein Umgang mit Gewalt, der nicht erst in Deutschland entstanden ist und der mit klinischer Psychiatrie oft wenig zu tun hat.

In der öffentlichen Debatte entsteht schnell ein vertrautes Bild. Der Täter als Getriebener, geprägt von Krieg, Flucht und Trauma. Doch die Realität ist komplizierter. Viele der Männer, die hier durch massive Gewalt auffallen, bringen bereits Prägungen mit. Muster, die sie über Jahre gelernt haben. Ein autoritärer Umgang mit Konflikten, Gewalt als Mittel, Ehre als Maßstab, Kontrolle als Ziel und emotionale Selbstregulation kaum vorhanden. Das ist nicht angeboren, es ist erlernt und wirkt weiter.

Ein junger Mann, der nie gelernt hat, Konflikte sprachlich zu lösen, reagiert unter Druck nicht »krank« – er reagiert so, wie er es kennt. Was in manchen Gesellschaften als normale Machtdemonstration gilt, erscheint hier als unkontrollierbarer Ausbruch. Doch der Unterschied ist entscheidend. Zwischen Krankheit und erlernter Gewalt liegt eine Grenze, und diese Grenze hat Folgen: für Polizei, für Justiz und für Prävention.

Hinzu kommt ein weiterer Faktor, der oft unterschätzt wird: Drogen. In Teilen Afghanistans, Irans oder des Nahen Ostens sind harte Substanzen leicht verfügbar – Opiate, Methamphetamine. Viele beginnen früh mit dem Konsum, manche setzen ihn in Europa fort. Die Folgen sind sichtbar: Kontrollverlust, Aggression, Wahnphasen – Zustände, die hier als psychiatrischer Notfall erscheinen, die aber oft etwas anderes überdecken: Sucht – und erlernte Gewaltmuster.

Wenn alles zur psychischen Krankheit wird

Wenn ein Täter »durchdreht«, ist das also nicht automatisch Ausdruck von Trauma oder Krankheit. Oft zeigt sich ein instabiles Fundament: eine Sozialisation, die mit den Regeln einer westlichen Gesellschaft kollidiert. Aus Herkunftsprägung, Männlichkeitsbildern, Drogenkonsum und Frustration entsteht ein explosives Gemisch. Eines, das sich nicht allein medizinisch erklären lässt.

Genau hier liegt die unbequeme Frage. Wann ist jemand krank? Und wann handelt er so, wie er es gelernt hat? Diese Unterscheidung ist schwierig, aber notwendig. Ohne sie bleibt Prävention wirkungslos – und der Staat handlungsunfähig.

Nach Taten wie in Aschaffenburg folgt oft ein vertrautes Muster. Entsetzen, Anteilnahme und dann die Erklärung: Trauma, Flucht, psychische Belastung. Diese Deutung hat einen Vorteil: Sie entlastet. Wer von Krankheit spricht, muss nicht über politische Fehler sprechen, nicht über Migration, nicht über Kontrolle, nicht über gescheiterte Abschiebungen oder strukturelle Probleme.

Doch genau hier liegt das Problem. Psychische Erkrankungen erklären diese Taten nicht. Die meisten Menschen mit solchen Erkrankungen sind nicht gefährlich. Die Diagnose wird zur Gesamterklärung – und damit zur Vereinfachung. Sie verschiebt Verantwortung und entpolitisiert ein strukturelles Problem. Gleichzeitig vermischt sie Dinge, die nicht zusammengehören: klinische Erkrankungen und sozial erlernte Gewalt.

Diese Vermischung schadet – vor allem denjenigen, die tatsächlich krank sind und nie gewalttätig werden. Sie geraten in eine Nähe zu Tätern, deren Verhalten oft andere Ursachen hat: kulturelle, soziale, ideologische. Auch die politische und religiöse Dimension wird oft ausgeblendet, dabei ist sie in vielen Fällen entscheidend.

Die psychiatrische Erklärung greift zu kurz

Die Frage lautet daher nicht nur: Ist der Täter krank? Sondern: Welche Rolle spielen Herkunft, Normen, Gewaltsozialisation, Ideologie und Kontrollverlust? Viele Täter kommen aus Gesellschaften, in denen Gewalt Teil des Alltags ist. In denen Konflikte nicht durch Institutionen gelöst werden, sondern durch Stärke. In denen männliche Dominanz erwartet wird und Ehre und Autorität zentrale Kategorien sind. In denen emotionale Kontrolle kaum vermittelt wird.

Diese Prägung erzeugt kein Krankheitsbild, sie erzeugt Gewaltbereitschaft. Eine Bereitschaft, die unter Stress eskalieren kann, besonders dann, wenn Perspektivlosigkeit und Überforderung hinzukommen. Der Hinweis auf Flucht wird dabei oft zur Routine und ist nicht immer zutreffend. Viele Täter kamen nicht wegen politischer Verfolgung. Manche brachen ihre Verfahren selbst ab, andere sprechen offen davon, dass die Lage in ihrer Heimat »gut« sei. Nur die Perspektiven seien schlecht. Einige haben bereits eine Vorgeschichte.

Dieser Widerspruch zeigt etwas Grundsätzliches. Trauma ist oft nicht die Ursache, sondern eine Erklärung, die entlastet. Sprache spielt dabei eine zentrale Rolle. Aus einem Täter wird ein »Geflüchteter«, aus einem Akteur ein »Getriebener«. Wer so beschrieben wird, erscheint weniger verantwortlich. Das erschwert eine klare Analyse, und es verschiebt die Wahrnehmung.

Auch im Fall Aschaffenburg zeigt sich dieses Muster. Der Täter war mehrfach in Behandlung und mehrfach wieder entlassen worden, seine Gefährlichkeit war bekannt. Doch die Einordnung bleibt problematisch. Seine Gewalt folgt nicht dem Muster klassischer Amoktäter, nicht dem von Menschen mit schwerem Realitätsverlust.

Der Unterschied ist entscheidend. Echte psychische Erkrankung führt selten plötzlich und unvorhersehbar zu Gewalt. Erlernte Gewalt folgt Mustern, Normen, Feindbildern. Sie ist oft angekündigt, in Gesprächen, sozialen Medien, im Umfeld. Der Fall zeigt deshalb etwas Grundsätzliches: Die psychiatrische Erklärung greift zu kurz. Und diese Verkürzung hat Folgen: für die Gesellschaft, die Politik, das Vertrauen in den Staat – und den Respekt vor dem Staat.

Der brüchige Respekt vor dem Staat

»Man fühlt sich manchmal wirklich hoffnungslos – und schaut sehnsüchtig, ja fast schon neidisch, auf Länder, in denen die Polizei deutlich mehr Autorität hat, zum Beispiel Spanien oder Italien.« Der Beamte, der mir das sagt, klingt nicht wie jemand, der nach Härte ruft. Eher wie jemand, der über Jahre etwas hat erodieren sehen. Erst langsam. Dann immer schneller.

Er erzählt von einer Szene, die ihm bis heute im Kopf geblieben ist. Vor etwa 25 Jahren flog er nach Mallorca. Schon am deutschen Flughafen stand eine Gruppe junger Deutscher am Gepäckband und hörte laut Musik. Die Bundespolizei ging höflich hin, bat darum, leiser zu sein, doch die jungen Männer reagierten kaum. Nach der Landung, in Spanien, dieselbe Gruppe, dieselbe Musik, dieselbe Lautstärke. Dann kam die spanische Polizei. Eine kurze, klare Ansage – und sofort war Ruhe. »Bei vielen Leuten funktioniert Autorität eben nur, wenn sie deutlich spürbar ist«, sagt der Beamte. »Sonst hält man uns für Lappen.«

Das ist ein harter Satz. Aber er erklärt viel. Denn was sich in unzähligen Gesprächen mit Polizisten, Lehrern, Sozialarbeitern und Rettungskräften immer wieder zeigt, ist kein einzelnes Problem, sondern ein Muster: Grenzen werden getestet. Erst im Kleinen. Dann im Größeren. Und wenn der Staat auf die kleinen Grenzüberschreitungen nicht klar reagiert, wachsen daraus Haltungen, Verhaltensweisen und schließlich ganze Milieus, in denen Regeln nur noch als Vorschläge wahrgenommen werden. Was als Respektlosigkeit auf dem Schulhof beginnt – ein provozierender Spruch, ein demonstrativ ignorierter Arbeitsauftrag, ein »Heb du das Mäppchen auf, weil ich der Mann bin« –, setzt sich später auf der Straße fort.

Im Jugendalter kommen Lautstärke, Gruppendruck und Machogehabe hinzu. Irgendwann geht es nicht mehr um einzelne Grenzüberschreitungen, sondern um ein soziales Grundmuster: um Dominanz, um Status, um die Frage, wer hier wem etwas zu sagen hat. Genau dort beginnt das Problem für den Rechtsstaat. Denn die Grenze zwischen bloß nervigen Konflikten und der Missachtung von Gesetzen und moralischen Grundregeln ist fließend.

Ein bewusstes Übergehen

Die Straße ist ruhig, nur vereinzelt fahren Autos vorbei. Am Straßenrand steht ein dunkler Wagen, daneben ein Mann, die Arme verschränkt, eine Polizistin tritt mit einem Notizblock in der Hand auf ihn zu. »Sie sind deutlich zu schnell gefahren. Ich nehme jetzt Ihre Personalien auf.«

Der Mann schaut an ihr vorbei, als hätte er sie nicht gehört. Statt zu antworten, wendet er sich leicht ab, zückt sein Handy, tippt etwas, kein Blickkontakt. »Ich brauche bitte Ihren Ausweis«, sagt die Beamtin ruhig. Keine Reaktion, ein kurzer Moment Stille, dann ein leises Schnauben. »Mit ihm rede ich«, sagt der Mann schließlich – und nickt in Richtung ihres männlichen Kollegen.

Die Beamtin bleibt stehen. »Sie sprechen mit mir. Ihren Ausweis, bitte.« Der Mann ignoriert sie erneut, wendet sich demonstrativ dem Kollegen zu. »Was hab ich gemacht?« Die Situation kippt nicht offen, kein lauter Streit, keine Drohung. Und doch liegt Spannung in der Luft. Es ist kein Missverständnis – es ist ein bewusstes Übergehen, ein stilles Infragestellen von Autorität. Erst als die Stimme der Beamtin fester wird, greift der Mann langsam in seine Tasche, zieht den Ausweis heraus und hält ihn hin – ohne sie anzusehen.

Ein kleiner Moment, kaum der Rede wert. Und doch genau das, was viele Beamtinnen und Beamte täglich erleben: keine große Eskalation, sondern ein leiser Machtkampf – ausgetragen in Gesten, Blicken und dem bewussten Verweigern von Respekt.

Tagtägliche Machtkämpfe

Viele dieser Situationen wirken auf den ersten Blick banal, fast lächerlich. Doch in der Summe entfalten sie eine enorme Wirkung. Wo Grenzüberschreitungen nicht sanktioniert werden, wachsen sie sich aus. Wo Parallelnormen funktionieren, braucht es keine Integration. Und wo es keine Integration gibt, entsteht ein Milieu, das seine eigenen Regeln über die des Staates stellt. Die Polizisten, mit denen ich spreche, beschreiben diesen Prozess erstaunlich ähnlich. Es gehe oft gar nicht um den konkreten Anlass, sagen sie. Nicht um die einzelne Kontrolle, die einzelne Ermahnung, die einzelne Ansprache. Es gehe um das dahinter liegende Machtspiel. Wer sich durchsetzt, wer klein beigibt. Wer vor den anderen das Gesicht verliert.

»Unterm Strich sind all diese Provokationen tagtägliche Machtkämpfe«, sagt ein Polizist aus Hessen. »Es geht dabei nicht um die einzelne Grenzüberschreitung. Es geht darum, sich als Polizist nicht alles gefallen zu lassen. Wenn man ein solches Verhalten duldet und es nicht anspricht, lernt das Gegenüber nur, dass die Polizei schwach ist und nichts dagegen unternimmt.« Das Problem ist nur: Genau diese Menschen arbeiten in einem System, dessen Grundsatz Deeskalation lautet.

Ein Berliner Beamter formuliert das mit bitterer Klarheit: »Wenn dich einer so richtig nervt, dann wird man entweder irgendwann weggehen oder – je nach Bildungsstand und Aggressionspotenzial – zuschlagen. Wir Polizisten können weder das eine noch das andere. Wir müssen die Provokationen erstmal aushalten, wir können nichts dagegen tun.« Das gilt selbst dann, wenn weibliche Kolleginnen offen erniedrigt werden.

Viele Beamtinnen erzählen, dass bestimmte Gruppen, hauptsächlich aus dem muslimisch geprägten Milieu, sie als staatliche Autorität nicht anerkennen – schlicht, weil sie Frauen sind. Dann fallen abfällige Bemerkungen, sexuelle Anspielungen, offene Beleidigungen. Solche Angriffe dienen nicht nur der Herabwürdigung, sie sind immer auch Machtdemonstrationen vor den eigenen Leuten. Für die männlichen Kollegen ist das oft besonders belastend: Sie erleben, wie ihre Kolleginnen bewusst erniedrigt werden – und müssen zugleich deeskalierend handeln. »Gerade die Respektlosigkeiten gegenüber Frauen sollten mit Ordnungswidrigkeiten und bei Intensivstraftätern mit härteren Sanktionen belegt werden«, sagt eine Beamtin aus NRW.

Andere Beamte berichten, dass Kooperation von bestimmten muslimisch geprägten Gegenübern häufig nur dann gezeigt werde, wenn ein persönlicher Vorteil winke. »Ansonsten wollen viele von ihnen mit dem Staat und seinen Repräsentanten nichts zu tun haben«, sagt ein Beamter aus Bremen. »Befinden sie sich außerdem noch in einer Gruppe, zeigen einige auch ganz offen ihre Verachtung, um vor ihren Leuten nicht den Verdacht aufkommen zu lassen, sie würden mit der Polizei kooperieren.« Das Muster ist immer ähnlich: Rückzug wäre Schwäche, Höflichkeit könnte als Unterordnung verstanden werden – Lautstärke, Widerspruch und Regelbruch signalisieren dagegen Status.

»Unfassbar, wie sich die Leute benehmen«

Besonders aufschlussreich ist in diesem Zusammenhang eine Beobachtung von Beamten mit Migrationshintergrund. Wenn das polizeiliche Gegenüber ebenfalls muslimisch geprägt ist, wird gelegentlich versucht, den offiziellen Weg zu umgehen – man will unter sich regeln, sich gewissermaßen verbrüdern. »Es sind unverschämte Versuche, den offiziellen Weg zu umgehen und die Dinge unter sich zu regeln«, sagt ein Beamter mit Migrationshintergrund aus Köln. »Wenn man darauf nicht eingeht, behandeln sie dich mehr oder weniger wie einen Verräter oder Nestbeschmutzer.«

Ein Frankfurter Polizist erzählt mir, dass solche Situationen gerade Kolle gen mit eigenem Migrationshintergrund oft besonders treffen. Nicht nur dienstlich, sondern auch persönlich. »Gerade Kollegen mit türkischem oder anderem Migrationshintergrund sagen nach solchen Begegnungen oft: ›Es ist mir so unangenehm, wie der sich verhalten hat.‹«

Der Satz zeigt, wie stark sich manche Beamte innerlich von dem Verhalten ihres Gegenübers distanzieren – obwohl sie mit ihm weder familiär noch persönlich etwas zu tun haben. »Sie rechtfertigen sich fast schon für Leute, für die sie sich gar nicht rechtfertigen müssten«, sagt der Polizist. Ich frage ihn nach einem Beispiel. Er muss nicht lange überlegen. Ein türkischstämmiger Kollege habe nach einer besonders respektlosen Begegnung einmal zu ihm gesagt: »Es ist mir so unangenehm, wie der sich verhalten hat. Das müsste der mal in der Türkei machen. So wie der sich hier verhält, das würde der dort keine zwei Minuten lang machen.«

Solche Sätze, erzählt der Frankfurter Beamte, höre man immer wieder. Es sind Sätze, in denen nicht nur Ärger steckt, sondern auch eine Art beschämtes Staunen. Viele dieser Kollegen kennen aus ihren Herkunftsfamilien oder den Herkunftsländern ihrer Eltern ein deutlich autoritäreres Verhältnis zum Staat. Sie wissen, dass ein solches Auftreten gegenüber Polizisten dort kaum denkbar wäre – jedenfalls nicht folgenlos. Gerade deshalb reagieren sie oft mit Kopfschütteln. Nicht, weil sie autoritäre Systeme zurückwollen, sondern weil sie erleben, wie weit man in Deutschland mit Respektlosigkeit, Provokation und offener Missachtung staatlicher Autorität inzwischen kommt.

»Die Kollegen sagen dann einfach nur noch: ›Es ist unfassbar, wie sich die Leute hier benehmen‹«, erzählt der Polizist. Und der entscheidende Nachsatz lautet: »Weil es hier eben geduldet oder hingenommen wird.« Hinter diesen Konflikten steht oft ein kultureller Code, den viele Deutsche nur unzureichend verstehen: das Zusammenspiel aus Stolz, Ehre, Status und öffentlicher Wahrnehmung.

Ehre als Ordnungssystem

Die Wohnungstür steht halb offen, Stimmen dringen in den Hausflur, gedämpft, angespannt. Als die Polizisten eintreten, verstummt das Gespräch abrupt. Im Wohnzimmer stehen sich mehrere Familienmitglieder gegenüber, die Stimmung ist geladen. Eine junge Frau sitzt auf dem Sofa, den Blick ge senkt, die Hände ineinander verkrampft.

»Wir haben einen Notruf bekommen. Was ist hier passiert?«, fragt der Beamte. »Nichts«, antwortet sofort ein älterer Mann. »Alles gut. Das ist eine Familiensache.« Zustimmendes Nicken, Murmeln. »Das klären wir selbst.«

Die Polizistin tritt einen Schritt näher zur jungen Frau. »Sind Sie verletzt?« Ein kurzes Zögern, dann ein kaum merkliches Kopfschütteln. »Nein … ist nichts passiert.« Doch die Röte im Gesicht, die Spannung in ihrer Haltung erzählen etwas anderes. Ein jüngerer Mann verschränkt die Arme. »Sie hat sich respektlos verhalten«, sagt er fest. »So etwas geht nicht. Das ist gegen unsere Ehre.«

Geschichten wie diese höre ich im Verlauf meiner Recherche von den Beamtinnen und Beamten immer wieder. Für viele Menschen in Deutschland ist Ehre jedoch ein schillernder Begriff, ein Nebelwort. Man ahnt, dass etwas Emotionales und Wichtiges dahinter steckt, doch was genau gemeint ist, bleibt oft unklar. In vielen patriarchal organisierten Herkunftsgesellschaften ist Ehre jedoch kein individuelles Gefühl, sondern ein Ordnungssystem. Sie gehört nicht dem Einzelnen, sondern der Familie, dem Clan, dem Stamm. Und weil sie kollektiv ist, kann sie auch kollektiv verletzt werden.

Für viele hierzulande schwer nachvollziehbar, wird eine verletzte Ehre in solchen Milieus ähnlich empfunden wie eine tatsächliche Körperverletzung. Eine beschmutzte Ehre kann dieselbe Scham, denselben Kontrollverlust und dieselbe Wut auslösen. Und sie kann nur, so die innere Logik, durch Gegenmaßnahmen geheilt werden. Das erklärt, warum manche Jugendlichen aus solchen Kontexten auf Kränkungen affektiv, spontan und mit Gewalt reagieren. Nicht, weil sie grundsätzlich böser wären – sondern weil sie nie gelernt haben, Konflikte anders zu lösen.

In ihrer Welt gilt ein einfaches Prinzip: Eine Kränkung, die nicht sofort beantwortet wird, setzt sich fest. Sie spricht sich herum, zieht weitere Kränkungen nach sich und schwächt die eigene Stellung. Eine Polizistin aus NRW erzählt, dass sie oft als Rechtfertigung höre: »Das versteht ihr nicht.« Dahinter steht kein intellektuelles Defizit der Mehrheitsgesellschaft, sondern ein anderes soziales Koordinatensystem. Die zentrale Kategorie dieses Ehrbegriffs ist nicht Würde – wie im Grundgesetz –, sondern es sind Status, Ansehen und Außenwirkung.

Deshalb treten Personen aus diesen Kreisen häufig in Gruppen auf. Des halb posieren junge Afghanen in München als »Eroberer von Europa« oder »König von München« in Tarnfleck, mit erhobenem Zeigefinger, dem sogenannten Islamisten-Finger140, oder mit geballter Faust. Es soll Macht und Stärke demonstrieren.

Gerade an diesem Punkt gerät der deutsche Rechtsstaat in ein Dilemma. Denn er ist darauf ausgelegt, Konflikte zu individualisieren: Ein Mensch handelt, ein Mensch wird verantwortlich gemacht, ein neutrales Gericht entscheidet. Ehrkulturen funktionieren umgekehrt: kollektiv, emotional, statusorientiert. Für Jugendliche aus solchen Milieus wirkt der deutsche Staat deshalb oft fremd. Ein Streit soll von einer dritten Instanz entschieden werden? Eine Beleidigung soll nicht sofort beantwortet werden? Eine Kränkung soll folgenlos bleiben? All das widerspricht dem, was sie gelernt haben.

Fehlende Integration als sicherheitspolitisches Problem

Dazu kommt eine weitere, für deutsche Ohren verstörende Verschiebung: Gefängnis wirkt in manchen Milieus nicht abschreckend, sondern statussteigernd. »Ein Gefängnisaufenthalt macht in einigen Familien einen Mann erst zu einem richtigen Mann. Manche Mütter wirken regelrecht stolz, wenn ihre Söhne ins Gefängnis kommen«, erzählt eine Beamtin aus Berlin. »Auch wenn es für uns schwer vorstellbar ist, so gilt in manchen stark patriarchalisch geprägten Milieus – insbesondere in Clans: Gefängnis ist ein Zeichen von Stärke, es kann Loyalität zur Gruppe zeigen, beispielsweise, weil man Mittäter nicht verraten hat, um der Strafe zu entgehen. Wer nicht sitzt, gilt als schwach, wer sitzt, beweist Härte.«

Wenn Haft aber als Prüfung, Mutprobe oder Reifeprozess verstanden wird, erfüllt der Rechtsstaat das Gegenteil dessen, was er beabsichtigt. Die Strafe stärkt den Status, statt ihn zu brechen. All das führt zu einem tieferen Problem, das viele Polizisten mit dem Begriff »fehlender Integrationswille« beschreiben – obwohl sie selbst oft hinzufügen, wie ungern sie diese Formulierung benutzen. Sie sei zu pauschal, zu hart, sagen sie. Und doch suchen sie nach Worten für etwas, das sich mit jeder Einsatzfahrt und jedem Konflikt weiter verdichtet.

Ein Bundespolizist beschreibt es so: »Als ich 2017 angefangen habe, hatte ich teilweise noch das Gefühl, dass manche Menschen wirklich dankbar waren, hier Schutz zu bekommen. Gerade bei Familien hat man das gespürt. In den letzten Jahren habe ich aber den Eindruck, dass diese Haltung seltener geworden ist. Es kommt vor, dass uns Leute sagen: ›Mir ist egal, was der Staat sagt. Über mich kann nur Gott urteilen.‹ Dann erkläre ich ihnen ganz klar: ›In Deutschland gelten deutsche Gesetze. Wenn du hier leben willst, musst du dich auch daran halten.‹ Und wenn jemand damit ein Problem hat, sage ich auch: ›Dann steht es dir frei, wieder in dein Heimatland zurückzugehen.‹«

Hier liegt der entscheidende Punkt: Fehlende Integration ist nicht nur ein soziales oder moralisches, sondern ein sicherheitspolitisches Problem. Wer sich dem gesellschaftlichen Grundkonsens entzieht, schwächt auf Dauer die Stabilität des Rechtsstaats.

Integration zwischen Nichtkönnen und Nichtwollen

Dabei betonen fast alle Gesprächspartner ausdrücklich, dass es nicht um alle Migranten gehe. Die überwältigende Mehrheit der Menschen, die nach Deutschland kommen, bemüht sich um Teilhabe, Arbeit, Sprache und Orientierung.

Doch es gibt Gruppen, sehr unterschiedlich in Herkunft, Geschichte und Religion, die deutlich größere Schwierigkeiten haben, sich in die Logik eines modernen, westlich-liberalen Staates einzufügen. Auffällig ist dabei, dass diese Probleme oft weniger an Nationalität oder Religion hängen als an strukturellen Ausgangsbedingungen: Bildungsstand, Sozialisation, Familienstruktur, Geschlechterrollen, Loyalitäten.

Besonders deutlich wird das bei zwei sehr unterschiedlichen Gruppen: Menschen aus muslimisch geprägten Gesellschaften, in denen Familie, Großfamilie oder Clan die zentrale soziale Einheit bilden, sowie Teile der Sinti- und Roma-Gemeinschaften, insbesondere aus Bulgarien und Rumänien, deren Familienstrukturen ebenfalls stark nach innen gerichtet sind. Was beide Gruppen verbindet, ist kein Glaube und keine Ethnie, sondern ein kollektiv orientiertes Weltbild. Loyalität gilt zuerst der Familie, nicht dem Staat.

Integration verlangt aber das Gegenteil: dass der Einzelne lernt, sich unabhängig von Herkunftsgruppe oder Clan in eine größere Ordnung einzufügen. Vieles, was später als Integrationsverweigerung sichtbar wird, beginnt deshalb viel früher – im Elternhaus, im Kindergarten, in der Schule. Manche Erwachsene aus bestimmten Regionen haben selbst kaum Bildung erfahren, manche nie Lesen oder Schreiben gelernt, manche nie zu lernen gelernt. Wenn sie dann im Deutschkurs langsam vorankommen, wird das von außen oft als mangelnde Motivation missverstanden. Für Polizisten und Sozialarbeiter ist klar: Wer nie gelernt hat zu lernen, hat es auch im Integrationsprozess deutlich schwerer.

Und doch wäre es falsch, alle Integrationsprobleme allein auf fehlende Chancen oder Defizite zurückzuführen. Viele Lehrer und Sozialarbeiter betonen, dass es einen Unterschied macht, ob jemand sich trotz aller Hürden bemüht – oder ob er sich bewusst verweigert. Integration verlangt keine Perfektion. Sie verlangt die Bereitschaft, Regeln zu akzeptieren und Verantwortung zu übernehmen.

Genau diese Bereitschaft, so berichten Polizisten, fehle in bestimmten Milieus. Dort halte man an patriarchalen Strukturen, tribalistischen Loyalitäten oder der Überzeugung fest, dass die eigene Ordnung der deutschen überlegen sei. Dann scheitert Integration nicht nur am Nichtkönnen, sondern auch am Nichtwollen.

Die Folgen reichen bis in die Kriminalität. Banden aus Bulgarien und Rumänien etwa betreiben in vielen Großstädten inzwischen ein ausgeklügeltes System, um im Wesentlichen Sozialleistungen zu beziehen, begleitet von einer Vielzahl weiterer Delikte.

Anderen Fällen liegt eine andere Dynamik zugrunde: Männer, die in ihren Herkunftsländern bereits durch Gewalt, Kleinkriminalität oder familiäre Konflikte auffielen und dann in Deutschland auf ein System treffen, das von ihnen Verantwortung und Anpassung erwartet. Ein Arabisch-Dolmetscher berichtete der WELT, dass nach dem »Arabischen Frühling« in mehreren Ländern Gefängnisse geöffnet wurden. »Der Staat Tunesien wollte einige von den Leuten, die hier gelandet sind, loswerden.«141

Eine ehemalige afghanische Ortskraft erzählte mir von Familien, die Geld sammelten, um ihre schwarzen Schafe loszuwerden. »Viele der Männer, die jetzt hier in Deutschland sind, hatten auch in Afghanistan keinen Platz in der Gesellschaft.« Vor diesem Hintergrund überrascht es weniger, dass manche dieser Männer auch hier schnell in die Kriminalität abgleiten.

Der strategische Gebrauch der Opferrolle

Regensburg ist ein warnendes Beispiel dafür, wie eine relativ kleine Gruppe eine ganze Stadt destabilisieren kann. Dort sorgen rund 250 Asylbewerber aus Tunesien seit Jahren für massive Probleme142: wiederholte Diebstähle, Raubstraftaten, Bedrohungen, Schlägereien und sexuelle Belästigungen. Viele dieser Männer haben in Deutschland keinerlei Aussicht auf Asyl, dürfen aber auch nicht abgeschoben werden, weil Herkunftsländer die Aufnahme verweigern oder Papiere fehlen.

Die Staatsanwaltschaft hat inzwischen ein eigenes Referat eingerichtet, das sich ausschließlich um diese tunesischen Intensivtäter kümmert. Verfahren laufen dort wie am Fließband, wie Ermittler berichten – doch selbst mit dieser Spezialisierung können die Behörden zunächst nur die schwersten Delikte verfolgen. Währenddessen stehen kiloweise weitere Fälle gegen andere tunesische Verdächtige noch aus.

Regensburg ist damit nicht nur ein lokales Problem. Es ist ein Musterfall dafür, wie fragil innere Sicherheit wird, wenn der Staat über Jahre nicht wirksam eingreifen kann. Hinzu kommt ein weiteres Phänomen, das sich durch fast alle Gespräche zieht: der strategische Gebrauch der Opferrolle. Vor allem bestimmte Tätergruppen aus muslimisch geprägten Communitys greifen im Konfliktfall schnell zum Vorwurf des Rassismus oder der Diskriminierung – oft selbst dann, wenn sie auf frischer Tat ertappt wurden.

»Wie oft habe ich schon gehört: ›Sie kontrollieren mich nur, weil ich einen Vollbart habe und Muslim bin‹«, erzählt ein Beamter. Ein Kollege aus Frankfurt macht es an einem konkreten Beispiel deutlich: »Das große Problem, gerade in Alt-Sachsenhausen, ist: Sobald du dort einen Widerstand hast – und das passiert leider oft –, bist du sofort nicht mehr nur in einer Einsatzlage. Du bist in einer Debatte.« Er meint damit nicht die juristische, sondern die öffentliche. »Dann heißt es sofort: ›Die Polizei ist rechts. Die kontrollieren nur Ausländer.‹ Und so weiter.«

Kommunikative Machtdemonstration

Dabei sei die Realität eine andere. Niemand gehe dort mit nur zwei Beamten in den Einsatz. »Am Wochenende sind wir mit mindestens sieben Kräften unterwegs, weil du weißt, was da los ist.« Und dann passiert etwas, das inzwischen fast schon ritualisiert wirkt. »Sobald etwas passiert, hast du sofort eine riesige Traube um dich herum. Fünf, sechs, sieben Handys sind direkt auf dich gerichtet. Die Landsleute von dem, den wir kontrollieren. Alle filmen.« Nicht zufällig, nicht beiläufig. »Es wird regelrecht darauf gewartet, dass etwas passiert.«

Und mit den Handys kommen die Sätze, immer wieder dieselben: »Ich hab alles auf Video, Bruder. Ich zeig den an. Ich hab den Namen, ich zeig den an.« »Bruder, der verliert eh. Du wirst deinen Job los.« »Ich hab einen guten Freund, der ist Anwalt.« »Das sind Standardfloskeln an Wochenenden«, sagt der Beamte. »Bei Widerständen, Beleidigungen und ähnlichen Situationen hört man das ständig.«

Es ist eine Form der Machtdemonstration. Nicht körperlich, sondern kommunikativ. Die Botschaft ist klar: Wir drehen den Spieß um. Aus dem Kontrollierten wird der Ankläger, aus dem Beamten der Beschuldigte. Ich frage ihn, wie ernst man das nehmen müsse. Er zuckt mit den Schultern. »Vieles davon ist hohles Gerede.«

Ganz folgenlos bleibt es aber nicht. Anzeigen gegen Beamte gebe es durchaus. »Das ist ja auch ihr gutes Recht«, sagt er. Doch in vielen Fällen verlaufen sie im Sande. »Ich selbst hatte auch schon die eine oder andere Anzeige gegen mich. Aber alles wurde fallen gelassen, bevor da groß etwas draus wurde.« Was bleibt, ist weniger die juristische Konsequenz als die Wirkung im Moment selbst. Die Kameras, die Drohkulisse, die Umkehr der Rollen. Und das Wissen, dass jeder Handgriff, jede Entscheidung, jede Bewegung in Sekunden zum Gegenstand einer neuen Erzählung werden kann.

Was wie spontane Empörung wirkt, wird von vielen Einsatzkräften als bewusst eingesetzter Schutzschild verstanden. Der Effekt ist klar: Wer die Opferrolle beansprucht, lenkt vom eigenen Verhalten ab. Aus dem polizeilichen Gegenüber wird in Sekunden der angebliche Aggressor. »Einige Muslime beklagen, dass sie benachteiligt würden – aber wenn man genau hinsieht, erkennt man, dass von vielen eine echte Teilhabe an unserer Gesellschaft gar nicht forciert wird«, sagt ein Kollege.

Wichtig ist die Differenzierung: Es geht nicht um die Muslime oder die Migranten, sondern um bestimmte Milieus, in denen gruppenbezogene Loyalitäten, patriarchale Strukturen und tiefes Misstrauen gegenüber staatlichen Institutionen zusammenwirken. Problematisch wird die strategische Nutzung der Opferrolle deshalb, weil sie dreierlei zugleich untergräbt: die Autorität des Rechtsstaats, wenn Beamte aus Angst vor Vorwürfen nicht mehr konsequent handeln; die Glaubwürdigkeit tatsächlicher Diskriminierungsopfer, deren berechtigte Anliegen entwertet werden; und die Grundlage gelungener Integration, die auf Verantwortung und gegenseitigem Respekt basiert, nicht auf Rollenvertauschung.

Wenn in Hamburg ein Kalifat ausgerufen wird

Doch am sichtbarsten und lautesten wird all das dort, wo aus Alltagsmustern offene politische Machtdemonstrationen werden. Die »Kalifat«-Demonstrationen in Hamburg sind dafür ein sprechendes Beispiel. Sie markieren jenen Punkt, an dem aus individueller Regelverletzung ein kollektives politisch-religiöses Machtstatement wird. »Bei uns in Hamburg laufen Salafisten über die Straße, rufen ein Kalifat aus – und der Staatsschutz steht daneben und sagt sinngemäß: ›Das ist juristisch schwer zu greifen, wir können keine klare Straftat erkennen, also lösen wir die Versammlung nicht auf.‹ Am nächsten Tag lesen wir dann in der Zeitung: ›In Hamburg wurde ein Kalifat ausgerufen.‹ Wir schauen uns an und denken: ›Es ist nichts passiert, es war ja nur ein Ausruf‹«, berichtet mir ein Beamter aus der Hansestadt.

Doch es ist eben nicht nur ein Ausruf. Auf diesen streng nach Geschlechtern getrennten Demonstrationen wird eine Ordnung gefordert, in der Religion, Staat, Recht und Gesellschaft eine untrennbare Einheit bilden – und demokratische Prinzipien keinen Platz haben. »Ich habe mir schlussendlich die gesamte Übersetzung durchgelesen und auch danach vom LKA 7 die Zusammenfassung. Die hatte man tatsächlich mit uns auch mal geteilt, damit wir auch wissen, woran wir sind«, erzählt der Hamburger Polizist. »Meiner Meinung nach hätte man die Demo auflösen müssen. Aber – rein demografisch betrachtet – sind diese Menschen halt auch eine Wählergruppe für die Politik, und deswegen wird es möglicherweise laufen gelassen.«

Was bedeutet es, wenn 25 Jahre nach den Terroranschlägen vom 11. September, als drei der Haupttäter eine Zeit lang in Hamburg lebten und dort die Anschläge maßgeblich planten und vorbereiteten, hierzulande problemlos islamistische Großdemos stattfinden und sich ein erheblicher Teil junger Muslime in Deutschland von islamistischen Ideen angezogen fühlt?

Im Sommer 2024 besuchte ich mit meinem Kamerateam eine dieser Kundgebungen in Hamburg. Ich war schockiert, wie viele Menschen, fast ausschließlich Männer, zusammengekommen waren. Von rund 2300 Personen war die Rede.143 Das vorhandene Mobilisierungspotenzial ist groß: Laut einem Verbundsprojekt des BKA und Forschungseinrichtungen aus den Jahren 2024/2025144, 145 ist religiöser Extremismus für fast jeden zweiten jungen Muslim in Deutschland attraktiv.146

Nahezu die Hälfte der in Deutschland lebenden Muslime unter 40 Jahren weist demnach in unterschiedlichem Ausmaß eine Nähe zum Islamismus auf. Konkret zeigt sich, dass 11,5 Prozent der Befragten offen islamistische Einstellungen vertreten, während weitere 33,6 Prozent eher unterschwellige, also latente Sympathien in diese Richtung haben. Zusammengenommen ergibt sich daraus ein Anteil von 45,1 Prozent, die zumindest teilweise islamismusaffine Haltungen erkennen lassen. Die in der Untersuchung erfassten Ansichten beinhalten unter anderem die Überzeugung, dass die Scharia die beste Grundlage für ein politisches System sei und dass religiöse Vorschriften des Korans über staatlichen Gesetzen stehen sollten, sowie antisemitische Vorurteile.

Überträgt man diese Anteile auf die Gesamtbevölkerung, ergibt sich eine Größenordnung von weit über 3 Millionen Menschen.147, 148 Das bedeutet nicht, dass diese Menschen automatisch gewaltbereit sind. Aber es bedeutet, dass islamistische Narrative in einem relevanten Teil einer großen, jungen Bevölkerungsgruppe auf Resonanz stoßen. Und genau darin liegt die eigentliche Brisanz: Es geht nicht um einzelne Extremisten, sondern um ein Milieu, in dem bestimmte Einstellungen anschlussfähig sind.

Vor diesem Hintergrund wirkt die Einschätzung des FDP-Politikers Wolfgang Kubicki, es handele sich um eine »gesellschaftliche Zeitbombe«149, nicht mehr wie eine bloße Zuspitzung – sondern wie der Versuch, auf ein reales Spannungsfeld aufmerksam zu machen, das politisch und gesellschaftlich nicht länger ignoriert werden kann.

Ein System gegenseitiger Nutzenmaximierung

Wie mobilisiert man solche Massen? Am Vortag hatten sich mein Kameramann und sein Tonassistent in einer Hamburger Moschee unter die männlichen Besucher gemischt, um zu sehen, ob dort für die Demo geworben wird. Nach dem Gebet wurden sie prompt angesprochen und aufgefordert, am nächsten Tag zur großen Kundgebung auf den Steindamm zu kommen. Dort fiel noch etwas anderes auf. Die Ordner erinnerten eher an Türsteher als an religiöse Veranstalter. Auch die Luxusautos150 der Anwesenden, darunter des Hauptredners Raheem Boateng selbst, irritierten im Gesamtbild.

Ein erfahrener Hamburger Ermittler erklärte mir später: »Was wir hier sehen, ist der Schulterschluss zwischen Organisierter Kriminalität, Clanstrukturen und Moscheevereinen.« Dieser Zusammenschluss, so sagte er, habe weniger mit Religion im eigentlichen Sinne zu tun als mit Funktionalität. Religion liefere den symbolischen Mantel, den moralischen Überbau, die Gemeinschaftsformel. Die eigentlichen Interessen lägen in Macht, Abschirmung und ökonomischen Vorteilen.

Für die Organisierte Kriminalität bieten religiös-kulturelle Netzwerke Schutzräume, die staatliche Kontrollmechanismen unterlaufen. Sie schaffen Treffpunkte, Kommunikationswege, soziale Bindungen – und ein Reservoir an jungen Männern, die sich leicht rekrutieren lassen. Für Clans wiederum bieten religiöse Narrative die Möglichkeit, Autorität zu legitimieren: als Beschützer, als Garanten von Tradition, Ehre und Ordnung.

Das Ergebnis ist ein System gegenseitiger Nutzenmaximierung: Die einen erhalten soziale Legitimation, die anderen Schutzräume und Rekrutierungspotenzial, die dritten sichern sich Macht, Geldströme und Abschottung. Die »Kalifat«-Rufe sind aus dieser Perspektive betrachtet keine folkloristische Religionsausübung, sondern ein politischer Anspruch. Ein Teil dieser Menschen lebt nicht in Auseinandersetzung mit den hiesigen Normen, sondern in Konkurrenz zu ihnen. Die Botschaft lautet: Wir bestimmen die Ordnung.

Der Rechtsstaat: präsent, doch ohne Autorität

Genau hier liegt auch die Brücke zu den Pro-Palästina-Demonstrationen nach dem 7. Oktober 2023. Der Anlass ist ein anderer, die Muster sind ähnlich: dieselben gruppendynamischen Effekte, dieselbe ethnisch-religiöse Abschottung, dieselben Feindbilder gegenüber dem Westen und seinen Institutionen, dieselbe Ideologisierung von Identität.

Wenn dort Parolen wie »From the river to the sea« gerufen werden, geht es nicht um Frieden, sondern um ein Eliminationsziel: die Abschaffung des Staates Israel zwischen Jordan und Mittelmeer. Dass solche Parolen in Deutschland, einem Land mit besonderer geschichtlicher Verantwortung, öffentlich und ungehemmt gerufen werden, ist nicht nur juristisch relevant. Es ist ein politisch-kulturelles Signal.

Antisemitische Straftaten, die auf diesen Demos stattfinden, werden in der Statistik der Polizei jedoch überwiegend dem Bereich »Politisch motivierte Kriminalität – rechts« zugeordnet – auch wenn sie aus einem muslimischen oder islamistischen Kontext heraus begangen werden.151 Der massive Anstieg rechtsextrem gewerteter Straftaten zwischen 2023 und 2024 um 40 Prozent muss daher kritisch betrachtet werden.152

Sowohl bei Kalifat-Demos als auch bei radikalisierten Pro-PalästinaDemonstrationen wird der Rechtsstaat getestet – nicht zufällig, sondern bewusst. Wie weit kann man gehen, ohne dass etwas passiert? Wie offen kann man Gegenordnungen formulieren, ohne Konsequenzen befürchten zu müssen? Genau darin liegt die Parallele zu den kleinen Alltagsprovokationen, von denen Polizisten berichten. Was auf dem Schulhof beginnt, endet auf der Straße als politischer Stimmungstest.

Erst die Respektlosigkeit gegenüber der Lehrerin, dann der missachtete Polizist, dann der Ruf nach einer Ordnung, die den demokratischen Staat ersetzt. Ohne dieses Verständnis bleibt vieles unklar: warum manche Konflikte im Alltag so schnell eskalieren, warum Prävention so oft ins Leere läuft und warum Integration eben nicht automatisch gelingt.

Der Übergang von einer Ehrkultur zu einer Rechtskultur geschieht nicht von selbst. Er muss gelernt, erlebt und eingefordert werden. Der Staat muss deutlich machen, dass hier jeder als Individuum geschützt ist – und sich auch als Individuum verantworten muss. Wenn dieser Schritt nicht gelingt, bleibt der Rechtsstaat äußerlich präsent, verliert aber innerlich an Autorität. Und genau das ist es, was so viele Polizisten inzwischen mit Sorge beobachten.


6.

Messerangriff und Rudelbildung – die neue Gewalt

Es ist ein heißer Sommertag im Görlitzer Park. Die Luft steht. Alkohol liegt in der Hitze schwerer auf den Menschen, sagen Polizisten, er wirkt schneller, direkter. Ab dem Nachmittag kippt die Stimmung. Gegen 16:00 Uhr, erzählt mir ein Beamter, »hageln die Einsätze regelrecht rein«. So beginnt es. Eine Funkmeldung. Erst unscharf, wie so oft: jemand im Park, aggressiv, bewaffnet. Dann fällt das Wort, das alles verändert: Messer. Die Streifenwagen fahren los. Am Ende sind 18 vor Ort. Das Adrenalin setzt ein, lange bevor man ankommt. Die Gedanken sind nicht mehr frei. Sie laufen in Mustern ab. Was, wenn es stimmt? Was, wenn nicht? Wie viele sind es? Wie nah kommt der Angreifer?

Als die Beamten im Görlitzer Park eintreffen, sehen sie ihn sofort. Ein Schwarzafrikaner, vermutlich aus dem Milieu der Drogendealer. Er hält keine Klinge in der Hand, sondern eine Zaunlatte. Mit Nägeln. Offenbar irgendwo herausgerissen. Ein improvisiertes Schlagwerkzeug, roh, gefährlich, unberechenbar. Kein Messer also – vorerst. Aber die Lage ist längst eskaliert. »Wir hatten alle die Waffen draußen«, sagt der Polizist.

Wenn ein Messer gezogen wird

Es ist dieser Moment, in dem die Welt stiller wird, Geräusche treten zurück, Bewegungen werden klarer. Jeder Schritt zählt, jede Geste kann kippen. Dann passiert etwas, das für einen Sekundenbruchteil Entspannung bringt. Der Mann legt die Latte weg. »Wir dachten: ›Okay, er beruhigt sich.‹« Ein Gedanke, ein Reflex, Hoffnung. Und genau in diesem Moment greift er nach hinten, rechts in die Hose, er zieht ein Messer.

Kein kleines Messer. »Sondern mit etwa 25 Zentimetern Klinge plus Griff – insgesamt rund 30 Zentimeter.« Ein Messer, das nicht droht, sondern entscheidet. Die Situation kippt ein zweites Mal. Und diesmal endgültig. Jetzt gibt es kein Zurück mehr. Die Beamten schreien ihn an. Kommandos, laut, klar, immer wieder. Worte, die in solchen Momenten keine Diskussion sind, sondern letzte Versuche, Kontrolle zurückzugewinnen.

Und gleichzeitig läuft im Kopf etwas anderes ab. Kein vollständiger Gedanke, eher ein trainierter Ablauf. Schießen – oder nicht? »In der Situation selbst denkst du nicht aktiv darüber nach«, sagt der Polizist. »Du bist komplett im Modus, fokussiert auf deine Abläufe. Solche Entscheidungen werden vorher getroffen – schon auf der Anfahrt heißt es: ›Wenn’s dazu kommt, ist der Schusswaffengebrauch frei.‹«

Und doch zögert kaum jemand so sehr wie deutsche Polizisten, wenn es genau dazu kommt. »Berliner Polizisten sind extrem zurückhaltend, was den Schusswaffengebrauch angeht – vor allem wegen der Bürokratie danach. Man hat fast Angst zu schießen, weil man danach komplett durch die Mühlen gedreht wird.« Der Mann steht noch. Das Messer in der Hand.

Die Distanz schrumpft. Es gibt in der Polizeiausbildung eine Zahl, die jeder kennt: sieben Meter: »Es gibt bei uns die Sieben-Meter-Regel: Wenn jemand mit einem Messer näher als sieben Meter kommt, darf geschossen werden. Das gilt sogar konkludent – also allein durch das Zielen mit der Waffe. Man muss das nicht mehr extra ansagen.« Sieben Meter – das ist kein Sicherheitsabstand, das ist die Grenze, hinter der Entscheidungen nicht mehr aufgeschoben werden können.

Trotzdem passiert genau das. Es wird gezögert. Noch einmal gewarnt, noch einmal gehofft, dass es anders ausgeht. »Es wird zigmal angedroht, noch öfter gezögert, und erst ganz am Ende wird überhaupt geschossen – wenn überhaupt.« Im Görlitzer Park wird an diesem Tag nicht geschossen. Stattdessen kommt jemand mit Pfefferspray. Ein kurzer Moment, ein Reiz, eine Chance. Dann stürzen mehrere Beamte gleichzeitig nach vorn. Körper auf Körper, Chaos, Schreie. Kontrolle zurückerobern, irgendwie. »Es war total chaotisch«, berichtet mir der Beamte. Ich merke: Gedanklich durchlebt er den Moment gerade noch einmal.

Jeder kann …

Am Ende liegt der Mann am Boden. Gefesselt, entwaffnet. Und dann? »Ich weiß nicht mehr genau, was danach mit ihm passiert ist, nur dass er am selben Abend wieder entlassen wurde. Und das war kein Erstvergehen – der hatte über 20 Einträge.« Der Einsatz ist vorbei. Die Anspannung fällt ab. Aber das Gefühl bleibt. Und mit ihm die Frage, die im Nachhinein lauter wird als jede Sirene: Was wäre gewesen, wenn er einen Schritt schneller gewesen wäre? Was, wenn er die sieben Meter unterschritten hätte? Was, wenn jemand geschossen hätte?

Denn auch das gehört zu dieser Realität. »Du bekommst sofort ein Verbot der Dienstgeschäfte. Gleichzeitig wird ein Verfahren gegen dich eingeleitet – wegen schwerer Körperverletzung. Du wirst aus dem Dienst genommen, bekommst psychologische Betreuung, deine Waffe und Munition werden eingezogen. Alles wird geprüft: Gutachten, Umstände, Berichte. Du musst viel Papierkram erledigen.« Und vor allem: »Du bist erstmal Beschuldigter.« Keine Beförderung, keine Versetzung, keine Lehrgänge. »Alles liegt auf Eis, bis das Verfahren abgeschlossen ist. Und das kann zwei Jahre dauern.« Der Polizist sagt einen Satz, der hängen bleibt: »Wenn ich zum Beispiel kurz vor einer Beförderung stehe und heute schießen würde – selbst wenn ich damit Leben rette –, ist erstmal alles gestoppt.«

Messerlagen gehören zum Gefährlichsten, was Polizisten erleben können. Das ist eine absolute Extremsituation. »Gleichzeitig ist das Messer eines der häufigsten Tatmittel. Aber die Behörden reagieren darauf aus meiner Sicht nicht ausreichend. Das ist einfach frustrierend«, sagt der Beamte aus Berlin.

Was er im Görlitzer Park erlebt hat, ist kein Einzelfall. Es ist Teil einer Entwicklung, die sich seit Jahren zuspitzt – erst leise, dann sichtbar, inzwischen kaum noch zu übersehen. Schwere und gefährliche Körperverletzungen, Raubtaten und Sexualdelikte haben laut der Polizeilichen Kriminalstatistik in den vergangenen Jahren deutschlandweit zugenommen. Messerangriffe sind dabei besonders in den Fokus der Öffentlichkeit gerückt – ein Phänomen, das die Polizei erst seit einigen Jahren in dieser Massivität beobachtet.

Der Beamte aus Hamburg wird an dieser Stelle leiser. »Ganz gleich, wie gut wir ausgebildet sind – ein Messerangriff bleibt eine extreme Bedrohung.

Ich muss oft an den Kollegen in Mannheim denken, der dabei sein Leben verlor«, sagt er. »Das Grundproblem ist: Jeder kann ein einfaches Küchenmesser mit sich herumtragen. Und die Zahl derer, die das tun, ist mittlerweile erschreckend hoch.«

Es ist dieser Satz, der nachwirkt: »Jeder kann.« Kein Waffenschein, kein Schwarzmarkt, kein Aufwand. Ein Griff in die Küchenschublade reicht. Präventionsbeamte und Kollegen, die regelmäßig an Schulen im Einsatz sind, bestätigen diese Entwicklung. »Für viele junge Männer gehört es inzwischen fast zum Selbstverständnis von ›Männlichkeit‹, ein Messer dabeizuhaben.«

Es wird gezielter vorgegangen

Während Butterfly- oder Klappmesser seltener geworden seien, gehe der Griff heute zu Gemüse- oder Küchenmessern. »Weil sie überall zu bekommen sind und niemand Verdacht schöpft.« Das Messer ist banal geworden. Und genau darin liegt seine Gefahr: Es braucht keine Vorbereitung, kein Training und keinen besonderen Zugang, es wirkt sofort. Und zwar tödlich, wenn wie schon erwähnt, ein Messerangriff unter einem Radius von sieben Metern stattfindet.

Sieben Meter. Das ist weniger als die Länge eines Zimmers. Als Messerangriffe zählen im Sinne der Polizeistatistik jene Tathandlungen, bei denen ein Messer unmittelbar gegen eine Person angedroht oder eingesetzt wird. Das bloße Mitführen eines Messers reicht dafür nicht aus. Doch genau dieses Mitführen ist es, das die Lage verändert.

Wie groß das Problem inzwischen ist, zeigt sich nicht nur in Polizeiberichten oder Schlagzeilen, sondern dort, wo die Folgen sichtbar werden: in den Notaufnahmen. Das Traumaregister der Deutschen Gesellschaft für Unfallchirurgie – eine bundesweite Datenbank, in der schwere Verletzungen systematisch erfasst werden – liefert ein klares Bild. Eine Gruppe von Notfallmedizinern hat erstmals gezielt jene Fälle herausgefiltert, in denen Menschen absichtlich mit einem Messer attackiert wurden. Die Ergebnisse stellte die Chirurgin Paula Beck vom Universitätsspital Zürich Ende Oktober 2025 auf einem Fachkongress in Berlin vor.153

Innerhalb von zehn Jahren registrierte das Register 3.325 Stichverletzungen im Zusammenhang mit Gewalttaten. Doch selbst diese Zahl ist nur ein Ausschnitt. Besonders alarmierend ist die Entwicklung der letzten Jahre: Die Zahl der Schwerverletzten stieg von etwa 250 Fällen im Jahr 2019 auf rund 375 im Jahr 2023 – ein Zuwachs von 50 Prozent innerhalb von vier Jahren.

Die Zahlen sind nüchtern, die Realität dahinter ist es nicht. 86 Prozent der Opfer waren Männer, im Durchschnitt 31 Jahre alt. Rund 70 Prozent mussten als akuter Notfall behandelt werden, 8 Prozent überlebten ihre Verletzungen im Krankenhaus nicht. »In den Notaufnahmen und Kliniken kommt das an, was wir auf der Straße erleben«, sagt ein Beamter.

Auch die Ärzte berichten von einer Veränderung. »Wir haben den Eindruck, dass gezielter vorgegangen wird«, erklärt der pensionierte Chefarzt und Generalsekretär der Deutschen Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie, Dietmar Pennig, gegenüber dem SPIEGEL.154 »Wir sehen durchaus eine Häufung von Stichverletzungen am Hals oder am Brustkorb, also da, wo es besonders gefährlich ist.«

Das Messer als Statussymbol

Das ist keine zufällige Gewalt mehr. Das ist zielgerichtete Gewalt. Messergewalt ist bundesweit ein ernstes Problem – besonders in Ballungsräumen wie Berlin, Hamburg oder dem Ruhrgebiet. »Der Anstieg von Gewalttaten mit dem Tatmittel Messer ist besorgniserregend, die Einzelfälle der jüngsten Vergangenheit machen einen fassungslos«, sagt Berlins SPD-Innensenatorin Iris Spranger.155 Allein in Berlin registrierte die Polizei 2024 insgesamt 3.412 Messerangriffe – fast zehn am Tag. Im Langzeitvergleich ist das der zweithöchste Wert – nur 2023 war er noch höher.156 Knapp 88 Prozent der Tatverdächtigen waren Männer, 58 Prozent hatten keine deutsche Staatsangehörigkeit.157 Über den Migrationshintergrund der verbleibenden 42 Prozent ist nichts bekannt.

Die Entwicklung ist kein kurzfristiger Ausschlag. 2015 registrierte die Polizei noch 2.604 Messerangriffe.158 Innerhalb von neun Jahren ist die Zahl damit um rund 31 Prozent gestiegen. Und selbst diese Zahlen erzählen nicht die ganze Geschichte. »Oft genug bekommt die Polizei gar nicht mit, dass es zu einer Auseinandersetzung mit einem Messer kam«, sagt ein Berliner Polizist. »Das wird untereinander geklärt.« Das ist das Dunkelfeld, und es ist groß. Die Entwicklung zeigt sich auch in den Kliniken. Im Virchow-Klinikum der Charité wurden 2016 noch 37 Fälle von Messerverletzungen behandelt. 2024 waren es bereits 106 Fälle – eine Steigerung von 187 Prozent.159 Einige der Opfer konnten nicht mehr gerettet werden.

Der Präsident des LKA Baden-Württemberg, Andreas Stenger, bringt es auf den Punkt: »Das Messer als Waffe ist zu einem starken Symbol geworden für das, was in der Wahrnehmung der Bevölkerung in Sachen Gewaltkriminalität schiefläuft. Über das Mitführen eines Messers kann man eigene IchSchwächen kompensieren, sich größer machen, als man ist. Messer sind in jeder Küche verfügbar, passen verdeckt in die Hosentasche – und führen zu sehr schweren Verletzungen. In einigen Milieus ist das Messer ein Statussymbol, auch Jugendliche begehen heute mehr Messerstraftaten.«160

Das Messer ist damit mehr als ein Werkzeug. Es ist ein Symbol: für Macht, für Angst, für Kontrollverlust. Bundesweit registrierte die Polizei laut PKS 2024161 insgesamt 29.014 Messerangriffe. Davon entfielen 54,3 Prozent auf Gewaltkriminalität, 43,3 Prozent auf Bedrohung und 2,4 Prozent auf sonstige Straftaten, etwa Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte. Fast täglich erscheinen Schlagzeilen über tödliche Angriffe. Doch diese Schlagzeilen zeigen nur die Spitze. Viele Fälle bleiben lokal, Kurzmeldungen, Polizeiberichte, die nach wenigen Stunden wieder aus der öffentlichen Wahrnehmung verschwinden.

Die Messerinzidenz

Um diese Lücke zu schließen, wurde im Juni 2024 das Datenaktivismusprojekt »Messerinzidenz.de«162 gestartet. Mithilfe Künstlicher Intelligenz durchsucht es kontinuierlich regionale Polizeimeldungen und veröffentlicht relevante Delikte mit Quellenangabe. Das Ziel: »In Echtzeit ein transparentes Bild über das Ausmaß und die Verteilung dieser Delikte im gesamten Bundesgebiet zu bieten.« Auf einer interaktiven Karte (siehe Grafik 5) lässt sich nachvollziehen, wann und wo ein Messerdelikt gemeldet wurde.163 »Die Messerinzidenz soll zur Sensibilisierung beitragen und gleichzeitig fundierte Diskussionen über die Sicherheit in Deutschland anstoßen.«

Grafik 5: Messerinzidenz
[image: Übersichtskarte von Deutschland mit zahlreichen Messerabbildungen, die über das ganze Land verstreut sind und sich in verschiedenen Regionen dicht aneinanderreihen.]
Vom 01.01.2026 bis zum 31.01.2026 wurden mindestens 303 Vorfälle gemeldet.
Quelle: Messerinzidenz.de


Doch auch diese Karte bleibt unvollständig. Die geschätzte Dunkelziffer liegt bei rund 70 Prozent.164 Der Grund ist einfach: Nicht jede Tat wird gemeldet, nicht jede Tat wird dokumentiert und nicht jede Tat wird als solche erkannt. Fälle, bei denen ein Messer zwar vorhanden war, aber nicht eingesetzt wurde, tauchen gar nicht erst auf. Und selbst die KI kann nur finden, was auch entsprechend beschrieben wird. Hinzu kommen strukturelle Lücken. Opfer, die bereits am Tatort sterben, erscheinen in medizinischen Notfallregistern häufig nicht. Schwer Verletzte, die später im Krankenhaus sterben, werden nicht immer erfasst.

Und dann ist da noch die Bürokratie. Die Datenschutz-Grundverordnung verlangt die Zustimmung der Patienten zur Speicherung ihrer Daten. Viele Opfer können diese Zustimmung nicht geben – weil sie bewusstlos sind, intubiert oder lebensbedrohlich verletzt. »Einen, dem ein Messer im Brustkorb steckt, kann ich nicht fragen, ob er einverstanden ist. Das ist realitätsfern«, sagt Dietmar Pennig im SPIEGEL.165 Das bedeutet: Gerade die schwersten Fälle fehlen oft in den Datensätzen.

Das Dunkelfeld reicht noch weiter. Viele Angriffe werden gar nicht gemeldet, weil Täter und Opfer aus demselben Milieu stammen. Konflikte werden intern geregelt. Andere Betroffene fürchten Rache oder meiden bewusst staatliche Stellen. Wieder andere haben keine Aufenthaltspapiere und vermeiden jeden Kontakt mit Behörden. In manchen Milieus gilt es zudem als selbstverständlich, Konflikte innerhalb der Familie oder des Clans zu lösen – notfalls mit Gewalt.

Messerverbotszonen schaffen Rechtsklarheit

Für Polizei, Mediziner und Politik ergibt sich daraus ein klares Bild. Sie sehen nicht das ganze Problem, sie sehen einen Ausschnitt – und dieser Ausschnitt ist bereits alarmierend. Vor diesem Hintergrund greifen viele Bundesländer zu einem Instrument, das sichtbar ist – und politisch gut kommunizierbar: Messerverbotszonen. Bahnhöfe, Ausgehviertel, Weihnachtsmärkte: Überall dort, wo viele Menschen zusammenkommen, sollen sie Sicherheit schaffen. Und tatsächlich erfüllen sie eine Funktion. Sie schaffen Rechtsklarheit.

Wo Messer verboten sind, kann die Polizei sofort einschreiten, kontrollieren, eingreifen – bevor aus einem Streit eine Stichverletzung wird. Doch die Grenzen dieser Maßnahme sind offensichtlich. Wer Gewalt anwenden will, lässt sich von einem Schild kaum aufhalten, das bestätigen Polizisten und Mediziner gleichermaßen. Viele Angriffe erfolgen mit Alltagsgegenständen: Küchenmessern, Werkzeug, Schraubendrehern, Dingen, die sich nicht einfach verbieten lassen.

Und selbst dort, wo Verbote gelten, stellt sich ein praktisches Problem: die Kontrolle. »Unsere Kontrollen sollen Angriffe verhindern. Doch dort, wo diese Kontrollen vorgesehen sind, zum Beispiel auf Weihnachtsmärkten, fehlt uns schlicht das Personal, um sie konsequent durchzuführen«, berichtet ein Beamter aus Stuttgart. Eine Verbotszone wirkt nur dann, wenn sie auch überwacht wird. Fehlt das Personal, bleibt sie Theorie. Im schlimmsten Fall entsteht sogar das Gegenteil von Sicherheit: Die Menschen sehen Schilder – aber keine Polizei. Sie sehen Regeln – aber keine Durchsetzung. Und genau das untergräbt Vertrauen.

Trotzdem sind Verbotszonen nicht wirkungslos. Der Polizeichef in Duisburg-Nord, Christian Draeger, formuliert es so: »Es gibt keinen einzigen guten Grund, mit einem Messer loszuziehen und auf einen Weihnachtsmarkt oder in ein Restaurant zu gehen. Wenn sich die Leute nicht daran halten, dann schaffen Verbotszonen eine vielversprechende Möglichkeit, das zu kontrollieren.«166

Sie verhindern nicht jede Tat. Aber sie verschieben die Möglichkeiten. Und manchmal entscheidet genau das über Sekunden. Und über Leben.

Etwas stimmt nicht in der F.A.S.-Faktenanalyse

Ich erinnere mich noch genau an den Moment, als ich die Analyse las. Es war einer dieser Texte, die auf den ersten Blick beruhigen. Sachlich geschrieben, ruhig im Ton, sauber argumentiert. Eine Faktenanalyse zum Thema »Das Messer als Waffe«167, veröffentlicht in der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung. Ich las sie einmal, dann ein zweites Mal, und irgendwann merkte ich: Etwas stimmt hier nicht.

Nicht, weil die Zahlen falsch wären, nicht, weil die Aussagen erfunden wären. Sondern weil sie in einer Weise zusammengesetzt sind, die ein anderes Bild erzeugt, als es die Realität nahelegt. Die Analyse wirkt nüchtern, aber sie erklärt nicht, sie relativiert. Und zwar genau an der Stelle, an der Einordnung notwendig wäre. Es ist ein Muster, das sich durch viele Debatten zieht: Man relativiert, wo man erklären müsste. Medien sind hier in einer besonderen Verpflichtung: die Realität so zu benennen, wie sie ist – und erfüllen diese aus meiner Sicht viel zu selten.

Die Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung nimmt sich des Themas Messergewalt in einer Faktenanalyse an. Die Argumentation ist klar: Es gebe »keinen starken Anstieg der Messergewalt«, Ausländer griffen »nicht häufiger zum Messer«, die mediale Darstellung sei »verzerrt«.

Als Beleg dient eine Untersuchung der Kriminologin Elena Rausch, die Messerdelikte in Rheinland-Pfalz zwischen 2013 und 2018 analysiert hat. Doch genau hier beginnt das Problem: Rheinland-Pfalz ist nicht Deutschland. Es gehört zu den sichersten Bundesländern.168 Seit Jahren weist es eine vergleichsweise niedrige Gewaltkriminalität auf. Länder wie Berlin, Bremen, Hamburg, NRW oder Teile von Niedersachsen und Bayern haben mehr als doppelt so hohe Fallzahlen pro 100.000 Einwohner.169 Und es geht nicht nur um Zahlen. Es geht um Struktur.

Rheinland-Pfalz hat keine Metropolen, kaum urbane Brennpunkte, keine ausgeprägten Clanstrukturen, keine relevanten Straßenmilieus und keine Verdichtung jener Dynamiken, die Gewalt in Städten antreiben. Kriminalistisch betrachtet ist es ein Sonderfall.170, 171 Und genau dieser Sonderfall wird in der Analyse der F.A.S. zum Maßstab erhoben.

Dabei liegen die Brennpunkte der Messergewalt ganz woanders: Berlin, Hamburg, Bremen, NRW – insbesondere das Ruhrgebiet –, Frankfurt, Leipzig, Hannover. Dort verdichten sich die Faktoren, die Gewalt begünstigen: urbane Räume, soziale Spannungen, aktive Drogen- und Rockerstrukturen, Clanaktivitäten, hohe Zuwanderungsdynamiken, junge Tätergruppen. Rheinland-Pfalz kennt diese Konstellationen kaum. Wer also RheinlandPfalz analysiert, analysiert nicht Deutschland, sondern eine Ausnahme innerhalb Deutschlands. Die Struktur entscheidet, nicht nur die Statistik. Noch deutlicher wird das an einem anderen Punkt: Die F.A.S. verweist auf Daten aus dem Saarland und stellt fest, dass die Mehrzahl der Täter deutsche Namen habe. Das klingt entlastend, doch ein Blick nach Nordrhein-Westfalen zeigt ein anderes Bild.

Nach Angaben des dortigen Innenministeriums172, 173 werden für das Jahr 2024 insgesamt 1745 Messerverdächtige geführt. Mehr als die Hälfte davon – 893 – sind Ausländer. Von den verbleibenden 852 deutschen Tatverdächtigen haben 279 einen Vornamen, der eine Migrationsgeschichte vermuten lässt. Addiert man diese Gruppen, ergibt sich ein Anteil von etwa 67 Prozent Tatverdächtigen mit Migrationshintergrund. Zwei Datensätze, zwei Realitäten. Und die Frage, welche davon repräsentativer ist für das, was Polizeibeamte täglich erleben.

»Wenn ich so eine Analyse lese, dann beginnt es in mir zu brodeln«, berichtet ein Beamter aus Berlin. »Die Realität, die wir in unserem Dienstalltag erleben, ist eine komplett andere.« Manchmal, so fügt es der Beamte hinzu, habe er das Gefühl, dass »Medien gegen die Polizei arbeiten«.

Ein sicherheitsrelevantes Muster bleibt unscharf

Ein weiterer Punkt der Analyse wirkt auf den ersten Blick logisch – und ist doch problematisch. Die Aussage, dass »Gewaltkriminalität insgesamt anstieg« und »der Anteil von Messereinsätzen an den Gewaltdelikten insgesamt ungefähr so groß wie vorher«174 sei, klingt differenziert, ist es aber nur bedingt. Denn sie verschiebt den Fokus: weg von der absoluten Entwicklung, hin zu relativen Anteilen.

Doch was bedeutet das konkret? Wenn Gewalt insgesamt zunimmt und der Anteil der Messer gleich bleibt, dann steigt auch die Zahl der Messerangriffe – absolut. Und genau das ist sicherheitspolitisch entscheidend. Denn für das Opfer zählt nicht der Anteil in einer Statistik, sondern die Tatsache, dass es verletzt wird oder stirbt. Die relative Betrachtung ist statistisch elegant, aber sie sagt wenig darüber aus, wie viele Menschen tatsächlich betroffen sind. Und sie sagt nichts darüber aus, wie sich die Qualität der Gewalt verändert.

Denn genau hier berichten Polizei und Medizin seit Jahren von einer Verschärfung. Diese qualitative Veränderung taucht in der Analyse kaum auf. Stattdessen bleibt sie bei der Statistik stehen.

Der zweite blinde Fleck betrifft die Tätergruppen. Die Feststellung, Ausländer griffen – in Rheinland-Pfalz – nicht überproportional häufig zum Messer, wirkt entlastend. Doch sie übersieht eine einfache Logik: Wenn bestimmte Gruppen bei Gewaltkriminalität insgesamt überrepräsentiert sind, dann tauchen sie zwangsläufig auch bei Messergewalt häufiger auf. Das ist kein Werturteil, sondern eine mathematische Konsequenz. Dass dieser Zusammenhang nicht klar benannt wird, sondern hinter statistischen Differenzierungen verschwindet, führt dazu, dass ein sicherheitsrelevantes Muster unscharf bleibt.

Und genau das ist das Problem. Die Analyse der F.A.S. widerlegt politische Übertreibungen – insbesondere aus dem Umfeld der AfD – anhand von Daten aus Rheinland-Pfalz. Das ist legitim, notwendig sogar. Doch sie vermischt zwei Ebenen: die Kritik an populistischen Verzerrungen und die Beschreibung realer Entwicklungen. Wer beides nicht trennt, läuft Gefahr, das eine mit dem anderen zu relativieren. Und am Ende entsteht ein Bild, das weder den Populisten gerecht wird noch der Realität.

Für die Einsatzkräfte auf der Straße spielt diese Unterscheidung keine Rolle. Sie erleben täglich: mehr Messer im Alltag von Jugendlichen, mehr gruppendynamische Übergriffe, mehr Gewalt im öffentlichen Raum, mehr Täter, die kaum Angst vor Konsequenzen haben.

Zwischen dieser Erfahrung und der medialen Darstellung entsteht eine Lücke, eine Wahrnehmungsschere. Auf der einen Seite Menschen, die Gewalt sehen, hören, erleben, auf der anderen Seite Analysen, die erklären, dass statistisch vieles gar nicht so dramatisch sei. Diese Diskrepanz hat Folgen, sie erzeugt Misstrauen. Beim Publikum entsteht der Eindruck, die eigenen Wahrnehmungen seien übertrieben – oder politisch unerwünscht. Und genau hier beginnt ein Problem, das weit über die Kriminalitätsdebatte hinausgeht. Denn Journalismus hat eine Aufgabe:

Er soll sichtbar machen. Nicht unsichtbar reden. Er soll einordnen. Nicht beschwichtigen. Wenn Analysen beginnen, Fakten so zu gewichten, dass sie beruhigen, statt zu erklären, verlieren sie ihre Funktion. Und damit verliert auch das Publikum Vertrauen. Genau das ist in den vergangenen Jahren passiert, und genau das ist gefährlich. Denn wo seriöse Berichterstattung zögert, entsteht ein Vakuum, und dieses Vakuum bleibt nicht leer. Es wird gefüllt – von denen, die einfache Antworten liefern und radikale Lösungen versprechen.

»Zusammenrotten« und »Rudelbildung«

Die Einsatzlage kippt oft nicht langsam, sie kippt schlagartig. Zwei Menschen streiten, dann stehen plötzlich fünf daneben, dann zehn, dann zwanzig. Innerhalb von Sekunden bildet sich ein Kreis, dann eine Wand, dann etwas, das Polizisten mit auffallender Einigkeit immer wieder gleich nennen: ein Rudel. Für Außenstehende wirkt das oft wie eine spontane Ansammlung. Ein paar Schaulustige, ein bisschen Aufregung, viele Handys. Für Einsatzkräfte ist es etwas anderes: eine hochdynamische, unberechenbare Lage, in der sich in Sekunden Loyalitäten aktivieren, Fronten bilden und Gewaltbereitschaft hochschießt. Seit einigen Jahren beobachten Polizeikräfte, aber auch Feuerwehr, Rettungsdienste und Klinikpersonal in ganz Deutschland genau dieses Phänomen. Vor einem Jahrzehnt, sagen viele, sei es in dieser Form kaum bekannt gewesen.

Heute gehört es in manchen Städten und Milieus zum Einsatzalltag. »Wenn sich große Gruppen aus dem Clanmilieu zusammenrotten, bringt das die Polizei in eine schwierige Lage«, berichtet eine Bremer Polizistin. »Nach einer Auseinandersetzung endet unsere Arbeit nicht – sie beginnt oft erst richtig: Krankenhäuser müssen geschützt werden, verletzte Beteiligte brauchen teilweise Polizeischutz, damit sie nicht im Krankenhaus von der rivalisierenden Gruppe angegriffen werden. Der Konflikt zieht einen langen Rattenschwanz nach sich. Wir müssen also im Zweifel diejenigen schützen, die sich zuvor mit scharfen Waffen beschossen haben – und man weiß, dass der Betreffende nach der Entlassung aus dem Krankenhaus wahrscheinlich weitermacht wie zuvor.«

Dieser Satz beschreibt eine Realität, die für viele Bürger kaum vorstellbar ist: Der Staat schützt nicht nur die Opfer, sondern manchmal auch Täter vor ihren Gegentätern. Und all das, weil sich Konflikte längst nicht mehr auf den ursprünglichen Anlass beschränken. Sie ziehen Kreise. Sie setzen sich fort. Sie wandern von der Straße in die Notaufnahme – und von dort womöglich zurück auf die Straße.

Die demonstrative Zurschaustellung von Macht

Die Mechanismen dahinter sind vielschichtig, aber die Beamten nennen immer wieder dieselben Begriffe: Gruppendruck, Ehre, Loyalität und die demonstrative Zurschaustellung von Macht. Wenn die Polizei eintrifft, ist oft kaum noch zu rekonstruieren, was überhaupt der Ausgangspunkt war. Wer hat angefangen? Wer war zuerst da? Wer ist Täter, wer Opfer, wer bloß mitgezogen, wer bewusst beteiligt? Die Dynamik der Gruppe überdeckt häufig jede Spur des ursprünglichen Konflikts.

Der Präsident des LKA Baden-Württemberg, Andreas Stenger, beschreibt eine Entwicklung, die selbst erfahrene Ermittler zunächst nur schwer einordnen konnten. In Stuttgart und Umgebung habe sich ein Phänomen ausgebreitet, das in keines der klassischen Raster passen wollte. Keine typischen Clans, keine klassische Organisierte Kriminalität, keine Banden, »die mit Kokain schnell viel Geld« verdienen wollten. »Unsere Ermittler merkten schnell: Es gibt einen Kern junger Männer bis knapp 30 Jahre alt, viele verschiedene Ethnien«, so Stenger gegenüber WELT.175 Das verbindende Element sei nicht Herkunft oder Religion allein gewesen, sondern »die gleiche Postleitzahl, das soziale Umfeld«.

Was trieb diese Gewalt an? »Kriminelle Machtansprüche verbunden mit als Ehrverletzung empfundenen Beleidigungen – und dann nahmen die Dinge ihren Lauf. Oft sind es impulsive Taten, schwer für die Polizei vorherzusehen.« Die beiden Gruppen kämpften im Raum Stuttgart, so Stenger, mit äußerster Brutalität gegeneinander, »bis hin zu Drive-by-shootings [Schusswaffenangriff, bei dem Täter aus einem vorbeifahrenden oder kurz anhalten den Fahrzeug heraus auf Personen, Gruppen oder Gebäude schießen] und Handgranaten-Würfen«. Sicherheitsbehörden hätten mittlerweile 149 Waffen festgestellt, darunter 36 Schusswaffen. »Keines der Mitglieder spricht mit der Polizei, selbst wenn empfindliche Haftstrafen drohen. Es herrscht ein Schweigegelübde wie bei der Mafia.«176

Und das Bemerkenswerte daran: »Die Gruppen streiten nicht um Drogen oder Territorien, das spielt allenfalls am Rande eine Rolle. Prägend ist dagegen, was ich als ›toxische Männlichkeit‹ bezeichne – Gewalt legitimierende männliche Normen, übersteigerte Vorstellungen von Männlichkeit, eine ›toxische Ehre‹.« Das ist vielleicht der entscheidende Punkt.

Nicht jeder dieser Konflikte beginnt mit einem Markt, mit Geld oder mit klassischer Organisierter Kriminalität. Manche beginnen mit einer Beleidigung, mit einer Kränkung oder mit einer als Ehrverletzung empfundenen Geste. Und weil solche Kränkungen in bestimmten Milieus nicht als Kleinigkeit gelten, sondern als Angriff auf Status und Gruppe, werden aus banalen Anlässen in kürzester Zeit Gewaltereignisse mit Schusswaffen und Handgranaten.

Wenn eine Kontrolle keine Kontrolle mehr ist

Soziale Medien spielen dabei eine zentrale Rolle. Sie sind nicht nur Dokumentation, sondern Bühne. Konflikte werden nicht mehr bloß unter sich ausgetragen, sondern für ein Publikum inszeniert. Das Handy ist immer griffbereit. Jede Auseinandersetzung kann binnen Sekunden Teil eines öffentlichen Spektakels werden. Die Kamera wirkt dabei wie ein Verstärker: Sie macht mutiger, respektloser, aggressiver. Denn plötzlich steht nicht mehr nur der Gegner vor einem, sondern auch eine unsichtbare Menge von Zuschauern, die später liken, teilen, bewerten wird. Es entsteht ein Wettbewerb: Wer liefert das spektakulärste Video? Wer zeigt die größte Furchtlosigkeit? Wer demütigt die Polizei am sichtbarsten?

»Alles ist ja jetzt immer auf Video festgehalten. Macht man nur einen kleinen Fehler, prasselt die öffentliche Kritik auf uns ein«, berichtet ein Beamter aus Berlin. Eine Kollegin aus NRW ergänzt: »Schon geringfügige Kontrollen können inzwischen derart aus dem Ruder laufen, dass an eine gewöhnliche Personenkontrolle oft nicht mehr zu denken ist – jedenfalls nicht, wenn man nur zu zweit auf Streife ist.« In diesen Sätzen steckt eine Verschiebung, die viele Einsatzkräfte beschäftigt. Früher war eine Kontrolle eine Kontrolle. Heute ist sie potenziell ein Event, ein Trigger, eine Bühne. Und damit eine Gefahr.

Ein Beamter aus Hamburg schildert ein besonders eindrückliches Beispiel: »Wir haben bei einer Verkehrskontrolle in Hamburg-Stellingen einen BMW mit georgischen Insassen angehalten. Der Vater lebte seit 20 Jahren in Deutschland und arbeitete im Hafen. Er hatte offensichtlich Angst, seinen Führerschein zu verlieren. Der Atemalkoholtest ergab jedoch 1,2 Promille, auch sein Fahrverhalten war auffällig gewesen. Als eine Blutentnahme angeordnet werden sollte, weigerte er sich. Dann kam es zur Eskalation. Die vier Söhne des Mannes mischten sich ein und gingen auf uns los. Obwohl ein zweiter Streifenwagen vor Ort war, geriet die Situation völlig außer Kontrolle, mehrere Polizisten wurden mit Tritten gegen den Kopf verletzt, am Ende mussten wir Schlagstöcke einsetzen.«

Die Konsequenz? »Alle Beteiligten sind für die Dauer der Maßnahmen – etwa zwei bis drei Stunden – in Gewahrsam genommen und danach entlassen worden.« Ein Beamter aus Bremen sagt dazu: »Wenn man im Nachgang zu einem Einsatz dann mitbekommt, was die Personen, die uns angegriffen haben, zu erwarten hatten, dann habe ich, wenn ich ehrlich bin, immer wieder das Gefühl, als Polizei den Kürzeren gezogen zu haben.«

Eine asymmetrische Lage

Diese Mischung aus schneller Eskalation und geringer spürbarer Konsequenz ist für viele Beamte zentral. Wer erlebt, dass selbst schwere Angriffe auf Polizeibeamte oft nur begrenzte Folgen haben, lernt daraus etwas. Und zwar nicht nur als Täter, sondern auch als Teil seiner Umgebung. In manchen Milieus gilt es ohnehin als Schwäche, allein zu stehen. Wer Teil einer Gruppe, Großfamilie oder Community ist, muss, so die soziale Erwartung, sofort unterstützen, wenn jemand aus den eigenen Reihen in einen Konflikt gerät. Das ist nicht ausschließlich importiert. Aber in bestimmten Herkunftskulturen ist es deutlich stärker ausgeprägt – vor allem dort, wo das Individuum weniger zählt als die Gruppe.

Viele Polizisten beobachten dieses Muster besonders häufig in kollekti vistisch geprägten Milieus: bei Jugendlichen aus muslimisch geprägten Herkunftsländern, in Teilen Nordafrikas, im Nahen Osten, aber auch im westlichen Balkan oder im postsowjetischen Raum. Dort ist Loyalität zur Gruppe oft ein zentraler Wert. Die Pflicht, den eigenen Mann zu stehen, wird von klein auf eingeübt. Ein Angriff auf einen Einzelnen wird schnell als Angriff auf die gesamte Gruppe gelesen.

Genau das erklärt, warum plötzlich zehn, zwanzig oder dreißig Personen auftauchen. In manchen Regionen existiert zudem eine lange Tradition öffentlicher Machtdemonstration: Lautstärke, körperliche Präsenz, schnelle Mobilisierung, Dominanz. Gewalt ist dabei nicht immer das erste Mittel, aber ein akzeptiertes Instrument zur Wiederherstellung von Status und Ehre. Ein solches Umfeld prägt junge Menschen, unabhängig davon, wo sie später leben. Für die Polizei hat das gravierende Folgen. Beamte müssen Verhältnismäßigkeit wahren, selbst wenn 30 Jugendliche sie anbrüllen und filmen. Sie müssen rechtssicher handeln, während die anderen genau daraus einen Vorteil ziehen. »Wir sind die Einzigen im ganzen Szenario, die sich an Regeln halten müssen«, formuliert es ein Beamter.

Gerade das macht die Lage so asymmetrisch. Für die Gruppen, die sich zusammenrotten, ist die Rechtsbindung der Polizei Teil der Machtdemonstration. »Wenn wir beim Schreiben eines Strafzettels von 20, 30 Männern umringt und geschubst werden, man uns dabei auch noch beschimpft – dann können wir kaum eine ordentliche Beweisführung machen. Gegen unsere Aussagen steht dann später das Zeugnis der Gesamtgruppe – und die entlasten sich natürlich alle gegenseitig.«

Die Gruppen testen den Rahmen aus, man schaut, wie weit man gehen kann, und versucht, die Polizei in die Defensive zu drängen. Wenn das gelingt, verschiebt sich die Grenze. Beim nächsten Mal ein Stück weiter. Und dann noch ein Stück. Bis aus einer Ansammlung ein Rudel wird – und aus einem Konflikt ein Machtbeweis.


7.

Gesellschaft unter Druck

Es beginnt nicht erst auf der Straße, nicht bei der Polizei, nicht vor Gericht. Es beginnt viel früher, oft in einem Klassenraum, in dem die Stühle zu klein sind, die Stimmen zu laut, die Sprachwelten zu verschieden und die Lehrerin längst mehr sein muss als nur Lehrerin. Es beginnt dort, wo ein Staat zum ersten Mal versucht, aus Kindern Bürger zu machen.

Kindergärten und Schulen sind die empfindlichsten Orte dieses Landes. Nirgendwo zeigt sich deutlicher, ob Integration gelingt oder scheitert. Nirgendwo wird so früh sichtbar, welche Werte ein Kind von zu Hause mitbringt, welche Sprache es spricht, welchen Blick es auf Autorität, auf Frauen, auf Regeln, auf sich selbst und die anderen gelernt hat. Und nirgendwo wird so früh entschieden, ob aus Unterschied Vielfalt werden kann – oder Reibung, Rückzug und später womöglich offene Ablehnung.

Die Rolle von Kindergärten und Schulen

Rund ein Drittel177 der Kinder und Jugendlichen in Deutschland hat einen Migrationshintergrund. Damit sie die gleichen Startbedingungen und Bildungschancen haben wie Kinder ohne Migrationshintergrund, kommt Kitas und Schulen eine besondere Bedeutung zu. Laut Mikrozensus 2023178 hatten 41,6 Prozent der Schülerinnen und Schüler an allgemein- und berufsbildenden Schulen in Deutschland einen Migrationshintergrund, ein Anstieg um 2,6 Prozentpunkte im Vergleich zu 2021.

In der bundesweiten Schulstatistik gibt es nur Daten zu ausländischen Schülerinnen und Schülern. Demnach hatten im Schuljahr 2023/2024 von den rund 11,2 Millionen Schülerinnen und Schülern in Deutschland 1,7 Millionen einen ausländischen Pass. Das entspricht einem Anteil von 15 Pro zent. Gegenüber dem Vorjahr stieg ihre Zahl um 7 Prozent – vor allem wegen der zugewanderten Schülerinnen und Schüler aus der Ukraine.179

Doch diese Zahlen sind Durchschnittswerte, und Durchschnittswerte erzählen fast nie die ganze Wahrheit. Denn während in manchen Gegenden Deutschlands Kinder mit und ohne Migrationshintergrund selbstverständlich zusammen lernen, gibt es anderswo Schulen, in denen deutsche Kinder zur Ausnahme geworden sind. Schulen, in denen 80, 90 oder gar 95 Prozent der Kinder zugewandert sind.180 Schulen, in denen die Normen des Elternhauses, der Herkunftscommunity oder der Straße den Alltag stärker prägen als das, was Lehrpläne, Hausordnungen oder das Grundgesetz vorsehen.

Wer mit Lehrerinnen und Lehrern solcher Schulen spricht, merkt schnell, wie schwer diese Last geworden ist. Nicht wegen der Kinder an sich, sondern wegen der Bedingungen, unter denen diese Kinder aufwachsen. Ich erinnere mich an einen Dreh an der Gräfenauschule in Ludwigshafen, einer Schule, die regelmäßig Schlagzeilen macht. Im Jahr 2025 wurde dort zum dritten Mal in Folge jeder vierte Erstklässler nicht versetzt181 – also rund 40 Kinder. In den Jahren zuvor waren die Zahlen nur unwesentlich besser, 90 Prozent der Kinder haben dort einen Migrationshintergrund.

Als ich damals mit meinem Kamerateam vor der Schule stand, traf ich Eltern aus Bulgarien und der Türkei, von denen ein Großteil weder lesen noch schreiben konnte. Man spürt in solchen Momenten sofort, was das bedeutet, nicht theoretisch, sondern ganz praktisch. Es zeigt sich schon daran, wie ein Informationszettel aus der Schule in einer solchen Familie ankommt: gar nicht. Er wird nicht gelesen, weil er nicht gelesen werden kann. Eine Einladung zum Elternabend ist dann keine Einladung mehr, sondern ein Blatt Papier ohne Funktion. Ein Hinweis auf einen Klassenausflug, eine Mahnung, ein Termin, eine Bitte um Unterschrift – all das setzt etwas voraus, das in vielen Familien nicht vorhanden ist: Schriftlichkeit als Grundform des Alltags.

Ein Spiegel häuslicher Sozialisation

Die Schulleiterin der Gräfenauschule schilderte mir später eine Szene, die harmlos klingt und in Wahrheit alles enthält: Männliche Erstklässler ließen provozierend ihr Federmäppchen auf den Boden fallen und forderten die Lehrerin auf, es aufzuheben, weil sie ja die Männer seien und dies bestimmen dürften. Das ist keine bloße Frechheit, kein lustiger Ausrutscher eines Kindes, es ist ein Blick ins Elternhaus. Ein sechsjähriger Junge denkt sich so etwas nicht aus. Er wiederholt, was er längst verstanden hat: dass Geschlecht Wert und dass Mannsein Rang bedeutet, dass Frauen untergeordnet sind. Was auf den ersten Blick wie eine Anekdote wirkt, ist Ausdruck eines tieferen Problems. In manchen Familien lernen Jungen früh, dass ihr Geschlecht mit einer höheren Wertigkeit verbunden ist.

Solche Überzeugungen werden nicht bewusst bösartig weitergegeben; sie sind Teil einer sozialen Struktur, die in manchen Familien seit Generationen gilt. Wenn ein sechsjähriger Junge meint, einer Lehrerin sagen zu können, was sie zu tun habe, ist das kein persönlicher Angriff, sondern ein Spiegel häuslicher Sozialisation. Und dann steht die Schule vor einer fast unlösbaren Aufgabe. Wie soll Gleichberechtigung gelebt werden, wenn einige Kinder zu Hause lernen, dass sie dieser Norm gar nicht unterstehen? Wie soll Respekt gegenüber Frauen selbstverständlich werden, wenn im Elternhaus das Gegenteil vermittelt wird? Und was wird später aus diesen Jungen, wenn niemand ihnen früh widerspricht?

Wenn aus diesen Erstklässlern Männer werden – wie werden sie dann Frauen begegnen, Lehrerinnen, Polizistinnen, Richterinnen? Wie werden sie mit Autorität umgehen, mit Frustration, mit Konflikten, mit Ablehnung? In vielen Gesprächen mit Lehrerinnen und Lehrern wurde deutlich, wie sehr sie diese Aufgabe belastet. Nicht, weil sie die Kinder aufgegeben hätten – sondern weil sie ahnen, wie viel von dem, was im Klassenzimmer sichtbar wird, längst vorher entschieden wurde.

Die Lehrerin einer Gesamtschule in Kassel, Julia Wöllenstein, schreibt in ihrem Buch Von Kartoffeln und Kanaken182, es gebe inzwischen bei ihr Schüler, die einen Migrationshintergrund erfinden, um dazuzugehören. Darin spiegelt sich bereits eine ganze gesellschaftliche Verschiebung: Die Schule soll integrieren – aber die soziale Norm in der Klasse ist vielerorts längst nicht mehr die Mehrheitsgesellschaft, sondern ein anderes Referenzsystem.

Wenn Kinder mehrheitlich unter Kindern aufwachsen, die selbst nicht integriert sind, wenn im Klassenraum kaum noch Deutsch gesprochen wird, wenn Herkunft stärker zählt als Leistung, Gruppenzugehörigkeit mehr als Individualität, dann kippt etwas Grundsätzliches. Dann verliert die Schule ihre Rolle als Ort gemeinsamer Sozialisation und wird stattdessen zum Austragungsort paralleler Milieus.

Schulen sollen ersetzen, was in Familien nicht passiert

Und dann sind da die Eltern. Nicht wenige kommen aus bildungsfernen Schichten; manche sind Analphabeten – wie im Fall Ludwigshafen. Es fehlt oft nicht nur an Sprache, sondern an einem grundlegenden Verständnis dafür, was Schule überhaupt bedeutet. Unterrichtsbeginn 8:00 Uhr – das klingt für die deutsche Mittelschicht banal. Für jemanden, der nie in einem strukturierten Bildungssystem gelebt hat, ist das keineswegs selbstverständlich: dass Pünktlichkeit nicht verhandelbar ist, dass Hausaufgaben gemacht werden müssen, dass Elternabende wichtig sind und dass ein Kind nicht einfach so zu Hause bleibt, nur weil es morgens keine Lust hat. Schulleiter und Lehrer berichten immer wieder, dass Eltern nicht auf Elternabende erscheinen, Briefe nicht lesen können oder die Bedeutung schulischen Erfolgs in Deutschland nicht verstehen.

Bereits im Jahr 2006 schickte die Rektorin der Rütli-Schule in Berlin einen dramatischen Hilferuf an den Senat.183 »Wir müssen feststellen, dass die Stimmung in einigen Klassen zurzeit geprägt ist von Aggressivität, Respektlosigkeit und Ignoranz uns Erwachsenen gegenüber.« Der Gesamtanteil der Jugendlichen nicht deutscher Herkunft betrug damals 83,2 Prozent. Nach Aussage der ehemaligen Jugendrichterin Kirsten Heisig verschickten 68 Schulen im Jahr 2009 ähnliche Briefe an den Schulsenator.184 Seit dem Hilferuf der RütliSchule sind 20 Jahre vergangen. 20 Jahre, in denen ganze Generationen reifen konnten, in denen millionenfach Menschen aus anderen Kulturkreisen nach Deutschland kamen – und in denen an den Schulen fast nichts passierte.

Der Druck auf die Eltern, sich den hiesigen Regeln anzupassen, ist nach wie vor gering, Sanktionen gibt es kaum. Und so wird Schule immer stärker zu einem Ort, der Dinge auffangen soll, die weit außerhalb ihres Mandats liegen: Sprachförderung, Wertevermittlung, Sozialkompetenztraining, Emotionsregulation, Gewaltprävention. Schule soll unterrichten – und gleichzeitig ersetzen, was im Elternhaus nicht stattfindet. Sie soll erklären, wie man miteinander spricht, warum Mädchen die gleichen Rechte haben wie Jungen, weshalb Regeln für alle gelten, warum man andere Kinder nicht als Ungläubige beschimpft und weshalb man kein Messer zur Selbstverteidigung mit in die Grundschule bringt.

Doch Schulen können nicht ersetzen, was in Familien nicht passiert. Sie können Werte vermitteln, aber nicht dauerhaft gegen eine Gegenrealität anarbeiten, die den Vorrang der Gruppe vor dem Individuum, des Mannes vor der Frau, der Familienehre vor dem Gesetz lehrt.

Der Druck auf Bildungseinrichtungen steigt deshalb rasant. Manche Schulen berichten von täglichen Auseinandersetzungen, massiven Respektlosigkeiten oder aggressivem Verhalten. Es gibt Grundschulen, an denen bereits Achtjährige mit Messern zur Selbstverteidigung erscheinen oder andere Kinder verächtlich als Ungläubige beschimpfen. Das ist kein flächendeckendes Problem – aber ein reales, und zwar längst nicht mehr nur in bestimmten Vierteln, sondern bundesweit. Und es wird von Jahr zu Jahr größer.

Integration ist keine Einbahnstraße

Viele Kommunen reagieren pragmatisch. Sie stellen Lehrerassistenten ein, die Arabisch oder Türkisch sprechen.185 Sie setzen Sozialarbeiter ein, die kulturelle Hintergründe kennen. Kurzfristig kann das helfen, es entschärft Konflikte, senkt die Schwelle zum Gespräch und erreicht Familien, die sich sonst zurückziehen würden. Langfristig jedoch kippt hier oft die Richtung. Deutsch wird weniger gesprochen, der Anpassungsdruck sinkt, und nicht selten passt sich die Schule der Herkunftskultur an – nicht umgekehrt. Eine gut gemeinte, aber folgenreiche Umkehr der Integration. Es ist eine umgekehrte Assimilation – die Botschaft lautet dann nicht mehr: »Wer hier lebt, lernt diese Gesellschaft kennen.« Sondern: »Diese Gesellschaft muss sich so weit anpassen, bis möglichst wenig Reibung entsteht.«

»Integration ist keine Einbahnstraße«, erklärte mir der Bürgermeister von Schwäbisch-Gmünd, Richard Arnold, 2023 in einem Interview. Wer ankommen will, muss die Grundregeln des Landes akzeptieren. Doch gerade daran hapert es in manchen Milieus früh und systematisch. »In patriarchal-archaischen Strukturen, wie sie in vielen muslimisch geprägten Ländern vorherrschen, ist es üblich, die kleinen Jungen von Kindesbeinen an zu verwöhnen. Oft sind sie bereits im Kindesalter ihren Müttern übergeordnet«, erzählt mir eine Lehrerin aus Süddeutschland. »Die kleinen Jungen erfahren so von Anfang an, dass es für ihr freches, aufmüpfiges oder ungezogenes Verhalten im Grunde keine Konsequenzen gibt.«

Es ist ein Satz, den man nicht vergisst. Denn er erklärt, warum manche Jungen nie lernen, Grenzen zu akzeptieren – weder von den Eltern noch später vom Staat. Wer früh lernt, dass Konsequenzen andere treffen, nicht aber ihn selbst, wird später auch Regeln nicht ernst nehmen. Dann wird aus einem ungezogen wirkenden Kind möglicherweise ein Jugendlicher, für den Autorität nur gilt, wenn sie Stärke ausstrahlt. Und irgendwann ein Erwachsener, der staatliche Regeln nur dann akzeptiert, wenn sie massiv durchgesetzt werden. »Was Hänschen nicht lernt, das lernt Hans nimmermehr« ist ein altes Sprichwort, aber in diesem Zusammenhang von bedrückender Aktualität.

Wenn Kinder nicht früh lernen, sich an geltendes Recht und an hiesige Normen zu halten, wenn Eltern, die an dieser Erziehung nicht mitwirken, keine Konsequenzen zu fürchten haben, dann wächst eine Haltung heran, die sich später nur schwer korrigieren lässt.

Ein völlig anderer Alltag

Auch der Begriff »bildungsferne Schichten« verharmlost oft mehr, als er erklärt. Er klingt technokratisch, neutral, fast verwaltungssprachlich. Doch was sich dahinter verbirgt, ist tiefgreifend. Ich denke dabei oft an meine Zeit in Afghanistan. Dort können nach Schätzungen internationaler Organisationen rund 60 bis 70 Prozent der Bevölkerung weder lesen noch schreiben.186

Was bedeutet das konkret? Es bedeutet nicht bloß, dass jemand keinen Text entziffern kann, es bedeutet einen völlig anderen Alltag. Ich erinnere mich daran, wie ich dort vor Bäckereien Fladenbrote sah, die mit einem Nagel fest geschlagen und draußen ausgestellt waren – damit jeder versteht, was verkauft wird. Nicht Schrift, sondern Anschauung, nicht Formular, sondern Zuruf, nicht Terminplan, sondern situative Ordnung.

In Deutschland basiert fast alles auf dem Gegenteil. Der Schulalltag ist durchstrukturiert, verschriftlicht, geplant. Informationen kommen per Brief, E-Mail, Aushang, Elternportal. Termine sind verbindlich, Lernfortschritte werden dokumentiert, Hausaufgaben müssen begleitet werden, Klassenfahrten organisiert und Entschuldigungen geschrieben.

All das setzt etwas voraus, das für viele Familien aus Afghanistan, Syrien, Somalia, Teilen der Türkei, Irak, Iran, aber auch in Teilen der rumänischen und bulgarischen Sinti- und Roma-Gemeinschaften eben nicht selbstverständlich ist. Nicht, weil diese Menschen böse wären oder ihre Kinder nicht liebten. Sondern weil ihre Lebenswelt lange eine andere war: mündlich, spontan, autoritär, wenig verschriftlicht, ohne stabile Institutionen.

Deutschland hingegen ist ein Land der Zettel, Formulare, Verbindlichkeiten und Fristen. Kinder aus solchen Haushalten stehen deshalb oft vor einer doppelten Hürde. Ihre Eltern können ihnen beim Lernen kaum helfen, nicht aus Desinteresse, sondern weil sie es selbst nicht können. Sie verstehen Hausaufgaben nicht, kennen die Anforderungen der Schule nicht, wissen nicht, warum ein Kind lesen soll, wenn die eigene Welt jahrzehntelang auch ohne Bücher funktioniert hat.

Man könnte sogar sagen: In manchen Milieus stört Bildung eher. Sie war nie Aufstiegsweg, sondern für den Alltag irrelevant. Ein Kind, das mit Sätzen aufwächst wie »Lernen ist nicht wichtig«, »Schule ist Sache des Staates« oder »Wir haben andere Probleme«, wird den schulischen Anspruch kaum als selbstverständlich begreifen.

Traditionelles Denken trifft auf offene Gesellschaft

Dazu kommt, dass in vielen muslimisch geprägten Gesellschaften – besonders im nordafrikanischen Raum, in Syrien, Afghanistan, Irak und Teilen der Türkei – Bildung für Frauen noch immer nachrangig ist. Altbekanntes und Altbewährtes geben Halt. Gerade in bildungsfernen Schichten ist die Versuchung groß, an rückwärtsgewandten Lebensmodellen festzuhalten. Und wenn dieses traditionelle Denken dann auf eine offene, freiheitliche, westlich orientierte Gesellschaft trifft, entstehen Reibungen fast zwangsläufig. In genau diesen Milieus beobachten Lehrer immer wieder auch bewusste Abschottung.

Viele Menschen definieren sich fast ausschließlich über Herkunft und Religion. Die örtliche Moschee nimmt dabei häufig eine zentrale Rolle ein. In muslimischen Migrantenhochburgen im Ruhrgebiet, in Hamburg oder Berlin stehen daher die Moscheen mit den meisten Besuchern im Land. Wie viele Moscheen es in Deutschland insgesamt gibt, ist hingegen unbekannt. Sie werden nicht erfasst und daher auch nicht kontrolliert.187

Auch das ist eine erstaunliche Leerstelle in einem Land, das sonst fast alles registriert. Lehrer berichten mir zudem, dass Kinder früh lernen, Kritik mit Identität zu beantworten. Wird Fehlverhalten angesprochen, heißt es schnell: »Das ist wegen meiner Religion!«, »Sie sind gegen uns!« oder »Das ist rassistisch!« Für Schulen ist das hochbelastend. Einerseits wollen sie sensibel und gerecht sein, niemand möchte diskriminierend handeln. Andererseits führt genau diese Dynamik dazu, dass pädagogisch notwendige Maßnahmen aus Angst vor Missdeutung unterbleiben. Und hier beginnt ein fataler Kreislauf: Wo aus Angst nicht sanktioniert wird, wächst Fehlverhalten. Wo Fehlverhalten wächst, verschärfen sich Konflikte. Und diese Konflikte landen irgendwann nicht nur im Klassenbuch, sondern in der Kriminalstatistik.

Wenn Integration nicht gelernt wird

Im Jahr 2024 kam es bundesweit zu über 94.000 Straftaten an Schulen, bei 7243 davon handelte es sich um Gewaltkriminalität.188 Diese Zahlen sind keine Randnotiz. Sie sind ein Frühwarnsystem.

Denn Kriminalität beginnt selten erst im Teenageralter, sie beginnt meist früher, sehr viel früher. Wenn Kinder lernen, dass Regeln verhandelbar sind, dass Autoritäten nicht gelten, dass Frauen weniger wert sind, dass Ehre über allem steht und die eigene Gemeinschaft wichtiger ist als der Staat, dann wächst eine Generation heran, die später kaum integrierbar ist – nicht, weil sie es nicht dürfte, sondern weil sie es nie gelernt hat.

In vielen vorwiegend muslimischen Gemeinden entstehen parallele Strukturen, die das Alltagsleben vollständig tragen können. Wo sie dominieren, tritt der Staat in den Hintergrund. Er wird nicht als Ordnung erlebt, sondern als Fremdkörper. Je weniger Deutsch gesprochen wird und je geringer der Kontakt zur Mehrheitsgesellschaft ist, desto stärker verfestigt sich diese Parallelität.

Dass niemand seriös sagen kann, wie viele Moscheen es in Deutschland gibt – und damit auch nicht, wer sie finanziert, was dort gelehrt wird oder welche Strömungen aktiv sind –, zeigt eine der größten strukturellen Schwächen im Integrationsprozess. Denn auch wenn viele Moscheen hierzulande unproblematisch sind, vermitteln einige von ihnen doch ein Weltbild, das Integration untergräbt und traditionelle Rollenmuster zementiert.

Am Ende stehen Kitas und Schulen vor einer nahezu übermenschlichen Aufgabe. Sie sollen gleichzeitig Sprachdefizite ausgleichen, Sozialisationsdefizite bearbeiten, Bildungsdefizite aus der Herkunftsfamilie kompensieren, kulturelle Konflikte entschärfen und Eltern erst einmal die Grundlogik dieses Landes vermitteln. Und sie sollen dabei freundlich, offen, diskriminierungssensibel und integrationsfördernd bleiben.

Man muss nur einmal einen Morgen in einer solchen Schule erleben, um zu verstehen, wie gewaltig diese Aufgabe ist. Wie es sich anfühlt, wenn in einem Klassenraum kaum noch Deutsch als gemeinsame Sprache vorhanden ist. Wenn Lehrkräfte nicht nur unterrichten, sondern zugleich übersetzen, ordnen, beruhigen, Grenzen ziehen und ständig gegen eine erzieherische Gegenrealität anarbeiten müssen. Dort entscheidet sich nicht nur, ob ein Kind lesen lernt.

Dort entscheidet sich, ob ein Land in 20 Jahren noch weiß, was seine gemeinsamen Regeln sind.

Was dort im Kleinen beginnt, bleibt nicht auf Klassenzimmer und Schulhöfe beschränkt. Es setzt sich fort – in Stadtteilen, auf Straßen, in öffentlichen Räumen. Denn wenn gemeinsame Regeln nicht mehr selbstverständlich sind, zeigen sich die Folgen irgendwann dort, wo Konflikte nicht mehr moderiert, sondern ausgetragen werden.

Wie sich das konkret äußert, lässt sich in vielen deutschen Städten bereits beobachten.

Internationale Konflikte auf deutschen Straßen

Am Abend des 7. Oktober 2023 verändert sich die Stimmung in vielen deutschen Städten spürbar. In Berlin, Essen, Hamburg oder Frankfurt am Main versammeln sich Menschen zu spontanen Kundgebungen und Demonstrationen. Fahnen werden geschwenkt, Parolen gerufen, Emotionen kochen hoch.

Der Konflikt, der diese Szenen ausgelöst hat, liegt jedoch Tausende Kilometer entfernt. Der Angriff der Hamas auf Israel am 7. Oktober und der darauffolgende Gaza-Krieg lösen weltweit Reaktionen aus. Doch kaum irgendwo zeigt sich so deutlich wie in Deutschland, wie schnell globale Konflikte in den innenpolitischen Raum hineinwirken können. Innerhalb weniger Stunden verlagert sich ein Krieg aus dem Nahen Osten auch auf deutsche Straßen – nicht militärisch, aber emotional, politisch und gesellschaftlich.

Plötzlich stehen sich in deutschen Städten Menschen gegenüber, deren Loyalitäten, politische Leidenschaften und historische Erfahrungen nicht hier verankert sind. Deutschland wird zum Schauplatz eines Konflikts, der hier weder entstanden ist noch entschieden wird – der aber dennoch hier ausgetragen wird.

Für die Polizei bedeutet das eine völlig neue Lage. Demonstrationen gehören zum Alltag einer Demokratie. Doch internationale Konflikte bringen eine andere Dynamik mit sich. Sie berühren religiöse Identitäten, familiäre Erinnerungen an Gewalt und Vertreibung, politische Weltbilder und kollektive Traumata, die in vielen Communitys tief verankert sind. Was für Außenstehende wie eine geopolitische Auseinandersetzung wirkt, bedeutet für andere etwas sehr Persönliches: Ehre, Gerechtigkeit, Loyalität – manchmal sogar existenzielle Fragen.

Diese Emotionen entladen sich auf deutschen Straßen. Unterstützer verschiedener Seiten treffen auf engem Raum aufeinander. Viele der Demonstrierenden protestieren zwar in einem demokratischen Umfeld – sind mit den Regeln dieses Systems aber kaum vertraut oder lehnen sie bewusst ab.

Die Polizei ist in Teilen gespalten

Ein Detail fällt Einsatzkräften dabei besonders auf: Auf vielen dieser Demonstrationen wird kaum Deutsch gesprochen. Parolen werden auf Arabisch, Türkisch oder Kurdisch gerufen. Für die Demonstrierenden ist das ein Ausdruck von Zugehörigkeit, für die Polizei bedeutet es ein zusätzliches Problem. Kommunikation wird schwieriger, Radikalisierung schwerer erkennbar. Sprache wird so zugleich Identitätsmarker und Schutzraum. Wer in der Muttersprache skandiert, signalisiert Gemeinschaft – und entzieht sich gleichzeitig der unmittelbaren Kontrolle des Staates.

Für Sicherheitsbehörden entsteht dadurch ein Spannungsfeld, das in dieser Form noch vor wenigen Jahrzehnten kaum existierte. Die Situation wird zusätzlich kompliziert durch eine Entwicklung innerhalb der Polizei selbst. In vielen deutschen Polizeibehörden arbeiten heute Beamtinnen und Beamte mit eigenen Migrationsgeschichten – eine Entwicklung, die politisch gewollt ist und viele Vorteile mit sich bringt. Sie erleichtert Kommunikation, schafft kulturelles Verständnis und stärkt die gesellschaftliche Repräsentation. Doch in extrem emotionalen Konflikten zeigt sich auch eine schwierige Seite dieser Vielfalt.

»Die Polizei ist in Teilen gespalten«, erzählt mir ein Beamter aus Berlin. »Es gibt Kollegen, die klar pro Israel positioniert sind – und andere, die sich emotional stark mit den Palästinensern identifizieren.« In manchen Fällen hätten Vorgesetzte ihre Beamten sogar gefragt, ob sie an diesem Tag überhaupt einsatzfähig seien. Einzelne Polizisten seien aus bestimmten Einsätzen herausgenommen worden, weil man befürchtete, sie könnten in Loyalitätskonflikte geraten.

Der Beamte sagt dazu: »Aus meiner Sicht ist das brandgefährlich. Die Polizei muss politisch neutral sein. Wenn emotionale Loyalitäten anfangen, Einsätze zu beeinflussen, verliert man die klare Linie.« Solche Konflikte werden selten öffentlich sichtbar, doch sie existieren – und sie erhöhen die Komplexität von Einsätzen, die ohnehin angespannt sind. Die pro-palästinensischen Demonstrationen nach dem 7. Oktober haben gezeigt, wie schnell internationale Konflikte in Deutschland politisch und emotional aufgeladen werden können. Sie machen deutlich, wie fragil gesellschaftlicher Zusammenhalt in einer globalisierten und stark diversifizierten Gesellschaft sein kann.

Fortsetzung bestehender Konflikte

Doch diese Demonstrationen sind nur die sichtbarste Oberfläche eines viel tiefer liegenden Problems, unterhalb der öffentlichen Proteste existiert eine zweite Konfliktzone. Sie spielt sich nicht auf großen Plätzen oder in Fernsehbildern ab, sondern in migrantischen Communities, in Hinterhöfen, Vereinen, WhatsApp-Gruppen oder Diaspora-Netzwerken. Hier werden Konflikte ausgetragen, die oft Jahrzehnte alt sind. Ethnische Rivalitäten, politische Feindschaften oder Stammeskonflikte aus den Herkunftsländern werden in Deutschland fortgeführt – häufig außerhalb der Wahrnehmung der Mehrheitsgesellschaft.

Wenn diese Konflikte sichtbar werden, geschieht das meist plötzlich und überraschend. Für Außenstehende wirkt es wie ein spontaner Ausbruch von Gewalt, für die Beteiligten ist es oft nur die Fortsetzung eines Konflikts, der lange vor ihrer Ankunft in Deutschland begonnen hat.

Ein besonders eindrückliches Beispiel dafür ereignete sich im Sommer 2024 in Frankfurt am Main. Es ist der 20. Juli 2024. Die Temperaturen liegen bei über 30 Grad, in Sachsenhausen herrscht eine entspannte Sommeratmosphäre. Bars und Restaurants sind gut besucht, Touristen schlendern durch die kopfsteingepflasterten Gassen der Altstadt. Nur wenige Menschen bemerken an diesem Tag, dass sich wenige Straßen weiter ein diplomatischer Zwischenfall anbahnt. Rund 400 Menschen versammeln sich vor dem Gebäude des pakistanischen Generalkonsulats. Die Mehrheit sind junge Männer, viele von ihnen tragen afghanische Flaggen.

Dann eskaliert die Situation. Demonstranten werfen Gegenstände auf das Gebäude, einige dringen auf das Gelände ein. Einer klettert einen Fahnenmast hinauf und reißt die pakistanische Flagge herunter. Videos der Szene verbreiten sich schnell in sozialen Netzwerken.189 Auf den Aufnahmen ist zunächst keine Polizei zu sehen. Wenige Stunden später reagiert das Außenministerium in Pakistan mit scharfer Kritik: Deutschland habe seine Pflicht zum Schutz diplomatischer Einrichtungen nicht erfüllt, heißt es. Eine Protestnote wird nach Berlin geschickt.

Die Demonstration war ursprünglich von einer Privatperson angemeldet worden. Thema: Kritik am pakistanischen Militär und den Geheimdiensten, denen vorgeworfen wird, politische Gegner zu verfolgen. Angemeldet waren etwa 100 Teilnehmer, gekommen waren 400. Polizeikräften gelingt es schließlich, das Gelände zu sichern und die Demonstranten zu zerstreuen190, doch viele Fragen bleiben offen. Wer genau die Flagge gestohlen hat, wer die Gewalt ausgelöst hat – all das ist zunächst unklar. Der Staatsschutz übernimmt die Ermittlungen.

Vermutlich war der Angriff Teil eines Konflikts, der Tausende Kilometer entfernt entstanden ist. Seit Herbst 2023 geht Pakistan massiv gegen afghanische Flüchtlinge im eigenen Land vor, bis August 2024 mussten rund 800.000 Menschen Pakistan verlassen.191 Die politischen Spannungen zwischen beiden Ländern haben sich seither weiter verschärft. Erst jüngst erklärte Pakistan seinem Nachbarland den »offenen Krieg«.192

Ein sicherheitspolitisches Warnsignal

In Frankfurt entlud sich dieser Konflikt plötzlich mitten in einer deutschen Großstadt. Der Vorfall ist kein Einzelfall, immer häufiger entladen sich politische oder ethnische Spannungen aus anderen Weltregionen auch in Deutschland. Ein weiteres Beispiel sind die sogenannten Eritrea-Festivals. Dabei handelt es sich um Veranstaltungen, bei denen regimenahe Eritreer ein positives Bild der autoritär regierten Heimat zeichnen wollen.

Für Regimegegner sind diese Festivals Provokationen. In mehreren deutschen Städten kam es deshalb zu massiven Ausschreitungen. 2023 wurde in Stuttgart nur knapp ein »Blutbad« verhindert.193 Ein Kameramann, mit dem ich seit Jahren arbeite und der die Proteste begleitete, sprach von Szenen, wie er sie in Deutschland noch nie erlebt habe.

Auffällig ist, wie zurückhaltend viele Medien über solche Ereignisse berichten. Der Angriff auf das pakistanische Konsulat in Frankfurt – ein Vorfall mit diplomatischen Folgen – fand nur begrenzte Aufmerksamkeit. Für viele Redaktionen wirken solche Konflikte weit entfernt von der Lebenswelt ihrer Leser, Grenzstreitigkeiten am Hindukusch erscheinen komplex und schwer erklärbar.

Doch gerade diese Ereignisse zeigen, wie stark globale Konflikte inzwischen in die innere Sicherheit Deutschlands hineinwirken. Sie entstehen häufig plötzlich, Sicherheitsbehörden haben kaum Zeit zur Vorbereitung. Und sie zeigen ein weiteres Problem: Für viele Beteiligte scheint die Autorität des deutschen Staates eine eher untergeordnete Rolle zu spielen, Konsequenzen bleiben oft begrenzt.

Internationale Konflikte auf deutschen Straßen sind deshalb kein Randphänomen, sie sind ein sicherheitspolitisches Warnsignal. Denn wenn geopolitische Konflikte, ethnische Rivalitäten oder religiöse Spannungen aus Krisenregionen in eine multikulturelle Gesellschaft übertragen werden, entsteht ein Multiplikationseffekt. Unterschiedliche Loyalitäten treffen aufeinander, Narrative kollidieren und der Staat steht plötzlich zwischen Konfliktparteien, deren Streit nicht hier begonnen hat – die ihn aber hier weiterführen. Wie sich solche Spannungen im Alltag niederschlagen, zeigt sich besonders in bestimmten Stadtteilen – dort, wo unterschiedliche Milieus aufeinandertreffen und staatliche Kontrolle nicht mehr überall gleich stark wahrgenommen wird.

Viele beobachten dich

Es ist ein gewöhnlicher Nachmittag in Duisburg, die Straßenbahn der Linie 903 rattert durch den Süden der Stadt. Sie fährt durch Viertel mit Einfamilienhäusern und kleinen Geschäften, passiert Industrieflächen, Wohnblöcke, dann dichter bebaute Straßen. Sie fährt auch durch Marxloh – einen Stadtteil, der weit über das Ruhrgebiet hinaus bekannt geworden ist.

Ein Mann sitzt am Fenster und schaut durch den Wagen. Er war viele Jahre Kriminalbeamter, heute ist er im Ruhestand. Doch die Art, wie er Menschen beobachtet, hat er nicht abgelegt. »Ich fahre diese Strecke hin und wieder«, sagt er. »Vom tiefsten Duisburger Süden bis nach Hamborn und Marxloh.« Dann schaut er kurz in den Wagen, senkt die Stimme und fügt hinzu: »Wenn man sich hier umschaut, merkt man: Viele beobachten dich. Ich sage immer – man ist eine mobile Tatgelegenheit.«

Der Ausdruck klingt nüchtern, fast technisch, in der Kriminalistik beschreibt er eine einfache Logik: Täter suchen selten ein bestimmtes Opfer. Sie suchen eine Gelegenheit. Ein Smartphone in der Hand, eine offene Handtasche, ein teures Fahrrad, eine Person, die unaufmerksam wirkt. Der ehemalige Ermittler sagt: »Du bewegst dich im öffentlichen Raum und trägst Dinge bei dir, die dich für jemanden interessant machen können – für Diebstahl, Raub oder Betrug.«

Es ist ein Blick auf die Stadt aus der Perspektive eines Polizisten. Ein Blick, der immer prüft: Wer beobachtet wen? Wer wirkt nervös? Wer sucht Kontakt? Viele Menschen, die täglich in dieser Straßenbahn sitzen, denken darüber nicht nach – er schon.

Während die Bahn weiterfährt, erzählt er von den Veränderungen, die er in dieser Stadt über Jahrzehnte beobachtet hat. »Diese Entwicklung hat meiner Einschätzung nach schon vor längerer Zeit begonnen«, sagt er. »Vor allem mit dem Zuzug aus dem Ausland.« Manche Viertel hätten ihre Zusammensetzung gleich mehrfach verändert. »Zuerst sind viele Türken dort eingezogen. Später, nach der EU-Osterweiterung, kamen vor etwa 20 Jahren viele Menschen aus Bulgarien.«

Anfangs seien viele der türkischen Familien Mieter gewesen. Mit der Zeit kauften einige Häuser, später wurden diese Immobilien häufig weitervermietet – oft an Menschen, die neu in die Stadt kamen. In manchen Häusern entwickelte sich daraus ein Problem, das inzwischen in vielen deutschen Städten bekannt ist: sogenannte Schrottimmobilien. »Müll wird einfach auf die Straße geworfen«, sagt der ehemalige Ermittler. »Häuser, die eigentlich Platz für vielleicht 50 Menschen bieten, sind plötzlich mit 200 Personen gemeldet.« Überbelegte Wohnungen, kaputte Treppenhäuser, Vermieter, die kaum kontrollieren – oder bewusst wegsehen.

Der deutschen Alltagskultur weitgehend entzogen

Ähnliche Zustände wurden auch in anderen Städten dokumentiert, etwa im sogenannten »Horrorhaus von Göttingen«, wo Hunderte Menschen in einem einzigen Wohnblock lebten (siehe Kapitel 8). Doch das Gefühl, dass sich solche Räume ausbreiten, beschränkt sich nicht auf einzelne Gebäude.

Viele Polizisten berichten, dass sich in den vergangenen zehn bis fünfzehn Jahren in verschiedenen Städten Quartiere herausgebildet haben, in denen staatliche Regeln nur noch eingeschränkt durchgesetzt werden. Polizei, Ordnungsämter oder Rettungskräfte fahren in einige Straßenzüge nur noch mit mehreren Streifenwagen oder in geschlossenen Einheiten. Einsatzkräfte berichten von Beleidigungen, Bedrohungen, manchmal auch von Angriffen. Zeugen schweigen häufig – aus Angst vor Konsequenzen, Anzeigen verlaufen im Sande. Und langsam entstehen Strukturen, die nicht offiziell beschlossen wurden, aber dennoch funktionieren: informelle Machtordnungen, Nachbarschaftsregeln, familiäre Netzwerke, die stärker wirken als staatliche Autorität.

Der ehemalige Kriminalbeamte beschreibt diese Entwicklung anhand einer Szene aus der Straßenbahn. »Wenn die Bahn durch Hochfeld fährt und Richtung Norden weitergeht«, sagt er, »hat man manchmal das Gefühl, man ist nicht mehr in Deutschland.« Dann hält er kurz inne. »Ich sehe diese Viertel natürlich aus der Perspektive eines ehemaligen Kriminalbeamten. Ich kenne sie noch aus einer anderen Zeit.«

Er erinnert sich an kleine Läden, die es dort früher gab: »Es gab einen deutschen Schlachter, eine deutsche Eisdiele, klassische Duisburger Kneipen.« Wenn er und seine Kollegen früher von einem Einsatz zurückkamen, hielten sie manchmal kurz an. »Dann haben wir uns beim Metzger ein Schnitzel geholt oder ein Eis.« Diese Orte existieren heute kaum noch, viele Geschäfte haben geschlossen oder wurden durch andere ersetzt.

Die Ursachen dieser Veränderungen sind komplex. Wirtschaftlicher Strukturwandel, Migration, Immobilienmärkte, politische Entscheidungen und soziale Dynamiken greifen ineinander. In politischen Debatten werden solche Entwicklungen jedoch häufig stark vereinfacht – oder gar nicht angesprochen.

Der ehemalige Ermittler formuliert es so: »In weiten Teilen haben Zuwanderung und Veränderungen dazu geführt, dass diese Stadtteile der deutschen Alltagskultur weitgehend entzogen wurden.«

Ähnliche Beobachtungen gibt es nicht nur im Ruhrgebiet. Auch in Städten wie Berlin berichten Polizisten von Quartieren, in denen sich das soziale Gefüge stark verändert hat. Was dabei entsteht, sind Räume, die für viele Bewohner weiterhin ganz normale Wohnorte sind – für andere jedoch Orte, die sie bewusst meiden. Angsträume. Oder, wie manche es nennen: No-Go-Areas.

No-Go-Areas und Angsträume

Manche Orte in Deutschland erlangen eine Berühmtheit, die niemand sucht.

Stadtviertel, Straßenzüge oder ganze Quartiere werden zum Synonym für Angst, Kontrollverlust und staatliche Ohnmacht. Es sind Orte, die viele Menschen meiden – besonders nachts, besonders allein – und besonders als Frau. Es sind Orte, an denen sich das Sicherheitsversprechen des Staates spürbar abschwächt.

In Gesprächen mit Polizisten, Kommunalbeamten und Sozialarbeitern taucht immer wieder derselbe Zusammenhang auf: schlecht integrierte oder unkontrollierte Zuwanderung, kombiniert mit sozialer Segregation, einer schwachen Durchsetzung staatlicher Regeln und jahrzehntelangem Wegsehen.

»Die Probleme sind größtenteils eingewandert«, sagt mir ein Bundespolizist. Der Satz provoziert – und er hängt mir noch Wochen nach unserem Gespräch nach. Er fällt nicht in einem politischen Streitgespräch, sondern in einem nüchternen Dialog über Einsatzrealität. Gemeint sind Milieus, in denen staatliche Autorität nicht anerkannt wird, sondern als feindlich gilt. Räume, in denen ethnische, familiäre oder kriminelle Strukturen die Ordnung bestimmen.

»Es gibt sehr wohl No-Go-Areas, wo Polizisten nicht mehr alleine reingehen«, berichtet ein Beamter aus Nordrhein-Westfalen. »Das sind faktisch rechtsfreie Räume. Früher kannte man so etwas nur aus Geschichten über ferne Länder.« Der pensionierte Kriminalbeamte aus Duisburg beschreibt, was das im Alltag bedeutet. »Wenn ein Einsatz stattfindet, fährt man dort nicht mit einer einzelnen Streife hin, sondern mit mehreren Fahrzeugen«, sagt er. »Es können sich sehr schnell größere Gruppen bilden, wenn gegen jemanden polizeiliche Maßnahmen durchgeführt werden. Dann stehen plötzlich viele Leute zusammen und solidarisieren sich.«

Er habe solche Situationen selbst erlebt. »In solchen Momenten steigt der Puls. Man hofft einfach, dass man die Lage beruhigen kann, bevor sie eskaliert.« Solche Aussagen sind keine Ausreißer, sie sind der Tenor vieler Gespräche mit Einsatzkräften, die täglich in diesen Vierteln arbeiten. Was sie schildern, deckt sich mit dem Gefühl vieler Bürger, die den öffentlichen Raum nicht mehr selbstverständlich als neutralen und sicheren Ort erleben.

Gleichzeitig ist etwas anderes passiert: Der Staat hat sich vielerorts zurückgezogen – nicht offiziell, aber faktisch. Aus Personalmangel, aus Angst vor Eskalationen, aus politischer Vorsicht. Probleme wurden verwaltet, nicht gelöst, relativiert, nicht benannt. Wer über No-Go-Areas sprach, galt lange schnell als alarmistisch oder politisch motiviert. Doch das Schweigen hat diese Räume nicht sicherer gemacht. Es hat sie nur weiter sich selbst überlassen.

Sicherheit wird plötzlich zur Frage des Wohnorts

Die entscheidende Frage lautet deshalb: Was bedeutet es für die innere Sicherheit eines Landes, wenn sich solche Entwicklungen über Jahre hinweg verfestigen? Wenn Angsträume entstehen und irgendwann als normal akzeptiert werden? Innere Sicherheit lebt vom Vertrauen der Bevölkerung. Von der Erwartung, dass der Staat sein Gewaltmonopol überall und für alle gleichermaßen durchsetzt. Dort, wo dieses Vertrauen erodiert, verliert der Staat nicht nur Kontrolle über Räume – sondern auch über seine Legitimität.

Für die innere Sicherheit bedeutet das eine schleichende Fragmentierung. Sicherheit wird plötzlich zur Frage des Wohnorts, der Tageszeit, des Auftretens – und letztlich der Anpassung an bestimmte Verhältnisse. Der Staat gerät in die Rolle des Reagierenden, nicht mehr des Gestaltenden. Langfristig ist der Preis hoch. Wer No-Go-Areas duldet, normalisiert Kontrollverlust, wer Angsträume relativiert, verharmlost reale Gefahren. Und wer rechtsfreie Räume entstehen lässt, sendet ein Signal – nicht nur an Täter, sondern auch an die rechtschaffene Mehrheit der Bevölkerung: dass staatlicher Schutz nicht überall gleichermaßen gilt. Innere Sicherheit wird so ausgehöhlt – nicht durch einen plötzlichen Zusammenbruch, sondern durch Gewöhnung.

Diese Verschiebung zeigt sich inzwischen auch an Orten, die lange als selbstverständlich sicher galten. In Krankenhäusern etwa stehen heute Sicherheitskräfte an den Eingängen, in Bahnhöfen patrouillieren private Wachdienste, in Regionalzügen lassen sich Zugbegleiter auf bestimmten Strecken von Security begleiten.194

Was früher Ausnahme war – Überwachung, Abschreckung, Sicherheitspersonal – wird immer häufiger Teil der Grundausstattung. Nicht unbedingt, weil diese Orte selbst gefährlicher geworden sind, sondern weil das Umfeld rauer geworden ist.

Diese Entwicklung hat auch wirtschaftliche Folgen, besonders im öffentlichen Nahverkehr. Sicherheit kostet Geld: Personal, Koordination, Technik, Schulungen. Diese Kosten verschwinden nicht im System. Sie werden weitergegeben – durch höhere Ticketpreise, durch steigende öffentliche Zuschüsse oder durch Einsparungen an anderer Stelle. Am Ende zahlt die Allgemeinheit.

Es entsteht eine paradoxe Situation: Bürger finanzieren über höhere Preise oder Steuern die Absicherung gegen Zustände, die der Staat eigentlich hätte verhindern sollen. Sicherheit wird ökonomisiert, und Ungleichheit verstärkt sich. Wer wenig verdient, spürt steigende Fahrpreise besonders stark. Wer Alternativen hat – Auto, Taxi, Homeoffice – weicht aus. Der öffentliche Raum verliert damit weiter an Attraktivität.

Doch auch hier gilt: Die Security im Zug löst das zugrunde liegende Problem nicht, sie verwaltet es. Wie bei Polizei, Rettungsdiensten oder Sozialarbeitern wird eine Berufsgruppe vorgeschoben, um politische Versäumnisse im Alltag abzufedern. Der Konflikt bleibt bestehen – er wird nur professionell begleitet.

Während sich solche Entwicklungen im öffentlichen Raum noch beobachten lassen, entziehen sich andere Bereiche weitgehend dem Blick von außen. Dort, wo staatliche Strukturen eigentlich besonders klar greifen müssten, entstehen mitunter eigene Dynamiken – abgeschlossene Räume, in denen Regeln nur eingeschränkt durchgesetzt werden.

Jeden Tag unter Todesangst zur Arbeit

Es ist früher Morgen in Schopfheim, der Schwarzwald liegt noch im Dunst, die Straßen sind leer, die Häuser wirken ruhig, fast geschniegelt. Nichts deutet darauf hin, dass hinter einer unscheinbaren Tür ein anderer Alltag beginnt. Christoph Seger schließt seinen Bürocontainer auf. Noch bevor er den Raum erreicht, hört er Stimmen auf dem Flur. Türen schlagen, irgendwo läuft Musik, laut, zu laut für diese Uhrzeit. Die Nacht scheint hier nie ganz zu enden.

Seger bleibt einen Moment stehen. Er weiß, dass jeder Tag so beginnt. Mit Ungewissheit, mit Anspannung. »Ich muss jeden Tag unter Todesangst zur Arbeit gehen«, schreibt er später an die Redaktion von stern TV.195 Kein Sicherheitsdienst, kein Schutz und das Gefühl, dass niemand wirklich zuständig ist für das, was hier passiert. Weder der Landkreis noch das Bundesamt für Migration. Das Problem hat einen Namen: Solomon J., ein Mann aus Gambia, seit 2017 in Deutschland, ohne Aufenthaltsgenehmigung, ohne Duldung.

Für die Behörden ist er bekannt. Aktenvermerke, Ermittlungen wegen Beleidigung, Bedrohung, Körperverletzung. Für Seger ist er mehr als das – er ist der Grund, warum ein Flur kein Flur mehr ist, sondern ein Risiko. Vierzehn Strafanzeigen stellt der Heimleiter im Laufe der Zeit: Beleidigungen, Drohungen, Vergewaltigungsfantasien gegen seine Mutter, Mordandrohungen.

Andere Bewohner warnen ihn, der Mann trage ein Messer bei sich. Wenn die Polizei kommt, schreiben die Beamten auf, manchmal führen sie ein Gespräch, eine Gefährderansprache. Sie erklären, was passieren könnte. Dann fahren sie wieder, Solomon J. bleibt. Der Alltag setzt sich fort, immer gleich, immer angespannt. Seger telefoniert, schreibt Mails, bittet um Hilfe, wartet. Nichts ändert sich. Irgendwann zieht er die Konsequenz – er kündigt.

Blackbox: Flüchtlingsheime

Was in dieser Unterkunft geschieht, wirkt wie ein Einzelfall, ist es aber nicht. Es ist ein Blick hinter eine Tür, die für die meisten verschlossen bleibt. Flüchtlingsunterkünfte liegen oft am Rand der Wahrnehmung. Man sieht das Gebäude, man sieht Menschen kommen und gehen, aber man weiß nicht, was dahinter passiert. Innen treffen Welten aufeinander: unterschiedliche Sprachen, unterschiedliche Erfahrungen, unterschiedliche Vorstellungen von Ordnung und Konflikt, auf engem Raum. Für die, die dort arbeiten, ist das Alltag, für die Polizei auch. Immer wieder werden in solchen Einrichtungen Gefährder und Terrorverdächtige196, 197, 198, 199 festgenommen. Immer wieder eskalieren Konflikte.200, 201, 202, 203, 204 Großeinsätze, Blaulicht, Absperrungen, und danach kehrt wieder Ruhe ein, zumindest von außen.

Diese Orte sind eine Art Verdichtungsraum staatlichen Handelns. Hier wird registriert, untergebracht, versorgt – und eigentlich auch kontrolliert. Doch genau dort entsteht ein Problem. Der Staat weiß viel, aber nicht alles. Er kennt Zahlen, Belegungen, Zuständigkeiten – doch was im Inneren geschieht, bleibt oft bruchstückhaft. Eine Blackbox. Kein Ort, der per se gefährlich ist, aber ein Raum mit wenig Transparenz.

Ein Grund dafür sind unklare Identitäten. Viele kommen ohne Papiere oder mit Dokumenten, die schwer zu prüfen sind. Wer sich als Syrer ausgibt, ist es nicht immer. Für Sicherheitsbehörden bedeutet das: Biografien bleiben unklar, Vorstrafen unbekannt, Kontakte unsichtbar, Radikalisierung schwer greifbar. Sicherheit braucht Wissen, und genau dieses Wissen fehlt oft. Seger schätzt den Anteil problematischer Bewohner auf 5 bis 10 Prozent. Menschen mit Gewaltneigung, mit kriminellem Hintergrund oder mit klarer Ablehnung gegenüber Integration. In einer Sammelunterkunft treffen diese Gruppen auf andere. Es entstehen Spannungen, Machtverhältnisse, informelle Hierarchien – Dinge, die man von außen nicht sieht.

Ein Beispiel liefert Berlin-Tegel. Eine große Unterkunft, mehr als 5.000 Menschen zeitweise, unterschiedliche Herkunft, unterschiedliche Religionen, unterschiedliche Lebensgeschichten. Recherchen zeigen, dass es dort zu Einschüchterungen kommt. Religiös motiviert, besonders gegen NichtMuslime oder gegen Muslime mit anderer Auslegung. Ein ehemaliger Bewohner berichtet von Angriffen205, von Drohungen, von Videos mit Enthauptungen. »In Kurdistan hat es der IS nicht geschafft«, habe man ihm gesagt. »Dann eben hier.«

Ein anderer berichtet, wie er jeden Morgen geweckt und zum Gebet gezwungen wurde. Als er sich verweigerte, wurde ihm gesagt, man habe seinesgleichen schon getötet.

Staat im Blindflug

Solche Geschichten sind kein Einzelfall, sie tauchen immer wieder auf. In Gesprächen, in Berichten, auch Polizisten bestätigen das. Doch diese Dynamiken sind schwer zu greifen. Sie entstehen leise, auf Fluren, in kleinen Gruppen, in Chats, über soziale Medien. Oft bleiben sie unsichtbar – bis sie eskalieren. Vieles wird nicht angezeigt, aus Angst, wegen Sprachbarrieren oder weil es keine Alternative gibt. Statistiken zeigen nur einen Teil, der Rest bleibt im Schatten.

Gleichzeitig arbeiten die Behörden am Limit. Polizei, Ausländerbehörden, Verfassungsschutz, Justiz: Sie priorisieren das Dringende, Sichtbare und Gefährliche. Für alles andere fehlt die Zeit. Auch Seger erlebt das. Wenn er die Polizei ruft, kommt sie, aber sie kann wenig tun. Anzeige aufnehmen, Gespräch führen, mehr nicht. Das System reagiert, es gestaltet nicht.

Hinzu kommt die Rolle privater Sicherheitsdienste. Sie kontrollieren Eingänge, schlichten Streit, sorgen für Ruhe nach außen, aber sie haben keine echten Befugnisse und keine Möglichkeit, Entwicklungen systematisch zu erfassen. Hohe Fluktuation, unterschiedliche Qualifikation, wenig Einbindung, Beobachtungen bleiben Stückwerk. Ordnung am Eingang heißt nicht, dass man weiß, was drinnen passiert. Genau hier liegt der Kern: Diese Orte funktionieren – und gleichzeitig entziehen sie sich dem vollständigen Blick.

Kein Wunder also, dass die Organisierte Kriminalität Flüchtlingsunterkünfte für ihre eigenen Zwecke entdeckt hat, das gilt insbesondere für die Clans: Der Clanexperte Ralph Ghadban beschreibt, dass sie »junge und körperlich starke Männer (…) direkt vor den Unterkünften«206 für ihre Drogengeschäfte rekrutieren. Seit 2014 »bedienen« sie sich quasi vor Ort: Rund eine Million arabischer Flüchtlinge, hauptsächlich Syrer, sind über die Jahre gekommen.207 Auch die Liste der Dolmetscher in den Unterkünften lese sich mancherorts »wie das Who’s Who der Organisierten Kriminalität«.208 So komme es zu einer schnellen Integration von Flüchtlingen in das kriminelle Milieu. Um ins Drogengeschäft einzusteigen, dauere es bei den syrischen Flüchtlingen heute weniger als zwei Wochen.209

Der ehemalige Leiter der Schopfheimer Unterkunft, Christoph Seger, glaubt dennoch weiterhin an Integration, an eine offene Gesellschaft. Er sieht Unterkünfte nicht als per se gefährlich – aber als Orte, an denen Risiken entstehen können, leise, unbemerkt und oft zu spät erkannt. Für die innere Sicherheit bedeutet das keinen totalen Kontrollverlust, aber etwas anderes: einen Staat, der nicht überall genau weiß, was geschieht, der in bestimmten Räumen tastet – und manchmal im Blindflug unterwegs ist.

Systematische Verzerrung der Realität

Auf Journalistenschulen lernt man früh einen Satz, der zunächst wie eine moralische Selbstverständlichkeit klingt: Die Herkunft eines Tatverdächtigen ist irrelevant, der Name ebenso. Beides, so heißt es, könne Ressentiments schüren, Minderheiten stigmatisieren, Vorurteile verstärken.

Auch ich habe das so gelernt – und lange auch so geglaubt. Der Pressekodex210 des Deutschen Presserats formuliert diese Linie aus gutem Grund: Journalismus soll schützen, nicht spalten. Er soll nicht Öl ins Feuer gießen, nicht auf Kosten Einzelner gesellschaftliche Stimmungen anheizen. Das Ansinnen dahinter ist ehrenwert – und im Kern richtig. Für die polizeiliche Ermittlungsarbeit mag es notwendig sein, zu wissen, ob der mutmaßliche Täter südländisches Aussehen hat. In einem journalistischen Text hingegen, so habe ich es gelernt, haben Informationen über ethnische Herkunft eigentlich nichts zu suchen.

So hielt ich es lange für richtig. Heute sehe ich es anders. Nicht, weil ich den Schutzgedanken aufgegeben hätte. Sondern weil die Wirklichkeit der vergangenen zehn Jahre gezeigt hat, dass diese Regel in ihrer praktischen Anwendung zu etwas geführt hat, das Journalismus sich am allerwenigsten leisten kann: zu einer systematischen Verzerrung der Realität.

Irgendwann war es nahezu unmöglich geworden, über bestimmte Entwicklungen glaubwürdig zu berichten. Nicht weil es an Fakten mangelte, sondern weil es an Worten fehlte. Oder genauer: weil bestimmte Worte nicht mehr verwendet werden sollten. Begriffe wurden zunächst negativ aufgeladen, dann skandalisiert und schließlich aus der Berichterstattung verdrängt. »Nafri«, Bio-Deutsch, Remigration – jeder dieser Begriffe ist politisch vermint.

Doch mit jedem tabuisierten Wort schrumpfte auch die Möglichkeit, Wirklichkeit präzise zu beschreiben. Was als Vorsicht begann, endete vielerorts in Sprachvermeidung. Und mit ihr in einer Leerstelle.

Warum die Vornamendebatte wichtig ist

Über Jahre hinweg war ein erheblicher Teil der Medienlandschaft sehr bemüht, keiner politischen Seite in die Hände zu spielen. Das Motiv dahinter war nachvollziehbar: Man wollte nicht weiter polarisieren, keine Ressentiments verstärken, keinen rechten Akteuren zusätzliche Munition liefern. Also wurden Informationen weggelassen, abgeschliffen, neutralisiert – auch dann, wenn sie für das Verständnis eines Vorgangs zentral gewesen wären.

Mit der Absicht, Schaden abzuwenden, entstand ein Vakuum, und in diesem Vakuum wuchsen Misstrauen, Gerüchte und Radikalisierung. Denn wenn journalistische Beiträge sich vorsorglich in alle Richtungen absichern, jeden Begriff meiden, der falsch verstanden werden könnte, und jede klare Einordnung scheuen, bleibt irgendwann die Wirklichkeit auf der Strecke.

Genau dort beginnt das Problem. Denn nicht nur Menschen lügen – auch Auslassungen können lügen. Nicht offen, nicht plump, aber wirksam. Wer zentrale Merkmale systematisch verschweigt, erzeugt nicht Neutralität, sondern Unschärfe. Und Unschärfe zerstört Vertrauen. Gerade deshalb ist die Debatte über Vornamen, Herkunft und Migrationsgeschichte aus meiner Sicht keine rassistische Nebelkerze, sondern eine notwendige Auseinandersetzung darüber, wie ehrlich eine Gesellschaft mit sich selbst sein will.

»Um als Polizei richtig zu handeln, muss ich in erster Linie auch die Kultur meines Gegenübers verstehen«, erklärt mir eine erfahrene Beamtin der Kriminalpolizei. »Wenn jemand beispielsweise Mohamed heißt, in Deutschland geboren ist, dessen Eltern aber aus einem Kriegsgebiet stammen und sich hier eine eigene Community gebildet hat, dann leben viele Menschen innerhalb dieser Gemeinschaft weiterhin nach ihren vertrauten kulturellen Mustern. Dazu können auch Traditionen gehören, über die wir hierzulande kaum sprechen – etwa Vorstellungen von Blutrache. Ein anderes Beispiel sind bestimmte Sinti- und Roma-Gemeinschaften, in denen Mädchen teilweise sehr früh und ausschließlich innerhalb der eigenen Gruppe verheiratet werden. Das sind kulturelle Realitäten, vor denen wir in Deutschland ein Stück weit die Augen verschließen.«

Der Satz der Beamtin ist deshalb so wichtig, weil er den Kern des Problems berührt: Kultur ist kein Schimpfwort, sie ist kein Vorurteil – sie ist eine soziale Realität. Sie prägt, wie Konflikte verstanden werden, wie Familie funktioniert, wie Ehre definiert wird, wie Gewalt legitimiert oder geächtet wird.

Wer so tut, als spiele all das keine Rolle, macht sich blind – nicht moralisch überlegen. Die Beamtin hält es deshalb für »ungemein wichtig«, den Migrationshintergrund in der Statistik mit zu erfassen. »Dann hast du halt einfach andere Möglichkeiten, auch zu fragen: ›Wie kriege ich bestimmte Bevölkerungsgruppe integriert oder an welcher Stelle muss ich nachsteuern?‹ Aus meiner Sicht ist es daher Augenwischerei, diese Sache nicht zu erwähnen, weil ich denke, dass ich dann irgendwie in die rechte Ecke gedrängt werde. Es hat damit überhaupt nichts zu tun. Es sind ganz normale Zahlen, Daten, Fakten.«

Es geht darum, Prävention überhaupt erst zu ermöglichen

Dieser Gedanke ist nüchtern – und gerade deshalb politisch so umkämpft. Denn der Migrationshintergrund ist zunächst einmal keine Bewertung, er ist ein formales Unterscheidungsmerkmal. Nicht mehr – aber eben auch nicht weniger. Überspitzt gesagt hat auch das Herkunftssiegel »Made in …« seine Berechtigung. Konsumenten wissen dann: Dieses Produkt kommt aus China, Japan, Indien oder Deutschland. Niemand käme auf die Idee, darin automatisch eine moralische Herabstufung zu sehen.

Der Migrationshintergrund kann daher für statistische Zwecke ebenso als Ordnungskriterium dienen: bei Ämtern, in Studien, in Kriminalstatistiken, in Präventionsarbeit. Im wirklichen Leben stehen hinter solchen Kategorien natürlich Menschen. Menschen aus Fleisch und Blut, mit Biografien, Brüchen, Hoffnungen, Verletzungen, Chancen. Und genau deshalb muss man unterscheiden können.

Jemanden allein aufgrund seines Vornamens vorzuverurteilen, wäre eine rassistische Verfehlung – das betonen auch die Beamtinnen und Beamten, mit denen ich gesprochen habe. Niemand wird kriminell, weil er Mohamed heißt. Aber genauso falsch wäre es, zu behaupten, dass bestimmte Muster nicht existieren. Denn bestimmte Sachverhalte und Verhaltensmuster treten bei bestimmten Gruppen verstärkt auf. Das zu leugnen, zu relativieren oder sprachlich zu umkreisen, hilft niemandem. Im Gegenteil: Es macht eine vernünftige Debatte nahezu unmöglich.

Ein Zusammenhang zwischen kultureller Prägung und Sozialverhalten, aber auch mit bestimmten Straftatbeständen, ist nicht nur statistisch evident – er entspricht auch der gelebten Realität vieler Polizisten, Lehrer, Sozialarbeiter und Staatsanwälte. Dabei geht es gerade nicht darum, individuelle Schuld biologisch oder ethnisch festzuschreiben. Es geht darum, Gruppendynamiken zu erkennen, Muster zu verstehen und Prävention überhaupt erst zu ermöglichen.

Wenn Polizeibeamte berichten, dass in Hamburg der Kokainhandel zum größten Teil in kurdischer Hand sei, dann ist das keine Fantasie, kein Ressentiment und kein politischer Kampfbegriff. Es ist eine Beschreibung realer Netzwerke, realer Handelsrouten, realer Milieus.

Dasselbe gilt für die Kriminalstatistik. Statistisch ist klar, dass Menschen mit muslimisch oder stark patriarchal geprägter Sozialisation in bestimmten Deliktbereichen überproportional vertreten sind. Das sagen die Polizisten, mit denen ich gesprochen habe, das zeigen die Zahlen des Bundeskriminalamtes, das belegt die Polizeiliche Kriminalstatistik seit Jahren. Die entscheidende Frage lautet deshalb nicht: Ist das rassistisch? Sondern: Welche sozialen, kulturellen und familiären Faktoren führen zu dieser Überrepräsentation? Und wie lösen wir das?

Wer Herkunft oder Migrationsgeschichte aus der Debatte verbannt, verbietet sich damit auch einen Teil der Erklärung. Und wer auf Erklärung verzichtet, verzichtet am Ende auf Prävention. Genau deshalb ist die Nennung von Herkunft oder Migrationsgeschichte eines Tatverdächtigen nicht automatisch ein Angriff auf ihn als Person. Sie kann – verantwortungsvoll eingeordnet – eine Voraussetzung dafür sein, Kriminalitätsmuster ehrlich zu beschreiben. Nicht um Menschen auf Merkmale zu reduzieren, sondern um benennen zu können, was ist. Denn eine Gesellschaft, die über Probleme nur noch in Andeutungen spricht, spricht irgendwann nicht mehr über Probleme – sondern nur noch über ihre Angst, sie zu benennen.

Die Polizei rekrutiert sich nicht aus luftleerem Raum

Die Polizei ist ein Spiegel der Gesellschaft. Was sich draußen verschiebt, verschiebt sich irgendwann auch drinnen: demografisch, kulturell, sozial, sicherheitspolitisch. Was in Schulen beginnt, in Problemvierteln sichtbar wird, in Jugendämtern aktenkundig ist oder auf Straßen eskaliert, endet nicht an der Tür einer Polizeiwache. Es setzt sich fort im Bewerberpool, im Kollegium, in den Konflikten, die eine Behörde mit sich selbst austragen muss. Das gilt für positive Entwicklungen ebenso wie für problematische.

Wenn Lehrkräfte über zunehmende Respektlosigkeit klagen, Kommunen Integrationsprobleme beschreiben, neue Kriminalitätsformen entstehen oder Parallelmilieus wachsen, dann bleibt das nicht folgenlos für jene Institution, die diese Gesellschaft am Ende schützen soll. Die Polizei rekrutiert sich nicht aus einem luftleeren Raum, sie rekrutiert sich aus genau diesem Land – und dieses Land verändert sich.

Ein Faktor verschärft diese Entwicklung besonders: der massive Nachwuchsmangel. Während die Aufgaben der Polizei komplexer, riskanter und psychisch belastender werden, entscheiden sich immer weniger qualifizierte junge Menschen für diesen Beruf. Als Gründe nennen Polizisten fast wortgleich: hohe Belastung, geringe gesellschaftliche Wertschätzung, alltägliche Gewalt, fehlende politische Rückendeckung. Für viele erscheint der Polizeidienst nicht mehr als ein Beruf mit Ansehen, sondern als ein Beruf mit Risiko – und mit wenig Dank. Die Folgen sind längst sichtbar: Auswahlkriterien werden gesenkt, Leistungsstandards aufgeweicht und Bewerber gelangen in den Dienst, die früher nicht genommen worden wären.

Ein Berliner Beamter beschreibt das ohne Umschweife: »Als ich mich vor 15 Jahren beworben habe, waren die Hürden, genommen zu werden, ziemlich hoch. Inzwischen ist es bei der Berliner Polizei so, dass die Leistungskriterien auf ein Mindestmaß abgesenkt wurden.« Und die Folgen zeigten sich unmittelbar im Alltag: »Einige Kollegen haben massive Rechtschreibprobleme.«

Das ist ein Satz, der zunächst klein wirkt und in Wahrheit viel erzählt. Denn Sprache ist in der Polizei kein Nebenthema. Polizeiarbeit besteht nicht nur aus Zugriff und Uniform, sondern aus Berichten, Vermerken, Protokollen, Strafanzeigen, Vernehmungen. Ein Staat, der seine Gewalt nur rechtsstaatlich ausüben darf, lebt von Präzision. Wer nicht sauber schreiben kann, arbeitet nicht nur unsauber – er arbeitet potenziell rechtsstaatlich fehlerhaft. Mehrere Berliner Polizisten berichten, dass Bewerber inzwischen bereits an den Computertests scheitern. Laut der BZ liege das zu 80 Prozent an den Deutschkenntnissen.211

Die Berliner Polizeipräsidentin Barbara Slowik Meisel sieht das Hauptproblem ebenfalls in der fehlenden Bildung: »Ich will kein Schulbashing betreiben, aber es gibt ein Problem der Bildungsniveaus, mit denen die jungen Menschen aus den Schulen kommen.«212 Auch die Gewerkschaft der Polizei warnt, sie bemängelt eine »überdurchschnittlich hohe Durchfallquote«213 in den Deutschtests für Polizisten. Gegenüber BILD sagte der GdP-Bundesvorsitzende Jochen Kopelke: »Nicht sportliche, sondern sprachliche Anforderungen führen am häufigsten zum Scheitern im Auswahlverfahren.«214

Eine schleichende, aber hochgefährliche Entwicklung

Doch Personalmangel schafft nicht nur Kompetenzlücken, er schafft auch Sicherheitsrisiken. Denn wo der Druck wächst, jede Stelle irgendwie zu besetzen, wächst zugleich das Risiko, Menschen einzustellen, denen es an Integrität fehlt – oder deren Loyalitäten nicht eindeutig dort liegen, wo sie liegen müssten.

Beamte schildern mir das als schleichende, aber hochgefährliche Entwicklung. Die Polizei, sagen sie, könne sich ihre Leute mancherorts kaum noch aussuchen. Und genau das machten sich kriminelle Milieus zunutze. »Eigentlich stehen sich die Organisierte Kriminalität und die Polizei fundamental gegenüber. Wir sind sozusagen Feinde. Und dennoch gibt es inzwischen ungute Überschneidungen«, berichtet ein Berliner Beamter.

Das ist unerquicklich, aber es ist wichtig. Denn wenn sich in einer Gesellschaft Clanstrukturen, loyale Banden, Familiennetzwerke oder Organisierte Kriminalität verfestigen, dann suchen diese Gruppen irgendwann auch nach Eintrittspunkten in staatliche Strukturen. Nicht immer spektakulär, nicht immer mit großen Verschwörungen – oft reichen Nähe, Freundschaft, Herkunftsmilieu. Ein gemeinsamer Bekannter, ein stilles Gespräch beim Rauchen, ein Satz zu viel.

Gerade die Polizei ist für solche Akteure strategisch interessant. Wer früher weiß, wo durchsucht wird, wann zugegriffen wird, gegen wen ermittelt wird, kann Beweismittel verschwinden lassen, Wohnungen räumen, Personen warnen, Verfahren ins Leere laufen lassen. Was mir die Beamten schildern, ist alarmierend. »Einige Kollegen sind nicht abgeneigt, ihre Informationen mit der OK, insbesondere dem Clanmilieu, zu teilen«, sagt der Berliner Beamte.

In der Praxis sieht das dann so aus: »In Berlin muss man die sogenannte Nachtzeitschranke beachten, das heißt, vor 06:00 Uhr in der Früh können wir in keine Wohnung. Ich habe mich lange gefragt, warum wir die entscheidenden Informationen erst in der Einsatzbesprechung bekommen – also buchstäblich wenige Minuten vor dem Zugriff. Für das Team bedeutet das enorme Unruhe, denn auf einen kritischen und potenziell gefährlichen Einsatz muss man sich eigentlich sorgfältig vorbereiten können. Irgendwann sagte man mir ganz offen: ›Pass auf, Junge – wir haben hier ein großes Problem.‹ Es war der deutliche Hinweis darauf, dass es Maulwürfe in den eigenen Reihen geben könnte.«

Unterwanderung der Sicherheitsbehörden

Man muss sich diese Situation vor Augen führen. Eine Spezialeinheit soll in eine Wohnung hinein, womöglich zu bewaffneten Verdächtigen, womöglich in ein Milieu mit hoher Gewaltbereitschaft – und erfährt die entscheidenden Informationen erst Minuten vorher. Nicht, weil das taktisch ideal wäre, sondern weil das Misstrauen in die eigene Behörde so groß geworden ist, dass man Informationen intern nicht mehr frühzeitig streuen will. Einsatzbefehle zu Hausdurchsuchungen würden, so der Beamte, in Berlin deshalb teilweise erst unmittelbar vor dem Zugriff mit den durchführenden Beamtinnen und Beamten geteilt.

»Inzwischen hört man sogar aus höheren Ebenen, dass die Polizei tatsächlich unterwandert ist. Mein Vorgesetzter sagte mir ganz direkt: Wenn wir euch vier Tage vor dem Einsatz mitteilen würden, wen wir durchsuchen, was wir durchsuchen und warum wir es tun – dann wären die Personen und das Beweismaterial am Tag X längst verschwunden. Die Durchsuchung könnten wir uns dann sparen.«

Der Beamte erzählt, er habe seinen Vorgesetzten daraufhin gefragt: »›Wir können in unserer eigenen Behörde keine VSNFD (Verschlusssache nur für den Dienstgebrauch, Anmerkung der Autorin) frühzeitig streuen, weil wir wissen, wir werden unterwandert oder hier gibt es massive Löcher?‹ Nach dieser Aussage habe ich schon angefangen zu zweifeln, wo ich arbeite. Es war erniedrigend zu wissen, dass die Polizei ihren eigenen Leuten nicht vertraut.«

Erniedrigend ist dafür ein starkes Wort, und doch ist es präzise. Denn genau das ist die eigentliche Erschütterung: nicht nur, dass Informationen abfließen könnten, sondern dass eine Behörde, die von Loyalität und Verlässlichkeit lebt, sich selbst nicht mehr traut. Große Teile der Bevölkerung würden vermutlich ähnlich reagieren, wenn sie das Ausmaß solcher Zustände kennen würden. Entsprechend groß ist der Druck, darüber nicht zu offen zu sprechen.

»Uns wurde ausdrücklich gesagt, wir sollten gegenüber anderen Hundertschaften aus anderen Bundesländern bei gemeinsamen Einsätzen nicht erwähnen, dass wir die entscheidenden Informationen erst kurz vor dem Zugriff bekommen. Aber insgeheim wissen wir: In anderen Hundertschaften läuft es ganz ähnlich. Berlin ist zwar besonders betroffen – einzigartig sind diese Zustände aber leider nicht«, erzählt der Beamte.

Es gibt Lecks – und man lebt mit ihnen

Damit bekommt das Problem eine neue Dimension. Es geht dann nicht mehr um Berliner Verhältnisse, sondern um eine Strukturfrage: Wie durchlässig ist eine Polizei geworden, die gleichzeitig unter Nachwuchsmangel, politischem Druck und gesellschaftlicher Fragmentierung leidet? Wer verrät diese Informationen? Wer arbeitet gegen die eigene Behörde?

Der Beamte ringt sichtbar um Formulierungen. Ihm ist bewusst, wie schnell jede Beschreibung als Pauschalverdacht missverstanden werden könnte. Er will keine ganzen Gruppen unter Verdacht stellen. Aber er beschreibt, was er aus seiner Praxis kennt:

»Man muss sich nur ansehen – vor allem in Berlin –, wie viele Kolleginnen und Kollegen in den Einheiten arbeiten, die schon durch ihr Umfeld, durch Freundschaften oder allein durch ihr Aufwachsen in Bezirken wie Neukölln, Kreuzberg oder Schöneberg früh Kontakt zu Gruppen hatten, die der Polizei eher ablehnend gegenüberstehen. Dann liegt der Verdacht natürlich nahe, woher bestimmte Informationslecks oder Formen der Unterwanderung kommen könnten.«

Das ist ein heikler Satz, und gerade deshalb muss man ihn sorgfältig lesen. Nicht jede biografische Nähe bedeutet Illoyalität, nicht jede Herkunft ist ein Risiko. Aber in einer Behörde, die auf Vertrauen angewiesen ist, kann schon die Möglichkeit solcher Überschneidungen Misstrauen erzeugen. Und Misstrauen ist in Sicherheitsbehörden kein Randproblem, es lähmt.

»Ich habe es selbst erlebt, dass einige Kollegen mit Personen aus dem Clanmilieu Shisha rauchen gehen«, erzählt der Beamte. »Wenn man in so einer Runde zusammensitzt, dauert es nicht lange, bis das Gespräch irgendwann auf die Arbeit kommt. Und dann fallen eben auch Dinge, die nicht fallen sollten.« Dann fügt er hinzu: »Die Behörden wissen das. Sie wissen ganz genau, dass solche Informationslecks existieren.« Darin liegt das eigentlich Verstörende: nicht nur, dass es Lecks gibt – sondern dass man von ihnen weiß – und dennoch mit ihnen lebt.

Die Folge dieses Wissens und zugleich des Nichthandelns ist fatal. Eine Polizei, die weiß, dass sie unterwandert sein könnte, verändert ihre Abläufe. Sie hält Informationen zurück, sie baut Misstrauen in ihre Routinen ein, sie arbeitet gegen die Möglichkeit des Verrats an – und untergräbt damit zugleich ihre eigene Professionalität und ihren inneren Zusammenhalt.

Am Ende entsteht ein Bild, das für eine rechtsstaatliche Sicherheitsbehörde verheerend ist: Nicht nur der Gegner draußen ist gefährlich, auch die Unsicherheit drinnen wächst. Und mit jeder weiteren gesellschaftlichen Verschiebung, mit jedem abgesenkten Standard, mit jedem Bewerber, den man aus Mangel trotzdem nimmt, rückt die Frage näher, die sich viele Beamte längst stellen: Wer schützt eigentlich die Polizei vor dem, was draußen längst gewachsen ist – wenn es inzwischen schon in ihr drin ist?

Schutz von Minderheiten versus Schutz der Mehrheit

»Mehrheiten brauchen auch Schutz.« Der Satz fällt beiläufig, fast nebenbei, und gerade deshalb bleibt er hängen. Ich kenne den Bundespolizisten, der mir das sagt, schon länger und nehme ihn als differenzierten Gesprächspartner wahr: ruhig, ohne Provokation, ohne politischen Impuls, eher als jemand, der eine Beobachtung beschreibt, die sich über Jahre verfestigt hat.

Und doch wirkt der Satz im ersten Moment fremd, weil in westlichen Demokratien die Richtung klar ist: Minderheiten genießen besonderen Schutz, historisch begründet, rechtlich verankert und moralisch notwendig, um Diskriminierung, Ausgrenzung und Gewalt zu verhindern. Daran zweifelt hier niemand, und dennoch, so sagt der Beamte, habe sich etwas verschoben. »Es geht nicht darum, Minderheitenrechte infrage zu stellen. Es geht um das Gleichgewicht.«

Dieses Wort fällt in vielen Gesprächen immer wieder, denn Sicherheit ist kein exklusives Gut, sie gehört nicht einer Gruppe, sondern ist ein Versprechen an alle – an Minderheiten ebenso wie an Mehrheiten. Wenn dieses Gleichgewicht kippt, entsteht etwas, das schwer zu greifen ist, aber deutlich spürbar wird: Misstrauen. Das Gefühl, dass Regeln nicht mehr für alle gleich gelten, dass bestimmte Argumente stärker wiegen als andere, dass nicht mehr allein der Sachverhalt entscheidet, sondern die Zuschreibung.

Migrationsforscher weisen seit Jahren darauf hin, dass sich mit wachsender Vielfalt auch die Dynamiken innerhalb einer Gesellschaft verändern215, sodass die klassische Vorstellung einer klaren Mehrheit und einiger definierter Minderheiten vielerorts nicht mehr zur Realität passt. Stattdessen existieren zahlreiche Gruppen nebeneinander, mit unterschiedlichen Identitäten, Loyalitäten und Ansprüchen – und zunehmend auch mit Konkurrenz darum, wer welchen Schutz beanspruchen kann. Diese Verschiebung zeigt sich im Alltag der Polizei sehr konkret.

Der Staat gerät in eine paradoxe Lage

»Inzwischen ist es so«, sagt ein Beamter aus einer Großstadt in NRW, »dass uns während einer Maßnahme sehr schnell gesagt wird, dass die betroffene Person zu irgendeiner Minderheit gehört.« Oft noch bevor überhaupt geklärt ist, worum es konkret geht, was passiert ist, welche Gefahr besteht oder welcher Anlass vorliegt. Die Botschaft sei klar: Man wolle Druck erzeugen, den Vorwurf der Diskriminierung zumindest in den Raum stellen. Damit verschiebt sich die Situation, aus einer Maßnahme wird ein politischer Moment, aus einem Eingriff eine potenzielle Grenzüberschreitung.

»Wenn man sich die Fälle nüchtern anschaut«, sagt ein Bundespolizist, »dann gibt es in der Regel ganz klare Gründe für unser Einschreiten.« Verstöße, Gefährdungen, Verdachtsmomente – nichts davon habe mit der Zugehörigkeit zu einer Gruppe zu tun, und doch werde genau diese Zugehörigkeit in den Mittelpunkt gestellt. »Das Argument ›Minderheit‹ ist dann sachfremd«, sagt er, »es wird nicht genutzt, weil tatsächlich Diskriminierung vorliegt, sondern um Druck aufzubauen« – oder eine Sonderbehandlung einzufordern.

Diese Entwicklung verändert den Einsatzalltag spürbar. Entscheidungen werden nicht mehr nur unter rechtlichen Gesichtspunkten getroffen, sondern auch unter kommunikativen. Jede Kontrolle, jede Ansprache kann sofort eine zweite Ebene bekommen – eine politische, mediale oder identitäre. »Gerade junge Kollegen sind damit oft überfordert«, sagt ein Beamter, »sie überlegen nicht nur, was jetzt rechtlich richtig ist, sondern auch, wie es nach außen wirkt.« Die eigentliche Gefahrenabwehr tritt in den Hintergrund, an ihre Stelle treten Absicherung, Formulierung, Dokumentation und Vorsicht, was Zeit kostet und Aufmerksamkeit bindet und letztlich auch das Selbstverständnis verändert.

Denn der Staat, repräsentiert durch die Polizei, gerät in eine paradoxe Lage: Er muss sich erklären, rechtfertigen und einordnen für etwas, das eigentlich selbstverständlich sein sollte – die Durchsetzung von Recht. Gleichzeitig wäre es zu einfach, darin ein Problem »der Minderheiten« zu sehen, denn das ist es nicht. Es ist ein Symptom einer Gesellschaft, die sensibler geworden ist und zugleich unsicherer im Umgang mit dieser Sensibilität, gefangen zwischen berechtigtem Schutz und übersteigerter Vorsicht, zwischen Rücksicht und Konfliktvermeidung.

In diesem Spannungsfeld entsteht eine Dynamik, die einzelne Akteure zu nutzen lernen, nicht immer bewusst, nicht immer strategisch, aber oft wirksam. Der Schutzgedanke wird dann zum Argument, zur Verteidigung, zur Abschirmung oder zur Verhandlung.

Genau darin liegt die Herausforderung: Wenn legitimes staatliches Handeln zunehmend als Angriff wahrgenommen wird, verschiebt sich die Wahrnehmung von Recht und Ordnung. Nicht mehr das Verhalten steht im Mittelpunkt, sondern die Zugehörigkeit.

Daraus ergeben sich grundlegende Fragen: Wie lässt sich dieses Gleichgewicht halten? Wie gelingt es, Minderheiten zu schützen, ohne Mehrheiten zu vernachlässigen? Und wie bleibt ein Rechtsstaat handlungsfähig, ohne seine eigenen Prinzipien zu relativieren?

Die Antworten, so beschreiben es viele der Gesprächspartner, liegennicht in weniger Schutz, sondern in klareren Linien, in der konsequenten Vermittlung, dass Regeln für alle gelten – ohne Ausnahme, ohne Abstufung, ohne politische Gewichtung. Denn ein Rechtsstaat, der unterschiedlich streng handelt, verliert am Ende das, was ihn ausmacht: seine Glaubwürdigkeit.

Auf dem linken Auge blind

Es ist ein kalter Herbstmorgen im Dannenröder Forst in Hessen. Zwischen hohen Buchen und Eichen stehen Polizeifahrzeuge, Einsatzkräfte sichern Wege, während hoch oben in den Baumkronen Aktivisten in selbstgebauten Plattformen und Baumhäusern sitzen. Seile spannen sich zwischen den Stämmen, Holzstege verbinden Konstruktionen, und von unten wirkt das Gelände wie ein improvisiertes Dorf in den Bäumen, während am Boden Polizisten in voller Schutzmontur stehen.

Die Polizei ist gekommen, um die Besetzung zu beenden. Der Bau einer Autobahn soll beginnen, für den ein Teil des Waldes gerodet werden muss. Seit Wochen besetzen Umweltaktivisten das Gebiet, um das Projekt zu verhindern.

Der Einsatz entwickelt sich anders, als viele Beamte es erwartet hatten. »Aus den Baumhäusern heraus wurden eimerweise Fäkalien gekippt«, erzählt mir später ein Polizist aus Frankfurt, der den Einsatz aus Gesprächen mit Kollegen genau kennt. »Einfach, um sich der Polizei gegenüber menschenunwürdig zu verhalten.« Dennoch zog sich die Polizei immer wieder zurück, um das weitere Vorgehen neu zu besprechen. Für viele Beamte steht der Dannenröder Forst deshalb beispielhaft für einen aus ihrer Sicht unterschiedlichen Umgang mit Straftaten aus dem rechten und linken Spektrum.

»Gefühlt ist es so: Wenn etwas von rechts kommt, geht man deutlich schneller und aktiver vor«, sagt der Polizist. Ob diese Wahrnehmung statistisch belegbar ist, wird zwar intensiv diskutiert, für viele Einsatzkräfte ist jedoch weniger die Statistik entscheidend als die eigene Erfahrung.

Bilder spielen dabei eine zentrale Rolle. In modernen Protestbewegungen ist das Wissen darüber, wie öffentliche Aufmerksamkeit funktioniert, weit verbreitet. »Schlechte Bilder entstehen immer dann, wenn die Polizei Gewalt anwendet«, erklärt der Beamte, »und genau das ist das Ziel der Aktivisten. Wir werden beispielsweise bespuckt, um eine polizeiliche Maßnahme zu provozieren – das Spucken sieht man dann auf dem Video nicht, man sieht nur, wie der Beamte jemanden herauszieht.«

Solche Szenen verbreiten sich in sozialen Netzwerken oft innerhalb von Minuten. Für Aktivisten als politisches Signal, für die Polizei als Dilemma. Wenn Polizistinnen und Polizisten über politische Erwartungshaltungen sprechen, fällt daher immer wieder eine leise, fast vorsichtig formulierte Feststellung: Die Sicherheitsarchitektur schaue nicht in alle Richtungen gleich aufmerksam. »Wir sind nicht auf dem rechten Auge blind. Wir sind es auf dem linken«, sagt ein Bundespolizist, der jedes Wort abwägt und weder relativieren noch polemisieren will.

Das Gefühl, dass der Staat ungleich reagiert

Früher habe man im Demonstrationsgeschehen zwischen links, bürgerlicher Mitte und rechts unterschieden. Heute werde zunehmend nur noch zwischen »bürgerlich links« und »rechts« differenziert, etwa bei Protesten rund um politische Veranstaltungen. Aus Sicht einiger Beamter entsteht so eine Verzerrung, in der linksextreme Akteure im Schutz bürgerlicher Protestformen weniger benannt werden.

Diese Wahrnehmung spiegelt sich auch in der öffentlichen Berichterstattung wider, etwa wenn Sitzblockaden gegen bestimmte politische Akteure als »ziviler Ungehorsam« bezeichnet werden, während vergleichbare Aktionen aus anderen politischen Lagern deutlich schärfer bewertet würden. Besonders deutlich wird diese Wahrnehmung bei Aktionen von Klimaprotestgruppen. Ein Berliner Beamter formuliert seine Frustration offen: »Ich verstehe nicht, warum sie mehr oder weniger als die Guten angesehen werden. Warum wurden nur unzureichend strafrechtliche Ermittlungen eingeleitet? Warum hatte ihr Handeln kaum Konsequenzen?«

Für ihn ist das kein Einzelfall, sondern Ausdruck eines strukturellen Problems, bei dem politische Wahrnehmung Einfluss auf die staatliche Reaktion nehme. Er schildert eine konkrete Situation: »Wir haben zwölf beschuldigte Klimakleber festgenommen – gefährliche Eingriffe in den Straßenverkehr, Nötigung, Verstöße gegen das Versammlungsgesetz, alles klar dokumentiert.« Doch die Bearbeitung verlief schleppend: »Nach zwei Stunden hatten wir zwei Personen abgearbeitet.«

Schließlich entschied die Staatsanwaltschaft, erste Beschuldigte zu entlassen, unter anderem wegen Versorgungsfragen. »Der eine war Veganer, die Nächste laktoseintolerant.« Für die Beamten war das schwer nachvollziehbar. »Wir mussten drei Leute entlassen, und als ich rausging, klebten sie sich direkt vor dem Polizeipräsidium wieder fest«, erzählt er, »das war ein Hohn.« Diese Szene beschreibt er weniger wütend als erschöpft, als Ausdruck eines Systems, in dem Einsatzkräfte zwischen rechtlichen Vorgaben, politischer Rücksicht und öffentlicher Erwartung stehen. »Wir bräuchten zwölf Stunden, um alle abzuarbeiten«, sagt er, »es kann doch nicht sein, dass wir das nicht effizient hinbekommen.«

Dahinter steht eine grundlegendere Sorge: nicht nur, dass bestimmte Protestformen milder behandelt würden, sondern dass sich diese Nachsicht strukturell auf die Strafverfolgung auswirke. »Nicht die politische Richtung der Täter ist das Problem, sondern die politische Bewertung der Tat«, sagt er, »man bekommt das Gefühl, dass der Staat ungleich reagiert.« Daraus entsteht bei vielen Beamten ein Eindruck von rechtsstaatlicher Erosion.

Diese Erfahrungen wirken nach, denn Polizisten stehen an der Frontlinie eines Systems, das nur funktioniert, wenn es als neutral wahrgenommen wird. Wenn sie erleben, dass Straftaten je nach politischer Zuschreibung unterschiedlich behandelt werden, kann das Vertrauen in staatliche Strukturen sinken, die Motivation im Dienst leiden und das Gefühl entstehen, gegen ein widersprüchliches System zu arbeiten.

Die meisten formulieren daraus kein politisches Urteil, sondern ein berufliches: Ein Rechtsstaat, der selektiv wahrgenommen wird, verliert an Autorität, und ein Staat, der Autorität verliert, belastet seine Polizei zusätzlich. Dass diese Einschätzung ausgerechnet von denen kommt, die täglich die demokratische Ordnung schützen, zeigt, wie ernst diese Wahrnehmung genommen werden sollte.

Corona: Fast eine Art Jagdfieber

Es ist ein kalter Tag an den Landungsbrücken. Der Wind kommt direkt von der Elbe, schneidend und unaufhaltsam, nur wenige Menschen sind unterwegs, viel Raum, kaum Gedränge – und trotzdem: Maske auf. Der Polizist steht dort, blickt über das Wasser, zieht den Kragen seiner Jacke höher und weiß, was er gleich tun muss: Menschen ansprechen, verwarnen, vielleicht anzeigen – wegen einer Regel, die selbst in diesem Moment schwer erklärbar wirkt.

»Wir sollten das strikt durchsetzen«, erinnert er sich später, »auch da, wo es eigentlich keinen Sinn ergeben hat.« Es sind genau solche Szenen, die sich bei vielen Beamtinnen und Beamten eingebrannt haben, nicht weil sie spektakulär waren, sondern weil sie ein neues Gefühl erzeugten: Zweifel. Zweifel nicht an sich selbst, sondern an dem, was sie durchsetzen sollten.

Mit Beginn der Coronapandemie verschob sich etwas Grundlegendes. Regeln entstanden plötzlich in einer Geschwindigkeit, die es so zuvor nicht gegeben hatte. Maßnahmen, über die sonst monatelang diskutiert worden wäre, traten innerhalb weniger Tage in Kraft, Verordnungen wurden im Wochentakt angepasst, verschärft, neu formuliert – und die Polizei stand an der Front dieser Entscheidungen. Sie musste erklären, durchsetzen und vertreten, auch dann, wenn sie selbst nicht mehr überzeugt war.

Ein Hamburger Streifenpolizist beschreibt eine Szene, die für viele sinnbildlich wurde: Im Jenischpark fährt ein Streifenwagen so dicht auf eine Gruppe Menschen zu, dass er sie beinahe anfährt, nur um eine Ordnungswidrigkeit zu verfolgen216, es geht um 150 Euro. »Ein Kollege ist damals fast in eine Art Jagdfieber geraten«, sagt er, »er hat versucht, die Leute im Park einzukesseln und einzufangen.«

Der Staat zeigte seine Handlungsfähigkeit

Was überzeichnet klingt, steht für eine Dynamik, die viele Beamte selbst irritiert hat. Plötzlich ging es nicht mehr nur darum, Gefahren abzuwehren oder Straftaten zu verhindern, sondern darum, Regelverstöße zu verfolgen, deren Sinnhaftigkeit zunehmend infrage gestellt wurde – auch innerhalb der Polizei.

Besonders deutlich zeigte sich diese Verschiebung bei Demonstrationen. Ein Beamter erinnert sich an einen Einsatz gegen eine Demonstration von Maßnahmenkritikern. Im Vorfeld habe es klare Anweisungen gegeben: Man müsse mit Rechtsextremen rechnen, mit einer aggressiven Lage. »Wir sind hingefahren in der festen Überzeugung, die Teilnehmer vor Angriffen von rechts schützen zu müssen«, erzählt er. Vor Ort fanden er und seine Kollegen jedoch ein anderes Bild: Pflegekräfte, Ärzte, Familien mit Kindern, Menschen mit Fragen und Sorgen, aber ohne erkennbare Gewaltbereitschaft.

Gleichzeitig fielen ihnen Gegendemonstranten auf, die teilweise aus organisierten Parteijugenden bestanden. »Das waren junge Sozialdemokraten«, sagt der Beamte, »die haben dort Bambule gemacht.« In der medialen Darstellung dominierte jedoch ein anderes Bild. »Was haben die öffentlichrechtlichen Medien gefilmt? Natürlich die Pro-Corona-Maßnahmen-Proteste.«

Für viele Polizisten entstand hier ein Bruch zwischen eigener Wahrnehmung und öffentlicher Darstellung – nicht, weil es keine problematischen Teilnehmer gegeben hätte, sondern weil aus ihrer Sicht kein vollständiges Bild gezeigt wurde. Diese Diskrepanz blieb nicht folgenlos. Für viele wurde die Coronazeit zu einem Wendepunkt.

Denn parallel zu diesen Erfahrungen zeigte der Staat etwas, das sie als noch grundlegender empfanden: seine Handlungsfähigkeit. Innerhalb kürzester Zeit wurden Maßnahmen beschlossen, Kontrollmechanismen aufgebaut, Ressourcen mobilisiert, Dinge umgesetzt, die zuvor als rechtlich schwierig oder organisatorisch kaum möglich galten. Und zwar schnell – sehr schnell.

Prioritäten sind kein Zufall

Für viele Beamte war das eine Erkenntnis, die weit über die Pandemie hinausging. Denn dieselben Institutionen, die zuvor bei Themen wie steigender Gewalt, Clanstrukturen oder Überlastung oft auf Grenzen verwiesen hatten, zeigten nun, dass diese Grenzen offenbar verschiebbar sind.

Nicht die Fähigkeit des Staates war begrenzt, sondern sein Wille. »Wenn man denselben Ideenreichtum bei anderen Themen sehen würde«, sagt ein Beamter, »dann würde ich sagen: ›Ja, die richtigen Leute sind an der Macht.‹« Doch genau dieser Ideenreichtum blieb aus – zumindest aus Sicht vieler Polizisten – bei Themen, die sie als sicherheitsrelevant einschätzen.

Diese Erfahrung hat Spuren hinterlassen. Sie hat Vertrauen verändert – in Führung, in politische Prioritäten und in die Frage, was dieser Staat eigentlich will und was nicht. Wer täglich erlebt, wie Gewalt zunimmt, wie Parallelstrukturen wachsen und wie konsequentes Eingreifen oft als nicht möglich dargestellt wird, während gleichzeitig in anderen Bereichen innerhalb kürzester Zeit drastische Maßnahmen umgesetzt werden, kommt zwangsläufig zu einem Schluss: Prioritäten sind kein Zufall. Diese Wahrnehmung bleibt nicht nur innerhalb der Polizei. Auch kriminelle Strukturen beobachten genau, wo der Staat entschlossen handelt und wo nicht.

Während sich für viele Bürger die Pandemie wie eine Ausnahmesituation anfühlte, war sie für andere vor allem eines: ein Signal – ein Signal dafür, wie handlungsfähig dieser Staat sein kann und wie selektiv er diese Handlungsfähigkeit einsetzt.

Gleichzeitig verläuft eine andere Entwicklung weitgehend im Hintergrund, leiser, komplexer und mit deutlich weniger öffentlicher Aufmerksamkeit. Es geht um Geld, um sehr viel Geld, um Summen, die sich kaum greifen lassen – und um ein System, das dieses Geld in den legalen Kreislauf schleust.


8.

Organisierte Kriminalität

Das Café ist unscheinbar. Holzstühle, kleine Tische, gedämpftes Licht. Draußen rauscht der Verkehr einer deutschen Großstadt vorbei, drinnen klirren Tassen, leise Musik läuft im Hintergrund, es riecht nach Kaffee und frisch gebratenem Rührei. Die Ermittlerin und ich sitzen uns gegenüber, Tee dampft zwischen uns. Nichts an dieser Szene wirkt außergewöhnlich, bis sie anfängt zu sprechen.

»Die Organisierte Kriminalität beherrscht dieses Land.« Sie sagt den Satz ruhig, ohne Pathos – und genau deshalb verfängt er. Man schaut sich unwillkürlich um: An den Nebentischen sitzen Menschen, frühstücken, arbeiten, lachen. Alles wirkt normal und sicher. Und doch verändert dieser eine Satz die Perspektive. Wenn er stimmt, sitzt man nicht mehr einfach in einem Café – dann sitzt man mitten in einem System, das größer ist als das, was man sieht.

Crime as a Service

Organisierte Kriminalität (OK) ist kein fernes Phänomen. Sie ist da: in den Städten, in den Straßen, in den Unternehmen – in genau solchen Orten wie diesem. Vor allem ist sie gewachsen, nicht plötzlich, sondern langsam und konsequent.

»Früher haben wir von Banden gesprochen«, sagt die Ermittlerin. »Heute reden wir von Netzwerken.« Von Strukturen, die wie Unternehmen funktionieren. »Und das Problem ist«, sagt sie, »die meisten merken es gar nicht.«

In den 1990er-Jahren begann das, was heute sichtbar wird. Offene Grenzen, politische Umbrüche und wirtschaftliche Liberalisierung schufen Räume, die der Staat nicht schnell genug kontrollieren konnte. Menschenhandel, Drogenhandel, Schutzgelderpressung, Geldwäsche, all das existierte bereits. »Aber man hat es nicht als strategisches Problem begriffen«, sagt sie. »Man hat es laufen lassen.«

Mit den 2000er-Jahren wurden die Strukturen flexibler. Aus festen Banden wurden Netzwerke, Clanstrukturen und international vernetzte Gruppen. Sie passten sich schneller an als der Staat, digitalisierten ihre Kommunikation und agierten arbeitsteilig.

»Das sind heute durchorganisierte Systeme«, sagt sie. Organisierte Kriminalität folgt wirtschaftlichen Prinzipien: Arbeitsteilung, Effizienz, Gewinnmaximierung. Sie ist zu einem Markt geworden, in dem Dienstleistungen angeboten und eingekauft werden: Transport, Verschleierung, Gewalt – »Crime as a Service«.

Deutschland – ein stiller Magnet

Laut dem Bundeslagebild Organisierte Kriminalität 2024217, 218 operieren kriminelle Netzwerke längst nicht mehr nur in klassischen Delikten wie Drogenhandel oder Schutzgelderpressung. Sie schleusen illegal erwirtschaftete Gelder gezielt in den legalen Wirtschaftskreislauf und agieren als Dienstleister in einem lukrativen Schattenmarkt.

Im Jahr 2024 lag der nachgewiesene Schaden bei 2,635 Milliarden Euro219, mehr als die Hälfte davon entfiel auf Cybercrime. »Und das ist nur das, was wir sehen«, sagt die Ermittlerin. Vieles bleibt unsichtbar, Geldwäsche zum Beispiel. Jährlich werden in Deutschland über 100 Milliarden Euro aus Straftaten in den legalen Wirtschaftskreislauf eingeschleust.220, 221

»Das ist der Motor«, sagt Birgit Rodolphe von der BaFin.222 Dieses Geld fließt durch Restaurants, Immobilien223, Autohäuser oder Firmenkonstruktionen. Es stabilisiert Netzwerke und ermöglicht deren Expansion – ganz besonders die der Clans. Allein der Miri-Clan setzt nach Schätzungen der Polizei Bremen jährlich circa 50 Millionen Euro um.224

Deutschland wirkt dabei wie ein stiller Magnet. Geld, das irgendwo anders mit Gewalt oder Betrug erwirtschaftet wurde, endet hier, wird eingespeist und verschwindet dabei, zumindest auf dem Papier.

»Leicht waschbar«, sagen Ermittler. Wo Geld leicht gewaschen werden kann, folgen die Strukturen. Deutschland wird so nicht nur ein Ort für illegales Kapital, sondern ein Operationsgebiet.

Wenn finanzielle Strukturen und Gewalt aufeinandertreffen

Geldwäsche bleibt für die meisten unsichtbar. Sie passiert in Bilanzen und scheinbar legalen Transaktionen. Doch ihre Folgen sind real: Sie stärkt Netzwerke, schafft Macht und führt irgendwann zu offenen Konflikten.

Dann geht es nicht mehr um Konten, sondern um Revierkämpfe225. Manchmal trifft es Unbeteiligte. Fälle wie in Köln226, Berlin227 oder Stuttgart228, 229 zeigen, was passiert, wenn finanzielle Strukturen und Gewalt aufeinandertreffen.

Deutschland gilt seit Jahren als besonders attraktiv für Geldwäsche. Internationale Organisationen wie die FATF stufen das Land als Hochrisikostandort ein.230 Nur etwa 1 Prozent der weltweiten Fälle wird laut den Vereinten Nationen erkannt231, der Rest bleibt im Verborgenen. Strengere Regeln in anderen Ländern führen zusätzlich dazu, dass sich kriminelle Strukturen nach Deutschland verlagern.

»Während die ihr Geld in Minuten bewegen«, sagt die Ermittlerin, »arbeiten wir in Wochen oder Monaten.« Viele Branchen regulieren sich weitgehend selbst. Autohandel, Juweliere, Gastronomie, Shisha-Bars, Spielhallen:

»Genau da, wo Kontrolle am nötigsten wäre.«

Sie erzählt von einem Restaurantbesuch. Ein Mann kommt herein, sie erkennt ihn sofort: eine hochrangige Figur aus dem Rotlicht- und Drogenmilieu. »Du sitzt da und weißt genau, wer das ist«, sagt sie. »Und dann kannst du das nicht mehr ausblenden.« Der Raum verändert sich. Das Restaurant ist nicht mehr einfach ein Restaurant, sondern Teil eines Systems.

»Und solche Leute können sich das jederzeit leisten«, sagt sie. Während man selbst überlegt, ob man sich den Abend erlauben kann, sitzt nebenan jemand aus einem anderen System – einem, das unsichtbar ist und doch überall wirkt.

Was früher undenkbar war, wirkt plötzlich alltäglich

Organisierte Kriminalität zeigt sich nicht nur in spektakulären Fällen, sie zeigt sich im Alltag: in Stadtteilen, Nachbarschaften, Schulen und Vereinen. Gruppen übernehmen faktisch Ordnungsfunktionen, regeln Konflikte intern, rekrutieren gezielt Jugendliche und bauen Einfluss auf. »Das geht ganz leise«, sagt sie. »Und genau das macht es so gefährlich.«

Gleichzeitig steigt die Gewaltbereitschaft. Mehr Schusswaffen, mehr Eskalation, mehr junge Täter. Minderjährige werden gezielt eingesetzt – für Drohungen, Angriffe oder Botengänge. »Weil sie weniger auffallen und leichter zu steuern sind.« Parallel wächst die technologische Dimension: verschlüsselte Kommunikation, Kryptowährungen, verschleierte Geldflüsse. Cybercrime verursacht bereits einen großen Teil des Schadens. »Das ist die Zukunft«, sagt sie.

Dann spricht sie über Einfluss. »Es gibt Bereiche, da kommen wir nicht mehr ran.« Sie nennt Frank Hanebuth232: jahrelang beobachtet, viele Verfahren, kaum Verurteilungen. »Wir wissen, was diese Leute tun, aber wir kriegen es nicht bewiesen. Das ist für mich eine Kapitulation des Staates.«

Sie erzählt von Verbindungen zur Politik und Wirtschaft. Keine Hinterzimmer, sondern öffentliche Auftritte: Eröffnungen, Empfänge, Fotos. »Wenn ich sehe, dass Spitzenpolitiker in solchen Umfeldern auftauchen«, sagt sie, »dann weiß ich, wie nah sich das alles gekommen ist.« Sie nennt Namen. Gerhard Schröder oder Abgeordnete bei der Eröffnung eines Dönerladens in einer deutschen Metropole, ein Laden mit Verbindungen ins PKK233-Milieu.

Für Außenstehende sind das Bilder, für Ermittler Signale, Zeichen dafür, dass sich Sphären überlagern: Politik, Wirtschaft und Kriminalität. »Da geht bei mir die Hutschnur hoch«, sagt sie. Nähe entsteht, und mit ihr Normalität. Was früher undenkbar war, wirkt plötzlich alltäglich.

»Und genau das ist das Problem«, sagt sie. »Weil man es irgendwann nicht mehr hinterfragt.« Organisierte Kriminalität ist längst mehr als ein Milieu. Sie beeinflusst Märkte, verdrängt Unternehmen und wächst schneller, als der Staat reagieren kann. »Die meisten sehen das nicht, aber die OK ist überall.«

EncroChat und SkyECC

»Die OK spielt sich in einer Welt ab, die für die überwältigende Mehrheit erstmal verborgen ist«, sagt ein Ermittler. »Ein eindrückliches Beispiel dafür sind die EncroChat-Verfahren«, fährt er fort. »Wir dachten, wir kennen die Strukturen zumindest grob. Und dann kamen diese Chats – und wir waren schockiert.«

Ermittler in ganz Europa beschreiben diesen Moment ähnlich: Aus Vermutungen wurden Gewissheiten. Eine Beamtin aus Nordrhein-Westfalen schildert es so: »Wir sind lange davon ausgegangen, dass sich OK auf bestimmte Bereiche konzentriert. Aber dann wurde klar: Es geht um alles.« Waffenhandel, Marihuana, Geldwäsche, Logistik, Finanzströme. »Alles, womit sich Geld verdienen lässt.« Gleichzeitig wurden die Verbindungen sichtbar: »Das sind keine isolierten Gruppen mehr. Das sind Netzwerke.«

EncroChat und später SkyECC234, verschlüsselte Kommunikationsdienste für anonymen Austausch, zerstörten das alte Bild klar abgegrenzter Milieus. »Die machen alles, was Profit bringt«, sagt sie. Sichtbar wurden Geldströme in Milliardenhöhe, internationale Logistikstrukturen und eine Professionalität, die nichts mehr mit improvisierter Kriminalität zu tun hat.

»In Deutschland sind wir aus allen Wolken gefallen«, sagt ein Ermittler. EncroChat zeigte, wie wenig tief Sicherheitsbehörden in diese Strukturen vorgedrungen waren. »Nüchtern betrachtet war das eine Bankrotterklärung.«

Erstmals ließ sich nachvollziehen, wie Netzwerke funktionieren: wie Waren transportiert werden, wie Geld fließt, wie Verbindungen entstehen. Für Staatsanwaltschaften war das ein Durchbruch – insbesondere bei der Vermögensabschöpfung.

Seit 2017 erlaubt das Gesetz die erweiterte Einziehung krimineller Vermögenswerte. In der Praxis scheitert sie oft an fehlenden Belegen. EncroChat änderte das: Chatverläufe machten Geldströme nachvollziehbar, Vermögenswerte lokalisierbar. »Follow the money«, sagt ein erfahrener Beamter. »Das ist das wirksamste Mittel gegen OK.«

Der große Datenberg blieb ungenutzt

Zum ersten Mal schien es möglich, genau das zu tun: den Tätern die Geschäftsgrundlage zu entziehen. Doch der Durchbruch blieb begrenzt.

»Eigentlich hätten wir alles systematisch auswerten müssen«, sagt ein Ermittler. »Aber dafür fehlen Zeit und Möglichkeiten.« Statt umfassender Analyse blieb es bei einzelnen Verfahren. Die entscheidenden Fragen blieben unbeantwortet: Wer gehört zu welchen Strukturen? Wie hängen die Netzwerke zusammen?

»Wir sehen die Zusammenhänge«, sagt eine Ermittlerin, »aber wir stoßen an Grenzen.« Grenzen durch Datenschutz, Personal und Technik. Software wie Palantir235 könnte zum Teil helfen, bleibt aber weitgehend ungenutzt. Das Problem liegt nicht nur in der Komplexität, es liegt auch im System. Denn wenn gewaltige Datenmengen vorliegen, internationale Netzwerke offengelegt wurden und dennoch keine umfassende Auswertung erfolgt, stellt sich zwangsläufig eine Frage: Woran liegt das wirklich?

»Das Ganze ist politisch akzeptiert«

Offiziell sind es Personalmangel, Zuständigkeiten und Datenschutz, inoffiziell gibt es eine andere Vermutung: dass diese Grenzen auch verhindern, dass bestimmte Strukturen vollständig sichtbar werden. Denn Organisierte Kriminalität bewegt enorme Summen, die längst in die legale Wirtschaft eingespeist werden.

»Ich würde sagen: Das Ganze ist politisch akzeptiert«, sagt eine Beamtin. »In diesem Bereich wird sehr viel Geld verdient, und dieses Geld landet auch in der Wirtschaft.« Sie verweist auf Abwasseranalysen zum Drogenkonsum: »Wenn man Kinder und ältere Menschen rausrechnet, fragt man sich irgendwann: Wer konsumiert eigentlich nicht?« Dann folgt ein Gedanke, den viele Ermittler nur hinter vorgehaltener Hand äußern: »Möglicherweise sind diejenigen, die über unsere Polizeiarbeit mitentscheiden, auch Teil dieses

Systems.«

Das sind keine offiziellen Positionen. Aber sie zeigen, wie tief das Misstrauen inzwischen reicht. Gleichzeitig geht die Entwicklung weiter. Laut Bundeslagebild 2024 nutzten 142 OK-Gruppierungen verschlüsselte Kommunikationsdienste. In vielen Verfahren lieferten diese Daten zentrale Erkenntnisse.236

Die Werkzeuge sind da, die Einblicke sind da – und trotzdem bleibt vieles im Dunkeln. Die Welt der Organisierten Kriminalität ist sichtbar geworden – aber noch lange nicht durchdrungen.

Der Kokain-Boom

»Wir werden von Kokain überschwemmt.« Der Ermittler sagt das nüchtern, fast beiläufig. »Vor 10 bis 15 Jahren lagen Sicherstellungen häufig im ein- bis zweistelligen Kilogrammbereich. Dreistellig war ein Riesenerfolg.« Er hält kurz inne. »Heute ist eine Tonne fast normal.«

Eine Tonne klingt nach Ausnahme – ist es aber nicht mehr. Was sich verändert hat, zeigt sich nicht nur in Sicherstellungen, sondern auch dort, wo man es am wenigsten vermuten würde: im Abwasser. Die European Union Drugs Agency misst regelmäßig Rückstände von Drogen in städtischen Abwassersystemen: eine nüchterne, aber aussagekräftige Methode.

»Wenn man sich diese Zahlen anschaut«, sagt eine Polizistin aus Norddeutschland, »wird einem schlecht.« Bis etwa 2015 war das Bild relativ stabil, danach kommt ein Bruch: Ab 2016 steigen die Werte, Jahr für Jahr, in Städten wie Berlin237 und Hamburg haben sich die Kokainrückstände inzwischen verdreifacht.238 Das Problem ist nicht nur die Menge, sondern die Verfügbarkeit. Früher galt: Große Sicherstellungen verknappen das Angebot und treiben die Preise. Doch genau das passiert nicht mehr.

»Wir haben eine Tonne aus dem Verkehr gezogen«, sagt ein Ermittler, »und die Preise haben sich nicht bewegt.« Das bedeutet: Die tatsächlichen Mengen müssen deutlich höher sein. Erst EncroChat und SkyECC haben gezeigt, in welchen Dimensionen hier gearbeitet wird – und wie viel Kokain tatsächlich nach Europa gelangt.

Das erklärt auch, warum der Stoff heute im Alltag angekommen ist, etwa über sogenannte »Koks-Taxis«. »Ein Dealer hat mir gesagt, dass er damit Gewinne im Millionenbereich jedes Jahr macht«, erzählt eine Beamtin. Gewinn, nicht Umsatz.

»Da muss man sich mal ausrechnen, wie viele Kilos der dafür umsetzen muss«, sagt sie. »Wer hat denn da noch Lust, normal zu arbeiten?« In ihrem Bezirk, schätzt sie, hat sich die Zahl der Koks-Taxis in den vergangenen zehn Jahren vervierfacht. Was wie ein Geschäftsmodell klingt, ist längst Teil einer Infrastruktur: bestellen, liefern lassen, bezahlen, wie bei einem Lieferdienst.

Alles hängt zusammen

Doch der Markt bleibt nicht bei Drogen stehen, inzwischen liefern Koks-Taxis auch Kugelbomben aus.239 Drogenhandel, Gewaltmittel und Logistik greifen ineinander. Die Folgen zeigen sich auf der Straße: Je größer der Markt, desto härter der Wettbewerb, Reviere werden verteidigt, Konflikte eskalieren.

Gleichzeitig steigt die Zahl der Delikte – von Kleindealern bis zu Gewaltverbrechen. In vielen Städten berichten Beamte von einem schleichenden Kontrollverlust. Besonders sichtbar wird das rund um Bahnhöfe: Crack-Konsum prägt ganze Areale, Szenen verfestigen sich.

Gleichzeitig verändert sich das Stadtbild an anderen Stellen. »CannabisDuftwolken« hängen inzwischen in Parks und auf öffentlichen Plätzen. Und während sich das eine normalisiert, bahnt sich das nächste Problem an: synthetische Opioide wie Fentanyl – eine Substanz, die in anderen Ländern bereits verheerende Folgen gezeigt hat.

Auch die Täterstruktur verändert sich. Das Bundeskriminalamt verzeichnet bei Rauschgiftdelikten teils erhebliche Steigerungen bei der Flüchtlingsbeteiligung beziehungsweise nicht deutschen Tatverdächtigen.240 Ein Faktor könnte die demografische Struktur sein: In der Altersgruppe der 21- bis 30-jährigen Geflüchteten ist die Zahl der Männer doppelt so hoch wie die der Frauen241. Hinzu kommt ein weiterer Aspekt, der selten offen angesprochen wird. Viele Migranten kommen aus Regionen, in denen Drogenkonsum verbreitet ist. Afghanistan ist etwa eines der weltweit wichtigsten Anbaugebiete für Schlafmohn, den Rohstoff für Opium und Heroin. »Bei vielen ist eine Drogenkarriere schon da, bevor sie überhaupt in Deutschland ankommen«, sagt ein Bundespolizist aus München.

Doch das Problem zeigt sich oft erst später. »Das kommt mit der Zeit«, sagt er. Dann trifft es die Betroffenen mit voller Wucht. Drogen zerstören nicht nur körperlich, sondern vor allem psychisch. Viele landen in der Psychiatrie. Was als Konsum beginnt, endet oft in Abhängigkeit, und daraus entsteht ein Kreislauf: beschaffen, konsumieren, beschaffen. Ein Kreislauf, der nicht nur einzelne Biografien zerstört, sondern auch den Markt stabilisiert.

Mocro-Mafia

Während Deutschland noch mit den bekannten Phänomenen ringt – Clanmilieus, gewachsene arabisch-türkische Strukturen, neue syrische Netzwerke –, hat sich im Hintergrund längst eine andere Kraft etabliert: die »Mocro-Mafia«. Der Begriff stammt aus den Niederlanden und verweist auf marokkanische Netzwerke. »Das hat klein angefangen«, sagt ein Ermittler: mit Haschisch aus Marokko, mit Lieferketten, die zunächst unspektakulär wirkten.

Dann kam der nächste Schritt:. »Die gleichen Routen funktionieren auch für Kokain.« Ein Schritt: »Ob Gras oder Koks – egal. Hauptsache, Geld.«242 Heute ist die Mocro-Mafia ein transnationales, hochprofessionelles Netzwerk

Ihre Reichweite erstreckt sich über die Niederlande, Belgien und West deutschland. Sie nutzt moderne Kommunikationsmittel wie EncroChat, SkyECC und ANOM243 und organisiert ihre Abläufe mit hoher Präzision. Zentrale Knotenpunkte sind die Häfen von Antwerpen, Rotterdam und Algeciras. Dort kommen die Container aus Südamerika – tonnenweise Kokain, versteckt zwischen legalen Gütern.

Das System basiert auf drei Prinzipien: Korruption, Infiltration, Einschüchterung. Hafenarbeiter werden bezahlt oder bedroht, Container verschwinden, Informanten werden ausgeschaltet. »Das gehört zum Geschäftsmodell«, sagt ein Ermittler.

Öffentlich sichtbar wurde das in den frühen 2010er-Jahren in den Niederlanden durch eine Serie von Bandenkriegen. Was zunächst wie ein eskalierender Konflikt wirkte, war die Etablierung eines Kartells. Mehrere Dutzend Auftragsmorde gingen auf das Konto dieser Strukturen, und die Taten folgten einem klaren Muster: Hinrichtungen auf offener Straße, Drive-by-Shootings, Folter in »Kill Rooms«, die erst durch EncroChat-Daten entdeckt wurden. Gewalt diente hier nicht nur der Durchsetzung, sondern der Demonstration von Macht

Der Mord an dem Investigativjournalisten Peter R. de Vries im Jahr 2021 markiert einen Wendepunkt. Er hatte einen Kronzeugen betreut, der gegen führende Mitglieder der Mocro-Mafia aussagte. Der Mord war ein Signal, ein Angriff auf den Rechtsstaat. Auch Politiker und Mitglieder der niederländischen Königsfamilie gerieten ins Visier. Es gab konkrete Hinweise auf Entführungspläne gegen Kronprinzessin Catharina-Amalia – mutmaßlich als Druckmittel, um den Clanboss Ridouan Taghi freizupressen.

Die Mocro-Mafia hat damit eine neue Qualität nach Europa gebracht. Gewalt wird sichtbar eingesetzt, Institutionen werden gezielt unter Druck gesetzt, Macht wird demonstriert. Und diese Macht wächst: Milliardenumsätze, verzweigte Strukturen, Verbindungen in Communitys, Stadtviertel, Gefängnisse und digitale Räume.

Längst Teil der europäischen Realität

Lange galt Deutschland als Randgebiet dieses Systems – als Transitland, als Durchgangsstation. Das hat sich verändert. Häfen wie Hamburg oder Bremerhaven sind längst Teil der Logistik. Die Rahmenbedingungen sind attraktiv: vergleichsweise schwache Geldwäschekontrollen, bestehende Netzwerke, mit denen Kooperationen möglich sind, und ein Staat, der im Vergleich zu den Niederlanden weniger spezialisierte Strukturen zur Bekämpfung dieser Form von Organisierter Kriminalität besitzt.

Mehrere Verfahren der letzten Jahre zeigen: Die Mocro-Mafia ist da, in Nordrhein-Westfalen, im Ruhrgebiet, in Rheinland-Pfalz, in Hamburg. Und sie agiert nicht isoliert. Im Kokainhandel entstehen Schnittstellen zu kurdischen, türkischen und arabischen Netzwerken. Märkte verbinden sich, Konfliktpotenziale steigen.

»Wenn die Mocro-Mafia Deutschland als Operationsraum entdeckt – und sie hat es bereits –, dann reden wir über eine neue Stufe Organisierter Kriminalität«, sagt ein Ermittler. Ein anderer, aus Hamburg, klingt noch pessimistischer: »Ich glaube, der Zug ist ein Stück weit abgefahren. Ich glaube nicht, dass wir die Organisierte Kriminalität nochmal einfangen werden können.« Es fehlt, sagt er, an politischer Unterstützung, an Rückendeckung, an Konsequenz. Das sind Sätze, die man nicht leichtfertig sagt – und genau deshalb sind sie ernst zu nehmen.

Die Mocro-Mafia ist keine ferne Bedrohung, sondern längst Teil der europäischen Realität. Sie trifft auf bestehende Strukturen in Deutschland: transnationale Netzwerke, etablierte Clanmilieus, offene Märkte. Daraus entsteht ein Geflecht, das sich kaum noch trennen lässt – und in einen politisch sensiblen Bereich hineinreicht: die Schnittstelle zwischen Organisierter Kriminalität und Migration.

Organisierte Kriminalität und Zuwanderung

Organisierte Kriminalität hat keinen festen Ort. Sie hat Bewegungen, nutzt offene Wege und wächst dort, wo Kontrolle schwach ist. Sie profitiert maßgeblich von illegaler und unkontrollierter Migration. »Das ist kein nationales Phänomen mehr«, sagt ein Ermittler. »Das ist international organisiert.«

Die Zahlen bestätigen das. Von 7.033 Tatverdächtigen im Bereich Organisierte Kriminalität im Jahr 2024244 besitzen 4.724 keine deutsche Staatsbürgerschaft – das entspricht 67,17 Prozent. Hinzu kommen 713 Personen mit ungeklärter oder ohne Staatsangehörigkeit. Die Mehrheit stammt also aus internationalen Netzwerken. Deutschland ist für sie kein Endpunkt, sondern Teil eines Systems: Rekrutierungsraum, Rückzugsort, Logistikdreh scheibe.

Doch auch diese Zahlen greifen zu kurz. 2.309 Tatverdächtige werden als »deutsch« geführt – ohne Erfassung eines möglichen Migrationshintergrunds. Viele zentrale Akteure sind inzwischen eingebürgert, ihre Netzwerke aber bleiben international. Ein erheblicher Teil dessen, was als »inländisch« erscheint, ist tatsächlich transnational geprägt.

»Das verzerrt das Bild«, sagt ein Ermittler. Und diese Verzerrung hat Folgen: Wer das Problem nicht klar erkennt, kann es nicht gezielt bekämpfen. Organisierte Kriminalität speist sich aus genau diesen internationalen Verflechtungen. Migration wird dabei nicht nur begleitet, sondern genutzt. Besonders häufig vertreten sind Tatverdächtige mit türkischer, syrischer, albanischer und polnischer Staatsangehörigkeit – Länder, die zentrale Rollen in europäischen Schmuggel-, Drogen- und Menschenhandelsrouten spielen. Es sind die gleichen Routen, die gleichen Netzwerke.

Während die Gesamtzahl der Tatverdächtigen zurückgeht, steigt der Anteil tatverdächtiger Zuwanderer.245, 246 Organisierte Kriminalität schrumpft also nicht, sie verändert sich. Sie wird internationaler, jünger, migrationsgeprägter und schwerer zu kontrollieren.

Besonders deutlich wird das an einzelnen Gruppen. Die Zahl libanesischer Tatverdächtiger stieg innerhalb eines Jahres von 67 auf 102 – ein Plus von 52 Prozent.247 Hinter solchen Zahlen stehen keine Einzelfälle, sondern Netzwerke: Familienverbünde, Logistikstrukturen, Finanzflüsse.

Diese Strukturen sind oft familiär organisiert, abgeschottet und schwer zugänglich. Für Ermittler bedeutet das: weniger Kooperation, höherer Aufwand. Gleichzeitig entsteht eine Dynamik, die sich selbst verstärkt. Jede Person steht für mehr als nur sich selbst – für ein wachsendes Netzwerk.

Während in politischen Debatten oft über Integration gesprochen wird, entwickelt sich parallel eine andere Realität: ein sicherheitspolitisches Risiko, das schleichend wächst. Organisierte Kriminalität ist kein Schicksal, sondern das Ergebnis politischer Entscheidungen und Unterlassungen.

Mit den Migrationsbewegungen der vergangenen Jahre sind neue clanartige Strukturen entstanden – mit eigener Dynamik, eigenen Konfliktmechanismen und hoher Abschottung. Um ihre Strukturen zu stärken, versuchen alle Gruppen, »eine möglichst hohe Geburtenrate zu erreichen«248, damit »die Polizei einen Krieg mit ihnen nicht gewinnen wird, weil sie zu viele sind«.249

Für Sicherheitsbehörden bedeutet das ein neues Lagebild, auf das viele Strukturen noch nicht vorbereitet sind.

Eine besorgniserregende Entwicklung

Es ist ein Sommerabend im Ruhrgebiet. Autos bremsen abrupt, Menschen bleiben stehen. Was wie eine lautstarke Auseinandersetzung beginnt, eskaliert innerhalb von Sekunden. Dutzende junge Männer rennen über die Straße, Menschen schlagen aufeinander ein, Autos versuchen auszuweichen. »Die Leute sind da wie die Wilden über die Kreuzung gerannt und mit Messern und Holzlatten aufeinander losgegangen«, erinnert sich später der nordrhein-westfälische Innenminister Herbert Reul.250

Die Ereignisse in Städten wie Castrop-Rauxel und Essen waren kein gewöhnlicher Straßenkonflikt. Über Tage hinweg lieferten sich Gruppen syrischer und libanesischer Männer offene Auseinandersetzungen, zeitweise mit bis zu 1000 Beteiligten.

Für viele Beobachter war das ein Schock, für Ermittler ein Warnsignal. »Wer denkt, libanesische Clans seien schlimm, hat keine Ahnung von syrischen Stämmen«, sagt mir ein hochrangiger Mitarbeiter einer großen Ausländerbehörde in Nordrhein-Westfalen. Es geht nicht nur um einzelne Straftaten, sondern um Loyalitäten, Machtstrukturen und Konfliktmechanismen aus anderen gesellschaftlichen Kontexten.

Als Reaktion initiierte das Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen gemeinsam mit der Sicherheitskonferenz Ruhr das Analyseprojekt »Euphrat«.251 Dabei wurden Ermittlungsakten, Lagebilder und ausländerrechtliche Daten zusammengeführt, um ein Gesamtbild zu gewinnen. Einfach war das nicht. »Die Leute waren völlig unkooperativ«, sagt Innenminister Reul.252

Viele Beteiligte verweigerten die Aussage, stattdessen wurden sogenannte »Friedensrichter« eingeschaltet, die Konflikte innerhalb der Gruppen regeln sollten.

Laut dem Migrationsexperten Ralph Ghadban sabotieren die Clans das System: Sie bauen die Effektivität bei der Justiz systematisch ab, »da sie das Strafverfahren sabotieren und möglichst zu Fall bringen. Es beginnt mit den Zeugenaussagen.253 (…) Danach schalten sich die Familien und die Vermitt ler ein, manchmal ist es nur eine Frage von fünf bis zehn Minuten, bis diese eintreffen, dann herrscht Schweigen, und das Verfahren entgleitet den Händen der Behörden. Es landet im dunklen Kreis der Paralleljustiz. (…) Das Ergebnis: eine hohe Freispruchquote.«254 Für Ermittler bedeutet das: Konflikte verschwinden aus der Statistik, ohne gelöst zu sein.

Die Auswertungen der Sicherheitskonferenz Ruhr zeichnen ein klares Bild, das bislang kaum öffentlich diskutiert wird. Besonders bei Rohheitsdelikten wie Körperverletzung, Raub oder Nötigung treten syrische Tatverdächtige auffällig häufig in Erscheinung. In Nordrhein-Westfalen entfallen rund 38 Prozent ihrer Straftaten auf diese Bereiche.255

Innerhalb von zehn Jahren hat sich die Zahl syrischer Tatverdächtiger in Nordrhein-Westfalen nahezu verfünffacht und liegt bei etwa 17.000 Personen256, während sich der Bevölkerungsanteil syrischer Staatsbürger lediglich verdreifacht hat. Für Herbert Reul ist diese Entwicklung »b esorgniserregend«.257

Ermittler beobachten zudem Gewaltmuster, die über spontane Konflikte hinausgehen. Viele der Tatverdächtigen sind junge Männer – ihre kriminellen Karrieren beginnen oft erst. »Wer früh gewalttätig ist, bei dem besteht die Gefahr, dass er damit weitermacht«, sagt Reul.258

Für Sicherheitsbehörden stellt sich deshalb eine zentrale Frage: Entsteht hier eine neue Generation von Clanstrukturen – oder etwas anderes?

»Neue« Clans versus »alte« Clans

Ein Unterschied zu etablierten libanesischen Clans: Die neuen Strukturen befinden sich noch im Aufbau. Sie stammen oft aus Regionen, die sich im Krieg befinden oder unter staatlichem Zusammenbruch zu leiden haben. Dort entstehen Ordnung und Sicherheit nicht durch staatliche Institutionen, sondern durch familiäre Loyalität – Gewalt ist Teil dieses Systems.

Doch egal ob neue Clans oder alte Clans, eines ist ihnen laut dem Experten Ralph Ghadban gemeinsam: »Clans verhalten sich in ihrer deutschen Umgebung wie die Stämme in der Wüste: Alles, was außerhalb des Clans liegt, ist Feindesland und frei zu erobern.«259

Der traditionelle Islam teile zudem die Welt in ein Gebiet des Islam, in dem die Scharia herrsche, und das Gebiet der ›Ungläubigen‹, welche ohne die Scharia leben.260 Demnach sei es erlaubt, alle Nichtmuslime zu bestehlen, ihre Frauen zu erbeuten, Zinsen aus ihren Banken zu kassieren und Hehlerei zu betreiben.261 Der Experte kommt zu dem Fazit: »Deutschland wird als Beutegesellschaft betrachtet.«262

Die Prägungen und die Erfahrungen aus der Heimat wirken fort. Es entsteht ein Milieu, das sich nur teilweise mit klassischen Formen Organisierter Kriminalität vergleichen lässt – flexibel, schnell wachsend und schwer kontrollierbar.

Ein zusätzlicher Faktor verstärkt die Dynamik: die Größe vieler Familien. In manchen Fällen gibt es zehn oder mehr Kinder pro Familie. Strukturen wachsen schneller, als Behörden sie erfassen können. »Diese Strukturen werden extrem unübersichtlich«, sagt ein Polizist.

Gleichzeitig erneuert sich die Täterstruktur kontinuierlich, während die familiäre Abschottung zunimmt. Für Ermittlungen hat das konkrete Folgen. Viele Mitglieder tragen ähnliche Namen und sehen sich äußerlich ähnlich. Ein Ermittler beschreibt das Problem drastisch: »Die Namen sind gleich, das Aussehen ist ähnlich, das Alter ist ähnlich, wer da wer ist, kann man von außen manchmal kaum noch nachvollziehen.«

Ein aktueller Fall aus Baden-Württemberg und Bayern zeigt, wie solche Strukturen funktionieren können: Eine syrische Großfamilie steht im Verdacht, systematisch Identitäten manipuliert zu haben, um weitere Angehörige nach Deutschland zu bringen.263 Reisepässe wurden mehrfach genutzt, Identitäten innerhalb der Familie faktisch austauschbar gemacht.

Doch die sicherheitspolitische Herausforderung endet nicht bei diesen Strukturen. »Alte« und »neue« Clans konkurrieren zunehmend um Einfluss und Märkte. Etablierte libanesisch-türkische Strukturen treffen auf neue syrische Netzwerke.

Die Folge ist ein wachsender Wettbewerb um Macht, Territorien und illegale Märkte. Der syrische Clanexperte Mahmoud Jaraba warnt vor weiteren Eskalationen.264 Wenn zwei Systeme aufeinandertreffen, die beide auf familiärer Loyalität, strikter Hierarchie und Gewaltkapital beruhen, entsteht ein Konfliktpotenzial, das weit über klassische Organisierte Kriminalität hinausgeht. Und genau diese Dynamik beginnt sich in manchen deutschen Städten bereits abzuzeichnen.

»Claims abstecken«

Die Größe dieser Familienverbände bleibt nicht ohne Folgen für das kriminalstrategische Gefüge deutscher Großstädte. Was zunächst abstrakt klingt – Zahlen, Strukturen, Familiennamen –, wird in Städten wie Berlin längst zu einer sichtbaren Realität.

Wo Familien wachsen, wachsen auch Loyalitäten, Netzwerke und wirtschaftliche Interessen. Diese Interessen treffen in einer Metropole mit ohnehin hoher Kriminalitätsdichte auf bereits etablierte Milieus: alte Clans, neue Gruppierungen, internationale Akteure. Die Folge ist Konkurrenz im illegalen Markt – und ein zunehmend offener Kampf um Einflussräume.

Die Stadt selbst wird zum Austragungsort dieser Konflikte. Nicht mehr im Verborgenen, sondern sichtbar, laut und oft lebensgefährlich. »Claims in der Hauptstadt abstecken« ist deshalb längst keine abstrakte Formel mehr, sondern ein reales Sicherheitsproblem. Bis zum 24. Oktober 2025 fielen laut Berliner Polizei bereits mehr als 400-mal Schüsse – mehr als in jedem der Vorjahre: 2024 waren es 363, 2023 waren es 364. Schon 2024 führte Berlin bundesweit die Statistik der Schussabgaben an. Mit 9,9 Fällen pro 100.000 Einwohner lag die Hauptstadt deutlich vor anderen Bundesländern wie dem Saarland oder Hamburg.265

Hinter diesen Zahlen stehen meist Auseinandersetzungen innerhalb krimineller Milieus. »Es geht vor allem darum, Vormachtstellungen klar zu machen oder Claims abzustecken in der Hauptstadt«, erklärt Polizeisprecher Florian Nath.266 Oft geht es um Drogenhandel, Verteilerrouten oder Verkaufsplätze – um, wie Beamte es nennen, »Plätze, die Geld werfen«.

Doch ebenso häufig geht es um Revierkämpfe, Schutzgelderpressung und Machtdemonstration. Gewalt wird dabei nicht nur eingesetzt, um Gegner auszuschalten, sondern auch, um Stärke zu zeigen. Nach innen – und nach außen.

Eine »spezielle Aufbauorganisation«

Die Berliner Polizei hat auf diese Dynamik inzwischen mit ungewöhnlichen Maßnahmen reagiert. Eine sogenannte »spezielle Aufbauorganisation«267 wurde eingerichtet – ein Instrument, das sonst bei außergewöhnlichen Lagen wie Terrorermittlungen eingesetzt wird. Unter Führung des Landeskriminalamts arbeiten dabei Beamte aus verschiedenen Bereichen zusammen, dabei auch speziell geschulte Einsatzkräfte für bewaffnete Lagen. Für die Beamtinnen und Beamten bedeutet das eine enorme Belastung.

»Man weiß nie, ob hinter der Tür nur drei Leute sitzen – oder ob gleich zwei Fahrzeuge anrollen, weil sich der Clan mobilisiert hat«, sagt ein Berliner Beamter. Diese permanente Ungewissheit prägt den Polizeialltag stärker als jede Statistik. Deshalb arbeiten in der Aufbauorganisation zeitweise bis zu 100 Beamtinnen und Beamte gleichzeitig.

Ein solcher Personalaufwand wäre noch vor wenigen Jahren kaum vorstellbar gewesen – heute gilt er als notwendig, um die Lage überhaupt noch zu kontrollieren. Doch selbst bei dem Wort »kontrollieren« reagieren viele Polizisten mit Skepsis. »Beherrschen tut in Berlin die Polizei nix mehr«, sagt ein Beamter trocken.

Die Entwicklung ist dabei längst kein Berliner Sonderproblem. Sicherheitsexperten sehen darin einen tieferliegenden Wandel: Organisierte Kriminalität tritt sichtbarer auf. Konflikte werden nicht mehr verborgen ausgetragen, sondern auf offener Straße.

Gleichzeitig gerät die Polizei in eine strukturelle Schieflage. Wo 100 Beamte zur Eindämmung von Clankonflikten gebunden sind, fehlen sie an anderer Stelle – bei Prävention, Jugendkriminalität oder Geldwäsche-Ermittlungen.

Der Druck wächst zusätzlich, wenn unterschiedliche Gruppen um dieselben Märkte konkurrieren: syrische, libanesische, türkische, kurdische oder osteuropäische Netzwerke. Das Konfliktpotenzial steigt – und mit ihm die öffentliche Wahrnehmung. Eine Stadt, in der regelmäßig Schüsse fallen, verändert sich. Sie wirkt nicht nur objektiv unsicherer, sie fühlt sich auch so an. Vertrauen beginnt zu bröckeln.

Gleichzeitig muss der Staat immer mehr Ressourcen aufbringen, um wenigstens ein Mindestmaß an Kontrolle aufrechtzuerhalten. Darin liegt das eigentliche Warnsignal: Wenn enorme Mittel nötig sind, um den Status quo zu sichern, zeigt das, wie stark die Gegenkräfte bereits geworden sind.

Was einst lokal begrenzte Konflikte zwischen einzelnen Clans waren, entwickelt sich zunehmend zu einer sicherheitspolitischen Verschiebung. Organisierte Kriminalität tritt selbstbewusster auf, ist international vernetzt und nutzt Strukturen weit über einzelne Städte hinaus.

Die Gewalt auf deutschen Straßen ist deshalb kein isoliertes Phänomen, sie ist Teil eines größeren Systems – verbunden mit internationalen Drogenkartellen und globalen Lieferketten.

Clanaktivitäten vor unserer Nase

Es ist früher Abend in einem Viertel, das viele Polizisten nur noch mit einem halbironischen Begriff beschreiben: »Clanland«. Auf den ersten Blick wirkt alles normal: Menschen gehen ihren Wegen nach, Autos rollen durch die Straßen, Musik dringt aus offenen Türen.

Doch wer genauer hinsieht, erkennt ein Muster. Ein Barbershop neben dem nächsten, Shishabars, Wettbüros, Handyläden – oft dicht aneinandergereiht. Die Läden ähneln sich, ebenso die Menschen dahinter.

Als Fremder spürt man schnell: Hier kennt man sich – und man merkt ebenso deutlich, wenn man nicht dazugehört. »Man hat das Gefühl, dass jeder zweite Laden irgendwie zusammengehört«, sagt ein Ermittler. »Untereinander sind sie in WhatsApp-Gruppen organisiert – wird jemand gesichtet, der zum Beispiel ein ziviler Polizeibeamter sein könnte, wissen das innerhalb von wenigen Minuten alle.« Die Betriebe wirken wie einzelne Puzzleteile eines größeren Systems. Sie sind Treffpunkte, Rückzugsräume, manchmal auch Kontrollpunkte eines Milieus, das mitten in der Stadt existiert – und doch nach eigenen Regeln funktioniert.

Clankriminalität spielt sich deshalb nicht nur im Verborgenen ab. Ein erheblicher Teil ihrer Infrastruktur ist öffentlich sichtbar: Shishabars, Barbershops, Handyläden, Wettbüros oder kleine Gebrauchtwagenhändler bilden ein dichtes Geflecht aus Treffpunkten, Geschäftsmodellen und sozialen Räumen.

Gerade in Städten wie Berlin, Essen, Bremen oder Duisburg hat sich über Jahre eine solche Infrastruktur entwickelt. Viele Menschen stellen sich irgendwann dieselbe Frage: Warum gibt es in einer Straße mehrere identische Läden – oft ohne erkennbaren Kundenstrom?

Rein wirtschaftlich ist das schwer erklärbar, aus kriminalistischer Sicht hingegen nicht. Für Ermittler sind diese Orte häufig Treffpunkte oder logistische Knotenpunkte. Ein Polizist beschreibt sie als »offene Wohnzimmer der Clans«. Hier werden Informationen ausgetauscht und Entscheidungen vorbereitet – unauffällig, aber strategisch.

Gewöhnliche Geschäfte als Bausteine eines Systems

Seit einigen Jahren geraten vor allem Barbershops, Shisha-Bars und Spätis268 verstärkt in den Fokus der Ermittlungsbehörden. Viele dieser Betriebe sind zudem anfällig für Geldwäsche. Besonders Barbershops gelten als attraktiv: geringe Kosten, viele Barzahlungen, schwer nachvollziehbare Umsätze. Wenn ein Laden täglich 20 Haarschnitte abrechnet, lässt sich kaum überprüfen, ob diese tatsächlich stattgefunden haben. Genau in dieser Grauzone entstehen Möglichkeiten für Schwarzgeld und illegale Finanzströme.

Gleichzeitig sind die Gründungs- und Betriebskosten relativ gering. Ein kleiner Laden, einige Stühle, Spiegel, Rasiermaschinen – viel mehr braucht es zunächst nicht. Diese niedrigen Einstiegshürden machen solche Geschäfte anfällig dafür, als Scheinfirmen genutzt zu werden. Für Ermittler entsteht dadurch ein strukturelles Problem: Es lässt sich nur schwer ermitteln, ob ein Teil des Umsatzes nur auf dem Papier existiert.

Und so verwandeln sich scheinbar gewöhnliche Geschäfte in Bausteine eines Systems, das im Alltag vieler Städte längst präsent ist, ohne dass es von außen sofort als solches erkennbar wäre. Der Polizeichef von Duisburg-Nord, Christian Draeger, beschreibt die Situation so: »Zuletzt haben wir etwa Barbershops gemeinsam mit der Stadt und dem Zoll kontrolliert und dabei fünf von acht Läden, allein in meiner Polizeiinspektion, geschlossen. Jeder, der einen ehrlichen Friseurladen betreibt, freut sich über diese Kon trollen.«269

Die besondere Herausforderung liegt in der nahezu unsichtbaren Präsenz solcher Strukturen im öffentlichen Raum. Kriminelle Netzwerke können ihre Aktivitäten quasi vor den Augen der Bevölkerung betreiben, ohne dass viele Menschen die Brisanz erkennen. Unter dem Deckmantel der Normalität entsteht eine Parallelstruktur mitten im Alltag, bilden manche Barbershops, Shishabars und Kioske inzwischen ein regelrechtes Versorgungsnetzwerk. Ein Mitarbeiter eines Ordnungsamts in Nordrhein-Westfalen schildert mir eine Szene aus einer Kontrolle: »Bei Razzien der Gewerbeaufsicht haben wir zuletzt in Spätis und Kiosken auch Messer und Macheten gefunden. Teilweise werden dort sogar Drogen direkt über die Ladentheke verkauft.«

Doch selbst wenn Verstöße festgestellt werden, bleiben die Konsequenzen oft begrenzt. Ein Polizeibeamter aus Hamburg beschreibt mir die Situation so: »Selbst wenn es zu Kontrollen kommt, ändern die Betreiber einfach den Namen oder melden das Gewerbe neu an. Schneller, als Behörden reagieren können.« Die Betriebe verschwinden dann kurzzeitig – und tauchen wenig später wieder auf. Neuer Name, neuer Betreiber, oft dieselben Gesichter hinter dem Tresen. Für Ermittler gleicht das einem Katz-und-MausSpiel, bei dem die Behörden strukturell im Nachteil sind.

Und das, was sichtbar ist, ist oft nur die Oberfläche. Dahinter stehen Strukturen, deren Ausmaß selbst erfahrene Ermittler immer wieder überrascht. Während kriminelle Strukturen und die Mechanismen der Geldwäsche in Spätis,Shishabars oder Barbershops im öffentlichen Raum stattfinden und dadurch vergleichsweise leicht zu erkennen scheinen, zeigt ein Blick auf andere Fälle, wie viel weiter kriminelle Netzwerke ihre Strategien inzwischen ausdehnen können. Denn dort, wo zunächst nur alltägliche Geschäftsmodelle im Stadtbild sichtbar werden, entwickeln dieselben Strukturen mitunter hochgradig durchdachte Vorgehensweisen, die tief in organisatorische Abläufe von Unternehmen und sogar Behörden hineinreichen.

Der Grundbuchamtfall

Der Betrug begann nicht in einer dunklen Hinterhofgarage und auch nicht in einem verrauchten Hinterzimmer. Er begann dort, wo man ihn am wenigsten erwartet: im Herzen der staatlichen Ordnung – im Grundbuch. Im Jahr 2019 gelingt einer Gruppe um die Clanbrüder Rabih Abou-Chaker und Mohamad Abou-Chaker ein Coup, der selbst erfahrene Ermittler sprachlos macht. Mit gefälschten Dokumenten, manipulierten Ausweisen und fingierten Vollmachten bringen sie ein Berliner Grundbuchamt dazu, sie als Eigentümer eines Mehrfamilienhauses in Friedrichshain einzutragen – und entreißen damit einem älteren Hamburger Ehepaar ihr Eigentum.270

Die eigentlichen Eigentümer ahnen nichts. Die Eheleute Schäfer leben ruhig und zurückgezogen, ihr Haus in Berlin gehört ihnen seit Jahren. Doch während sie ihrem Alltag nachgehen, macht sie ein Schreiben der Versicherung stutzig: Der Vertrag wird gekündigt, weil das Gebäude den Eigentümer gewechselt habe. Kurz darauf stehen sie bei der Polizei.

Der Plan der Täter war einfach und zugleich kühn: Das Haus sollte schnell weiterverkauft werden – für eine Summe von bis zu sieben Millionen Euro.271 Dass es nicht dazu kam, war reiner Zufall.

Für Ermittler ist der Fall kaum zu fassen. Grundbuchämter gelten im deutschen Rechtssystem als besonders sichere Institutionen. Einträge sind verlässlich, nahezu unangreifbar. Dass es gelungen ist, dieses System zu manipulieren, erschüttert das Vertrauen. Der zuständige Richter spricht später in seinem Urteil von einem »besonders schweren Fall«, von einer »erstaunlichen kriminellen Energie« und von einem »schweren Angriff auf das Grundbuch und das Notariatswesen«272 – also auf zentrale Fundamente des deutschen Rechtssystems.

Wir stehen über dem System

Wie konnte ein solcher Betrug überhaupt möglich sein? Ein Berliner Polizeibeamter formuliert es in einem Gespräch so: »Ich glaube, die meisten Bürgerinnen und Bürger haben keine Vorstellung davon, wie tief manche Clanstrukturen inzwischen in die Gesellschaft hineinreichen.«

Die Täter hatten nicht nur Ausweise und Unterschriften des Ehepaars Schäfer gefälscht, sie hatten auch Unterstützung aus genau den Bereichen, die eigentlich für Kontrolle sorgen sollen: ein Notar, ein Rechtsanwalt. »In dem Grundbuchamtfall«, erzählt der Beamte weiter, »hatten sie eben auch Hilfe von Menschen, die eigentlich das Rechtssystem schützen sollten.«

Die entscheidende Frage lautet deshalb nicht nur, wie die Dokumente gefälscht wurden – sondern warum Menschen innerhalb des Systems bereit waren, daran mitzuwirken.

Unabhängig von den Motiven zeigt der Fall: Wenn kriminelle Netzwerke Zugang zu Schlüsselstellen des Systems bekommen, verlieren Kontrollmechanismen ihre Wirkung. Im Gerichtsprozess legen die beiden Abou-Chaker-Brüder Geständnisse ab und leisten sogenannte »Ausklärungshilfe« – eine Strategie, die häufig zu milderen Konsequenzen führt.

Während andere Beteiligte sofort in Haft gehen, bleiben sie bis zum Strafantritt auf freiem Fuß. Als sie das Gerichtsgebäude verlassen, wartet draußen bereits ihre Entourage: Zwei Autos fahren vor: ein Audi – und ein orangefarbener Lamborghini.273

Für viele Ermittler ist genau dieser Moment besonders bezeichnend. Das ruhige Auftreten der beiden Männer wirkt wie ein Ausdruck von Kontrolle, nicht von Reue oder Unsicherheit.

In diesem Kontext bekommt auch der Lamborghini eine Bedeutung, die über reinen Luxus hinausgeht. Wer so abfährt, signalisiert: Wir stehen über dem System, das uns eigentlich kontrollieren soll.

Der Angriff auf das Grundbuch war spektakulär. Doch noch beunruhigender sind jene Fälle, in denen kriminelle Strukturen gar nicht mehr gegen staatliche Kontrollmechanismen kämpfen müssen – weil sie beginnen, diese selbst zu durchdringen.

Unterwanderter Betriebsrat

Der Regen fällt in dichten, schrägen Linien, als der Wagen auf das Werksgelände rollt. Es ist einer dieser Abende im Ruhrgebiet, an denen der Himmel tief hängt und das Licht der Straßenlaternen auf dem nassen Asphalt flimmert. Vor dem Fahrer ragen die dunklen Silhouetten der Industrieanlagen auf – Rohre, Förderbänder, Hallen, aus deren Dachöffnungen gelblicher Dampf in die Nacht steigt.

Schwerindustrie, Stahl, Schlacke, Metall – der Mann am Steuer ist kein Romantiker der Industriegeschichte. Er ist Kriminalbeamter. Einer der ranghöchsten Ermittler, die Nordrhein-Westfalen in den vergangenen Jahrzehnten hervorgebracht hat. An diesem Abend ist er nicht im offiziellen Auftrag unterwegs. Ein Bekannter hat ihn angerufen, ein alter Kontakt aus der Wirtschaft. Der Mann hat gerade die Geschäftsleitung eines angeschlagenen Hüttenbetriebs in Duisburg übernommen – und etwas lässt ihm keine Ruhe. »Irgendetwas stimmt hier nicht«, hat er am Telefon gesagt.

Der Kriminalbeamte erinnert sich, wie er auf das Gelände der ehemaligen Kupferhütte gefahren ist. »Das ist Schwerindustrie«, sagt er später. »Ein ziemlich siffiger Job. Da wird Sintermaterial aus der Stahlproduktion wieder eingeschmolzen, Metalle werden herausgezogen, Reststoffe gehen zurück in die Stahlerzeugung.« Es ist kein Ort, an dem man Luxus erwartet.

Und doch beginnt die Geschichte genau dort. Am Morgen seines ersten Arbeitstags hatte der neue Geschäftsführer sein Auto auf dem Parkplatz für die Unternehmensleitung abgestellt. Neben ihm stand ein großer Sportwagen einer Luxusmarke, der nicht recht in diese Umgebung passen wollte. Ein Hüttenbetrieb im Ruhrgebiet ist kein Ort, an dem Mitarbeiter gewöhnlich mit teuren Sportwagen vorfahren.

Also fragte er nach. Der Wagen gehörte dem Betriebsratsvorsitzenden. »Wenn man einen angeschlagenen Betrieb übernimmt und neben sich auf dem Parkplatz so ein Auto stehen sieht«, sagt der Kriminalbeamte heute, »dann kommt einem das möglicherweise ein wenig komisch vor.«

Je tiefer die Ermittler in die Strukturen des Betriebs eintauchen, desto deutlicher wird: Hier geht es nicht um einzelne Unregelmäßigkeiten. Hier hat sich ein System etabliert. »Im Verlauf unserer Recherchen stellte sich heraus, dass clanorientierte türkisch-mafiöse Verbindungen den Betrieb praktisch unterwandert hatten«, erzählt der Beamte. »Beginnend beim Betriebsratsvorsitzenden bis tief hinein in den gesamten Betriebsrat.«

Viele der Mitglieder waren miteinander verwandt, andere standen dem Vorsitzenden persönlich nahe. Schritt für Schritt war ein Netzwerk entstanden, das sich eine der zentralen Kontrollinstanzen des Unternehmens gesichert hatte: den Betriebsrat.

»Der Betriebsrat bestimmt im Grunde große Teile der gesamten Personalpolitik«, erklärt der Ermittler. »Für jede Entlassung, für jede Einstellung braucht man seine Zustimmung.« Der Vorsitzende nutzte diese Macht und sorgte dafür, dass immer mehr seiner Leute eingestellt wurden. In der Produktion, in technischen Bereichen, teilweise sogar in Führungspositionen. Mit der Zeit entstand eine Belegschaft, die teilweise aus Personen bestand, die dem gleichen Netzwerk angehörten.

Wenn organisierte Netzwerke Schlüsselpositionen besetzen

Und damit begann das eigentliche Geschäft. In Hüttenbetrieben werden Rohstoffe nicht einfach in Kilogramm abgerechnet. Lastwagen fahren auf große Waagen, das Gewicht wird erfasst, danach werden die Materialien verarbeitet. Doch wenn der Fahrer des LKWs und derjenige, der die Waage bedient, »sich einig sind«, wie der Ermittler es formuliert, entstehen plötzlich andere Zahlen. »Dann werden eben Wiegeergebnisse erzielt«, sagt er trocken.

In solchen Betrieben werden extrem wertvolle Materialien verarbeitet: Molybdän274, Chrom, Vanadium – Metalle, die in der Stahlveredelung benötigt werden und enorme Preise erzielen. »Ein Fass davon kann 50.000 Euro kosten«, sagt der Beamte. »Und diese Fässer sehen aus wie ganz normale Ölfässer.« Man muss sie nur verschwinden lassen.

Und genau das geschah: Fässer verschwanden aus den Lagern, Rohstoffe tauchten in der Produktion nicht mehr auf, Bestände schrumpften. Doch Versuche, das zu kontrollieren, scheitern. Der Betriebsrat blockiert Maßnahmen wie Kameras – offiziell aus Datenschutzgründen. Inoffiziell, weil solche Kameras möglicherweise gezeigt hätten, wohin die verschwundenen Materialien tatsächlich gingen.

Parallel dazu hatten einige Mitglieder der Belegschaft eigene Firmen gegründet, über die die gestohlenen Metalle weiterverkauft wurden. Für den neuen Geschäftsführer war die Situation nahezu ausweglos. Er bemerkte zwar, dass ständig Warenbestände fehlten, doch ohne rechtlich zulässige Kontrollmechanismen ließ sich kaum beweisen, wer verantwortlich war. Das System schützte sich selbst.

Bis zum heutigen Tag sind alle Versuche gescheitert, den Betriebsratsvorsitzenden aus seinem Amt zu entfernen. Am Ende blieb dem Unternehmen nur eine drastische Lösung: Ein privater Sicherheitsdienst schaut nun, »dass Diebstähle so gut es geht verhindert werden«.

Der Fall aus Duisburg zeigt etwas, das vielen Menschen zunächst abstrakt erscheint: Organisierte Kriminalität arbeitet nicht nur von außen gegen Institutionen. Sie kann auch versuchen, sie von innen zu besetzen. Wenn zentrale Vertrauenspositionen – etwa innerhalb eines Betriebsrats – strategisch übernommen werden, entsteht eine völlig neue Gefahrenlage. Für Ermittler ist das besonders schwierig – denn klassische Kontrollmechanismen greifen oft erst, wenn der Schaden längst entstanden ist.

Der Duisburger Hüttenbetrieb ist deshalb mehr als ein Einzelfall. Er zeigt, wie anfällig selbst stabile wirtschaftliche Strukturen werden können, wenn organisierte Netzwerke beginnen, Schlüsselpositionen systematisch zu besetzen. Innere Sicherheit entscheidet sich heute nicht nur auf der Straße oder im Gerichtssaal. Sie entscheidet sich auch in den Strukturen von Unternehmen, Behörden und Institutionen – überall dort, wo Vertrauen eigentlich die Grundlage des Systems bildet.

Organisierter Sozialbetrug

In Bremerhaven stand 2020 ein Mann vor Gericht, dem die Staatsanwaltschaft vorwarf, über Jahre hinweg ein regelrechtes Geschäftsmodell um Sozialleistungen aufgebaut zu haben. 691 Taten, ein Schaden von rund 6,1 Millionen Euro.275 Der Mann leitete zwei Vereine mit harmlos klingenden Namen, die angeblich der Beschäftigung und Integration von Migranten dienten. Tatsächlich wurden dort offenbar Arbeitsverträge ausgestellt, die nur auf dem Papier existierten. Vor allem bulgarische Zuwanderer aus Sinti- und Roma-Gemeinschaften, oft ohne Deutschkenntnisse und ohne jedes Verständnis für das deutsche Sozialrecht, erhielten diese Unterlagen und konnten damit Leistungen beantragen. Es wurde in der Regel nicht gearbeitet. Aber das System auf dem Papier funktionierte.276 Dazu kamen Bescheinigungen, Rechnungen, ganze Aktenordner. Für jede Dienstleistung wurde Geld verlangt. Wer nicht zahlen konnte, bekam Schulden notiert. Bargeld wechselte die Hände, während staatliche Leistungen flossen.

Die Ermittler wurden erst aufmerksam, weil immer wieder dieselben Betreuer mit identischen Unterlagen in den Jobcentern auftauchten. Am Ende stand das Bild eines Systems, das über Jahre hinweg erstaunlich reibungslos funktioniert hatte. Gerade darin zeigt sich, was mit Pull-Faktoren gemeint ist.

Sozialbetrug wie dieser ist längst kein Randphänomen mehr, sondern in vielen Fällen Teil organisierter Strukturen. Es geht nicht mehr nur um einzelne falsche Angaben oder kleinere Täuschungen. Vielmehr haben sich Modelle entwickelt, die systematisch Schwächen staatlicher Systeme ausnutzen.

Im Zentrum stehen dabei häufig Identitäten. Mehrfachanmeldungen, Scheinadressen, fingierte Bedarfsgemeinschaften oder manipulierte Dokumente sind keine Einzelfälle, sondern Bausteine eines Systems. In manchen Fällen werden Identitäten gezielt aufgebaut, genutzt und weitergegeben – innerhalb von Familienverbünden oder durch organisierte Netzwerke.

Wiederkehrendes Muster

Für Ermittler zeigt sich dabei ein wiederkehrendes Muster: Sozialleistungen werden nicht nur erschlichen, sondern strukturiert organisiert. Einzelne Akteure treten dabei selten isoliert auf. Stattdessen entstehen Netzwerke, in denen Aufgaben verteilt sind – von der Beschaffung von Dokumenten über die Anmeldung bei Behörden bis hin zur Koordination von Wohnsitzen und Geldflüssen.

Der Duisburger Oberbürgermeister Sören Link formulierte es einmal ungewöhnlich offen. Viele der Menschen, die nach Deutschland kämen, brächten »nicht ansatzweise die Voraussetzungen mit, um auf dem Arbeitsmarkt in Duisburg und der Region bestehen zu können«277. Ein Teil sei längst eingebunden in ein System von Schlepperbanden, das sich im Kern darauf ausrichte, Sozialleistungen zu beziehen. Es geht dabei nicht um einzelne Täuschungen oder kleine Tricks. Nach Einschätzung von Ermittlern und Behörden handelt es sich häufig um strukturierte Betrugsmodelle: mit gefälschten Identitäten, Mehrfachanmeldungen, Scheinadressen, manipulierten Dokumenten und konstruierten Bedarfsgemeinschaften. Hinzu kommt Schwarzarbeit trotz Leistungsbezug – oder ganze Netzwerke, die Sozialleistungen systematisch abschöpfen. In manchen Fällen stehen dahinter organisierte Gruppen oder Clanstrukturen, die den Betrug professionell organisieren.

Ein Ermittler beschreibt mir die Lage so: »Wir sind nicht nur Opfer von Betrug. Wir werden teilweise regelrecht ausgespielt.« Selbst die Bundesregierung räumt inzwischen ein, wie gravierend das Problem geworden ist. Arbeitsministerin Bärbel Bas sprach jüngst offen von »massivem Missbrauch«278 und sogar von »mafiösen Strukturen«, die das Vertrauen in den Sozialstaat gefährdeten.

14 Menschen in einer einzigen Wohnung

Was in politischen Statements abstrakt klingt, begegnet Polizistinnen und Polizisten im Alltag oft in sehr konkreten Situationen. Eine Bundespolizistin aus Bayern erzählt von ihren Diensten an der Grenze zu Österreich. Die Begegnungen dort seien manchmal erstaunlich offen. »Wir kontrollieren regelmäßig Menschen aus Rumänien, Bulgarien oder vom Balkan«, sagt sie. »Und nicht wenige erzählen ganz freimütig, dass sie Geld brauchen – zum Beispiel, um ihr Haus in der Heimat weiterzubauen.«

Manche kämen deshalb jedes Jahr für einige Monate nach Deutschland zurück. »Sie sagen dann: ›Jetzt arbeite ich wieder ein bisschen hier.‹« Ob damit tatsächlich reguläre Arbeit gemeint ist oder eher Leistungen aus dem Sozialstaat, bleibt häufig unausgesprochen. Der Verdacht liegt jedoch nahe. Viele der Personen, die an der Grenze kontrolliert werden, hätten kaum Schulbildung oder eine abgeschlossene Berufsausbildung, erzählt die B eamtin.

Die Chancen auf einen Job, mit dem sich innerhalb weniger Monate größere Bauprojekte in der Heimat finanzieren lassen, seien entsprechend gering. Einreisen dürfen sie dennoch – im Rahmen der europäischen Freizügigkeit. Während solche Fälle noch als individuelle Täuschungsversuche erscheinen mögen, berichten Ermittler inzwischen von Strukturen, die deutlich professioneller organisiert sind. Was früher vielleicht ein falscher Antrag oder eine verschwiegene Nebeneinnahme war, habe sich mancherorts zu einem regelrechten Geschäftsmodell entwickelt.

Ein Polizeibeamter aus Nordrhein-Westfalen erzählt von »Wohnungen, in denen offiziell ein Dutzend Menschen gemeldet sind – manchmal mehr. Ein Zimmer, ein Klingelbrett mit 14 Namen. Und das Amt zahlt 14-mal Sozialhilfe.« »Das kann jeder von draußen sehen«, sagt er. »Da müsste man nicht einmal besonders tief ermitteln.«

Doch häufig geschieht genau das nicht. »Der Sozialbetrug hat in Deutschland Ausmaße angenommen«, sagt der Beamte, »die sich die meisten Bürger gar nicht vorstellen können.« In vielen Fällen sind die angeblichen Bewohner an der Adresse gar nicht anzutreffen. Das Geld fließt trotzdem, Monat für Monat.

14 Menschen sollen offiziell in einer einzigen Wohnung leben – doch niemand weiß genau, wo sie sich tatsächlich aufhalten. Ob sie überhaupt noch in Deutschland sind. Wie entstehen solche Anträge überhaupt?

Gerade Sachbearbeiter und Ermittler berichten immer wieder von einem Phänomen, das ihnen auffällt. Die Formulare seien oft erstaunlich sauber ausgefüllt – selbst dann, wenn die Antragsteller kaum Deutsch sprechen. Ein Behördenmitarbeiter beschreibt es so: »Ich verstehe nicht, wie jemand, der kein Deutsch kann, deutsche Anträge so perfekt ausfüllen kann, dass sofort Geld ausgezahlt wird.«

Ein Hamburger Polizist hat dafür eine einfache Erklärung. »Viele ältere Menschen hier schaffen es kaum, allein Wohngeld zu beantragen«, sagt er. »Die Formulare sind kompliziert.« In manchen Communitys helfe man sich jedoch gegenseitig – oder es gebe Anwälte, Berater oder Organisationen, die solche Anträge routiniert vorbereiten.

Mehrmals pro Woche zerstochene Reifen

Das Problem beginnt spätestens dort, wo Behördenmitarbeiter Unregelmäßigkeiten bemerken. Denn selbst wenn Sachbearbeiter Verdachtsfälle erkennen, trauen sich viele nach Einschätzung von Ermittlern kaum, konsequent dagegen vorzugehen. »Viele haben Angst«, sagt ein Beamter aus Hamburg. »Wenn du Leistungen streichst, kann es passieren, dass plötzlich eine Großfamilie vor dir steht.«

Der Polizist erzählt von einem Fall, in dem ein Mitarbeiter eines Jobcenters Leistungen gekürzt hatte. »Der Mann hatte plötzlich mehrmals pro Woche zerstochene Reifen an seinem Auto«, sagt der Beamte. »Und das war noch das Harmloseste.« Die Botschaft sei klar gewesen.

Einige Behörden gingen deshalb inzwischen ungewöhnliche Wege. Es gebe Mitarbeiter, die bei Außeneinsätzen unter falschem Namen auftreten, andere fahren mit neutral gekennzeichneten Fahrzeugen, damit ihre Identität nicht zu leicht herauszufinden ist. »Anders können sie ihren Job kaum noch machen«, sagt der Polizist.

Auch Ermittler aus anderen Bundesländern berichten von Strukturen, die weit über einfache Leistungserschleichung hinausgehen. Polizei, Jugendämter, Staatsanwaltschaften – alle sind beteiligt, doch die Handlungsspielräume bleiben begrenzt. Gefängnisse sind überfüllt, Verfahren ziehen sich, Fälle werden eingestellt – und kurze Zeit später beginnt alles von vorne.

In manchen Regionen berichten Ermittler inzwischen von Netzwerken, die Identitäten beschaffen, Scheinadressen organisieren, Menschen quer durch Deutschland ummelden oder gleichzeitig Schwarzarbeit und Sozialleistungen kombinieren. Die Grenzen zwischen Sozialleistungsbetrug, Arbeitsausbeutung, Menschenhandel und Organisierter Kriminalität verschwimmen.

Vor diesem Hintergrund bekommen auch offizielle Zahlen eine neue Brisanz. Allein im Jahr 2025 wurden rund 528 Millionen Euro Kindergeld ins Ausland überwiesen279 – eine Summe, die sich innerhalb von 15 Jahren um das 14-fache erhöht hat (siehe Grafik 6).

Grafik 6: Kindergeldzahlungen
ins Ausland (in Mio. Euro)
[image: Balkendiagramm zum Vergleich zweier Jahre: 36 im Jahr 2010 und 528 im Jahr 2024, was einen deutlichen Anstieg zeigt.]
Quelle: Bundeagentur für Arbeit, Focus


Natürlich ist ein Teil dieser Transfers legitim. Doch Ermittler weisen seit Jahren darauf hin, dass unter den legitimen Fällen auch zahlreiche missbräuchliche Konstellationen verborgen sein können.

Falsche Vaterschaftsanerkennungen

Die stark gestiegenen Transferzahlungen ins Ausland sind allerdings nur ein Teil des Gesamtbildes. Ein besonders heikles Feld ist das Thema »Scheinvaterschaften«. Ein deutscher Mann erklärt ein Kind aus dem Ausland zu seinem eigenen, oft gegen Geld. Eine tatsächliche Beziehung gibt es nicht, weder zum Kind noch zur Mutter, trotzdem gilt die Anerkennung. Mit solchen falschen Vaterschaftsanerkennungen verschaffen sich jedes Jahr Zehntausende Menschen ein Aufenthaltsrecht in Deutschland. Und das Kind erhält die deutsche Staatsbürgerschaft.

Über diesen Weg können auch die Mutter und weitere Angehörige ein Aufenthaltsrecht bekommen. Damit verbunden sind Ansprüche auf Leistungen, Unterstützung und Teilhabe. Denn die Männer zahlen in vielen Fällen keinen Unterhalt, also springt die Allgemeinheit ein. Experten sprechen von Schäden in dreistelliger Millionenhöhe280, Jahr für Jahr. Schätzungen gehen von rund 65.000 Fällen jährlich aus.281

Wie sich strukturelle Schwächen im System konkret auswirken können, zeigt ein Fall aus Köln: Ein Mann ohne gesicherten Aufenthaltsstatus erhält gemeinsam mit seiner Familie Leistungen in Höhe von über 7.000 Euro monatlich – trotz abgelehnter Asylanträge und strafrechtlicher Auffälligkeiten.282 Solche Fälle sind spektakulär. Doch sie sind nur die sichtbare Spitze eines Systems, das im Alltag vieler Behörden längst zur Dauerbelastung geworden ist.

Erst wenn man die Orte sieht, an denen sich diese Strukturen konkret manifestieren, beginnt man zu verstehen, wie tief die Probleme reichen. Einen solchen Ort lernte ich kennen, kurz nachdem die Politik angekündigt hatte, nun doch endlich härter gegen Sozialleistungsbetrug vorzugehen.

Das »Horrorhaus von Göttingen«

Kurz nachdem Bärbel Bas öffentlich angekündigt hatte, künftig härter gegen Sozialbetrug vorgehen zu wollen, schickte mich meine Redaktion zu einem Ort, der unter Ermittlern längst einen fast legendären Ruf als »Horrorhaus von Göttingen« hatte. Dort, so hieß es, lasse sich unter einem Brennglas beobachten, wie Sozialbetrug, behördliche Überforderung und soziale Verwahrlosung ineinandergreifen.

Ich hielt das zunächst für eine journalistische Übertreibung – bis ich dort ankam. Die Adresse lautet Groner Landstraße 9, nur wenige Gehminuten vom Göttinger Hauptbahnhof entfernt. Von außen wirkt der Gebäudekomplex wie ein gestrandeter Betonriese aus den späten 70er-Jahren – zwölf Stockwerke, einst ein modernes Wohnprojekt mit 432 Wohnungen. Heute erinnert das Gelände eher an eine Mülldeponie. Über 600 Menschen sollen hier leben, genaue Zahlen gibt es nicht. Zu- und Wegzüge werden oft gar nicht gemeldet.

Viele Mieten – meist vom Jobcenter übernommen – kommen beim Vermieter gar nicht an. Allein in den vergangenen zwei Jahren sind so über 911.000 Euro Mietrückstände entstanden. Der Wohnblock war einmal ein Vorzeigeprojekt, heute leben hier überwiegend Sozialleistungsempfänger, viele aus Rumänien und Bulgarien. Mir gegenüber weisen sie sich selbst – politisch unkorrekt – als »Zigeuner« aus. Schon im Innenhof wird klar, dass dieser Ort mit normalen Wohnverhältnissen kaum noch etwas zu tun hat. Sperrmüll stapelt sich meterhoch, kaputte Möbel, Matratzen, Kinderwagen, Elektrogeräte. Überall liegt Abfall. Der Geruch hängt schwer in der Luft. Ratten und Kakerlaken gehören zum Alltag. Aufzüge funktionieren oft nicht mehr, Heizungen fallen aus.

Die Zustände gelten selbst nach behördlichen Maßstäben als menschenunwürdig. Ein Teil der Verwahrlosung entsteht allerdings nicht nur durch mangelnde Instandhaltung, vieles ist hausgemacht. In den vergangenen zwei Jahren mussten die Flachdächer viermal komplett vom Müll geräumt werden. Zuletzt im Sommer 2025, nachdem ein Brand den Müll auf dem Zwischendeck entzündet hatte. Die Räumungskosten allein für dieses Zwischendeck lagen bei rund 140.000 Euro.

Als ich zweieinhalb Monate später dort ankomme, sind die Dächer wieder voll. Sofas, Schränke, Windeln, Kühlschränke – sogar ein Whirlpool steht zwischen den Müllbergen. Auch Vandalismus ist allgegenwärtig: Aufzüge zerstört, Türen verbogen, Wände eingetreten, Stromkästen aufgebrochen. Allein 803 Polizeieinsätze wurden im Jahr 2023 registriert, ein Jahr später immer noch 725.283 Ruhestörungen, Diebstähle, Körperverletzungen, Streitigkeiten – der Alltag in diesem Haus ist für Polizei und Rettungsdienste Routine geworden.

Zusammen mit dem Hausmeister gehe ich durch die Flure, Stockwerk für Stockwerk, bis hinauf in den zwölften Stock. In meiner gesamten journalistischen Arbeit – weder im Inland noch im Ausland – habe ich etwas Vergleichbares erlebt. Der Geruch ist kaum auszuhalten. Verrottender Müll, Tierkadaver, Exkremente, Urin, Brandschäden. Auf dem Boden liegen Glasscherben, Windeln und überall Mäuse- und Rattenkot. Man läuft wie über ein Feld aus kleinen Tretminen. Leere Wohnungen werden von der Hausverwaltung inzwischen mit Spanplatten und Stahlschrauben verriegelt, um sie davor zu schützen, als Mülllager missbraucht zu werden. Doch die Bewohner brechen die Platten einfach wieder heraus, dann wird weiter Müll hineingetragen. Brände gehören deshalb zum Alltag.

Einer der Hausmeister sagt: »Es kann gut sein, dass einige Bewohner die Brände selbst legen – um ihren Müll loszuwerden.« In manchen Fluren gibt es inzwischen kein Licht mehr, die Leitungen sind zerstört. Die Hausverwaltung beschäftigt zwei Mitarbeiter, die jeden Tag fünf Stunden lang Müll aus Fluren und Fluchtwegen räumen, nur damit der Brandschutz nicht vollständig zusammenbricht. Die wirtschaftliche Lage des Gebäudes ist ebenso absurd wie seine hygienischen Zustände. Von den 432 Wohnungen werden 316 von einer Hausverwaltung betreut – doch nur 161 davon sind überhaupt vermietet. Viele Mieter sind verschwunden, ohne ihre Schulden zu begleichen. Die Hausverwaltung wirkt resigniert. Was ist hier passiert?

Wenn Rechtsbruch zum Alltag wird

Eine Erklärung lieferte zuvor erneut Arbeitsministerin Bärbel Bas in einem Interview: In Deutschland existierten »ausbeuterische Strukturen«284, die Menschen aus anderen europäischen Ländern mit Mini-Arbeitsverträgen anwerben. Gleichzeitig würden diese Personen Sozialleistungen beantragen – und ein Teil der staatlichen Gelder werde anschließend abgeschöpft.

Genau dieses Modell scheint sich in der Groner Landstraße 9 zu manifestieren. Viele Bewohner stammen aus Rumänien. Sie kommen mit einem Arbeitsvertrag nach Deutschland – oft ein Minijob über wenige Stunden im Monat, etwa als Reinigungskraft. Ein solcher Vertrag reicht aus, damit eine ganze Familie mit Sozialleistungen aufstocken kann. Ob diese Jobs tatsächlich existieren oder nur auf dem Papier stehen, lässt sich häufig kaum überprüfen.

Die Mietzahlungen, die eigentlich vom Jobcenter direkt an den Vermieter überwiesen werden sollten, landen am Ende oft wieder auf den Konten der Mieter. Der Hausverwalter Dominik Fricke erklärt mir den Mechanismus: »Die Abtretungserklärung ist Voraussetzung für den Mietvertrag. Aber viele Mieter widerrufen diese Erklärung schon im ersten Monat. Dann überweist das Jobcenter das Geld wieder direkt an sie.«

Das System nutzt Schwächen der Verwaltung aus: mangelnde digitale Vernetzung, fehlenden Datenaustausch zwischen Behörden, überlastete Jobcenter und Ausländerämter. »Wir melden diese Fälle regelmäßig«, sagt Fricke. »Aber es dauert Monate, bis jemand reagiert. Und bis dahin sind manche Mieter schon wieder im Ausland.« Die Hintermänner bleiben meist unsichtbar.

Das »Horrorhaus von Göttingen« ist zweifellos ein Extremfall, doch gerade deshalb zeigt es etwas Grundsätzliches: Wo Betrug profitabel und zugleich risikoarm ist, wächst er. Und er bleibt selten auf Sozialleistungen beschränkt. Solche Strukturen können kriminelle Netzwerke finanzieren, Behörden überlasten und in betroffenen Vierteln ein Klima schaffen, in dem Rechtsbruch zum Alltag wird.

Auch mein Besuch endet nicht ruhig. Während die Hausverwaltung von Mietrückständen in Millionenhöhe spricht, stehen im Innenhof mehrere Fahrzeuge der Oberklasse – viele mit rumänischen Kennzeichen. Der Widerspruch könnte kaum deutlicher sein. Als ich versuche, diese Szene zu filmen, tritt mir plötzlich ein Mann von hinten in die Nieren. Kurz darauf endet der Drehtag für mich im Krankenhaus.

Der Vorfall zeigt: In solchen Milieus gilt Transparenz oft als Bedrohung. Journalisten, die versuchen zu berichten, werden schnell zum Ziel. So entstehen Räume, in denen staatliche Autorität nur noch eingeschränkt gilt. Das Haus in Göttingen steht deshalb für mehr als nur einen besonders verwahrlosten Wohnblock: Der Staat ist formal präsent – doch in manchen Bereichen wirkt er kaum noch.

Das Dunkelfeld des Sozialbetrugs

Doch das, was man noch sehen kann – Luxusautos im Innenhof, Mietrückstände, körperliche Angriffe auf Journalisten – ist nur die sichtbare Oberfläche eines Problems, das deutlich tiefer reicht. Unterhalb dieser Ebene existiert ein Geflecht, das für Behörden kaum greifbar ist. Ein Raum, in dem Sozialbetrug nicht mehr als gelegentliches Ausnutzen eines Systems erscheint, sondern als alltägliche Praxis innerhalb abgeschlossener Strukturen. Denn die offiziellen Zahlen erfassen nur einen Bruchteil der Realität.

Das eigentliche Dunkelfeld beginnt dort, wo Menschen vollständig außerhalb staatlicher Registrierung leben – und dennoch Teil des Systems sind. Mehrere Beamte berichten unabhängig voneinander, dass sie davon ausgehen, dass in Deutschland Hunderttausende, vielleicht sogar bis zu eine Million Menschen faktisch namenlos durchs System gleiten. Nicht registriert, nicht gemeldet – und doch versorgt.

Möglich wird das durch Netzwerke, in denen Identitäten austauschbar werden. Hier beginnt ein Bereich, über den öffentlich kaum gesprochen wird: ein Raum, in dem Sozialbetrug, Identitätsmissbrauch und familiäre Strukturen ineinandergreifen. Für Behörden entsteht dadurch eine Situation, in der Kontrolle oft nur noch eingeschränkt möglich ist.

Ein Bundespolizist aus Sachsen beschreibt das sehr nüchtern: »Wie man in Deutschland weitgehend unbehelligt leben kann? Das ist erstaunlich einfach – solange man in einem großen Familienverbund unterkommt.« Wenn jemand krank wird, erzählt er, nutzt er einfach die Krankenversicherungskarte eines Verwandten. »Die Karte vom Cousin, vom Schwager, vom Bruder – die gegenseitige Hilfsbereitschaft ist enorm.«

Auffliegen würden solche Fälle kaum. Der Beamte erinnert sich an ein Gespräch mit einer Bekannten, die in einer Arztpraxis arbeitet. Sie habe ihn gefragt, ob ihr Verdacht realistisch sei: Ein Patient sei ihr merkwürdig vorgekommen, sie vermutete, dass er die Versicherungskarte eines Angehörigen benutze. Seine Antwort war eindeutig. »Nicht nur möglich«, sagte er ihr. »Sehr wahrscheinlich.«

Die erste Verteidigungslinie eines Staates

Doch selbst wenn ein solcher Verdacht besteht, sind die Handlungsmöglichkeiten begrenzt. Eine Arztpraxis darf eine Behandlung im Zweifel nicht einfach verweigern – zumindest nicht, wenn eine medizinische Versorgung notwendig ist. Im Verdachtsfall bleibt meist nur eine Möglichkeit: die Polizei rufen. Denn nur sie darf eine Identitätsfeststellung durchführen. Damit entsteht eine Situation, die das strukturelle Problem besonders deutlich macht: Plötzlich liegt die Verantwortung nicht mehr bei Behörden oder Ermittlungsstellen – sondern bei einer medizinischen Fachangestellten an einem Empfangstresen.

Was geht einer solchen Person in diesem Moment durch den Kopf? Zunächst die Angst, sich zu irren. »Was, wenn ich jemandem Unrecht tue? Wenn es doch nur eine Verwechslung ist?« In einer Gesellschaft, in der der Vorwurf der Diskriminierung schnell im Raum steht, ist dieser Gedanke schwerwiegend. Niemand möchte öffentlich als voreingenommen gelten – schon gar nicht jemand, der beruflich täglich mit Menschen unterschiedlichster Herkunft arbeitet. Dann die Sorge vor einer Eskalation. Viele Praxen werden von jungen Frauen betrieben oder organisiert. Sie stehen plötzlich vor der Frage: »Ist dieser Patient ruhig? Könnte er aggressiv reagieren? Was passiert, wenn ich die Polizei rufe – während er noch vor mir steht?«

Und schließlich die Angst vor beruflichen Konsequenzen. Viele Arztpraxen arbeiten ohnehin unter enormem Druck. Konflikte kosten Zeit, Aufmerksamkeit und möglicherweise auch den Ruf der Praxis. »Was, wenn mein Chef denkt, ich hätte überreagiert?« Was, wenn der Vorfall öffentlich wird?

Am Ende steht eine Person allein vor einer Entscheidung: keine klare Routine, keine unmittelbare staatliche Unterstützung, nur ein Verdacht – und die Frage, ob sie handeln soll.

Für den Bundespolizisten aus Sachsen zeigt genau diese Situation ein grundlegendes Problem. »Am Ende sind es oft die schwächsten Glieder der staatlichen Infrastruktur«, sagt er, »die Verdachtsmomente erkennen und aushalten müssen.« Währenddessen bleiben die Strukturen, die hinter solchen Identitätswechseln stehen, weitgehend unangetastet. In manchen Familienverbünden werden Identitäten schlicht weitergereicht – wie ein Dokument, das man untereinander ausleiht.

Die Praxisangestellte steht damit exemplarisch für eine größere Entwicklung. Genauso gut könnten es Lehrer sein, Sozialarbeiter, Bankangestellte oder Vermieter. Sie alle bilden in solchen Momenten die erste Verteidigungslinie eines Staates, der seine eigenen Kontrolllücken oft erst erkennt, wenn sie bereits ausgenutzt werden. Denn ein Staat, der die Identität seiner Bürger nicht sicher kennt, verliert einen zentralen Hebel staatlicher Ordnung. Und genau dort entsteht ein Raum, der sich der demokratischen Kontrolle zunehmend entzieht.

Zweitwohnsitze in Berlin

Manchmal sind es Nebensätze, die mehr über ein System verraten als ganze Lageberichte. Am Telefon erzählt mir ein Beamter einer norddeutschen Spezialeinheit von einem Trend, der sich in der Szene der Organisierten Kriminalität längst herumgesprochen hat. Seine Stimme bleibt ruhig, fast beiläufig, und gerade deshalb wirkt der Satz so schwer: »Die ganz harten Jungs aus den OK-Strukturen, aus dem Rockermilieu oder aus Clans, besorgen sich aktuell Zweitwohnsitze in Berlin.« Nicht, weil sie die Stadt besonders mögen. Sondern weil sie dort etwas erwarten: bessere Bedingungen. Denn verurteilt wird ein Täter zwar am Tatort, aber wo er seine Strafe verbüßt, entscheidet sich später, verwaltungsrechtlich.

Und manchmal spielen dabei Dinge eine Rolle, die auf den ersten Blick harmlos wirken: Nähe zur Familie, ein gemeldeter Wohnsitz. Wer so etwas nachweisen kann, erhöht seine Chancen, die Strafe in der Nähe dieses Ortes zu verbüßen. »In Berlin«, sagt der Beamte, »hat man durchaus gute Chancen, im offenen Vollzug zu landen. Man muss dann nicht wirklich in den Knast.« Es ist ein Detail im System, aber eines, das verstanden wurde.

Ein Berliner Ermittler erzählt mir von einem Fall, der zeigt, wie weit manche gehen. Drei Beschuldigte stehen vor einer längeren Haftstrafe. Vater und Sohn aus Ostanatolien sind darunter. In einem anderen Bundesland wäre diese Strafe wohl vollstreckt worden. Also schaffen sie sich eine neue Realität – auf dem Papier. In Berlin taucht plötzlich eine pflegebedürftige »Mutter« auf. Angeblich muss man sich kümmern. Tatsächlich gibt es nach deutschen Maßstäben keine familiäre Verbindung. Also wird sie hergestellt: »Sie haben sich einfach willige Hochzeitspartner gesucht«, sagt der Ermittler. Mit den Eheschließungen entsteht eine Familie. Zumindest in den Akten. Und damit ein Grund, den Fall nach Berlin zu ziehen.

Was folgt, wirkt wie ein System, das sich selbst verheddert. Zuständigkeiten wechseln, Akten wandern, Fristen laufen, irgendwo geht etwas verloren. »Die Beschuldigten kamen alle nicht ins Gefängnis.« Der Ermittler weiß das so genau, weil einer der Beteiligten später darüber gesprochen hat. Nicht vor Gericht, sondern im Gefangenentransporter, betrunken und offen. Auch die Anwälte hätten mitgespielt. »Er sagte, die hätten ordentlich mit kassiert«, erzählt der Beamte. »Entweder sie machen mit – oder man setzt sie so lange unter Druck, bis sie es tun.«

Solche Geschichten wirken wie Ausnahmen – für viele Polizisten sind sie das nicht. Sie sind Beispiele für ein System, das berechenbar geworden ist. Nicht für den Staat, sondern für die, die ihn umgehen wollen. Und daraus entsteht eine Frage, die immer wieder fällt: Wenn Berlin für organisierte Kriminelle ein besonders günstiges Terrain ist – wie lange dauert es, bis sich diese Zustände ausbreiten? Für viele Einsatzkräfte ist Berlin längst mehr als nur eine Stadt – es ist ein Vorzeichen. Ein Ort, an dem Entwicklungen früher sichtbar werden als anderswo.

Die Stadt wird unter den Clans aufgeteilt

»In Berlin gibt es Viertel, wo nicht mehr die Polizei das staatliche Machtmonopol ausübt, sondern wo Clans und Großfamilien dieses Monopol faktisch ersetzen«, sagt eine erfahrene Ermittlerin. Berlin sei nur deshalb auffälliger, weil dort alles dichter sei. »Diese Tendenzen gibt es längst auch anderswo.«

In Gesprächen fällt der Name der Stadt immer wieder, wie ein Vergleich, wie eine Warnung. Nicht, weil dort andere Delikte begangen werden, sondern weil sich bekannte Muster verdichten. »Es gibt Kriminalitätsphänomene, die gibt es überall in Deutschland«, sagt ein Beamter einer Berliner Spezialeinheit. »Aber in Berlin sind die Probleme gefühlt zehnmal so groß – und das hat auch mit Politik zu tun.« Der Satz wirkt nüchtern – und gerade deshalb so deutlich. Denn was heute Alltag ist, wäre vor 15 Jahren kaum vorstellbar gewesen: Schüsse auf offener Straße, Handgranaten vor Kiosken, Drohungen mit Waffen, offene Machtdemonstrationen. Dinge, an die man sich nicht gewöhnen dürfte. »Die Stadt wird unter den Clans aufgeteilt – und wir schauen zu«, sagt ein Berliner Beamter.

Die Zahlen geben eine Richtung vor. Im Jahr 2025 wurde in Berlin 543mal geschossen. Dazu kommen 629 Fälle, in denen mit einer Schusswaffe gedroht wurde. Im Jahr davor waren es noch deutlich weniger: 363 Schusswaffenvorfälle, 303 Drohungen285 – die Entwicklung ist klar. Auch Justizsenatorin Felor Badenberg spricht von einer »neuen Dimension«.286 Die Gewalt sei sichtbarer geworden, offener, härter.

In Sicherheitskreisen führt eine Spur immer wieder nach außen. Bis an den Bosporus. Zur türkischen Mafia, die sich in den vergangenen Jahren nach Europa ausgebreitet hat. Berliner Beamte bestätigen diesen Eindruck: Nicht nur die Zahl der Vorfälle habe zugenommen, auch ihre Intensität. Im Zentrum steht ein Kampf um Märkte, Drogen, Einfluss, Schutzgeld. Offene Konflikte auf der Straße.

Besonders Ladenbesitzer mit türkischem Hintergrund leben in Angst, sagen Ermittler. Wer nicht zahlt, bekommt Probleme, nur wenige gehen noch zur Polizei. Badenberg beschreibt es so: Rivalisierende Gruppen setzen Gewalt gezielt ein: Schüsse auf Menschen, Fahrzeuge, Gebäude, Handgranaten auf Lokale.287

Berlin ist dafür ein einfacher Ort, weil Strukturen bereits existieren, Netzwerke, Kontakte und Milieus. Wer kommt, trifft auf Verbindungen, auf Verwandte, auf Bekanntschaften. Der Einstieg ist leicht: Das organisierte Verbrechen siedelt sich dort an, wo es bereits verankert ist. Hinzu kommt etwas anderes: Täter werden gezielt aus dem Ausland nach Berlin gebracht. Um Druck auszuüben, um einzuschüchtern. Das ist keine spontane Kriminalität mehr. Es ist organisiert und international.

Berliner Zustände bald überall?

In Berlin werden rund 13 arabische und türkisch-kurdische Clans mit mindestens 10.000 Mitgliedern der Organisierten Kriminalität zugerechnet.288 Ihr Auftreten ist entsprechend selbstbewusst. Nur wenige Schritte vom Bundesnachrichtendienst entfernt liegt ein Vier-Sterne-Hotel, dort treffen sich regelmäßig mehrere Hundert Männer.289 Wer vorbeigeht, sieht es sofort: Lamborghinis, Ferraris, G-Klassen parken in zweiter Reihe, auf dem Gehweg. Die Hierarchie ist sichtbar: Die wichtigsten Männer sitzen draußen auf Stühlen, mitten auf dem Bürgersteig. Um sie herum bilden sich Kreise, immer größer, bis fast zur anderen Straßenseite, Platz macht niemand.

»Hier trifft sich die türkische Mafia«, sagt ein Beamter einmal zu mir. Einer der einflussreichsten Männer in diesem Milieu war Mehmet K.290 Im Mai 2025 lädt er zur »Bingöl-Nacht« ein. Eine Veranstaltung, benannt nach seiner Herkunftsregion in der Türkei. Hochrangige Figuren kommen, auch Issa Rammo291 vom Rammo-Clan. Gepanzerte Fahrzeuge fahren vor. Alles ist dokumentiert auf TikTok.292, 293 Ich selbst gerate zufällig in diese Szene auf dem Rückweg vom RTL-Studio. Plötzlich stehe ich mitten in einer Menge von Männern, die man sonst nur aus Ermittlungsakten kennt. Ich schiebe mich durch, die Polizei ist nicht zu sehen.

Monate später stirbt Mehmet K. an Krebs. Bei seiner Trauerfeier stehen wieder Clangrößen zusammen. Diesmal ist die Polizei mit Hundertschaften vor Ort. Und trotzdem zeigt sich, wie stabil diese Strukturen sind. Ein Teilnehmer sagt gegenüber SPIEGEL TV, Mehmet K. sei ein »Gleichgewicht von Berlin«294 gewesen. Einer, der Dinge geregelt habe, bevor Behörden davon wussten. Jetzt, sagt er, hätten »die Bullen die ganze Arbeit«. Und dann dieser Satz: »Ich denke, jetzt geht die Hölle los in Berlin.«

Eine Berliner Beamtin bestätigt den Eindruck. »Es hat sich ein Machtvakuum gebildet«, sagt sie. Und dann folgt ein Satz, der in Erinnerung bleibt. »Das wollen wir als Polizei eigentlich nicht.« Jetzt sei »richtig Alarm im Milieu«. Man entscheide sich manchmal bewusst dagegen, gegen bestimmte Personen vorzugehen. Weil es ohne sie noch schlimmer werden könnte.

Spätestens hier zeigt sich, wie weit die Entwicklung ist. Wenn der Staat abwägt, ob das Eingreifen die Lage verschärft, ist das Gewaltmonopol nicht mehr unangefochten. Dann reagiert er nicht mehr nur. Dann passt er sich an.

Was bedeutet das für den Rest des Landes? Viele Beamte sagen: Berlin war nicht immer so. Die heutige Lage sei das Ergebnis von Jahren. Von Zurückhaltung, von Überforderung, von zu wenig Eingriff. Berlin ist für sie kein Sonderfall, sondern ein Beispiel. Ein Lehrstück dafür, was passiert, wenn Strukturen wachsen dürfen, zu lange, zu ungestört.

Viele schauen deshalb auf die Stadt wie auf ein Frühwarnsystem. Denn die Muster sind nicht einzigartig, sie tauchen auch anderswo auf. Im Moment noch schwächer, noch weniger sichtbar – aber erkennbar. Netzwerke entstehen, Gruppen wachsen und Einflussräume werden verteilt. Berlin ist in diesem Feld keine Ausnahme. Sondern ein Vorsprung.

Nicht jede Stadt muss diesen Weg gehen. Aber die Mechanismen sind ähnlich. Wird früh eingegriffen, lassen sich Strukturen eindämmen – wachsen sie über Jahre, entsteht ein Gefüge, das sich nur noch schwer zurückdrängen lässt. Die Warnung vor »Berliner Zuständen« ist deshalb mehr als ein Schlagwort, für viele Ermittler ist sie eine Prognose. Eine, die beschreibt, was passieren kann. Nicht irgendwann, sondern Schritt für Schritt.


9.

Die Polizei als Ausputzer des Versagens der Politik

Manchmal sagt ein einzelner Satz mehr über die Funktionsweise eines Systems aus als ganze Regierungsprogramme: »In Hamburg gibt es keine Clans.« Der Mann, der das sagt, ist kein Politiker und kein Pressesprecher einer Behörde, er ist Ermittler im Bereich Organisierte Kriminalität. Einer von denen, die seit Jahrzehnten sehen, was tatsächlich passiert – nicht das, was öffentlich erzählt wird.

Als er diesen Satz sagt, schaue ich ihn irritiert an. Hamburg hat Deutschlands größten Hafen, er ist eines der wichtigsten Einfallstore für internationale Warenströme – und damit zwangsläufig auch für Drogen, Schmuggel und organisierte Netzwerke. Dass ausgerechnet dort keine Clanstrukturen existieren sollen, erscheint kaum plausibel. Der Beamte lächelt, ein kurzes, fast amüsiertes Lächeln. »Natürlich gibt es hier Clanstrukturen – und zwar nicht zu knapp.«

Dann lehnt er sich etwas zurück und erklärt den Satz, der zunächst so absurd klang. »Wenn es in den umliegenden Städten wie Lüneburg oder Stade Clankonflikte gibt, dann hört das doch nicht plötzlich an der Stadtgrenze von Hamburg auf.« Die Realität sei allen bekannt, sagt er. Jeder Sachbearbeiter wisse, welche Familienstrukturen existieren, welche Netzwerke aktiv sind, wer mit wem Geschäfte macht und wer in welchen Milieus Einfluss ausübt. »Aber der Begriff ›Clan‹ war politisch lange nicht erwünscht.« Also gab es Clans offiziell einfach nicht. »Dem Bürger wurde vermittelt, dass in der Hansestadt alles in Ordnung ist.«

Dieser kurze Dialog erzählt viel über das, was Polizisten mir in Gesprächen immer wieder schildern. Je tiefer man in ihre Perspektive eintaucht, desto klarer wird ein Muster, das sich durch nahezu alle Bereiche dieses Buches zieht: Die Polizei steht am Ende einer politischen Fehlerkette. Sie ist die Instanz, die ausbaden muss, was an anderer Stelle versäumt, verschleppt, verdrängt oder schöngeredet wurde. Während politische Debatten im Kreis laufen, Zuständigkeiten hin- und hergeschoben werden und Behörden im Verwaltungsdickicht stecken bleiben, stehen diejenigen, die Ordnung im Alltag sichern sollen, ganz unten in der Hierarchie – aber ganz vorne in der Verantwortung.

Viele Beamte beschreiben das Gefühl, nur noch die Symptome eines Systems zu verwalten, das politisch entweder nicht willens oder nicht fähig ist, die Ursachen anzugehen. Ob unkontrollierte Migration, Clanstrukturen, Organisierte Kriminalität, überforderte Jugendämter, Sozialbetrug oder internationale Konflikte, die inzwischen auf deutschen Straßen ausgetragen werden – immer dann, wenn politische Entscheidungen nicht greifen oder gar nicht erst getroffen werden, landet das Problem am Ende bei der Polizei. »Wir sind die Feuerwehr«, sagt ein Polizist sinngemäß, »die jeden Tag ausrückt, während die Politik gleichzeitig Benzin ins Feuer gießt.«

Andere Beamte formulieren es weniger drastisch, aber inhaltlich ähnlich. Sie sprechen davon, »Löcher zu stopfen«, obwohl das Fundament längst bröckelt. Mit jedem Jahr wächst dabei nicht nur die Belastung, sondern auch die Frustration. Frustration darüber, dass Gesetze nicht angepasst werden, Missstände nicht angegangen, Parallelgesellschaften nicht begrenzt, Täter nicht abgeschoben und Gefahren nicht offen benannt werden dürfen. Frustration darüber, dass Probleme, die seit Jahren erkannt sind, politisch kleingeredet oder in ideologischen Debatten zerrieben werden. Und Frustration darüber, dass am Ende ausgerechnet diejenigen auf der Straße die Konflikte austragen müssen, die in Parlamenten, Rathäusern und Ministerien längst hätten gelöst werden sollen.

Der Eindruck aus unzähligen Gesprächen mit Polizistinnen und Polizisten ist erstaunlich einheitlich: Die Polizei befindet sich vielerorts im Dauernotbetrieb – nicht, weil sie ihre Arbeit schlecht macht, sondern weil andere Institutionen ihre Verantwortung nicht erfüllen. Sie ist häufig nicht der starke Arm eines souveränen Staates. Sondern der Stoßdämpfer für politische Feigheit, strukturelle Defizite und jahrelange Realitätsverweigerung. Dieses Kapitel zeigt, was das konkret bedeutet – für den Rechtsstaat, für die Polizei und für die innere Sicherheit eines Landes, das sich zunehmend darauf ver lässt, dass diejenigen an der Basis schon irgendwie klarkommen.

Gewalt beginnt, wo kein Respekt mehr da ist

Es ist kurz nach Mitternacht in Alt-Sachsenhausen. Die Luft riecht nach Bier, kaltem Rauch und Dönerfett. Vor den Kneipen stehen dichte Menschentrauben, Musik dröhnt aus offenen Türen, irgendwo klirrt Glas. Polizeiwagen rollen langsam durch die engen Straßen des Frankfurter Partyviertels, Blaulicht spiegelt sich in den Schaufenstern.

Die Beamten wissen schon beim Aussteigen, was sie erwartet. »Gewalt beginnt viel früher, als viele denken«, sagt ein Polizist, der mehrere Jahre hier Streife gefahren ist. »Sie beginnt da, wo überhaupt kein Respekt mehr da ist.« Es beginnt mit Beschimpfungen. Mit Menschen, die absichtlich näher kommen, als sie dürften. Mit Männern, die Polizisten anrempeln, sie provozieren, sich über Anweisungen hinwegsetzen. »Du wirst permanent beleidigt. Leute gehen auf dich zu, unterschreiten jede Distanzgrenze, hören nicht auf einfache Anweisungen.«

Und manchmal bleibt es nicht bei Worten. Der Beamte hat fast fünf Jahre in Alt-Sachsenhausen gearbeitet, Wochenenddienste, Nacht für Nacht. »Dort ist das eigentlich gängige Praxis.« Widerstand bei Festnahmen. Schubsereien. Menschen, die Beamte wegdrücken oder versuchen, Kollegen aus dem Griff zu ziehen. Dritte, die plötzlich eingreifen und Festnahmen verhindern wollen.

»Angespuckt worden bin ich auch«, sagt er. »Es wurde versucht, Sachen von meiner Koppel zu entreißen.« Was genau – Pfefferspray, Funkgerät, Schlagstock –, spielt in solchen Momenten keine Rolle. Entscheidend ist nur: Jemand greift nach der Ausrüstung eines Polizisten. »Da ist eigentlich die ganze Palette dabei«, sagt der Beamte. »Ich wüsste gar nicht, wo ich anfangen sollte.«

Besonders extrem werde es an Wochenenden. Dann mischen sich Alkohol, Drogen, Gruppendynamik und eine Atmosphäre, in der sich viele Menschen gegenseitig hochschaukeln. Unter der Woche, sagt er, sei Sachsenhausen ein schönes Viertel. Restaurants, Cafés, Menschen, die höflich grüßen. »Aber am Wochenende gehst du dorthin und weißt schon: Das ganze Wochenende wird es Ärger geben.«

Der Grund sei weniger der Alkohol als die Haltung. »Respekt gibt es dort eigentlich nicht mehr.« Man werde ausgelacht. »Die Leute wissen genau: Egal, was passiert – am Ende passiert ihnen nichts.« Der Beamte, etwa Mitte 30, kommt ursprünglich vom Land. Als er zur Polizei ging, war ihm nicht klar, wie sehr sich das Verhältnis zwischen Polizei und Teilen der Bevölkerung verändert hat. »Ich wusste gar nicht, dass Menschen so wenig Respekt vor der Polizei haben können oder,« wie er es korrigiert, »dass Respekt teilweise komplett fehlt.«

Wenn er typische Beschuldigte nach Widerständen oder Körperverletzungen beschreiben soll, zögert er kurz – dann wird er konkret. »Seiten kurz rasiert, lockiges schwarzes Haar, schwarze Steppjacke.« Manchmal, sagt er, fehle noch eine Gucci-Umhängetasche. Auf die Frage, ob es sich dabei eher um junge Deutsche wie »Jonas und Steffi« handele, schüttelt er den Kopf. »Die haben wir in den allerwenigsten Fällen.« Vielleicht 10 Prozent, schätzt er. Der Rest seien häufig Männer mit nordafrikanischem oder arabischem Hintergrund. »Marokkaner, Syrer, nordafrikanisch – aus diesem Bereich.«

Dieselbe Situation – unterschiedlicher Personenkreis

Für ihn zeigt sich der Unterschied besonders deutlich in einer Szene, die er mir schildert. Eine Verkehrskontrolle, ein Auto mit vier jungen Leuten wird angehalten. Zwei Frauen, zwei Männer – nennen wir sie Steffi und Michael und ihre Freunde. Sie wollten feiern gehen. Der Fahrer legt sofort die Hände aufs Lenkrad. »Darf ich kurz da hingreifen?«, fragt er höflich, bevor er nach seinen Papieren greift. Als die Beamten nach dem Kofferraum fragen, fragt er zurück: »Soll ich kurz aussteigen?« Die Kontrolle verläuft ruhig, respektvoll, fast routiniert. »Das war total locker«, sagt der Polizist.

Ein paar Stunden später dieselbe Situation – nur mit einem anderen Personenkreis. Schon beim Anhalten beginnt das Problem. »Von der ersten Sekunde an werden wir geduzt.« »Lass uns weiter, wir wollen nur feiern«, sagt einer der Insassen. Noch bevor die Beamten etwas erklären können, steigt hinten jemand aus. »Setz dich wieder ins Auto«, sagt der Polizist. »Nö«, kommt die Antwort. »Ich darf machen, was ich will.«

Der Beamte versucht, die Situation ruhig zu halten. »Wenn du draußen stehst, Hände ans Auto.« Doch der Mann antwortet nur: »Was ich mit meinen Händen mache, ist mein Problem, nicht deins.« Dann greift er in seine Ta sche. Auf der anderen Seite steigt der nächste aus. »Ey, lass meinen Kollegen in Ruhe.« Der Polizist erklärt, dass es sich um eine Kontrolle handelt und die Maßnahmen der Eigensicherung dienen. Doch das interessiert niemanden mehr. »Lasst ihn in Ruhe«, ruft der Mann – und zieht einen der Beamten zur Seite. Innerhalb weniger Sekunden eskaliert die Situation. Am Ende müssen zwei Personen zu Boden gebracht und mit Handschellen fixiert werden. »Nur damit wir überhaupt Ruhe haben, um die anderen beiden zu kontrollieren.«

Dabei hätte all das gar nicht passieren müssen. Denn am Ende stellt sich heraus: Niemand hat etwas dabei. Keine Drogen, keine Waffen. Alle können weiterfahren. »Das Problem ist einfach«, sagt der Beamte. »Diese Leute fühlen sich von Anfang an angegriffen.« Die Kontrolle wird für sie zu einem Kräftemessen. »Sie wollen zeigen, wer hier eigentlich das Sagen hat.« Und sie wissen, dass ihnen in den meisten Fällen wenig passiert. »Respekt vor der Polizei gibt es ohnehin nicht.«

Als junger Polizist habe ihn das schockiert, sagt er. »Ich war oft angespannt und habe mich gefragt: ›Wie soll das hier weitergehen? Wohin steuert dieses Land?‹« Heute sieht er vieles nüchterner. »Inzwischen denke ich mir oft nur noch: ›Das sind einfach arme Schweine.‹«

Doch die Frage nach der Zukunft lässt ihn trotzdem nicht los. Nach manchen Wochenenddiensten habe er zu Hause gesessen und einen Satz gesagt, den er sich selbst kaum erklären kann. »Deutschland geht komplett den Bach runter. Wir verlieren dieses Land.«

Sonntagmittag, sagt er, sei oft der Moment der Erleichterung gewesen. Wenn man wieder mit Menschen sprechen konnte, die einfach normal miteinander reden. Denn an Wochenenden, in den Straßen von Alt-Sachsenhausen, verändere sich selbst die Sprache der Polizei. »Du passt dich automatisch an.« Die Gespräche auf der Straße laufen dann anders. »Digga, lass mich.« »Wallah, was willst du?« »Bruder, lass mich in Ruhe.«

Die Polizisten übernehmen diese Sprache nicht vollständig, sagt er. Aber sie passen sich ein Stück weit an. Denn höfliche Formulierungen funktionieren dort oft nicht mehr. »Du sagst nicht mehr: ›Könnten Sie bitte …‹« Du sagst: »Lass jetzt die Hände unten.« Oder: »Halt jetzt mal den Mund.« Nicht, weil man unhöflich sein will. Sondern weil Höflichkeit in diesem Moment manchmal wie eine Fremdsprache wirkt.

Eine sinkende Hemmschwelle zur Gewalt

Wer einmal eine Nacht lang Polizeifunk mithört, hört die Stadt anders. Es sind kurze, knappe Codes, die durch die Lautsprecher rauschen. Kaum ein Satz ist vollständig, vieles besteht aus Abkürzungen, die Außenstehenden wenig sagen. Für Polizisten dagegen erzählen sie ganze Geschichten.

»VUP«, meldet eine Stimme. Verkehrsunfall mit Personenschaden. »HG.« Häusliche Gewalt. Und immer wieder ein Kürzel, das viele Beamte inzwischen häufiger hören als früher: »KV.« Körperverletzung.

Ein Polizist aus Köln erzählt mir, dass sich seine Wahrnehmung des eigenen Berufs in den letzten Jahren deutlich verändert hat. Nicht durch einzelne spektakuläre Fälle – sondern durch die Summe der Einsätze. »Wer Polizeifunk hört, denkt anders über unseren Job.« Früher seien bestimmte Meldungen eher Ausnahmen gewesen. Heute gehörten sie zum Alltag. »KV hören wir heute sehr viel öfter als noch vor ein paar Jahren«, sagt er.

Oft taucht ein weiteres Wort in denselben Funksprüchen auf: Messer. Die Kombination aus beidem – Körperverletzung und Messer – sei für viele Streifenbeamte längst keine seltene Lage mehr. Die Einschätzung des Polizisten deckt sich mit den offiziellen Zahlen. Die Statistiken zeigen seit Jahren einen Anstieg von Gewaltdelikten in vielen deutschen Städten.

Doch was in Tabellen und Diagrammen abstrakt wirkt, hat für die Einsatzkräfte eine sehr konkrete Bedeutung. Jeder Funkspruch ist ein Ort, eine Wohnung, eine Straße, eine Kneipe. Ein Mensch, der verletzt wurde – oder verletzt hat. Und für die Beamten bedeutet jeder dieser Einsätze dasselbe: wieder ausrücken, wieder eingreifen, wieder versuchen, eine Situation zu beruhigen, die oft längst eskaliert ist.

Ein anderer Polizist beschreibt mir einmal, wie er nach einem besonders langen Wochenende nach Hause kam: »Ich war an jedem Körperteil verletzt.« Es waren keine schweren Verletzungen, sagt er. Aber überall Spuren: Kratzer, blaue Flecken, Prellungen. »Das ist nichts, womit du zum Arzt gehst.« Aber es ist etwas, das sich summiert.

Viele Beamte sprechen inzwischen von einer Veränderung, die sich schwer in Zahlen fassen lässt: einer sinkenden Hemmschwelle zur Gewalt. Konflikte eskalieren schneller. Widerstand gegen Polizeimaßnahmen wird selbstverständlicher. Und immer häufiger sind Menschen beteiligt, die kei nerlei Respekt mehr vor staatlicher Autorität zeigen.

Wenn das System gegen die Polizei gedreht wird

Am Ende unseres Gesprächs erzählt mir ein Beamter noch eine Geschichte, bei der er kurz innehält, bevor er spricht. Sie wirkt so absurd, dass man sie zunächst kaum glauben will. »Es gibt Situationen«, sagt er, »da versuchen Leute nicht nur zu fliehen oder sich zu wehren. Sie versuchen, den Beamten selbst zum Täter zu machen.«

Er beschreibt eine Masche, die ihm und Kollegen nach eigenen Angaben mehrfach begegnet sei – vor allem bei Diebstahlsdelikten. Verdächtige Frauen – zumeist aus Sinti- und Roma-Gemeinschaften –, die beim Stehlen erwischt wurden, spekulierten darauf, für einen Moment allein mit einem männlichen Beamten zu sein. Dann beginne eine Szene, die selbst erfahrene Polizisten überrumpeln könne. »Sie greifen sich plötzlich selbst in den Schritt«, erzählt er, »und schmieren dem Beamten anschließend Körpersekrete an die Kleidung.«

Der Zweck sei klar: Spuren zu hinterlassen. »Wenn ihre DNA an deiner Uniform ist, können sie später behaupten, du hättest sie sexuell belästigt.« In diesem Moment, sagt der Polizist, kippe die Situation vollständig. Aus der Beschuldigten könne binnen Sekunden eine vermeintliche Geschädigte werden – und der Beamte selbst stehe plötzlich unter Verdacht. »Das Ziel ist natürlich, dass ihr eigenes Delikt in den Hintergrund rückt«, sagt er. »Und dass der Polizist den Ärger bekommt.«

Für Beamte bedeutet das ein erhebliches Risiko. Ein solcher Vorwurf löst automatisch Ermittlungen aus, oft verbunden mit Suspendierung oder zumindest einer internen Prüfung. Selbst wenn sich der Verdacht später als haltlos erweist, kann der Schaden für den betroffenen Polizisten beträchtlich sein.

Der Beamte erzählt diese Geschichte nicht, um Empörung zu erzeugen. Er erzählt sie, weil sie aus seiner Sicht etwas Grundsätzliches zeigt: wie sich Konflikte zwischen Polizei und bestimmten Tätergruppen verändert haben. »Früher ging es darum, wegzulaufen«, sagt er. »Heute versuchen manche, das System selbst gegen dich zu drehen.«

Für viele Polizistinnen und Polizisten ist genau das ein Teil der Realität ihres Berufs geworden: nicht nur Gewalt, nicht nur Widerstand – sondern auch Strategien, mit denen Täter versuchen, den Rechtsstaat auszunutzen. Und manchmal, sagt der Beamte zum Abschied, sei genau das das Frustrierendste an diesem Job: »Dass du am Ende nicht nur gegen Kriminalität arbeitest – sondern auch gegen ein System, das sich jederzeit gegen dich wenden kann.«

Der Staat im Papierstau

Der Drucker rattert, dann stoppt er. Ein kurzes Blinken – Papier leer. Der Beamte steht auf, greift nach dem Stapel neben dem Gerät, zieht die Kassette heraus, schiebt neues Papier hinein. Klick. Weiter – für ein paar Sekunden. Dann wieder Stillstand. Wieder dieses leise, nervige Blinken. Neben ihm sitzt ein Kollege vor dem Rechner. Der Cursor dreht sich – warten. Dann friert der Bildschirm ein. Neustart, alles noch einmal.

Draußen im Wartebereich würgt jemand, laut, nass. Ein Mann sitzt dort, zusammengesunken auf einem Stuhl, der Geruch von Alkohol zieht bis in den Flur. Er übergibt sich: einmal, dann noch einmal. Niemand reagiert sofort. Nicht, weil es egal wäre – sondern weil gerade nichts anderes geht.

»Wir hatten einmal so einen Fall«, sagt der Beamte später. »Ein Obdachloser. Absolute Lappalie.« Eine Aufenthaltsermittlung, eigentlich eine Sache von Minuten. Ein kurzer Blick in die Systeme, Personalien klären, fertig. Stattdessen: anderthalb Stunden, sechzehn, siebzehn Seiten Papier. Der Drucker spuckt sie Stück für Stück aus. Belehrungen, Hinweise, Anträge, Felder, die ausgefüllt werden müssen.

Immer wieder die gleiche Beschreibung: Wie wurde die Person angetroffen? Wann, wo? In welchem Zustand? Wort für Wort. Der Beamte tippt, korrigiert, tippt weiter. Der Rechner hängt sich auf. Wieder neu. Speichern, hoffen, dass nichts verloren geht. Nebenbei dieses Geräusch aus dem Wartebereich. Wieder würgen, wieder dieser Geruch. Aber der Blick bleibt auf dem Bildschirm, muss bleiben, weil jede Zeile sitzen muss, weil jedes Feld Pflicht ist. Weil jeder Fehler später zurückkommt.

»Die Seiten bestehen größtenteils aus Belehrungen«, sagt er. »Aus Text, den keiner liest. Aber wir müssen ihn trotzdem produzieren.« Es ist kein Ein zelfall, es ist Alltag. »Diese Bürokratie ist nicht einfach überbordend«, sagt er. »Sie ist hemmend. Sie ist lähmend.«

Während er und sein Kollege schreiben, drucken und dokumentieren, passiert nichts anderes – und genau das ist das Problem. »Eine zügige Bearbeitung«, sagt der Beamte, »ist so nicht möglich.«

Hinzu kommt ein System, das sich selbst im Weg steht. Polizei, Justiz, Ordnungsamt – jeder arbeitet für sich. Eigene Programme, eigene Nummern, eigene Logik. »Bei einem Amtshilfeersuchen hat jede Stelle ihr eigenes Aktenzeichen«, sagt er. Sieben, acht verschiedene Nummern für ein und denselben Vorgang. Alles muss zugeordnet, muss abgeglichen werden. Alles kostet Zeit.

Zum Beispiel eine Hausdurchsuchung: Polizei ist da, Justiz ist da, Ordnungsamt auch. Vielleicht liegt ein Haftbefehl vor. Klingt nach Zusammenarbeit, ist es aber nicht. »Operativ funktioniert das kaum synchron«, sagt er. Jeder arbeitet in seinem System, jeder für sich, Schnittstellen fehlen. »Am Ende hat man sieben oder acht verschiedene Aktenzeichen – für ein und denselben Vorgang.« Abstimmung kostet Zeit – Zeit, die man nicht hat. »Als Bürger kann man sich das kaum vorstellen«, sagt der Beamte.

Die Durchsetzung des Strafrechts leidet

Eine der größten Gefahren für die innere Sicherheit geht heute – so erzählen es mir Polizistinnen und Polizisten aus dem ganzen Land – nicht mehr allein von Tätern aus. Sondern von einem System, das sich selbst blockiert. Während Kriminalität schneller, flexibler und internationaler geworden ist, arbeitet der Staat vielerorts mit Strukturen aus einer anderen Zeit. Täter handeln in Minuten, Behörden reagieren in Formularen. Nicht selten ist der Beschuldigte längst wieder auf freiem Fuß, während der Beamte noch am Schreibtisch sitzt.

Was zunächst wie ein organisatorisches Problem klingt, ist für viele Beamte längst ein Sicherheitsproblem. Denn wenn Behörden nicht miteinander funktionieren, leidet nicht nur die Effizienz, es leidet die Durchsetzung des Strafrechts. »Gerade bei schweren Straftaten kann es nicht sein, dass Täter auf freien Fuß gesetzt werden, weil interne Kommunikation oder Bearbeitungssysteme versagen.« Doch genau das passiert. Ein falsches Ak tenzeichen, ein Formfehler, ein versäumter Termin – und ein Täter ist wieder draußen. Nicht, weil er unschuldig ist – sondern weil das System an sich selbst scheitert.

Die Täter wissen das. »Dealer sagen uns manchmal ganz offen: ›Jungs, nachher im »Afri Bistro«295 bringe ich euch einen Kaffee vorbei.‹« Der Satz ist kein Witz. Er ist eine Prognose. Die Männer wissen, dass sie oft wenige Stunden später wieder auf der Straße stehen. Und dass sie denselben Polizisten womöglich noch am selben Abend wieder begegnen. Diese Haltung entsteht nicht aus Arroganz allein, sie entsteht aus Erfahrung.

Wenn staatliches Handeln regelmäßig folgenlos bleibt, entsteht ein Eindruck von Schwäche. Bürokratie hat im Rechtsstaat eine wichtige Funktion: Sie soll Transparenz schaffen, Macht begrenzen und Bürger schützen. Doch viele Beamte erleben eine Verwaltung, die inzwischen den Ernst der Lage nicht mehr abbildet.

Keine Kapazität, nirgends

Anderes Beispiel: Ein einfacher Ladendiebstahl, ein paar Euro Warenwert, nichts, was aus der Reihe fällt. Und doch beginnt damit ein Ablauf, der sich anfühlt wie ein Sog. »Eigentlich ein Grundsatzdelikt«, erzählt mir ein Beamter. »Aber der Ablauf ist enorm.« Der Tatverdächtige steht vor den Beamten: keine Papiere, kein Ausweis, kein fester Wohnsitz, vielleicht ein Name, vielleicht mehrere. Also beginnt die Suche: Datenbanken abfragen, warten. Irgendwann steht eine Identität im Raum – oder etwas, das dafür gehalten wird. Dann die Durchsuchung. Hände, Taschen, Kleidung – jeder Griff muss festgehalten werden. Wer durchsucht hat, wann, wo, mit welchem Ergebnis. Es entsteht ein Protokoll, Seite für Seite. Später kommen Fotos dazu. Der Drucker läuft wieder an.

Dann der nächste Schritt: ein Platzverweis. Auch der muss schriftlich formuliert werden. Begründung, Rechtsgrundlage, Unterschrift. Wieder Papier, wieder Zeit. Und dann die Kontrolle: Hält er sich daran? »Wenn nicht, müssten wir Zwang anwenden«, sagt der Beamte. Ingewahrsamnahme, neue Formulare, noch mehr Papier.

Doch bevor es dazu kommt, stellt sich eine andere Frage. Gibt es überhaupt eine freie Zelle? Die Antwort kommt oft schnell, und sie ist ernüch ternd: nein, keine Kapazität, nirgends. Also stehen sie da, mit jemandem, der sich nicht an Anordnungen hält – und mit einem System, das keine Antwort hat. »Man kündigt Zwang an«, sagt der Beamte. »Und merkt, dass man ihn nicht umsetzen kann.«

Dann beginnt die Suche. Telefonate, fragen, warten, meist vergeblich. Wenn schon dafür kein Raum ist – wo ist er dann für Schwersttäter? »Die Polizei ist am Ende«, sagt er leise. »Es gibt keine Kapazitäten mehr für die Realität.«

Das Rotationsmodell

»Uns wird ja ein grundsätzliches Rassismusproblem unterstellt«, sagt ein Berliner Beamter. Er sagt es ruhig, fast müde. Die Politik reagierte darauf 2021 mit einer Idee: »Rotationsmodell«. Jeder Beamte sollte regelmäßig die Dienststelle wechseln, alle drei Monate war im Gespräch. Ein ständiges Wandern von Revier zu Revier. Die Begründung: Man wolle verhindern, dass sich Strukturen verfestigen, Netzwerke entstehen.

»Aus unserer Sicht gab es dafür keinen Grund«, sagt der Polizist. »Nur einen politischen.« Trotzdem wurde geplant, vorbereitet, angekündigt und dann umgesetzt. Für alle, ohne Ausnahme. Auch für Beamte mit Migrationshintergrund, auch für diejenigen, die mit dem Vorwurf nichts zu tun hatten: »Alle mussten rotieren.« In der Praxis bedeutete das nicht nur einen neuen Arbeitsplatz, es bedeutete Papier. Viel Papier, Formulare. Sieben, acht Stück pro Wechsel. Dokumentation, neue Akten, neue Zuständigkeiten: Alles musste festgehalten werden. Dabei änderte sich kaum etwas: Die Waffe blieb dieselbe, die Ausrüstung auch, die Aufgaben ebenfalls. Nur das Gebäude wechselte. Und trotzdem wuchs der Aufwand.

Die Verwaltung kam nicht hinterher, Formulare fehlten, Systeme stockten. »Die Verwaltung hat sich selbst ins Bein geschossen«, sagt der Beamte. Nach kurzer Zeit wurde zurückgerudert, die Pflicht abgeschwächt. Am Ende blieb eine kleine Variante: Neue Kollegen sollten einmal wechseln, im ersten Jahr. Offiziell ein Kompromiss, inoffiziell ein Eingeständnis. Für viele blieb der Eindruck: eine Maßnahme ohne Bezug zur Realität. »Dass selbst Kollegen mit Migrationshintergrund rotieren mussten, um angeblich rechte Tendenzen zu verhindern«, sagt er, »war für uns wie ein schlechter Witz.«

»Wir verwalten uns tot«

Für viele ist dieses Modell mehr als nur eine Episode. Es steht für etwas Größeres. Entscheidungen, die von oben kommen – und unten vor allem eines erzeugen: mehr Bürokratie, mehr Aufwand, weniger Wirkung. Und während das passiert, laufen die Einsätze weiter.

Die Unterschiede werden besonders sichtbar, wenn Beamte aus verschiedenen Bundesländern zusammenarbeiten. Dann prallen Systeme aufeinander: unterschiedliche Abläufe, Regeln und Geschwindigkeiten. Und immer wieder fällt ein Name: Berlin. Für viele ein Extrembeispiel, ein Ort, an dem sich Verwaltung und Realität besonders weit voneinander entfernt haben.

Doch die Bürokratie endet nicht bei Formularen, sie reicht tiefer. Sie zeigt sich auch im Misstrauen. In der Idee, jede Handlung zu dokumentieren. Zu kontrollieren. Ein Beispiel dafür sind die sogenannten »Kontrollquittungen« (siehe auch Kapitel 3). Wer kontrolliert wird, bekommt einen Beleg. Am Ende wurde das Modell nicht umgesetzt. Aber die Idee blieb in den Köpfen als Zeichen für etwas, das viele spüren: Misstrauen. Und gleichzeitig wachsende Anforderungen.

»Wir verwalten uns tot«, sagt ein Bundespolizist aus Trier. In der Leitstelle sitzt er vor mehreren Tabellen gleichzeitig – Namen, Nationalitäten, Einreisen. Treffer im System, Eurodac, Schengen. Jede Information wird eingetragen, weitergeleitet nach oben, ins Präsidium, ins Ministerium. Jeden Tag, immer wieder. »Aber oft habe ich das Gefühl, dass niemand etwas damit macht«, sagt er.

Parallel kämpfen die Beamten mit Technik, die nicht mithält. Ein Ermittler aus dem Bereich Organisierte Kriminalität beschreibt es so: Netzwerke werden von Hand rekonstruiert. Kontakte, Firmen, Verbindungen, alles einzeln, Schritt für Schritt. Programme, die das könnten, gibt es, aber sie werden nicht in allen Bundesländern genutzt. »Was Software wie Palantir in einem Tag erledigen würde, mache ich in Wochen«, sagt er. Wochen voller Recherche und manchmal der Erkenntnis, dass andere Behörden längst weiter sind. Nur weiß man es nicht, weil Systeme nicht verbunden sind. »Wir leben im Zeitalter von KI«, sagt er. »Und arbeiten wie früher.«

Was wie ein internes Problem klingt, hat Folgen. Zeit fehlt: für Präsenz, für Ermittlungen, für Sicherheit. Und irgendwann passiert etwas anderes, leise, kaum sichtbar: Fälle verschwinden. »Viele Straftaten werden von den Kollegen gar nicht mehr angezeigt«, sagt ein Berliner Beamter. Nicht, weil sie unwichtig wären, sondern weil der Aufwand zu groß ist. Zu viel Papier, zu viele Schritte, zu wenig Zeit. Und so entsteht eine zweite Realität, neben der offiziellen, eine, die man nicht sieht, die nicht gezählt wird – die aber wächst: das Dunkelfeld.

Cannabislegalisierung: Wenn aus Verbot Normalität wird

Er sitzt mir gegenüber, die Hände um eine Dose Cola gelegt, vermutlich längst warm. Noch bevor ich die Frage zu Ende stelle, kommt der Satz, hart, direkt: »Das ist der größte Scheiß, den Lauterbach hier verzapft hat.« Kein Zögern, kein Abwägen, nur dieser Blick, der sagt: Das meine ich ernst. Er lehnt sich leicht nach vorn: »Man suggeriert den Leuten, dass Cannabis kein Problem ist«, sagt er. »Und es ist ein Problem. Für Jugendliche. Für Erwachsene.« Er spricht nicht laut, aber mit Nachdruck, als hätte er diese Sätze schon hundertmal gesagt. Auf der Straße, in der Wache, vielleicht auch nur sich selbst.

Für ihn geht es nicht um die Entkriminalisierung an sich, es geht um das Signal. Um das Gefühl, das entsteht, wenn etwas, das jahrzehntelang verboten war, plötzlich erlaubt ist. Wenn aus Verbot Normalität wird und aus Normalität Harmlosigkeit. »Die Hemmschwelle sinkt«, sagt er. »Das merken wir jeden Tag.« Jugendliche, die früher gezögert hätten, probieren es aus. Früher, häufiger, und wer einmal drin ist, bleibt selten nur dabei. »Du kommst schneller in Milieus rein, in denen mehr läuft«, sagt er. Andere Substanzen, andere Kontakte, andere Regeln. Die Distanz schrumpft Stück für Stück.

Die Legalisierung, das ist ihm wichtig, ist ein Einschnitt, ein tiefer. Seit April 2024 darf man bis zu 25 Gramm dabeihaben. Öffentlich – zu Hause sogar 50 Gramm. Konsum ist erlaubt, mit Einschränkungen: 100 Meter Abstand zu Schulen, Kitas, Spielplätzen. Auf dem Papier wirkt das klar, in der Praxis ist es alles andere. Befürworter haben viel versprochen: Entlastung für Polizei und Justiz, mehr Jugendschutz, weniger Kriminalisierung. Manche sprachen von einem der größten Liberalisierungsprojekte der letzten Jahre.296 Auch wirtschaftlich klang es verlockend. Milliarden für den Staat. Rund 4,7 Milliarden Euro, so die Prognose.297

Doch wenn man vor einem Mann aus der Praxis sitzt und ihm zuhört, klingt das alles weit weg. Theoretisch, abstrakt. »Die Realität ist komplizierter«, sagt er. Viel komplizierter. Kritiker sehen in der Reform einen großen sicherheitspolitischen Fehler. Als Alexander Dobrindt im Herbst 2025 den Lagebericht des Bundeskriminalamts zur Organisierten Kriminalität298 vorstellt, findet er klare Worte. »Richtiges Scheißgesetz«, sagt er.299 Ein politischer Fehlgriff. Seine Begründung ist einfach: weniger Druck auf Konsumenten, mehr Raum für Probleme, mehr Raum für Kriminalität.

Zwei Perspektiven stehen sich gegenüber: Politik und Theorie. Und dann die dritte: die Praxis – die Perspektive der Polizisten, die täglich mit den Folgen arbeiten müssen. Und genau dort zeigt sich schnell ein anderes Bild als das der erhofften Entlastung. »Der Aufwand ist enorm«, sagt er. Kontrollen, Dokumentation und rechtliche Abwägungen prägen den Alltag.. Die Polizei München formulierte es kurz nach Inkrafttreten ähnlich: mehr Aufwand, keine Entlastung.300

Der Schwarzmarkt sollte verschwinden, zumindest kleiner werden. Doch viele Ermittler erzählen das Gegenteil: Konsum ist legal, Produktion und Handel nicht ausreichend geregelt – und genau dort entsteht die Lücke. Wer füllt sie? Der Staat? Oder die, die schon lange da sind?

Der Druck verschiebt sich zunehmend

Oliver Huth vom Bund Deutscher Kriminalbeamter wird deutlich.301 »Die Drogenmafia aus den Niederlanden ist nicht unterwegs nach Deutschland«, sagt er. »Sie ist längst da.« Die Mocro-Mafia, ein Name, der in Ermittlerkreisen längst vertraut ist (siehe Kapitel 8).

Deutschland ist für diese Gruppen ein lukrativer Markt. »Die Legalisierung war eine Einladung«, sagt Huth. Der Bedarf liegt bei rund 400 Tonnen im Jahr, bei etwa fünf Millionen Konsumenten ergibt sich ein Markt in Milliardenhöhe – ein »Konjunkturprogramm für Schwerkriminelle«.302 Das Problem liegt nicht nur in der Legalisierung, sondern in ihrer Umsetzung. Der Konsum ist erlaubt, doch der Markt bleibt unklar geregelt. Die Strukturen hingegen existieren längst: Schmuggelrouten sind etabliert, Logistik und Vertrieb funktionieren. Solange der Bedarf weiterhin illegal gedeckt wird, fließt Geld – viel Geld, steuerfrei, unreguliert und international vernetzt.

Der Druck verschiebt sich zunehmend. Er liegt weniger auf den Konsumenten, während sich für Anbieter neue Freiräume eröffnen: mehr Möglichkeiten beim Absatz, gleichbleibende Gewinne und zugleich ein geringeres Risiko. Doch wo Geld ist, folgt auch Gewalt. Revierkämpfe, Geldwäsche und Einschüchterung nehmen zu. Cannabis bildet dabei oft nur den Einstieg – die erzielten Gewinne fließen nicht selten in andere Bereiche der Kriminalität und finanzieren weitere Strukturen.

Studien bestätigen das Bild. Forscher aus Hamburg-Eppendorf, Düsseldorf und Tübingen ziehen eine erste ernüchternde Bilanz.303 Die Ziele wurden kaum erreicht. Eine legale Versorgung ist nur in Ansätzen vorhanden, während der Schwarzmarkt weiterhin dominiert. Die Idee der Cannabis Social Clubs sollte hier Abhilfe schaffen – Vereine ohne Gewinnorientierung, in denen Mitglieder gemeinschaftlich anbauen und sich selbst versorgen. In der Theorie wirkt dieses Modell schlüssig, in der Praxis bleibt seine Wirkung jedoch begrenzt. Bundesweit existieren bislang nur wenige Hundert solcher Clubs – deutlich zu wenig, um den Bedarf von Millionen Konsumenten zu decken.

Auch die Branche ist unzufrieden. Unternehmer hatten auf einen klaren Markt gehofft, stattdessen stoßen sie auf Bürokratie. Formulare, Anträge, Zuständigkeiten – ein Antrag kann über hundert Seiten umfassen. Finanzamt, Bauaufsicht, Versicherung, Berufsgenossenschaft – jeder Schritt ein Hindernis. Gleichzeitig ein Werbeverbot. Viele wissen nicht einmal, wie sie Mitglieder erreichen dürfen.

Das Ergebnis ist sichtbar. Weniger als 340 Anbauvereinigungen haben eine Lizenz, in Berlin gerade einmal elf.304 Anderthalb Jahre nach Inkrafttreten zeigt sich, was viele vorher gesagt haben. Es funktioniert nicht reibungslos. In Baden-Württemberg etwa sank die Zahl der registrierten Delikte von 8.945 auf 2.203.305 Klingt nach Erfolg, ist aber trügerisch. »Es wurde einfach weniger aufgeschrieben«, sagen Beamte. Der Konsum ist nicht verschwunden, die Kontrolle ist schwieriger geworden. Polizisten müssen mehr prüfen, mehr abwägen, mehr entscheiden: 25 Gramm oder mehr? Abstand eingehalten? Minderjährige in der Nähe? Fahrer unter THC-Einfluss?

Selbst einfache Fragen werden kompliziert. Wie misst man unterwegs exakt 25 Gramm? In Sachsen-Anhalt wurden 150 Feinwaagen bestellt306 – für rund 780 Streifenwagen307. In Berlin immerhin 800 Waagen308 – doch dort fällt ohnehin ein Drittel der Fahrzeuge aus309. Und selbst wenn ein Verstoß festgestellt wird, bleibt oft unklar, wer zuständig ist. Verfahren ruhen310, weil Zuständigkeiten fehlen, weil Bußgeldkataloge nicht fertig sind 311.

Komplex, schwer verständlich, überreguliert

Am Ende wirkt vieles widersprüchlich. Die Reform sollte entlasten, doch sie hat neue Arbeit geschaffen, mehr Regeln, mehr Ausnahmen, mehr Unklarheiten. Der Bund beschließt, die Länder setzen um, jedes anders. Was in Bayern verboten ist, kann in Brandenburg erlaubt sein. Für Konsumenten entsteht Unsicherheit, für Behörden zusätzlicher Aufwand.

Und dann ist da noch die Amnestie: Zehntausende alte Fälle müssen neu bewertet werden.312 In Baden-Württemberg rund 25.000, in Berlin etwa 3.500, in Bayern 2.500. Gerichte arbeiten nach, Staatsanwaltschaften auch und Gefangene werden entlassen. Der bayerische Justizminister Georg Eisenreich (CSU) spricht von enormem Zusatzaufwand: »Die Neuregelung ist äußerst kompliziert ausgestaltet.«313 Sie enthält 37 neue Bußgeldtatbestände. Mehr als doppelt so viele wie vorher.

Für viele, die täglich damit arbeiten, bleibt ein Eindruck: Die Wissenschaftlerin Eva Hoch attestiert dem Gesetz einen »sehr experimentellen Charakter«.314 Komplex, schwer verständlich, überreguliert. Die Beamten sagen es einfacher und direkter: Sie hätten noch nie ein so schlecht gemachtes Gesetz erlebt.

»Im Normalfall wissen wir fast nichts«

Die Funkmeldung kommt mitten in der Schicht: häusliche Gewalt, eine Wohnung in Frankfurt. Zwei Streifenbeamte steigen ins Auto, Blaulicht, Sirene, Alarmfahrt. Die Strecke zum Einsatzort dauert nur wenige Minuten. Während der Wagen durch den Verkehr fährt, versuchen die Beamten herauszufinden, was sie dort erwartet. Wer ist in der Wohnung? Wie viele Personen sind beteiligt? Gab es dort schon früher Gewalt? Ist jemand bewaffnet?

»Im Normalfall wissen wir fast nichts«, sagt ein Polizist aus Frankfurt. Dabei existieren diese Informationen längst. Sie stehen im Leitstellensystem der Polizei: frühere Einsätze, bekannte Personen, mögliche Gefahrenhinweise. Für die Einsatzkräfte wären diese Daten auf der Anfahrt oft entscheidend. Doch sie bekommen sie nicht zu sehen. »Technisch wäre es längst möglich, dass wir Tablets im Streifenwagen haben«, erklärt der Beamte. »Dann könnten wir auf der Anfahrt alles sehen, was die Leitstelle schon weiß.« In anderen Ländern gehört das längst zur Standardausstattung moderner Polizeiarbeit. Auch in einigen deutschen Bundesländern wird damit experimentiert, doch vielerorts scheitert die Umsetzung an rechtlichen und organisatorischen Hürden – häufig mit Verweis auf Datenschutz.

Für die Beamten auf der Straße wirkt das paradox, denn sie müssen stattdessen während der Fahrt versuchen, Informationen über Funk zu bekommen. In der Praxis funktioniert das oft nur eingeschränkt. Gerade bei größeren Lagen sind die Funkkanäle überlastet. »Wenn mehrere Streifenwagen unterwegs sind und alle gleichzeitig funken, bekommst du teilweise gar nichts mehr durch«, erzählt der Beamte.

Besonders problematisch wird das bei kurzen Anfahrtszeiten in dicht besiedelten Städten. Während die Streife bereits auf dem Weg zum Einsatzort ist, beginnt die Wache erst mit der Abfrage der beteiligten Personen. Und selbst das dauert: »Für jede einzelne Person muss eingetragen werden, wer die Abfrage macht, aus welchem Grund, mit welcher Vorgangsnummer«, erklärt der Polizist. »Dann werden die Personalien eingegeben – und irgendwann kommt ein Ergebnis.« Wenn mehrere Personen beteiligt sind, ist die Streife oft schon am Einsatzort angekommen, bevor diese Informationen überhaupt vorliegen.

Die Konsequenz: Polizeibeamte betreten potenziell gefährliche Situationen mit deutlich weniger Wissen, als technisch eigentlich möglich wäre. Für viele Polizisten steht dieses Beispiel stellvertretend für ein größeres Problem moderner Sicherheitsarchitektur: Daten sind vorhanden, Technik ist vorhanden – doch rechtliche und organisatorische Grenzen verhindern häufig, dass sie dort genutzt werden, wo sie am dringendsten gebraucht würden.

Die anderen kümmern sich nicht um Datenschutz

Telefontermin mit einem Beamten aus Hamburg. Seine Stimme ist ruhig, kontrolliert, aber man merkt schnell, wie viel sich dahinter angestaut hat. Vier Jahre im Drogenmilieu, sagt er. Vier Jahre zwischen Straßenecken, Hinterhöfen und immer denselben Gesichtern. »Ich kenne viele von denen persönlich«, sagt er. »Ich weiß, wer wieder angefangen hat, wer nur pausiert, wer gerade neu einsteigt.« Er sagt das nicht wie eine Vermutung, sondern wie jemand, der es täglich sieht.

Und dann kommt die Grenze, an die er jedes Mal stößt. »Wenn ich das Gefühl habe, dass einer wieder dealt, darf ich mich nicht einfach vor sein Haus stellen und schauen, was passiert.« Kein Warten im Auto, kein Beobachten, kein Gefühl überprüfen. »Das wäre schon eine Observation«, sagt er, und für eine Observation braucht er einen richterlichen Beschluss. Am anderen Ende der Leitung wird es kurz still. Für einen Moment wird klar, wie absurd die Lage ist: Er weiß, wo etwas passiert, er weiß, wer beteiligt ist – und trotzdem darf er nicht hinschauen.

Genau hier beginnt der Widerspruch, von dem viele Beamte sprechen. Wissen ist da, aber es bleibt liegen. Was als Schutz gedacht war, fühlt sich im Alltag an wie ein Netz aus Regeln, durch das jede Bewegung langsamer wird. »Wir scheitern oft nicht daran, dass wir nichts wissen«, sagt er, »sondern daran, dass wir nichts damit machen dürfen.«

Dann beschreibt er eine Szene, die so unscheinbar ist, dass man sie leicht übersehen würde. Eine Straße. Immer wieder dieselben Autos. Kurz halten, weiterfahren, wiederkommen. »Da kann ein guter Bäcker sein«, sagt er. »Oder ein Dönerladen.« Eine kleine Pause. »Oder es sind Drogentaxis.« Man müsste nur genauer hinschauen, Kennzeichen notieren, Halter abfragen, Muster erkennen. Es wäre der Anfang von etwas.

Aber genau das ist nicht erlaubt. »Datenschutz«, sagt er. Ein Wort, das er nicht ablehnt, aber das in seiner Stimme etwas Schweres bekommt. Er spricht jetzt langsamer, als würde er jedes Wort abwägen. »Manchmal habe ich das Gefühl, wir werden stärker kontrolliert als die, gegen die wir arbeiten.« Es ist kein wütender Satz, eher ein nüchterner, einer, der aus Erfahrung kommt.

Und dann erzählt er von den Büros. Früher, sagt er, waren die Wände voll. Fotos, Namen, Verbindungen, kleine Hinweise, die sich über Jahre angesammelt hatten, und Gesichter, die man sofort wiedererkannte. »Das hat geholfen«, sagt er. Heute sind die Wände leer. Aufgeräumt, sauber, fast steril. »Eigentlich zu sauber«, sagt er. Und warum? Jedes Foto ist ein Risiko, jede Information muss geprüft werden. Darf sie noch hängen? Ist das Verfahren abgeschlossen? Ist die Person noch relevant? »Man müsste jeden Tag kontrollieren, was noch erlaubt ist«, sagt er.

Und während er das sagt, wird klar, was das bedeutet: nicht nur Kriminalität beobachten, sondern ständig sich selbst. Mit jeder gelöschten Datei, mit jeder vernichteten Akte verschwindet ein Stück Kontext. »Fünf Jahre«, sagt er. »Dann ist vieles einfach weg.« Seine Stimme stockt. »Und manchmal merkt man erst später, dass man es gebraucht hätte.« Die Unsicherheit wächst leise, nicht als großer Bruch, sondern als ständiges Mitdenken. Was darf ich? Was nicht? Wo beginnt der Verstoß?

Und während diese Fragen im Kopf bleiben, bewegen sich andere längst freier. »Die haben diese Hürden nicht«, sagt er. »Die kümmern sich nicht um Datenschutz.« Er meint die Dealer, die Netzwerke – die, die einfach weitermachen.

Strukturelles Ungleichgewicht

Die entscheidende Zäsur war die Einführung der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO). Sie wurde zwar bereits 2016 verabschiedet, aber ihre Vorschriften gelten seit Frühjahr 2018 unmittelbar und verbindlich in der gesamten Europäischen Union. »Alles kam zusammen«, sagt er. Man merkt, dass er nicht gegen Regeln spricht, sondern gegen das Gefühl, dass sie sich verselbstständigt haben, dass sie manchmal mehr bremsen als schützen. »Ich verstehe nicht«, sagt er dann, »warum wir beispielsweise bei Leuten, die mehrfach mit einem Messer aufgefallen sind, nicht genauer hinschauen dürfen.«

Der Satz bleibt einen Moment in der Leitung hängen. Dann kommt ein anderer Gedanke, der ihn sichtbar beschäftigt. »Die Leute geben heute alles freiwillig preis«, sagt er. Social Media, Standorte, Kontakte, Fotos – ein offenes Leben im Netz. Und gleichzeitig größte Zurückhaltung, wenn es um staatliche Daten geht. »Das passt nicht zusammen«, sagt er.

Es entsteht ein Bild: ein Staat, der viel wissen soll, aber möglichst wenig sehen darf. Der handeln soll, aber nur eingeschränkt zugreifen kann. Seit Jahren, sagt er, wird über Lösungen gesprochen. Vorratsdatenspeicherung – immer wieder diskutiert, nie umgesetzt. Und während darüber gestritten wird, arbeiten andere längst weiter. Digital, vernetzt und schnell.

»Wir sind im Zeitalter von KI«, sagt eine andere Ermittlerin später. »Und machen vieles noch von Hand.« Namen werden verglichen, Nummern abgeglichen, Verbindungen mühsam rekonstruiert. Tage, manchmal Wochen Arbeit für Dinge, die technisch längst innerhalb von Stunden zu lösen wären.

Und währenddessen laufen Strukturen weiter, wachsen, verbinden sich über Ländergrenzen hinweg. »Wir ziehen Informationen aus verschiedenen Systemen zusammen«, sagt sie. »Und wissen oft nicht einmal, ob in einem anderen Bundesland schon jemand weiter ist.« Am Ende wirkt das alles nicht wie ein einzelnes Problem. Eher wie ein System, das an vielen Stellen gleichzeitig langsamer geworden ist.

Das Ergebnis ist ein strukturelles Ungleichgewicht: Die Täter nutzen modernste Technologien – der Staat hingegen arbeitet häufig noch mit Methoden aus einer anderen Zeit.

Geliehene Sicherheit

»Wir verlassen uns oft darauf, dass andere das für uns regeln«, sagt mein Gesprächspartner am Telefon. Gemeint sind nicht Kollegen, sondern andere Staaten. Israelische und amerikanische Geheimdienste, die Anschläge verhindern. Niederländische, französische und amerikanische Ermittler, die mit EncroChat europaweit Drogenkartelle zerschlagen – auch solche mit Bezug nach Deutschland. »Die holen das raus, was wir hier nicht sehen«, sagt er.

Es ist kein Vorwurf, eher eine Feststellung. Deutschland habe sich lange darauf verlassen können, dass andere schneller sind, Zugriff haben, Werkzeuge nutzen, die hier politisch nicht gewollt sind. »Aber das ist keine eigene Sicherheit«, sagt er. »Das ist geliehene.« Dann wird er konkreter. Hamburg, Barmbek,315 ein Supermarkt. Ein Mann sticht wahllos auf Menschen ein. Ein 50-Jähriger stirbt. Der Täter: 26 Jahre alt, ausreisepflichtig, abgelehnter Asylbewerber. Nach der Tat richtet der Staatsschutz eine zentrale Hinweisstelle ein. Hinweise sammeln, Radikalisierung erkennen, früher reagieren. Die Technik ist da, die Software auch. »Aber viele dieser Hinweise durften wir nicht speichern«, sagt er. Nicht auswerten, nicht verknüpfen. Weil das rechtlich nur erlaubt ist, wenn gegen die Person bereits ermittelt wird und eine Negativprognose vorliegt, die »Besorgnis weiterer Straftaten«.

Er macht eine kurze Pause. »Aber genau das ist ja das Problem«, sagt er. Viele Gefährder tauchen vorher gar nicht auf. Sie fallen nicht auf, bis sie es tun. Die Gefahr verschwindet dadurch nicht, sie bleibt nur unsichtbar. Der Bund Deutscher Kriminalbeamter kritisiert das scharf.316 Wenn Informationen nicht gespeichert werden dürfen, sagt Landeschef Jan Reinecke, müsse man sich nicht wundern, wenn Anschläge nicht verhindert werden. Der Satz wirkt nach. Auch bei ihm. »Wir sehen oft nur Bruchstücke«, sagt er dann. Und selbst die kommen nicht immer zusammen.

Ein Streifenpolizist aus Frankfurt beschreibt es ähnlich. Jemand wird eingeliefert, psychisch auffällig, vielleicht gefährlich. Zwei Tage später steht dieselbe Person wieder auf der Straße, ohne dass jemand weiß, was in der Zwischenzeit passiert ist. »Früher konnte man wenigstens nachfragen«, sagt er. Im Krankenhaus anrufen, einschätzen. Heute endet das Gespräch oft nach einem Satz. Datenschutz, keine Auskunft, keine Information.

Und dann passiert etwas, das viele Beamte als besonders irritierend beschreiben: Zwei Tage später steht alles in der Zeitung. Namen, Hintergründe, Einschätzungen – Dinge, die sie selbst nicht erfahren durften. »Die Medien wissen plötzlich mehr als wir«, sagt ein Beamter aus Bayern. Man hört ihm an, dass ihn das beschäftigt. Nicht, weil er gegen Transparenz ist, sondern weil er merkt, dass etwas nicht zusammenpasst.

Am Ende bleibt ein Gefühl, das sich durch viele Gespräche zieht. Ein Staat, der wissen soll, aber oft nicht wissen darf, der handeln soll, aber nur eingeschränkt handeln kann. Und Beamte, die jeden Tag versuchen, in diesem Raum zu arbeiten – zwischen dem, was sie sehen, und dem, was sie daraus machen dürfen.

Flugziel Kabul: »Die Deutschen merken das nicht«

Im Sommer 2024 mache ich genau das, was Polizisten nicht ohne Weiteres dürfen. Ich habe einen Verdacht – und ich gehe ihm nach. In den sozialen Medien, vor allem auf TikTok, stoße ich immer wieder auf Videos. Urlaubsvideos aus Afghanistan, gepostet von Menschen, die in Deutschland leben. Einige Wochen zuvor habe ich in einem Park in München mit einer Gruppe afghanischer Männer gesprochen. Einer von ihnen sagt beiläufig: »Viele Afghanen aus Europa gehen aktuell für Urlaub zurück.«

Der Satz wirkt nach. Denn eigentlich dürfte das nicht sein. Wer subsidiären Schutz hat, wer Asylbewerber ist oder als Flüchtling nach der Genfer Konvention anerkannt wurde, sollte nicht einfach in das Land reisen, aus dem er wegen Gefahr für Leib und Leben geflohen ist. Eine solche Reise kann den Schutzstatus kosten – und damit das Aufenthaltsrecht.

Was ich nicht weiß: wie viele das tun. Und welchen Status die Menschen aus den Videos haben. Also beginne ich zu suchen. Ich schreibe einen jungen Mann an, er ist gerade in Afghanistan. Wir tauschen Nachrichten aus, er antwortet offen. Er habe die Reise über ein Reisebüro in Hamburg gebucht, sagt er, ganz offiziell. »Kein Problem«, schreibt er. Auch nicht mit dem sogenannten »Blauen Pass«, dem Konventionspass, der eigentlich ein Schutzdokument ist, ein Ersatz für den Reisepass, ausgestellt für Menschen, die nicht in ihr Herkunftsland zurückkehren können. Genau dorthin führt seine Reise.

Wenig später sitze ich im Auto Richtung Hamburg. Neben mir ein Kameramann, der Dari spricht. Wir fahren zum Steindamm, Nähe Hauptbahnhof. Ein Ort, der laut ist, dicht, voll. Hier haben auch die Kalifat-Demos stattgefunden. Zwischen Imbissen, kleinen Läden und Reisebüros fällt eines sofort auf: In den Schaufenstern hängen Angebote: Flüge nach Afghanistan. Nicht versteckt, nicht vorsichtig, sondern ganz offen.

Drinnen ist es eng, warm, Stimmengewirr, Menschen warten. Manche stehen dicht gedrängt vor den Tresen. Mein Kameramann stellt sich an. Eine Stunde vergeht, bis er drankommt. Er gibt sich als Flüchtling aus, sagt, er habe den Blauen Pass, er wolle nach Afghanistan reisen. Die Kamera läuft versteckt.317 Die Antwort kommt ohne Zögern: »Machen wir«, sagt der Mitarbeiter. »Kein Problem.« Er wirkt entspannt, routiniert, als wäre es Alltag. »Die Deutschen merken das nicht«, sagt er leise.

Mehr als der Verdacht bleibt oft nicht

Später sprechen wir mit mehreren Reisebüros. Die Aussagen ähneln sich: Woche für Woche fliegen Hunderte Menschen, allein über Hamburg. Einer zieht einen Korb unter dem Tresen hervor, darin liegen Dutzende Blaue Pässe. »Die bereite ich gerade vor«, sagt er. Für Flüge nach Afghanistan. Zahlen fallen: 40 Personen pro Woche über dieses eine Büro, 200 im Monat bei einem anderen. Die Route klingt zunächst unauffällig: Hamburg nach Teheran und wieder zurück. Der entscheidende Teil fehlt auf dem Papier: Teheran ist nur der Umweg, von dort geht es weiter nach Kabul. Und später zurück.

Möglich wird das über sogenannte Double-Entry-Visa: zwei Einreisen in den Iran. Der Flugplan sieht sauber aus:. Hamburg – Teheran – Hamburg. Was dazwischen liegt, verschwindet. Das Visum wird auf einem losen Blatt ausgestellt, es kann abgestempelt werden – muss es aber nicht bleiben. Vor der Rückreise lässt es sich einfach entsorgen, mit ihm jeder Hinweis auf Kabul. Bei der Einreise in Deutschland wirkt alles korrekt, formal sauber, nichts fällt auf. Ich frage nach, ob das wirklich funktioniert, ob es Probleme gibt. Die Antworten sind fast identisch. »Noch nie schiefgegangen«, sagt einer.

Am Flughafen, erzählt später ein Bundespolizist, fällt das durchaus auf. »Natürlich wundern wir uns«, sagt er. Viele Afghanen, viele Syrer. Reisen in Länder, die direkt an ihre Herkunftsregionen grenzen. Familien, trotz Sozialleistungen. »Der Verdacht liegt nahe, dass sie weiterreisen.« Aber mehr als der Verdacht bleibt oft nicht. Denn die Daten fehlen: Reisehistorien dürfen nicht gespeichert werden, Muster lassen sich nicht nachvollziehen. Auch ein Blick ins Handy könnte helfen. Fotos, Standorte, Kontakte, Funkzellen, Kabul oder Teheran. Doch auch das ist rechtlich kaum möglich.

Als ich aus Hamburg zurückfahre, bleibt ein Gefühl. Nicht Überraschung, eher Erschütterung – weil alles so einfach war. Ein paar Klicks, ein paar Gespräche, ein Besuch vor Ort – und ein System wird sichtbar. Eines, das offenbar seit Jahren funktioniert. Tausende Reisen, Jahr für Jahr. Und kaum ein Risiko für diejenigen, die es nutzen. Sie wissen das – das merkt man in jedem Gespräch.

Die Durchsetzung der Regeln ist unwahrscheinlich

Für die innere Sicherheit ist das mehr als ein Detail, es ist ein strukturelles Problem. Denn wenn Journalisten in wenigen Tagen etwas aufdecken können, was Behörden weder erheben noch auswerten dürfen, entsteht ein Ungleichgewicht. Polizisten sehen die Auffälligkeiten: die Reisen, die Muster, die Widersprüche. Aber sie dürfen sie nicht zusammenführen, nicht speichern, nicht vertiefen.

Sicherheit beginnt mit Wissen, und genau dieses Wissen fehlt. Wer reist wohin? Wie oft? Wie lange? Wie viele? All das bleibt im Dunkeln. Damit fehlt die Grundlage für Entscheidungen – auch für politische. Denn wenn sich herausstellen würde, dass Reisen in bestimmte Länder problemlos möglich sind, stellt sich zwangsläufig die nächste Frage: Wie gefährlich sind diese Länder wirklich noch? Und was bedeutet das für den Schutzstatus?

Gleichzeitig entsteht ein zweites Problem. Ein Signal: Wer versteht, wie das System funktioniert, kann es nutzen. Regeln existieren, aber ihre Durchsetzung ist unwahrscheinlich. Das untergräbt Vertrauen – nicht abstrakt, sondern konkret. In Schulen, Behörden, im Alltag. Wenn Lehrer hören, wo Kinder ihre Ferien verbracht haben, wenn Sozialarbeiter erzählen, was sie sehen – dann beginnen Fragen, leise zuerst, dann lauter. Wie kann das sein? Es ist doch verboten.

Als die Recherche veröffentlicht wird, ist die Reaktion groß.318, 319 Die Politik kündigt Veränderungen an; bessere Kontrollen, Konsequenzen, Entzug des Aufenthaltsstatus – wenn rechtlich möglich. Doch an der entscheidenden Stelle ändert sich nichts. Die Sicherheitsbehörden bekommen keine neuen Werkzeuge, keine besseren Zugriffe, keine zusätzlichen Befugnisse. Das Problem bleibt, nur die Worte ändern sich.

Neulich war ich wieder in Hamburg. Die Reisebüros gibt es immer noch und sie sind noch genauso voll wie vorher. Auch die Urlaubsvideos in den sozialen Medien sind nicht weniger geworden, es geht einfach weiter wie bisher.

Improvisierter Alltag

Die Silvesternacht ist längst nicht mehr nur ein Datum im Kalender der Polizei. Für viele Einsatzkräfte ist sie ein Moment, den sie körperlich spüren. Der Geruch von Rauch liegt in der Luft, es knallt, es flackert, und irgendwo in der Menge werden Raketen nicht in den Himmel geschossen, sondern auf Menschen gerichtet. »Unsere Einsatzkräfte werden an Silvester gezielt mit Pyrotechnik beschossen. Es gibt regelrechte Versuche, sie in Brand zu stecken«, sagt Hagen Husgen von der Gewerkschaft der Polizei.320

Deshalb ziehen viele Beamtinnen und Beamte inzwischen eine zusätzliche Schicht an, bevor sie rausgehen; flammenhemmende Unterwäsche unter der Uniform, darüber feuerfeste Einsatzanzüge. Schutz gegen eine Gewalt, die plötzlich und aus der Menge kommt. Paradox ist, dass mit dem Risiko nicht automatisch die Unterstützung wächst. Das jährliche Kleidergeld liegt bei 200 bis 300 Euro – zu wenig für das, was gebraucht wird. »Schutzweste, Stiefel, Hose – am Ende zahlen die meisten privat drauf«, sagt Husgen.321 Dreistellige Beträge aus eigener Tasche sind keine Ausnahme. Auch Taschen lampen, Multitools oder kleine Werkzeuge kaufen viele selbst. So beginnt für viele der Schutz des Staates mit einer privaten Rechnung.

Gleichzeitig wirkt das Umfeld, in dem sie arbeiten, oft wie aus einer anderen Zeit. Organisierte Kriminalität ist flexibel, international vernetzt, technisch aufgerüstet. Doch die Polizei, die ihr gegenübersteht, kämpft vielerorts mit ganz grundlegenden Dingen. Technik, Material, Gebäude. Vieles funktioniert nicht so, wie es sollte. Ein Grund liegt im System: Polizeiausstattung ist in Deutschland Ländersache. Jedes Bundesland entscheidet selbst, was beschafft wird, welche Standards gelten und wie viel Geld zur Verfügung steht.

Das Ergebnis ist ein Flickenteppich: Zwischen Bayern und Berlin, zwischen Nordrhein-Westfalen und Sachsen gibt es spürbare Unterschiede. Und das, obwohl die Bedrohungslagen oft ähnlich sind. Seit Jahren fordern die Gewerkschaften GdP und DPolG deshalb einheitliche Standards.322, 323 Doch die Probleme gehen tiefer. Viele Beamtinnen und Beamte beschreiben Zustände, die nicht nach moderner Sicherheitsarchitektur klingen. Putz, der von den Wänden fällt, Decken, aus denen Material bröckelt, Fahrzeuge, die ausfallen oder gar nicht mehr einsatzfähig sind, Räume, in denen gearbeitet wird, obwohl sie eigentlich längst saniert werden müssten.

Für die Gewerkschaften ist das kein Zufall, sondern die Folge von Jahren, in denen zu wenig investiert wurde. »Schimmel an den Wänden, Löcher in der Decke, Ungeziefer unterm Schreibtisch«, sagt Hagen Husgen.324 Hunderte Polizeiwachen seien in einem Zustand, der krank machen kann. Teilweise sei sogar »tropisches Ungeziefer« gefunden worden.325

Auch aus Berlin kommen immer wieder Bilder, die zeigen, wie improvisiert der Alltag geworden ist. Undichte Fenster werden mit Vliesstoff und Paketklebeband abgedichtet326 – Provisorien, die eigentlich keine sein dürften. »Wir haben bei den Liegenschaften von Polizei und Feuerwehr einen Sanierungsstau von mehr als zwei Milliarden Euro«, sagt Benjamin Jendro von der Berliner GdP.327 Dass es zieht, sei da fast das geringste Problem.

»Wir müssen aus Scheiße Bonbons machen«

Wie lange solche Zustände bestehen können, zeigt ein Blick zurück. Eine Recherche des rbb deckte bereits 2015 auf, dass Schießstände der Berliner Polizei über Jahre hinweg schlecht belüftet waren.328 Teilweise wurden sie nicht gewartet, Beamte trainierten dort und atmeten giftige Stoffe ein: Antimon, Pulverdämpfe. Die Risiken waren bekannt und wurden dennoch über längere Zeit in Kauf genommen.

Für viele Polizisten hinterlässt das Spuren. »Vielen macht es keinen Spaß mehr«, sagt Husgen. Dabei sei es eigentlich ein Beruf, den viele aus Überzeugung machen. »Ein toller Beruf, wenn die Bedingungen stimmen.« Doch genau daran fehlt es oft. »Wenn man sich die Umstände anschaut, muss ich manchmal die Hände über dem Kopf zusammenschlagen«, sagt er. Schimmelige Wachen, kaputte Fahrzeuge.329, 330, 331 »Wir müssen oft aus Scheiße Bonbons machen.«332

Die Folgen sind nicht nur organisatorisch, sie werden konkret. In Berlin stehen nach internen Zahlen derzeit 186 Einsatzwagen still. Besonders angespannt ist die Lage in der Direktion 4, zuständig für rund 810.000 Menschen: Dort sind 45 von 83 Einsatzwagen nicht verfügbar.333 Wenn Fahrzeuge fehlen, fehlt nicht Komfort – es fehlt die Grundlage der Arbeit.

Ein Berliner Beamter beschreibt die Stimmung nüchtern. In einer Stadt mit hoher Einsatzdichte, mit Gewalt, mit Clanstrukturen und großen Lagen wirke der Ausfall von Fahrzeugen fast wie ein Signal. »Der Staat schickt uns los«, sagt er. »Wir sollen Risiken tragen und einsatzfähig sein – aber er rüstet uns nicht aus.«

Viele fühlen sich allein gelassen. »Das Auto ist kein Ort des Komforts«, sagt er. »Es ist die Basis unserer Arbeit« – gerade in einer Stadt wie Berlin. Wenn selbst diese Basis fehlt, entsteht ein Gefühl, das sich durch viele Gespräche zieht: mangelnde Wertschätzung. »Manchmal habe ich den Eindruck, wir werden nicht ernst genommen«, sagt der Beamte. »Eher verbraucht.«

So entsteht eine Lücke: zwischen dem Anspruch an die Polizei und der Realität, in der sie arbeitet. Einer Polizei, die mit wachsender Kriminalität, komplexen Lagen und hohen Erwartungen konfrontiert ist, stehen vielerorts veraltete Technik, marode Gebäude und unzureichende Ausrüstung gegenüber.

Und damit stellt sich eine grundsätzliche Frage. Wie belastbar ist die innere Sicherheit eines Staates, wenn diejenigen, die sie gewährleisten sollen, unter Bedingungen arbeiten, die oft nicht einmal grundlegenden professionellen Standards entsprechen? Denn eine funktionierende Polizei braucht mehr als Personal – sie braucht Infrastruktur, Technik und einen Staat, der be reit ist, beides bereitzustellen.

Wenn sich auf einmal die Stimmung verändert

Es sind nicht nur die Einsätze, nicht nur die Gewalt oder der Druck der Ermittlungen. Manchmal beginnt der Preis dieses Berufs an einem Ort, der harmlos wirkt. Ein Fußballplatz an einem Samstagmorgen, Kinder laufen über den Rasen, Eltern stehen am Rand, Thermoskannen auf den Bänken, Stimmen, die durcheinandergehen. Eine Ermittlerin aus Baden-Württemberg steht dort, wie so viele andere auch. In ihrem Berufsalltag hat sie es regelmäßig mit den ganz schweren Jungs zu tun.

An diesem Morgen sagt sie einen Satz, eher beiläufig, fast nebenbei: dass sie bei der Polizei ist. Mehr nicht, kein großes Thema. Doch etwas kippt, die Stimmung verändert sich, erst kaum spürbar, dann deutlicher. Blicke werden anders, Gespräche kürzer, Distanz entsteht. »Von 19 Kindern im Verein wurde ausgerechnet unser Sohn nicht mehr zu Turnieren eingeladen«, sagt sie später. Offiziell habe man ihr erklärt, es liege an seiner Leistung. »Aber das war schlicht nicht plausibel.«

Irgendwann erfährt sie mehr. Der Trainer und dessen Frau kommen aus dem Umfeld des kriminellen albanischen Milieus. Die Kinder selbst, sagt sie, hätten damit nichts zu tun gehabt. Sie hätten miteinander gespielt, gelacht, sich verstanden. Doch irgendwann ging es los: »Dann kamen Sprüche wie:

›Deine Mutter ist ja bei der Polizei.‹«

Was sie daran trifft, ist nicht der Konflikt mit Erwachsenen. Es ist das, was bei den Kindern ankommt. »Wenn sich Kinder für den Beruf ihrer Eltern rechtfertigen oder sogar schämen müssen, dann läuft gesellschaftlich etwas gewaltig schief.«

Sie spricht ruhig, kontrolliert, aber man merkt, dass sie lange gezögert hat, diese Geschichte zu erzählen. Denn sie zeigt etwas, das in keiner Statistik auftaucht: Wie weit dieser Beruf reicht, wie er in das eigene Leben greift, in die Familie, in den Alltag. »Ich hätte mir nie vorstellen können, dass meine Kinder einmal wegen meines Berufs Nachteile erleben oder sich dafür entschuldigen müssen«, sagt sie. Dann eine kurze Pause. »Hätte ich damals gewusst, was das einmal für meine Familie bedeutet, hätte ich diesen Beruf nie gewählt.«

Frust bei der Polizei

Der Zustand einer Gesellschaft zeigt sich auch darin, wie es denen geht, die sie schützen sollen. In Deutschland fällt dieser Blick für viele ernüchternd aus. Hinter Uniformen und Einsatzfahrzeugen liegt eine Realität, über die selten offen gesprochen wird. Erschöpfung, Frust, eine wachsende Distanz zu den Strukturen, in denen dieser Beruf stattfindet.

»Viele in meinem Umfeld – auch ich – denken darüber nach, Deutschland zu verlassen. Oder zumindest die Polizei zu verlassen«, sagt mir eine Beamtin aus Berlin. Der Satz fällt leise, aber er bleibt – und er ist kein Einzelfall. Während der Recherche höre ich ihn in Variationen immer wieder. In unterschiedlichen Bundesländern, von Streifenpolizisten, von Ermittlern, von Spezialkräften.

Was sich darin zeigt, ist mehr als ein Stimmungstief. Es ist etwas, das sich über Jahre aufgebaut hat. Viele beschreiben einen schleichenden Vertrauensverlust – nicht in ihre Aufgabe, aber in die Strukturen, in denen sie diese erfüllen sollen. Viele sagen, dass sie ihren Beruf nicht mehr aus Überzeugung ausüben, sondern aus Pflichtgefühl. Sie haben sich ein Leben aufgebaut: Familie, Sicherheit, ein Ausstieg ist nicht einfach. Was bleibt, ist ein innerer Anspruch: der Gedanke, dass jemand diesen Dienst leisten muss. Innere Sicherheit ist für viele kein politisches Versprechen mehr – sondern etwas Persönliches.

Im Januar 2025 sitzt mir ein Beamter einer Berliner Einheit, etwa Mitte 30, gegenüber. Er hat sich Notizen gemacht, sagt er. Während wir sprechen, faltet er den Zettel auseinander. »Viele Kolleginnen und Kollegen – und das habe ich mir als einen der wichtigsten Punkte notiert – sind nur noch im Dienst, weil sie den Dienst für die Gesellschaft aufrechterhalten wollen. Auch ich.«

Er hält kurz inne. »Kaum jemand ist noch überzeugt von innerer Sicherheit, von einem verlässlichen sicherheitspolitischen Handeln oder von einem fairen, anerkennenden Status des Polizeibeamten, wie man ihn etwa aus den USA kennt. Das existiert in Deutschland nicht.«

Seine Stimme bleibt ruhig, fast nüchtern. »Ob in Spezialdienststellen oder im normalen Streifen- und Bereitschaftsdienst, ob im Abschnitt, in der Hundertschaft oder bei der Kriminalpolizei – es gibt unzählige Kolleginnen und Kollegen, die sagen: ›Wir arbeiten nur noch, weil wir uns der Gesell schaft verpflichtet fühlen. Wir haben einen hohen Berufsethos, wir lieben unseren Dienst und wir wissen, dass die Gesellschaft sicher sein muss. Wir arbeiten nicht mehr für das Land oder für die Regierung, sondern nur noch für unseren eigenen Anspruch.‹«

Man merkt, dass ihn das beschäftigt. Der Frust kommt nicht aus einem einzelnen Ereignis, er kommt aus der Dauer. Überstunden, Belastung, Einsätze, die nachwirken – und ein politischer Umgang mit Polizeiarbeit, der aus Sicht vieler eher aus Rechtfertigung besteht als aus Rückhalt. »Dienstunzufriedenheit lässt sich nicht in Zahlen messen, sondern nur in Emotionen«, sagt er.

»Meine feste Überzeugung ist: Wenn sich grundlegend nichts ändert – gerade nach all den Ereignissen, die wir gehört haben, Aschaffenburg, Mannheim, Solingen, Magdeburg und viele andere –, dann sagen viele Polizisten: ›Wenn nicht einmal so etwas verhindert werden kann und wir gleichzeitig in der öffentlichen Wahrnehmung ständig negativ dargestellt werden, dann ist dieses Land am Ende, dann verlieren wir es.‹«

Öffentliche Debatten kreisen oft um Fehler, selten um das, was funktioniert. Für viele ist das zermürbend, vor allem, weil sich ein Gefühl verstärkt: Ohnmacht. Die genannten Anschläge stehen für viele nicht nur für einzelne Taten, sondern für etwas Größeres: für den Eindruck, dass selbst schwere Gewalt oft nicht verhindert werden kann. Und dass die Verantwortung am Ende trotzdem bei denen liegt, die vor Ort waren.

Kein Rückenwind – sondern Gegenwind

Auch ein Bundespolizist aus Rheinland-Pfalz sagt: »Ich glaube, ich bin nicht der Einzige, der keinen Bock mehr hat, Nachrichten wie aus Aschaffenburg, aus Magdeburg, aus Mannheim oder sonst woher zu hören. Dass irgendeiner jemanden abgestochen hat oder jemand überfahren wurde.«

Seine Erklärung ist klar. »In den allermeisten Fällen liegt es daran, dass wir nie konsequent abgeschoben haben oder Menschen, die tatsächlich abgelehnt wurden, weil es keinen Asylgrund gibt, das Land nicht verlassen mussten.« Wer so arbeitet und gleichzeitig erlebt, wie Polizei öffentlich diskutiert wird, verliert irgendwann die Bindung. »Viele Kolleginnen und Kollegen sind alleine durch die Umstände unseres Dienstalltags am Limit«, sagt ein Berliner Beamter. »Hinzu kommt der ständige politische Rechtfertigungsdruck. Das ist kein Rückenwind – das ist Gegenwind.«

Die Folgen sieht man. Krankenstände, Erschöpfung und etwas, das viele selbst so nennen: innere Kündigung. Auf dem Papier mag genug Personal da sein – in der Realität fehlen oft die, die wirklich einsatzfähig sind. Für viele wird daraus mehr als eine Belastung, es wird eine Gewissensfrage.

Ein Hamburger Polizist sagt es so: »Ich liebe meinen Job auf der Straße, den Kontakt mit den Menschen. Aber ich weiß auch: Im schlimmsten Fall läuft das hier nicht im Interesse der Bevölkerung – und schon gar nicht im Sinne derjenigen, die das alles mit ihren Steuern finanzieren.« Seine Kritik richtet sich nicht gegen den Staat an sich, sondern gegen die Wirkung.

Er erzählt von einem Fall: ein rumänischer Täter, der immer wieder Handwerkerfahrzeuge aufbricht. Eines Tages erwischen sie ihn auf frischer Tat. Der Beamte filmt alles mit dem Diensthandy. Saubere Dokumentation. Danach warten sie vor Ort, weil der Fahrzeughalter nicht erreichbar ist. Als er später zur Wache kommt, ist der Täter längst wieder draußen. »Das härteste Mittel, das wir in solchen Fällen haben, wenn jemand einen festen Wohnsitz angibt und es sich nur um ein Eigentumsdelikt handelt, ist die Identitätsfeststellung.« Foto, Eintrag, ein Zettel. »Dann geht er wieder.«

Trotz Video muss er danach einen viereinhalbseitigen Bericht schreiben. Vier Jahre später gibt es noch immer keine Verhandlung. »Wir stecken praktisch niemanden mehr ins Gefängnis«, sagt er. »Wir arbeiten die Fälle ab, schreiben Berichte – und lassen sie wieder gehen.« Alles unterhalb eines Tötungsdeliktes oder schwerer Körperverletzung verlasse die Wache am Ende »mit einem Zettel in der Hand«.

Für Wiederholungstäter ist das ein klares Signal: Es passiert nichts. »Wir haben Personen, die wir schon 15-mal beim Aufbrechen von Baustellenfahrzeugen angetroffen haben.« Zivilfahnder warten morgens vor ihren Unterkünften, die Festnahme gilt als Erfolg – in der Realität beginnt alles von vorn.

Wer das jeden Tag erlebt, stellt irgendwann die Frage, ob dieses System noch funktioniert. »Die Bürokratie bricht allen das Genick«, sagt der Beamte. »Die Justiz ist aus meiner Sicht nicht mehr existent.« Gleichzeitig steigen die Erwartungen. »Die Kräfte auf der Straße werden schlechter gestellt als jeder normale Arbeitnehmer – obwohl Stress, Risiko und Frustration enorm sind.« Für viele wird diese Diskrepanz irgendwann zu viel. Und genau daraus entsteht der Frust, der sich durch dieses Kapitel zieht. Nicht aus einem einzelnen Ereignis. Sondern aus der Summe: aus Jahren, aus Erfahrungen, die sich immer wiederholen und irgendwann nicht mehr verschwinden.


10.

Ist das Gewaltmonopol des Staates in Gefahr?

Man merkt es nicht sofort. Es ist kein klarer Moment, kein Bruch, kein Ereignis, aufgrund dessen man sagen könnte: Hier hat es begonnen. Eher ein Gefühl, das sich langsam einschleicht. Dass etwas nicht mehr ganz so verbindlich ist wie früher. Dass Regeln noch gelten – aber nicht immer greifen. »Der starke Staat schlägt mit voller Härte zurück – das ist zumindest die Theorie«, sagt ein Beamter aus Sachsen-Anhalt. »In der Praxis sieht die Welt aber ganz anders aus.«

Das Gewaltmonopol des Staates – ein großes Wort, fast abstrakt. Und doch ist es die Grundlage für alles andere. Es beschreibt den Anspruch des Staates, als einzige legitime Instanz physische Gewalt auszuüben oder ihre Anwendung zu erlauben – gebunden an Recht und Gesetz. Es soll Sicherheit garantieren, Konflikte ordnen, das Zusammenleben stabil halten. Im Alltag ist dieses Prinzip kaum sichtbar, man nimmt es als gegeben hin. Spürbar wird es erst dann, wenn es ins Wanken gerät. Genau davon erzählen mir viele Beamtinnen und Beamte. Nicht in Theorien, sondern in Erfahrungen. In Situationen, in denen sie merken, dass etwas kippt.

Das Gewaltmonopol gerät dort in Gefahr, wo Organisierte Kriminalität auf unkontrollierte Zuwanderung und eine unzureichend durchgesetzte Rückführungspolitik trifft, wo kriminelle Netzwerke staatliche Schwächen erkennen und gezielt ausnutzen. Dort entstehen Strukturen, die sich verselbstständigen – die eigene Regeln setzen und diese mit Druck, Einschüchterung oder Gewalt durchsetzen.

Es gerät auch dort in Gefahr, wo staatliche Behörden selbst angreifbar werden, wo Korruption, Einflussnahme oder strukturelle Schwächen dazu führen, dass Entscheidungen nicht mehr ausschließlich nach Recht und Gesetz getroffen werden. Solche Prozesse verlaufen selten offen, aber sie hinterlassen Spuren. Sie untergraben Vertrauen – leise, aber nachhaltig. Und vielleicht am entscheidendsten: Das Gewaltmonopol gerät dort ins Wanken, wo es nicht mehr geglaubt wird. Denn es reicht nicht, dass der Staat Gewalt ausüben darf – er muss auch als durchsetzungsfähig wahrgenommen werden.

Wenn Straftaten regelmäßig mit als unangemessen mild empfundenen Strafen geahndet werden – oder manchmal gar nicht –, dann verändert sich etwas. Für die Bürger, die geschützt werden sollen. Und für diejenigen, die Grenzen austesten. Was als theoretisches Prinzip beginnt, entscheidet am Ende über etwas sehr Konkretes: ob ein Staat als handlungsfähig erlebt wird – oder nicht.

Die Grenzen sind erreicht

Die Verfolgungsfahrt beginnt irgendwo in Mittelhessen. Ein Fahrer flüchtet vor der Polizei, rast über Landstraßen und Autobahnen, verursacht mehrere Unfälle und versucht, sich den Beamten zu entziehen. Die Fahrt endet erst Stunden und viele Kilometer später – tief in Bayern. Für die Polizisten ist der Fall eigentlich klar: gefährlicher Eingriff in den Straßenverkehr, Unfallflucht, Alkohol am Steuer. Später kommen noch Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, Beleidigung und Körperverletzung hinzu. Doch was danach passiert, sorgt bei einem beteiligten Beamten bis heute für Kopfschütteln. »In Frankfurt haben wir ein riesiges Problem mit der Justiz«, erzählt er. »Die Gesetze geben manches her, aber die Justiz wirkt komplett überfordert.«

Weil die Verfolgungsfahrt in Hessen begonnen hatte, lag die erste Entscheidung bei der Frankfurter Staatsanwaltschaft. Die Anweisung lautete: Personalien aufnehmen, einen Zustellungsbevollmächtigten festlegen – und den Mann zunächst wieder laufen lassen. »Das war die Vorgabe der Staatsanwaltschaft Frankfurt«, berichtet der Polizist. Doch der Fall nimmt eine unerwartete Wendung. Da die Festnahme in Bayern erfolgte, wird der Mann dort an eine Streife übergeben und in ein Krankenhaus gebracht. Am Ende übernimmt der Freistaat die komplette Sachbearbeitung. Das Ergebnis: Untersuchungshaft.

»Bei nahezu identischem Sachverhalt kam der Mann dort sofort in UHaft«, sagt der Beamte. Für ihn ist der Fall ein Beispiel dafür, wie unterschiedlich Justiz in Deutschland arbeiten kann. Während in manchen Regionen konsequent durchgegriffen werde, entstehe andernorts der Eindruck, dass Verfahren aus Zeitmangel oder Überlastung deutlich zurückhaltender geführt werden.

»Bei uns in Hessen hat man eher das Gefühl, dass alles unterhalb einer Messerstecherei erst einmal liegenbleibt«, sagt der Polizist. »Das wird dann irgendwann bearbeitet, wenn Zeit ist.« Diese Wahrnehmung teilen viele Einsatzkräfte. Nicht unbedingt, weil die Gesetze zu schwach wären – sondern weil Gerichte und Staatsanwaltschaften vielerorts an ihre Grenzen geraten – und diese sind, darin sind sich nahezu alle meine Gesprächspartner einig, seit geraumer Zeit erreicht.

Strafverfolgung nach Kassenlage

Die Zahl der Kriminalfälle erreicht Jahr für Jahr neue Höchststände, während die Gerichte zunehmend überfordert sind: »Im Jahr 2025 haben wir im dritten Jahr in Folge rund 5,5 Millionen neue Strafverfahren bei den Staatsanwaltschaften gehabt. Erstmals hat die Zahl der offenen Fälle zum Jahresende 2025 die Marke von einer Million überschritten. Ende 2020 waren es noch rund 700.000 offene Verfahren. Das entspricht einer Steigerung von annähernd 50 Prozent in fünf Jahren«, erklärt der Bundesgeschäftsführer des Deutschen Richterbundes Sven Rebehn gegenüber der Rheinischen Post.334

Einer der Hauptbrennpunkte sind die steigenden Klagezahlen vor den Verwaltungsgerichten gegen Asylbescheide. »Wir haben in den vergangenen drei Jahren mehr als eine Verdopplung der Verfahrenseingänge in Asylsachen gesehen. 2022 waren es noch rund 62.000 Klagen, im vergangenen Jahr mehr als 140.000 Verfahren«, so Rebehn weiter – eine Steigerung von 125 Prozent. »Fast jeder«335 Geflüchtete klage inzwischen gegen einen negativen Asylbescheid und die damit verbundene Abschiebung.

Die massive Überlastung der Justiz hat Konsequenzen, die der Bevölkerung kaum zu vermitteln sind: »Immer öfter werden Strafverfahren wegen Geringfügigkeit mit oder ohne Geldauflage vorzeitig eingestellt. Wo Fälle einfacher oder mittlerer Kriminalität früher noch ausermittelt werden konnten, greifen Staatsanwälte heute häufiger zur Verfahrenseinstellung, weil es zeitlich nicht mehr anders geht.«

Diese Entwicklung kratze »massiv am Vertrauen der Menschen in den Rechtsstaat. Das gilt noch verstärkt, wenn mutmaßliche Straftäter aus der Untersuchungshaft freikommen, weil ihre Verfahren aufgrund personeller Engpässe nicht mit der gebotenen Beschleunigung bearbeitet werden können.« Im Schnitt seien im Jahr 2025, so berichtet der Bundesgeschäftsführer des Deutschen Richterbundes weiter, 50 Personen freigelassen worden336 – also fast jede Woche ein Tatverdächtiger.

»In diesen Fällen geht es in der Regel um den Vorwurf eines Verbrechens, also zum Beispiel um Tötungsdelikte, Vergewaltigungen oder schwere Körperverletzungen. (…) Es erschüttert das Rechtsempfinden der Menschen, wenn die Justiz nur noch eine Strafverfolgung nach Kassenlage leisten kann.«

Die Justiz ist wie ein Nadelöhr

Die Justiz, formal an rechtsstaatliche Prinzipien gebunden, stößt praktisch zunehmend an organisatorische und personelle Grenzen. »Ich glaube, Justiz ist nicht das, was viele sich darunter vorstellen – nämlich eine Suche nach Gerechtigkeit«, berichtet ein weiterer Beamter aus Frankfurt. »Mein Eindruck ist eher, dass sie ein Verwaltungsapparat ist. Eine Straftat wird begangen, und dann wird sie verwaltet: Akten, Verfahren, Zuständigkeiten.«

Das Problem liege weniger im Einzelfall als in den strukturellen Abläufen der Strafverfolgung insgesamt. Ein Hamburger Kollege ergänzt: »Die Justiz ist wie ein Nadelöhr. Alles, was durch mehr Polizeiarbeit an Straftaten dokumentiert wird, muss schließlich auch weiter bearbeitet werden. Fehlen dafür Staatsanwälte, Amtsanwälte, Mitarbeitende in den Geschäftsstellen und weiteres Personal, dann staut sich die Arbeit genau an dieser Stelle.«

Eine Beamtin aus Kiel ergänzt: »Selbst wenn wir die Zahl der Staatsanwälte verdoppeln würden: Wo sollen plötzlich die ganzen Gefängnisse herkommen? Das Ganze ist eine Kausalkette: Mehr Staatsanwälte bedeuten mehr bearbeitete Strafanzeigen. Mehr Strafanzeigen erfordern mehr Gerichte. Mehr Gerichte führen zu mehr Verurteilungen. Mehr Verurteilungen bedeuten mehr Justizvollzugsanstalten.«

Was die Beamtin beschreibt, ist letztlich der Bedarf an einem deutlich größeren Justizapparat – einem, der das, was die Polizei feststellt, auch konsequent sanktionieren kann: »Entscheidend ist, dass es schnell und spürbar passiert.« Denn das eigentliche Problem aus Sicht vieler Beamtinnen und Beamten ist: Zwischen der Begehung einer Straftat und einer möglichen Sanktion vergeht in der Regel etwa ein Jahr, bis überhaupt etwas passiert. Ob Haft, Geldstrafe oder Berufsverbot – Möglichkeiten gibt es theoretisch viele, doch sie kommen oft zu spät.

Ein Beamter aus Sachsen ergänzt: »Wir Polizisten sagen immer: Die Zeit arbeitet für den Angeklagten. Ist er einigermaßen clever und hat sich seit der Tat nichts weiter zu Schulden kommen lassen, spricht das aus Sicht der Richter für ihn. Hat er beispielsweise inzwischen einen Beruf gefunden oder ist Vater geworden, dann erhält er eine bessere Sozialprognose. Das wirkt sich dann entlastend auf das Urteil aus.«

Es greift das Territorialprinzip

Hinzu kommen organisatorische Probleme im föderalen System Deutschlands, die Polizisten an den Rand der Verzweiflung bringen: »Wir laden Hooligans wegen schwerer Körperverletzung vielleicht anderthalb Jahre später vor. In der Zwischenzeit macht der aber weiter, begeht Straftaten in Dresden, in Leipzig, dann welche in Dortmund.«

Dabei greift das Territorialprinzip: »Der normale Bürger denkt sich jetzt: ›Mensch, der hat doch so viele Dinge gemacht, der muss doch mal richtig bestraft werden.‹ Das sagt jeder Bürger und das sagt jeder Polizist.« In der Praxis läuft es jedoch anders: »Zwei Delikte müssen in Dresden verhandelt werden, drei müssen in Leipzig verhandelt werden, vier müssen in Dortmund verhandelt werden.«

Jeder Staatsanwalt betrachtet dabei nur seinen eigenen Fall und kommt häufig zu dem Schluss: »Nee, für eine Haft reicht’s nicht.« Vermutlich würde jeder Bürger an dieser Stelle fordern, alle Straftaten zusammenzuzählen und das Gesamtbild zu betrachten, doch das würde den meisten Staatsanwälten schlicht zu viel Arbeit machen: »Es würden Wochen, wenn nicht Monate vergehen, bis aus den verschiedenen Bundesländern alle Akten zusammengetragen wären.«

Strafrechtliche Bewertung aus anderer Lebenswirklichkeit

Gerade Ermittlerinnen und Ermittler, die sich täglich mit schwerer und Organisierter Kriminalität befassen, erleben die Kluft zwischen aufwendiger Polizeiarbeit und späterer strafrechtlicher Bewertung besonders deutlich. »Als Polizist hast du ein völlig anderes Empfinden, weil du die Tat und die gesamte Situation vor Ort selbst erlebt hast. Dieses Erleben lässt sich im Gerichtssaal kaum abbilden. Vor Gericht sitzen die Angeklagten geschniegelt im Sonntagsoutfit, wirken höflich, sind vom Anwalt einstudiert – was sie sagen dürfen und was nicht. Wenn du aber an die Situation vor Ort denkst, fragst du dich: ›Das war ein brutales Schwein – warum wird der jetzt nicht verurteilt?‹«

Die strafrechtliche Bewertung von Taten erfolgt häufig aus einer Lebenswirklichkeit heraus, die mit den Erfahrungen von Opfern und Einsatzkräften nur begrenzt Berührung hat. »Es ist extrem schwer, das subjektive Erleben einer Straftat zu vermitteln. Ich glaube nicht, dass Richter ›Gutmenschen‹ sind oder dahinter eine politische Agenda steckt. Eher ist es eine Mischung aus Naivität und dem Leben in einer relativ geschützten Welt. Wenn überhaupt, dann ist es die Sozialisation: ein Aufwachsen in geschützten Verhältnissen.337 Das wirkliche Leid der Gesellschaft siehst du vor allem bei Polizei und Rettungsdiensten – dort, wo du im wahrsten Sinne des Wortes im Elend der Menschen stehst.«

Was der Beamte sagt, lässt sich auch empirisch erklären: Wer Jura studiert, kommt statistisch selten aus prekären Verhältnissen, denn der Zugang zu Bildung hängt stark von sozialer Herkunft ab. »Richter sehen im Zweifel nur das, was im Gerichtssaal passiert. Wenn sie Glück haben, sehen sie mal Bodycam-Aufnahmen. Aber sie erleben nicht die Gesamtumstände: die Gerüche, das Blut, die Exkremente, die Aggressivität, die Spannung, die Bedrohung, die Angst in den Augen. Das lässt sich kaum beschreiben.«

Milde Urteile ohne Abschreckung

Wo staatliche Sanktionen als langsam, inkonsequent oder folgenlos wahrgenommen werden, verändert sich zwangsläufig das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung. Dieses Misstrauen gegenüber staatlichen Institutionen erfasst laut einer Allensbach-Umfrage inzwischen auch die Justiz. »Das Maß des Vertrauens der Bevölkerung in die staatlichen Institutionen ist ein wesentlicher Hinweis auf die Stabilität einer Demokratie«, schreibt die Frankfurter Allgemeine Zeitung.338

Denn der Rechtsstaat lebt nicht allein von Gesetzen und Verfahren, sondern von der Erwartung, dass schwere Straftaten – ebenso wie kleinere Normverstöße – spürbare Konsequenzen haben. Bricht diese Erwartung weg, entsteht ein Vakuum – und dieses Vakuum bleibt selten leer.

Anfang 2025 hält ein Mann aus Guinea-Bissau die Lüneburger Innenstadt wochenlang in Atem.339 Innerhalb von nur vier Wochen begeht der 30-Jährige mehr als 50 Straftaten. Er prellt Zechen, bedroht Mitarbeiter in Restaurants und Geschäften, schlägt eine Bäckereiverkäuferin grundlos mehrfach ins Gesicht – und später erneut. Auch eine Polizistin wird von ihm mit der Faust attackiert. Bei Kontrollen verhält er sich aggressiv, beleidigt die Beamten.

Der Mann ist mit einem gefälschten portugiesischen Aufenthaltstitel unterwegs und hält sich illegal in Deutschland auf. Die Ausländerbehörde leitet das vorgesehene Verfahren ein: schriftliche Aufforderung zur Ausreise binnen einer Woche. Doch der Beschuldigte macht weiter. Es folgen weitere Gewalttaten, darunter ein erneuter Angriff auf die bereits zuvor verletzte Bäckereiverkäuferin, die er diesmal zusätzlich beißt. Der Fall sorgt bundesweit für Entsetzen – nicht nur wegen der Brutalität, sondern vor allem wegen einer Frage, die viele umtreibt: Warum ist dieser Mann überhaupt noch auf freiem Fuß?

Im Hintergrund arbeiten Polizei und Ausländerbehörde an einer Lösung. Eine Abschiebung wird vorbereitet, ein Haftbefehl beantragt. Doch der zuständige Richter lehnt die Abschiebehaft ab – aus formalen Gründen. Es fehle an ausreichend konkreten Angaben zur Durchführung der Rückführung, etwa zur Begleitung durch Sicherheitspersonal und zu den vorgesehenen Maßnahmen.340

Für Außenstehende wirkt diese Entscheidung schwer nachvollziehbar. Angesichts der dokumentierten Gewalttaten erscheint die Notwendigkeit einer gesicherten Rückführung offensichtlich. Doch genau diese fehlenden Details führen dazu, dass der Mann wieder freikommt – und erneut zuschlägt. Erst im März 2025 kann er schließlich nach Guinea-Bissau abgeschoben werden.

Der Fall steht exemplarisch für ein Muster, das viele Bürger als irritierend empfinden. Innerhalb kürzester Zeit begeht ein Täter eine Vielzahl schwerer Straftaten, darunter wiederholte Gewaltdelikte, Angriffe auf Polizeibeamte sowie Betrugs- und Eigentumsdelikte – und bleibt dennoch über Wochen auf freiem Fuß. Die rechtlichen Instrumente wären vorhanden gewesen. Entscheidend war nicht ihr Fehlen, sondern ihre Anwendung. Polizeilich hätte man aber nach derzeitiger Gesetzeslage die Gefahr nicht verhindern können

Für die Menschen vor Ort entsteht daraus ein Eindruck, der weit über den Einzelfall hinausgeht: dass selbst massives, aggressives und uneinsichtiges Verhalten nicht zwingend zu unmittelbaren Konsequenzen führt. Besonders problematisch ist dabei weniger das materielle Recht als dessen praktische Umsetzung. Polizei und Ausländerbehörde hatten Maßnahmen eingeleitet, doch eine formale Hürde reichte aus, um eine Freiheitsentziehung zu verhindern – trotz akuter Gefährdungslage.

Der Fall reiht sich ein in eine Serie ähnlicher Vorgänge. Immer wieder geraten richterliche Entscheidungen über Haft oder Freilassung in die öffentliche Kritik, wenn sie als zu milde empfunden werden. So etwa im Januar 2026 in Hamburg, als ein mehrfach auffälliger Täter eine 18-jährige Frau auf einem Bahnsteig angriff und mit ihr vor eine einfahrende U-Bahn stürzte – nur zwei Tage, nachdem er in einem Bordell randaliert und einen Polizisten verletzt hatte.341

Es fehlt weniger an Gesetzen als konsequenter Anwendung

Auch langfristige Entwicklungen zeigen ein ähnliches Bild. In Stuttgart geriet eine syrische Großfamilie über Jahre hinweg immer wieder mit dem Gesetz in Konflikt. Rund 20 Angehörigen wurden insgesamt etwa 160 Straftaten zugerechnet, darunter Messerangriffe, Körperverletzungen und Bedrohungen. Trotz dieser Vielzahl an Delikten gelang es lange nicht, die Strukturen nachhaltig zu unterbrechen. Erst Jahre später wurden die finanziellen Folgen sichtbar: Allein Haft- und Justizkosten für mehrere Familienmitglieder summierten sich auf über eine Million Euro.342

Noch drastischer zeigt sich die Problematik im Fall Brokstedt. Am 25. Januar 2023 tötete ein Mann zwei junge Menschen bei einem Messerangriff in einem Zug. Bereits zuvor war er mehrfach durch Gewalt aufgefallen. Hinweise auf seine Gefährlichkeit wurden jedoch nicht konsequent weitergeleitet. Kurz vor der Tat war er aus der Haft entlassen worden – trotz psychischer Auffälligkeiten und einer Vorgeschichte schwerer Delikte.343

Die Fälle unterscheiden sich im Detail, führen aber zu einem ähnlichen Ergebnis: Trotz erkennbarer Risiken und mehrfacher behördlicher Kontakte gelingt es nicht, gefährliche Entwicklungen frühzeitig zu stoppen. Es fehlt weniger an gesetzlichen Grundlagen als an ihrer konsequenten und abgestimmten Anwendung.

Genau hier verschiebt sich der Blick vom Einzelfall hin zum System: Wenn schwerste Gewalt erst nach massiver Eskalation und mit erheblichem Aufwand eingedämmt wird, stellt sich zwangsläufig die Frage nach den strukturellen Rahmenbedingungen staatlichen Handelns.

Viele Einsatzkräfte berichten in diesem Zusammenhang von wiederkehrenden Mustern: formale Hürden, unklare Zuständigkeiten, fehlende Verzahnung zwischen Straf- und Ausländerrecht sowie eine Priorisierung, die sich nicht immer an der Gefahrenlage orientiert.

Unabhängig davon, ob einzelne Entscheidungen juristisch korrekt sind, entfalten sie nach außen eine klare Wirkung. Abschreckung entsteht nur dann, wenn staatliche Reaktionen schnell, spürbar und verlässlich erfolgen. Eine Ermittlerin aus dem Bereich der Organisierten Kriminalität beschreibt es so: »Auf den ersten Blick wirken die Urteile hart – aber viele sind nach zwei oder drei Jahren wieder draußen. Und dann machen sie einfach weiter.«

Die Strukturen, in denen sie agieren, bleiben bestehen. Haft wird so eher zur Unterbrechung als zur tatsächlichen Zäsur. Auch im Alltag zeigt sich diese Wahrnehmung. »Die Täter kennen unser System genau«, sagt eine Beamtin aus Nordrhein-Westfalen. »Es hält sie oft nicht mehr auf.«

Der Abstand zwischen Aufwand und Wirkung

Ein ähnliches Bild ergibt sich bei vermeintlich geringeren Delikten. Ein Beamter aus Hamburg schildert den Unterschied bei Verkehrsverstößen: Während deutsche Fahrer mit empfindlichen Konsequenzen rechnen müssen, stoßen Maßnahmen bei ausländischen Fahrern häufig an praktische Grenzen. Führerscheine können nicht ohne Weiteres entzogen werden, Sanktionen bleiben begrenzt. So entsteht bei vielen Einsatzkräften der Eindruck eines Systems, das dort besonders konsequent ist, wo Vollzug einfach ist – und dort zurückhaltender, wo er kompliziert wird.

Das zeigt sich auch bei Verstößen gegen sogenannte Gebietsbeschränkungen im Asylverfahren. »Daran hält sich fast niemand«, sagt ein Polizist aus Dortmund. »Und wir können kaum etwas dagegen tun.« Selbst wenn Verstöße dokumentiert und angezeigt werden, endet der Vorgang häufig ohne spürbare Konsequenz. »98 oder 99 Prozent der Anzeigen werden eingestellt«, berichtet ein Beamter. »Da fragt man sich irgendwann, warum man sie überhaupt noch schreibt.«

Diese Erfahrung prägt den Blick vieler Polizisten auf ihre Arbeit. Ein Beamter erzählt von einem Angriff, bei dem ihm die Hand gebrochen wurde. Der Täter kam später wieder frei. »Er hat gesagt: ›Ihr könnt mir hier sowieso nichts.‹« Eine Kollegin berichtet Ähnliches: Nach einer schweren Körperverletzung musste der Täter lediglich eine geringe Geldstrafe zahlen. »Das Urteil war für mich eine Demütigung – und für ihn ein Triumph.«

Gerade im Bereich kleinerer Delikte wird der Abstand zwischen Aufwand und Wirkung besonders deutlich. Polizeieinsätze, Anzeigen, Weiterleitungen, oft mit erheblichem Zeitaufwand – das Ergebnis ist in vielen Fällen die Einstellung des Verfahrens. Hinzu kommt ein strukturelles Problem bei Geldstrafen. Da sie sich am Einkommen orientieren, treffen sie Personen ohne oder mit sehr geringem Einkommen nur begrenzt. Ersatzfreiheitsstrafen wären möglich, stoßen aber in der Praxis häufig an Kapazitätsgrenzen.

Für viele Einsatzkräfte ergibt sich daraus ein klares Bild: Wenn Sanktionen weder spürbar noch verlässlich vollstreckt werden, verliert das Strafrecht einen Teil seiner Wirkung. Und genau an diesem Punkt beginnt sich die Frage zu stellen, die über allen Einzelfällen steht: wie belastbar ein System ist, dessen Regeln zwar bestehen – aber nicht immer durchgesetzt werden können.

Geltendes Recht wird nicht angewendet

Der Beamte sitzt mir gegenüber, die Hände ineinander verschränkt, der Blick ruhig, fast routiniert. Es ist kein Thema, über das er zum ersten Mal spricht. »Seit 2015 dürfen wir unseren Job nicht mehr konsequent machen«, sagt er schließlich. Eine kurze Pause. »Und unser Job ist eigentlich klar: der Schutz der deutschen Grenze.«

Er spricht nicht laut, nicht anklagend. Eher so, als würde er einen Zustand beschreiben, an den man sich gewöhnt hat – ohne ihn je wirklich akzeptiert zu haben. Nach geltendem Recht, erklärt er, müssten asylsuchende Menschen, die aus sicheren Drittstaaten einreisen, an der Grenze zurückgewiesen werden. Und Deutschland ist ausschließlich von solchen Staaten umgeben. »Eigentlich wäre die Regel ganz einfach«, sagt er. »Wir müssten jeden zurückweisen – außer, jemand kann glaubhaft machen, dass ihm zum Beispiel in Polen oder Österreich politische Verfolgung droht.« Er lächelt kurz, fast ironisch. »Diese Fälle gibt es faktisch nicht.«

In der Realität sei es jedoch anders gelaufen. Seit 2015 seien nahezu alle Migranten ins Land gelassen und in Asylverfahren aufgenommen worden. Und selbst wer keinen Schutzstatus erhält, hat oft wenig zu befürchten. Rund 230.000 Menschen leben in Deutschland, obwohl sie rechtlich ausreisepflichtig sind344, mehr als vier Millionen weitere mit befristeten Aufenthaltstiteln345 – ohne dauerhaftes Bleiberecht. Abschiebungen scheitern häufig – nicht, weil sie verboten wären, sondern weil sie organisatorisch, politisch oder praktisch nicht durchgesetzt werden. Die Folge ist ein Zustand, der sich über Jahre verfestigt: Menschen bleiben – obwohl ihr Aufenthalt ursprünglich nur als Ausnahme gedacht war.

Für viele Bürger entsteht daraus ein Eindruck, der schwer wiegt: dass Recht zwar existiert, aber nicht konsequent angewendet wird. Und genau hier beginnt ein Problem für den Rechtsstaat. Ein Berliner Beamter erzählt mir von einem Fall, der sich in seinem Gedächtnis festgesetzt hat. Es geht um Mitglieder großer Clans, um Abschiebungen, um Versuche, Ordnung herzustellen – und um deren Scheitern. »In Berlin hat man versucht, Leute aus dem Umfeld des Miri-Clans abzuschieben«, sagt er. »Und einer von ihnen, Ibrahim Miri, stellt kurz darauf einfach wieder einen neuen Asylantrag.« Der Antrag wird abgelehnt. Die erneute Abschiebung vorbereitet. Aber der Beamte schüttelt den Kopf. »Am Ende ist das eine Farce. Das macht das System absurd.«

Ibrahim Miri ist kein Unbekannter. Über Jahrzehnte hinweg wurde er immer wieder verurteilt – wegen Raubes, Diebstahls, Hehlerei, bandenmäßigen Drogenhandels. 19 rechtskräftige Verurteilungen in 30 Jahren. Abgeschoben wurde er dennoch nicht wegen dieser Straftaten, sondern weil ihm der Aufenthaltstitel fehlte. Die erste Abschiebung kostet Zehntausende Euro. Sein Aufenthalt im Libanon bleibt kurz, dann kehrt er zurück. Über Land, vorbei an Grenzen, die ihn eigentlich hätten aufhalten sollen. »Inzwischen ist er wieder abgeschoben worden«, sagt der Beamte. »Aber wir fragen uns natürlich: Treffen wir ihn ein drittes, viertes, fünftes Mal wieder?«

Es ist keine rhetorische Frage, es ist Erfahrung. Und sie führt zu einem Befund, der sich durch viele Gespräche zieht: Gesetze verlieren ihre Wirkung, wenn sie nicht als verbindlich erlebt werden. Ein Beamter aus Baden-Württemberg versucht, dieses Gefühl in ein Bild zu fassen. »Ich frage mich immer: ›Wo hakt es eigentlich?‹« Er lehnt sich zurück, überlegt kurz. »Wenn ein Haus immer wieder einstürzt, dann sind entweder die Steine schlecht oder der Maurer arbeitet schlecht.« Eine einfache Logik. »Ist der Maurer das Problem, braucht man einen anderen. Sind es die Steine, braucht man bessere.«

Übertragen auf das Asylsystem heißt das für ihn: Liegt es an den Gesetzen – oder an ihrer Anwendung? Und wenn es Lücken gibt, warum werden sie nicht geschlossen? Während er diese strukturelle Frage stellt, formuliert ein Berliner Kollege einen Gedanken, der noch weiter geht. »Was mich irritiert«, sagt er, »ist die Frage, ob diese Lücken überhaupt geschlossen werden sollen.« Wieder eine kurze Pause. »Oder ob man sie einfach hinnimmt. Nach dem Motto: Jetzt ist er eben wieder hier.«

Beim Falschparken funktioniert der Staat sofort …

An dieser Stelle berührt die Debatte den Kern des staatlichen Gewaltmonopols. Denn es beruht nicht nur darauf, dass Gesetze existieren – sondern darauf, dass sie angewendet werden, verlässlich, nachvollziehbar, durchsetzbar. Wo das nicht geschieht, verliert der Staat an Autorität. Und an Glaubwürdigkeit. Besonders sichtbar wird das seit 2015 in der Migrationspolitik.

Das Asylrecht ist historisch gewachsen. Es entstand aus der Erfahrung politischer Verfolgung, aus den Verbrechen der NS-Zeit, aus dem Anspruch, Schutz zu gewähren. Es ist bewusst als Grundrecht ausgestaltet worden – mit einem hohen Stellenwert, vergleichbar mit zentralen Freiheitsrechten. Doch viele der bestehenden Regelungen werden in der Praxis nur eingeschränkt umgesetzt.

Die Trennung zwischen Asyl und Einwanderung, einst klar gedacht, verschwimmt. Selbst eine Ablehnung im Verfahren führt oft nicht zur Ausreise, sondern zu neuenBleibemöglichkeiten. Verfahren verlängern sich, Zuständigkeiten verschieben sich, Lösungen werden vertagt. Für viele entsteht dadurch ein Eindruck, der sich festsetzt: dass Regeln zwar formuliert sind, aber nicht immer greifen.

»Deshalb halte ich auch Begriffe wie ›Remigration‹ für wenig zielführend«, sagt der Beamte aus Baden-Württemberg. »Wenn jemand nach geltendem Recht keinen Anspruch auf Aufenthalt hat, dann ist seine Ausweisung nichts anderes als die Anwendung bestehenden Rechts.« Für ihn ist das keine politische Forderung, sondern eine logische Konsequenz. »Wenn wir das nicht konsequent umsetzen, verlieren die Menschen das Vertrauen in den Staat.«

Er macht eine kurze Pause, dann fügt er hinzu: »Beim Falschparken funktioniert der Staat sofort. Da wird durchgegriffen. Aber bei Fällen, die viel komplexer und teurer sind, entsteht oft der Eindruck, dass man wegschaut.« Es ist ein Satz, der ein Spannungsfeld beschreibt, das viele Beamte empfinden: zwischen rechtlichem Anspruch und praktischer Realität. Zwischen Regeln und ihrer Durchsetzung.

Und genau dort, wo diese Lücke entsteht, beginnt das Gewaltmonopol des Staates zu erodieren – nicht durch einen einzelnen Bruch, sondern durch viele kleine. Denn selbst dort, wo Regeln angewendet werden sollen, stößt der Staat zunehmend an Grenzen. Ihre Durchsetzung hängt nicht nur vom politischen Willen ab, sondern auch von der Leistungsfähigkeit der Institutionen, die sie tragen sollen.

Jedes Mal derselbe Kreislauf von vorn

Es gibt Fälle, bei denen Polizisten selbst nach Jahren im Dienst nicht mehr genau wissen, wo eigentlich die Zuständigkeit des Staates endet – und wo die Verantwortung einfach im Raum stehen bleibt. Ein Streifenpolizist aus Hamburg erzählt mir von einem Mann, den sie auf seinem Revier seit Jahren kennen. Ein deutscher Staatsbürger mit marokkanischem Migrationshintergrund. Schwer psychisch krank, alkohol- und drogenabhängig. Für die Polizei ist er ein Name, der immer wieder in den Einsatzmeldungen auftaucht.

Die Geschichte, die der Beamte erzählt, beginnt mit einem Vorfall, der selbst erfahrene Ermittler verstummen lässt. Der Mann hatte seinen Nachbarn überwältigt, gefesselt – und ihn gezwungen, sein Blut zu trinken. Der Täter war zu diesem Zeitpunkt völlig benebelt, eine Mischung aus Medikamenten, Alkohol und Drogen. Irgendwann ließ er den Nachbarn wieder frei, setzte ihn einfach vor die Tür und ging zurück in seine Wohnung. Für ihn war die Sache damit erledigt.

Auch seine Freundin geriet mehrfach in Lebensgefahr. Der Mann würgte sie so lange, bis sie das Bewusstsein verlor. Mehrfach musste die Polizei eingreifen. Mehrfach wurde er mit massivem Widerstand überwältigt und in eine psychiatrische Klinik eingewiesen. Ein Jahr lang blieb er dort. Dann entschieden die Ärzte, dass eine Therapie keinen Erfolg verspreche. Der Mann wurde entlassen.

Für die Polizei beginnt damit jedes Mal derselbe Kreislauf von vorne. »Von diesem Mann geht eine enorme Gefahr aus«, sagt der Streifenpolizist. »Aber solange er niemanden getötet hat, reicht das rechtlich nicht aus, um ihn dauerhaft unterzubringen.« Der Mann lebt weiterhin in Hamburg. Er trinkt, konsumiert Drogen, gerät regelmäßig in Rauschzustände und taucht immer wieder in Polizeimeldungen auf.

Für die Beamten bedeutet das: Sie werden ihn wiedersehen. Und wieder. Und wieder. »Es fühlt sich manchmal so an«, sagt der Polizist, »als gäbe es niemanden, der wirklich Verantwortung übernimmt.«

Überfüllte Gefängnisse und Psychiatrien

Der Fall steht exemplarisch für ein Problem, das Polizisten, Staatsanwälte und Richter inzwischen in vielen Gesprächen beschreiben: ein System, in dem Gefängnisse überfüllt sind, psychiatrische Kliniken an ihre Grenzen stoßen – und gefährliche Menschen immer wieder zwischen Polizei, Justiz und Medizin hin- und hergeschoben werden.

Die Frage ist dabei längst nicht mehr nur juristisch, sie ist auch gesellschaftlich. Denn wenn ein Staat zwar erkennt, dass von jemandem eine Gefahr ausgeht – aber gleichzeitig keinen Ort mehr hat, an dem diese Gefahr dauerhaft kontrolliert werden kann, dann entsteht eine Lücke. Eine Lücke, in der Gewalt jederzeit wieder möglich wird.

Ein Bundespolizist schildert mir ein Szenario, das sich im Alltag der Polizei immer wieder abspielt – und das zugleich zeigt, wie eng die rechtlichen und organisatorischen Grenzen geworden sind: »Wenn jemand völlig im Drogenrausch ist, können wir ihn nicht einfach in eine Justizvollzugsanstalt bringen – dafür gibt es keinerlei rechtliche Grundlage. In der Polizeizelle können wir ihn aber auch nicht lassen.«

Theoretisch, so erklärt er, gäbe es noch die Möglichkeit eines polizeilichen Gewahrsams zum Eigenschutz. Mit richterlichem Beschluss könnten Betroffene bis zu 48 Stunden festgehalten werden. Doch auch das ist in der Praxis kaum umsetzbar. »Das bindet vier bis fünf Kollegen«, sagt er. »Der Betroffene kann jederzeit im Entzug durchdrehen oder sich selbst verletzen – etwa indem er den Kopf gegen die Wand schlägt.«

Eine normale Krankenhauseinweisung scheitert ebenfalls häufig. Notärzte erklären dann, der Zustand reiche medizinisch nicht aus, um eine stationäre Aufnahme zu rechtfertigen. Am Ende bleibt oft nur eine Lösung: die Unterbringung in einer psychiatrischen Einrichtung über die Ordnungsbehörde. Doch auch dort gilt derselbe Grundsatz des Rechtsstaats – jede dauerhafte Einweisung ist eine Freiheitsentziehung und muss richterlich angeordnet werden.

Was der Beamte beschreibt, ist kein Ausnahmefall, es ist Alltag. Die Entwicklung der vergangenen Jahre lässt sich für viele Einsatzkräfte in einem einzigen Satz zusammenfassen: Die deutschen Gefängnisse und forensischen Psychiatrien arbeiten längst an der Belastungsgrenze – vielerorts darüber hinaus. Was früher als Ausnahme galt, ist heute Normalität: voll belegte Zellen, Wartelisten für Therapieplätze, improvisierte Unterbringungen und Personal, das zwischen Überforderung und Resignation schwankt. Als ich den Beamten frage, seit wann sich die Situation so zugespitzt habe, antwortet er ohne Zögern: »Definitiv seit 2015.«

System unter Druck

Die Zahlen aus dem Freistaat Bayern illustrieren diese Entwicklung besonders deutlich. Im Jahr 2015 waren 35,54 Prozent der Gefangenen nicht deutsche Staatsangehörige, zehn Jahre später liegt dieser Anteil bei 51,53 Prozent.346 Mit dem Wachstum und der Veränderung der Gefängnispopulation gerät ein System unter Druck, dessen Kapazitäten ohnehin begrenzt sind.

Ein Blick auf die bundesweiten Haftplätze zeigt, wie eng die Lage geworden ist: Im Juli 2025 waren von 70.279 Haftplätzen bereits 60.391 belegt.347 Die rechnerisch freien Plätze lassen sich jedoch oft nicht ohne Weiteres nutzen, weil Gefängnisse nach Kategorien getrennt sind – etwa nach Geschlecht, Alter oder Vollzugsform. Dadurch entstehen lokal trotzdem Überbelegungen.348

Für viele Täter wirkt der Strafvollzug zudem längst nicht mehr abschreckend. Eine Berliner Polizeibeamtin beschreibt es so: »Gefängnis soll eigentlich eine Entbehrung sein. Es soll eine Strafe sein und ist nicht zum Wohlfühlen gedacht. Aber manchmal habe ich das Gefühl, dass der Gefängnisaufenthalt für manche Täter eher entspannend ist.« Präventive Haft – also eine längere Verwahrung, um weitere Straftaten zu verhindern – wird unter diesen Umständen immer schwieriger.

Denn mehrere Entwicklungen treffen gleichzeitig aufeinander: Die Zahl der Gefangenen steigt, insbesondere im Bereich der Gewalt- und Sexualdelikte. Gleichzeitig verändert sich die Zusammensetzung der Insassen. Es gibt mehr junge Männer, mehr psychische Erkrankungen, mehr Suchtprobleme und mehr Täter mit extrem problematischen Gewaltbiografien.

Hinzu kommt ein wachsender Anteil nicht deutscher Staatsangehöriger – teilweise aus Herkunftsländern mit völlig anderen gesellschaftlichen Normen im Umgang mit Autorität und Gewalt.

Eine angemessene Betreuung ist kaum möglich

Parallel dazu verzeichnet die forensische Psychiatrie einen massiven Zulauf. Psychische Erkrankungen, Traumatisierungen, Suchterkrankungen und schwere Persönlichkeitsstörungen treten unter Straftätern immer häufiger auf. Die Kliniken sind vielerorts überfüllt.

Mitarbeiter berichten zunehmend davon, dass sie Patienten behandeln müssen, »für die eigentlich kein Platz mehr ist«. Therapien werden verkürzt, Sicherheitsrisiken steigen – und der Anspruch des Rechtsstaats, jeden Täter angemessen zu verwahren oder zu behandeln, wird immer schwieriger umzusetzen.

Ein Polizist aus Niedersachsen bringt es auf den Punkt: »In der Praxis bedeutet das: 80 bis 90 Prozent der Junkies, die wir kurzfristig in die Psychiatrie bringen, sind nach spätestens zwei Tagen wieder draußen – obwohl sie eigentlich bleiben müssten.« Die Zahl schwer Drogenabhängiger nehme massiv zu. Die Polizei laufe den Entwicklungen nur noch hinterher.

Auch in Hamburg zeigt sich dieses Problem besonders deutlich. Nach übereinstimmenden Berichten mehrerer Beamter leben dort mehrere Tausend Menschen, die eigentlich dauerhaft betreut oder in speziellen Einrichtungen untergebracht werden müssten. Doch das System ist überfordert. Der Betreuungsschlüssel liegt derzeit häufig bei 50 bis 60 Personen pro Betreuer. Eine einzige Fachkraft ist also für Dutzende Menschen zuständig, die teilweise nicht geschäftsfähig sind und Unterstützung bei nahezu allen administrativen Angelegenheiten benötigen. Unter solchen Bedingungen ist eine angemessene Betreuung kaum möglich.

Ein Hamburger Polizist beschreibt die Folgen aus seiner Perspektive: »Jedes Revier hat seine zehn bekannten Problemfälle – und drei oder vier davon sind wirklich gefährlich.« Rechnet man das auf eine Stadt wie Hamburg hoch, mit rund 1,8 Millionen Einwohnern und zusätzlich geschätzten 200.000 Menschen ohne gesicherten Aufenthaltsstatus, ergibt sich eine beunruhigende Dimension: »Wir kennen diese Leute«, sagt der Beamte. »So wie wir die meisten Intensivtäter kennen. Viele von ihnen haben Dutzende oder sogar über 100 Einträge in den polizeilichen Systemen. Und dennoch begegnet man ihnen immer wieder auf der Straße.«

Die deutsche Sicherheitsarchitektur im Dauernotbetrieb

Wie sich diese systemischen Grenzen konkret auswirken können, zeigt ein Fall, der selbst erfahrene Ermittler erschüttert hat. Ein Mann aus Nordafrika, der bereits durch mehrere europäische Länder gezogen war, taucht schließlich in Sachsen auf. Sein Vorstrafenregister umfasst Vergewaltigung, Diebstahl, Widerstand gegen Polizeibeamte, Körperverletzungen und Beleidigungen.349 Eines Tages greift er auf einem Spielplatz eine Familie mit Baby an.350 Ein Polizist, der zum Einsatz gerufen wird, sagt später: »Ich dachte zuerst an ein Anschlagszenario.«351

Heute lebt der Tunesier in einer forensisch-psychiatrischen Klinik in Deutschland. Die Kosten für seine Unterbringung liegen bei 300 bis 500 Euro pro Tag – bezahlt vom Steuerzahler.352 Dass es überhaupt so weit kommen konnte, liegt auch daran, dass der Mann trotz fehlender Bleibeperspektive jahrelang im Land blieb. Seine Reise führte ihn zuvor durch Frankreich, die Niederlande, Spanien und Italien. Ein Bekannter hatte ihm erzählt, dass man in Deutschland eine kostenlose Unterkunft bekomme. Er kam – und blieb.

Selbst im Gefängnis fiel er weiter durch Gewalt auf: Er zündete seinen Haftraum an und griff Mitinsassen mit einem Messer an. Ein Beamter aus Bayern beschreibt das Problem nüchtern: »Wenn man sich anschaut, aus welchen Verhältnissen manche Täter kommen, dann wirkt der deutsche Strafvollzug für sie manchmal nicht abschreckend – sondern fast attraktiv.« Drei Mahlzeiten am Tag, medizinische Versorgung, ein geregelter Tagesablauf.

Die Gesamtsituation zeichnet ein alarmierendes Bild. Die deutsche Sicherheitsarchitektur – vom Justizvollzug über die forensische Psychiatrie bis hin zu Polizei und sozialen Betreuungssystemen – arbeitet vielerorts im Dauernotbetrieb. Was früher Ausnahme war, ist heute Alltag.

Für die innere Sicherheit hat das spürbare Folgen. Gefängnisse sind überfüllt, Kliniken auch. Gefährliche Täter werden früher entlassen, psychisch Kranke bleiben unbehandelt. Menschen mit hohem Gewaltpotenzial werden oft nur kurz verwahrt, dann stehen sie wieder auf der Straße. Die Polizei trifft sie erneut, immer wieder. Gleichzeitig fehlt Personal. Wenn ein Hochrisikofall vier oder fünf Beamte bindet, fehlen diese Kräfte anderswo. Bei der Prävention, bei Ermittlungen oder einfach sichtbar im öffentlichen Raum. Auch soziale Betreuer arbeiten am Limit.

Ein Beamter schildert eine Szene, die ihn nicht loslässt. »Das Problem fängt damit an, dass man die Menschen nicht versteht«, sagt er. Sprache fehlt, Verständigung auch. Was einfach sein müsste, wird kompliziert, manchmal unmöglich. »Wenn jemand die ganze Zeit versucht, dich mit einem Voodoozauber zu belegen, dann wird es irgendwann absurd«, sagt er. Man könnte auch sagen: aussichtslos.

Das Ergebnis ist ein System, das oft nur noch reagiert. Nicht mehr gestaltet. Der Staat verliert Handlungskraft. Genau dort, wo sie nötig wäre. Für die Bevölkerung hat das Folgen: Vertrauen geht verloren, wenn Menschen sehen, dass Täter trotz Vorgeschichte immer wieder freikommen. Doch statt diese Strukturen zu benennen, folgt nach vielen Gewalttaten ein vertrautes Muster: Der Täter sei psychisch krank gewesen. Der Messerangriff von Aschaffenburg353 liefert dafür ein besonders klares Beispiel.

Friedensrichter und »Ehrenmorde«

»Schätzungen zufolge bleiben den deutschen Strafverfolgungsbehörden bis zu neun von zehn Straftaten mit Bezug zu Clanmilieus verborgen.« Der Beamte aus Duisburg, der mir diese Zahl nennt, hält kurz inne, als würde er selbst noch einmal prüfen, wie sie wirkt. Dann schaut er auf. In seinem Blick liegt keine Dramatisierung, eher etwas anderes: Ratlosigkeit. Und Müdigkeit.

90 Prozent – eine Zahl, die kaum greifbar ist. Und doch taucht sie im Laufe meiner Recherche mehrfach auf: Auch Ralph Ghadban schreibt, »… dass in über 90 Prozent aller Strafverfahren mit Tätern und Opfern aus dem muslimischen Kulturkreis die Schlichtungen nicht bekannt werden«.354 Sowohl der Beamte als auch der Experte beschreiben also ein Problem, das sich in keiner Statistik vollständig abbildet. »Es ist eine Schätzung«, sagt der Polizist. »Wir kennen das Dunkelfeld ja nicht. Wir sehen nur: Die Clans machen quasi nie eine Anzeige bei der Polizei – und wenn es umgekehrt gegen sie geht, dann ziehen Zeugen plötzlich ihre Aussagen zurück.«

Aus solchen Beobachtungen entsteht bei vielen Ermittlern ein ähnliches Bild. Neben der sichtbaren Kriminalität existiert eine zweite Ebene. Eine, die im Verborgenen bleibt. In dieser Welt werden Konflikte nicht vor staatlichen Gerichten geklärt, sondern innerhalb eigener Strukturen. Kooperation mit Polizei oder Staatsanwaltschaft gilt dort oft als Verrat. Loyalität zur Familie oder zum Clan steht über allem anderen.

Eine zentrale Rolle spielen dabei sogenannte Friedensrichter. Sie vermitteln, entscheiden, schlichten – zumindest wirkt es nach außen so. Sie »scheinen sich im Besitz eines eigenen Rechtssystems zu wähnen, das sie veranlasst, unsere Gesetze zu brechen. Mit der Nichtbeachtung dieser Gesetze signalisieren sie deutlich eine Ablehnung des Rechtsstaates«355, schreibt Ghadban. Denn: Der Islam sei nicht nur eine Religion, »sondern zugleich eine politische Herrschaft und ein Rechtssystem. Er bildet die Grundlage zu einer jahrhundertealten Zivilisation, die unentwegt in Konfrontation mit dem christlichen Europa stand«.356

Es gehe »im Grunde genommen um zwei unterschiedliche Zivilisationsmodelle: das westliche Modell, das auf dem autonomen, mündigen Individuum beruht, und das islamische Modell, das auf der Gruppe – sei es die Großfamilie oder der Megastamm der Muslime, die Umma – basiert und die Autonomie und Mündigkeit des Individuums einschränkt«.357

Entscheidungen fallen so außerhalb des Rechtsstaates, ohne Verfahren, ohne Kontrolle, ohne die Garantien, die staatliches Recht eigentlich ausmachen. Was nach Ausgleich klingt, wird in der Praxis oft zu einem System aus Druck und Einschüchterung. Zeugen ziehen ihre Aussagen zurück, Geschädigte verzichten auf Anzeigen, Verfahren verlaufen im Sande. Ermittler berichten, dass das kein Zufall ist: »Das ist Strategie«, sagt der Beamte. »Die Justiz soll zermürbt werden.«

Es beginnt oft im Kleinen. Verkehrsdelikte, kleinere Vergehen, Dinge, die nicht weiterverfolgt werden, weil der Aufwand hoch ist – oder die Sorge vor Konsequenzen gegenüber Polizei und Behördenmitarbeitern mitschwingt. »Offiziell wird das keiner so sagen«, fügt er hinzu. »Aber in der Praxis passiert es.« Mit der Zeit verschiebt sich dadurch etwas. Leise, aber spürbar.

Wo Konflikte nicht mehr vor staatlichen Institutionen ausgetragen werden, verliert der Rechtsstaat an Gewicht. Und mit ihm die Freiheit des Einzelnen. »Die Strukturen sind so einschüchternd, dass der Staat faktisch zurückweicht«, sagt der Beamte. »Zu einem Teil dieser Familien haben wir kaum noch Zugang.«

Besonders sichtbar wird dieser Konflikt dort, wo Fragen von »Ehre« eine zentrale Rolle spielen. Ehrenmorde sind die extremste Form davon. Sie zeigen ein Weltbild, in dem familiäre Ordnung über dem Leben steht, religiöse Normen über staatlichen Gesetzen, eine vermeintlich höhere Ordnung über der Verfassung.

Muslime sind seit Jahrzehnten Teil der deutschen Gesellschaft. Die Scharia ist es nicht – und darf es auch nicht sein. Wo staatliche Institutionen nicht mehr akzeptiert werden, muss der Staat seine Autorität durchsetzen, notfalls auch gegen Widerstand. Ein Rechtsstaat kann es sich nicht leisten, durch Schweigen, Drohungen oder Loyalitätsdruck ausgehöhlt zu werden.

Genau hier liegt die Aufgabe der Justiz. Sie muss ihre Möglichkeiten nutzen – auch gegenüber denen, die Verfahren behindern, Zeugen beeinflussen oder Straftaten verdecken. Denn am Ende entscheidet sich staatliche Autorität nicht auf dem Papier, sondern in der Praxis. Nur dort, wo Recht tatsächlich durchgesetzt wird, bleibt es auch wirksam.

Der Bürger muss sich selbst schützen

Viele Bürgerinnen und Bürger ziehen inzwischen ihre eigenen Schlüsse: Sicherheit wird vielerorts nicht mehr primär als staatliche Aufgabe erlebt, sondern zunehmend als individuelle Verantwortung. Das zeigt sich im Alltag – bei der Wahl der Verkehrsmittel (»Ich meide den ÖPNV.«), bei der Planung von Wegen (»Abends nie allein – Pfefferspray habe ich immer dabei.«) oder in einer neuen Wachsamkeit an öffentlichen Orten (»Ich stehe nie nah am Gleis und höre am Bahnhof keine Musik, damit ich mitbekomme, was um mich herum passiert.«).

Besonders deutlich wird diese Entwicklung beim Thema Wohnungseinbruch. Im Jahr 2024 wurden in Deutschland 78.436 Fälle von versuchten und vollendeten Einbrüchen registriert.358 Bundesinnenminister Alexander Dobrindt (CSU) formuliert deshalb eine klare Erwartung: »Deshalb gilt: die eigenen vier Wände angemessen schützen.«359

Auch aus der Praxis kommt eine ähnliche Einschätzung. Ein Beamter aus Bayern sagt: »Die Aufklärungsquote bei Wohnungseinbrüchen liegt bei etwa 15 Prozent – das ist verdammt wenig. Ich kann den Menschen nur empfehlen, Kameras zu installieren. Wer ein Haus hat, sollte über Bewegungsmelder oder Grundstücksüberwachung nachdenken. Wenn niemand zu Hause ist, ist das derzeit unsere wirksamste Möglichkeit, Einbrecher abzuschrecken.«

Ein Ermittler aus Sachsen schildert konkrete Erfahrungen: »In den letzten Monaten hatten wir mehrere Fälle, in denen Anwohner gemeldet haben: ›Da ist jemand in meinem Haus, der da nicht hingehört.‹ Wir sind sofort hingefahren. Beim letzten Mal war es ein Einbrecher aus Polen – wir konnten ihn direkt vor Ort festnehmen.«

Wohnungseinbrüche zählen – bei aller berechtigten Verunsicherung – zu den weniger gewaltsamen Delikten. Sie richten sich in der Regel gegen Eigentum, nicht gegen Leib und Leben. Gerade deshalb ist ihre Wirkung bemerkenswert: Wenn bereits hier das Vertrauen in staatlichen Schutz schwindet, stellt sich für viele die weitergehende Frage, wie der Staat mit schwereren Formen von Kriminalität umgeht.

Aus dieser Wahrnehmung heraus entsteht bei manchen der Gedanke an weitergehende Selbstschutzmaßnahmen – nicht aus einer Haltung der Konfrontation, sondern aus dem Bedürfnis nach Kontrolle über die eigene Sicherheit, das eigene Zuhause und die eigene Familie. Der Rückzug auf private Schutzmechanismen ist dabei weniger Ausdruck von Radikalisierung als eine nachvollziehbare Reaktion auf empfundene Schutzlücken. Gleichzeitig verschiebt sich damit eine zentrale Grenze des Rechtsstaats: von der staatlichen Gewährleistung von Sicherheit hin zur individuellen Gefahrenabwehr.

Eine Beamtin aus Nordrhein-Westfalen formuliert es so: »Ich möchte den Menschen nicht das Vertrauen in unseren Rechtsstaat nehmen. Aber ich will sie auch nicht in falscher Sicherheit wiegen. Wenn der Staat ihr Eigentum nicht ausreichend schützen kann, bleibt vielen am Ende nichts anderes übrig, als selbst vorzusorgen.

Innere Sicherheit beginnt mit äußerer Sicherheit

Innere Sicherheit beginnt nicht erst in Innenstädten oder im Gesetzbuch, sie beginnt an der Grenze. In dem Moment, in dem ein Staat feststellt, wer sein Territorium betritt – und unter welchen Voraussetzungen. Gelingt das nicht zuverlässig, entstehen Grauzonen. Räume, in denen Menschen leben, deren Identität ungeklärt ist, deren Status unsicher bleibt – und die trotzdem längst im Land sind.

Anfang 2024 begleite ich eine Streife der Bundespolizei in Bayern. Zwei Tage, viele Gespräche, oft abseits der Kamera. Was mir die Beamten dort schildern, lässt mich nicht mehr los. Es ist einer der Gründe, warum ich dieses Buch schreibe. Denn der Kontrollverlust, den sie beschreiben, passt nicht zu dem, was auf dem Papier steht.

Die Gesetze wirken klar. Die Realität ist es oft nicht. Der entscheidende Moment ist unscheinbar. Eine Kontrolle im Grenzgebiet, ein fehlender Pass, ein einziges Wort. Genau dort entscheidet sich, ob ein Staat handlungsfähig bleibt – oder ob Verfahren selbst zur Eintrittskarte werden.

Ohne Pass, ohne Erlaubnis – trotzdem drin

»Wenn man etwas gegen die Migrationskrise sagt, bekommt man schnell diesen Rassistenstempel aufgedrückt«, sagt ein Bundespolizist aus Rheinland-Pfalz gleich zu Beginn unseres Gesprächs. Seine Stimme ist ruhig, aber fest. Für ihn ist das kein politischer Streit, kein Thema aus Talkshows. Es ist Alltag, Schicht für Schicht.

»Ich arbeite an einer Grenzpolizeidienststelle, wir kontrollieren Einreisen aus Luxemburg. Und das, was dort passiert, hat nichts mehr mit unserer eigentlichen Aufgabe zu tun – dem Schutz der Grenze.«

Dann erzählt er von einem Einsatz, nur wenige Tage zuvor. Eine Kontrolle, Routine. Ein Mann ohne Ausweis, falsche Angaben, erst die Fingerabdrücke bringen Klarheit. Mehrere Identitäten, mehrere Namen. »In seiner Akte war eigentlich alles drin«, sagt der Beamte. »Raub, Diebstahl, Betrug, gefährliche Körperverletzung – einmal das Strafgesetzbuch rauf und runter. Nur ein Tötungsdelikt hat noch gefehlt.« Der Mann hatte sich als Afghane ausgegeben. Tatsächlich war er Algerier. Vier Asylverfahren hatte er bereits durchlaufen. Viermal abgeschoben. »Und jetzt saß er ein fünftes Mal vor uns.«

Und wieder beginnt alles von vorn. Ein neuer Antrag, ein neues Verfahren. Obwohl längst klar ist, wer er ist. Der Beamte schweigt kurz. Dann sagt er: »Das ist kein Einzelfall.« Im Ausländerzentralregister stehen sie alle. Mit ihren Alias-Namen, ihren wechselnden Identitäten. »Sechs, sieben, acht verschiedene Personalien – das ist nichts Ungewöhnliches.« Und oft, sagt er, werde aus einem Erwachsenen bei der nächsten Einreise plötzlich wieder ein Jüngerer. Das Alter scheint so flexibel zu sein wie die Nationalität. Besonders häufig treffe man auf Menschen aus Marokko, Algerien oder Tunesien. Viele wüssten genau, welche Herkunft gerade »funktioniert«. »Erst sind sie Algerier, werden abgelehnt. Dann kommen sie wieder – und sind plötzlich Syrer oder Afghanen. Natürlich ohne Papiere.«

Manchmal erzählen die Betroffenen ihre Wege aber auch selbst, freiwillig. Der Beamte berichtet von Handys, die ihm gezeigt wurden. Fotos aus Nordafrika, die Überfahrt, Lager in Spanien, Busfahrten durch Europa, viele sichere Drittstaaten. Und am Ende Luxemburg, Deutschland. »Die wissen genau, dass die anderen Länder sie auch nicht behalten wollen«, sagt er. »Die winken einfach durch.« Dann dieser eine Satz. »Da fühlt man sich verarscht.«

Ein Wort – und alles ändert sich

Es sind nicht nur Abläufe, die ihn belasten, es ist auch das Gefühl dahinter. Er erzählt von einer alten Frau aus seinem Haus. 99 Jahre alt, Krieg erlebt, acht Kinder großgezogen. Wenn er ihre Rente mit staatlichen Leistungen für abgelehnte Asylbewerber vergleicht, sagt er, »kommt mir manchmal die Galle hoch«. Gleichzeitig beschreibt er ein System, das sich kaum noch steuern lässt. Menschen sitzen auf der Dienststelle, alles ist vorbereitet für die Rückweisung. Und dann, im letzten Moment, ein Wort: »Asyl«. »Dann sitzt du da und denkst dir: ›Na super.‹« Denn ab diesem Moment gilt ein anderer Ablauf. Auch wenn klar ist, dass kein Anspruch besteht.

Ein anderer Fall bleibt ihm besonders im Kopf. Ein Mann, immer wieder aufgegriffen. »Ich habe ihn innerhalb einer Woche achtmal zurückgewiesen. An einem Tag sogar zweimal.« Ziel: Frankfurt. »Er sagte, er wolle da leben.« Ein paar Tage später schaut der Beamte ins System. Der Mann hat es doch nach Frankfurt geschafft und ist jetzt im Asylverfahren. »Und du fragst dich: ›Schaut da eigentlich niemand rein, wie oft wir den schon zurückgewiesen haben?‹«

Ähnliche Geschichten höre ich auch von einer Bundespolizistin aus Bayern. Ein Mann reist immer wieder ein, ebenfalls achtmal. Seine Begründung: In der Türkei sei ihm langweilig, er wolle in Deutschland leben. »Für ihn war das wie ein Abenteuer.« Beim neunten Versuch sagt er das Wort »Asyl«. Und alles ändert sich. Dass manche Beamte ihr Handeln als sinnlos oder Zeitverschwendung empfinden, schwingt in den Gesprächen mit. Ich kann es nachvollziehen.

Auch die Zusammenarbeit innerhalb Europas beschreibt der Beamte als brüchig. Rückweisungen müssten abgestimmt werden. Doch oft kommt niemand zur Übergabe. »Denn dann müssten sie die Leute registrieren. Und wären plötzlich selbst zuständig.« Also entsteht ein Kreislauf. Jeder reicht weiter. Möglichst schnell. Möglichst unauffällig. Und Deutschland bleibt am Ende oft der Ort, an dem die Verfahren landen.

Manchmal kippt diese Realität ins Absurde. Der Bundespolizist aus Trier erzählt von einem »Tourismus« zwischen Deutschland und Luxemburg. Tabak und Alkohol seien dort billiger. Asylbewerber »pendeln« daher zwischen den Ländern. »Wir schreiben Anzeigen, weil sie Deutschland eigentlich nicht verlassen dürfen«, sagt er. Dann zuckt er mit den Schultern. »Aber das interessiert die nicht. Da kannst du auch mit einer Wand reden.«

Am Ende bleibt eine Frage. Eine, die er sich selbst stellt. »Ich hinterfrage inzwischen meine Arbeit«, sagt er. »Und auch den europäischen Gedanken. Ob das alles noch funktioniert.«

Viele meiner Gesprächspartner beschreiben eine ähnliche Kette: Wenn die Grenze nicht mehr zuverlässig kontrolliert wird, wächst die Zahl der Menschen, die sich illegal im Land aufhalten. Ein Polizist aus Hamburg schätzt, dass es in seiner Stadt bis zu 10 Prozent sein könnten. »Genau weiß das niemand.« Dabei, sagt er, wäre es technisch möglich. Fingerabdrücke, Iris-Scan, klare Identitäten. »Dann wüssten wir wenigstens, wer hier ist.« Doch genau das geschieht nicht in dem Umfang, den viele Beamte für notwendig halten. Und immer wieder fällt ein Wort: Datenschutz.

Die eigentliche Brisanz zeigt sich erst mit Abstand. Nicht im Moment der Kontrolle, sondern Jahre später. Wenn aus einzelnen Fällen Entwicklungen werden, aus Lücken Muster entstehen. Und aus Mustern ein System, das niemand mehr wirklich überblickt.

Wie aus kleinen Kriminellen große werden

Sie kennt ihn seit zwei Jahrzehnten. Hat ihn immer wieder gesehen, immer wieder überprüft, immer wieder in Akten gelesen. Erst als jungen Mann, dann als Täter, heute als jemanden, an den sie kaum noch herankommt. »Der ist hier groß geworden«, sagt die Polizistin. »Nicht auf der Straße – im System.«

Der Mann stammt aus dem ehemaligen Jugoslawien, lebt seit rund 20 Jahren in Deutschland und gilt als Schwerkrimineller. Drogenhandel, Menschenhandel, Prostitution – seine Karriere liest sich wie eine Akte, die nie endet. Eigentlich, sagt sie, hätte er schon vor vielen Jahren abgeschoben werden müssen. Doch er ist noch da.

»Sein Anwalt hat immer wieder Einsprüche eingelegt«, erzählt sie. Immer neue Begründungen. Früher Flucht, politische Verfolgung. »Inzwischen stehen auch Tötungsdelikte in seiner Akte – spätestens dann hätte man ihn abschieben müssen.« Doch während die Verfahren liefen, ging das Leben weiter. Heute ist das Herkunftsland längst als sicher eingestuft.

Und der Mann hat dort ein zweites Leben aufgebaut. Immobilien, Geschäfte, Verbindungen. »Aber in Deutschland lebt er komfortabel weiter«, sagt sie. Nicht mehr als einfacher Täter. Sondern als jemand, der Strukturen geschaffen hat, Netzwerke, Abhängigkeiten. »Er macht das heute nicht mehr selbst«, sagt sie. »Er lässt machen.« Andere übernehmen die Arbeit.

Und genau das ist der Punkt, an dem die Frustration spürbar wird. »Jetzt kommen wir an ihn nicht mehr ran.« Sie sagt das ruhig, fast sachlich. Aber man merkt, was dahintersteht: Jahre, in denen man ihn hätte stoppen können. Jahre, in denen es Möglichkeiten gab. »Wir haben zugesehen, wie aus einem kleinen Kriminellen ein großer wurde«, sagt sie. »Und jetzt ist er so weit oben, dass unsere Mittel kaum noch greifen.«

Viele aus dieser Zeit sind inzwischen deutsche Staatsbürger. »Man sagt immer, uns sind die Hände gebunden«, sagt sie. Dann hebt sie leicht die Schultern. »Ja, jetzt sind sie das. Aber früher waren sie es nicht. Da hätte man handeln können.« Als die ersten Straftaten kamen, als die ersten Urteile da waren. »Spätestens als der ursprüngliche Fluchtgrund weg war.« Stattdessen, sagt sie, habe man zu lange gezögert. Zu oft weggesehen. »Und jetzt stehen wir da.«

Ein Kriminalpolizist aus Berlin beschreibt eine ähnliche Entwicklung – nur im größeren Maßstab. »Das passiert heute tausendfach«, sagt er. Mit Menschen aus Syrien, Afghanistan, der Türkei, aus Teilen Afrikas. Wenn er die aktuellen Einbürgerungszahlen sehe, werde ihm »schwindelig«. Was das langfristig bedeutet, könne kaum jemand abschätzen. »Das Deutschland, das wir kennen, verschwindet.«

Die Logik der Umsetzbarkeit

In der öffentlichen Debatte folgt darauf oft ein Reflex: mehr Abschiebungen. Für die einen ist das die Lösung, für andere ein Irrweg. Doch wie sieht die Realität aus? Zwischen Juni und Oktober 2024 habe ich genau das recherchiert. In Ausländerbehörden, bei der Bundespolizei, in Gesprächen, die oft erst dann offen wurden, wenn die Kamera aus war.

Ein Beamter aus Hamburg erzählt mir von seinen Einsätzen. Früh am Morgen, im Bus, stundenlang unterwegs durch die Stadt. Ziel: Menschen abholen, die abgeschoben werden sollen. »Ich war acht- oder neunmal dabei«, sagt er. Dann eine Pause. »Ich habe noch nie einen Kriminellen abgeschoben.« Stattdessen trifft er auf Familienväter. Menschen mit Arbeit, mit Wohnung, mit einem Leben hier. »Die brechen teilweise zusammen, wenn wir vor der Tür stehen.«

Ihr Aufenthalt ist abgelaufen, mehr nicht. Und trotzdem müssen sie gehen – während andere bleiben: die, die untertauchen, die ihre Identität wechseln, die Verfahren verzögern. Das wirkt widersprüchlich, ist aber, wie mehrere Beamte sagen, eine Frage der Machbarkeit. Wer greifbar ist, wird greifbar gemacht – wer es nicht ist, verschwindet aus dem Zugriff.

Der erste Punkt ist die Erreichbarkeit: Eine gemeldete Adresse, ein Arbeitsplatz, Briefe, die ankommen. Das reicht oft schon. Wer all das nicht hat, entzieht sich. Der zweite Punkt ist die Identität: ohne Pass keine Abschiebung, ohne klare Herkunft kein Zielland. Viele Staaten verweigern die Rücknahme. Also beginnt ein zähes Verfahren: Dokumente beschaffen, Herkunft klären. Monate, Jahre, Zeit, die für die Betroffenen arbeitet.

Ein Behördenleiter aus Nordrhein-Westfalen beschreibt mir ein ungewöhnliches Bild. Delegationen aus Afrika sitzen in deutschen Amtsgebäuden. Vor ihnen Menschen, deren Herkunft man vermutet. Deutschland zahlt die Reisen, Hotels, Verpflegung. Nur damit jemand bestätigt, was eigentlich klar sein müsste: wer diese Person ist.

Der dritte Punkt ist die Priorisierung. Zu wenig Personal, zu viele Fälle, also entscheidet man pragmatisch. Derjenige mit Adresse wird abgeholt, der andere bleibt verschwunden. Nicht, weil er weniger relevant wäre, sondern weil er schwerer zu finden ist. Und dann ist da noch das Rechtssystem: Fristen, Einsprüche, Atteste, Anwälte. Jeder Schritt kann angefochten werden, jeder Vollzug gestoppt. Ein Verfahren zieht sich über Jahre, manchmal über ein Jahrzehnt.

Ein Fall bleibt mir besonders im Kopf: eine Frau, die bis zuletzt versuchte, ihre Abschiebung zu verhindern. Begründung: ihre Kinder in Deutschland. Erst spät wird klar: Die Kinder lebten längst nicht mehr bei ihr, sie waren ihr entzogen worden, wegen Misshandlungen, wegen sexuellem Missbrauch. Am Ende wird sie zurückgeführt.

Aber der Weg dorthin ist lang. Und für viele Beamte frustrierend. Denn das Ergebnis wirkt oft widersprüchlich: Nicht die Gefährlichsten gehen – sondern die, die erreichbar sind. Das System folgt seiner eigenen Logik – einer Logik der Umsetzbarkeit.

»Migrationswende« – mit bestehendem System kaum zu schaffen

Doch selbst wenn Identitäten geklärt sind, stoßen Behörden an Grenzen. »Es nützt doch alles nichts, wenn es kein Land gibt, das seine Landsleute zurücknimmt.« Tunesien etwa akzeptiert derzeit keine Charterflüge mit Rückgeführten. »Unsere Arbeit wird massiv erschwert, wenn wir nur ein oder zwei Personen pro Linienflug unterbringen können«, sagt ein ranghoher Bundespolizist.

Auch Airlines reagieren zurückhaltend. »Die meisten Piloten wollen dieses Risiko nicht eingehen.« Und viele Rückführungen eskalieren. »Nicht selten werden Kot, Urin und Spucke gegen die Beamten eingesetzt.« Auch Bisse kommen vor. Für viele Polizisten ist schwer nachvollziehbar, warum Herkunftsländer Rücknahmen blockieren können – ohne politische Konsequenzen. »Wir haben unglaublich viele Probleme in Deutschland, weil wir Zehntausende Menschen hier haben, wo wir eigentlich wissen, wo sie herkommen, aber deren eigenes Land sie nicht zurücknimmt – und die deutsche Politik akzeptiert das irgendwie schicksalsergeben.«

Und daraus folgt eine einfache Frage: »Wir haben Menschen hier, deren Asylbescheid abgelehnt wurde, weil ein Gericht sagt: ›Politische Verfolgung liegt nicht vor.‹ Aber mit den Herkunftsländern reden unsere Politiker gar nicht. Und nun? Was sollen wir da machen?«

Auch politische Versprechen stoßen hier an Grenzen, zum Beispiel die von der CDU vielfach beschworene »Migrationswende« – mit dem bestehenden System ist sie kaum zu schaffen. »Seit 8. Mai (2025, Anmerkung der Autorin) sind es 12.000 illegale Einreisen, die wir zurückgewiesen haben«, sagte Innenminister Alexander Dobrindt (CSU) in der ARD-Sendung Caren Miosga.360

Doch diese Zahlen seien verzerrt, erzählt eine Bundespolizistin. Denn »Personen, die zwischen Deutschland und den Nachbarländern hin- und hergeschickt werden, tauchen dann jedes Mal erneut in der Statistik auf.« Im konkreten Fall, den der Bundespolizist aus Rheinland-Pfalz geschildert hatte, ist der von ihm achtmal zurückgewiesene Mann demnach achtmal in der Statistik als »erfolgreich zurückgewiesen« aufgetaucht, bevor er dann beim neunten Mal doch bis nach Frankfurt kam und es ins Asylverfahren schaffte.

Beispielloser Skandal in deutschen Botschaften weltweit

Die Wirklichkeit ist ein Kreislauf. Und während all das im Inland passiert, stellt sich eine andere Frage: Was geschieht eigentlich davor? Bei der Einreise, etwa bei den sogenannten Bundesaufnahmeprogrammen, in deren Rahmen besonders schutzbedürftige Personen eine Aufnahmezusage für Deutschland erhalten?

Nach übereinstimmenden Aussagen von fünf Bundespolizisten, die in verschiedenen Funktionen in das Prozedere der Identitätsfeststellung im Ausland eingebunden sind oder waren, spielt sich seit einigen Jahren ein beispielloser Skandal in deutschen Botschaften weltweit ab – besonders im Fokus: die deutsche Botschaft in Pakistan.361, 362

Dokumente, die zweifelhaft sind, Identitäten, die nicht geklärt werden können – und die trotzdem kein Hindernis für eine Einreise darstellen. »Mindestens die Hälfte der Papiere war gefälscht oder verändert«, sagt ein Beamter. Die Sicherheitsbehörden prüfen, sie warnen. »Eine »hohe vierstellige Anzahl an Visa-Genehmigungen« sei zweifelhaft.363, 364

Doch entscheiden dürfen sie nicht. Sie geben Empfehlungen, mehr nicht. »Wir sagen: Die Identität ist zweifelhaft«, erzählt er. »Und trotzdem werden Visa erteilt.« Darunter, so berichten es mehrere Quellen, auch Personen mit problematischem Hintergrund – mutmaßliche Extremisten365 und SchariaRichter.366 Ein Teil von ihnen lebt nun in Deutschland.

Der Vorwurf wiegt schwer. Und er zeigt ein Muster, das sich durch viele Gespräche zieht: ein System, das formal funktioniert – und praktisch an entscheidenden Stellen ausfranst. Am Ende bleibt ein Befund, der sich aus vielen dieser Geschichten zusammensetzt: Es fehlt nicht an Regeln, es fehlt an Umsetzbarkeit. Innere Sicherheit ist kein politisches Versprechen, sie ist ein Zustand – einer, der jeden Tag neu hergestellt werden muss. An der Grenze, in den Behörden, in den Verfahren. Wenn diese Kette an mehreren Stellen brüchig wird, merken es zuerst die, die darin arbeiten – und irgendwann ein ganzes Land.

Millionenstadt am Rand eines Versorgungskollapses

Es ist ein kalter Januarmorgen in Berlin. Die Heizung bleibt aus, Lichtschalter klicken ins Leere. In Wohnungen stehen Menschen vor dunklen Küchen, in Krankenhäusern laufen Notstromaggregate an, draußen stehen Straßenbahnen still. Nichts funktioniert – und für einen Moment wird spürbar, wie dünn die Schicht ist, auf der dieser Alltag ruht.

Innere Sicherheit, das merkt man in solchen Momenten, beginnt nicht bei Polizei oder beim Strafrecht, sie beginnt viel früher: an der Steckdose, am Wasserhahn, im Mobilfunknetz. Kritische Infrastruktur ist das unsichtbare Rückgrat dieses Staates. Strom, Wasser, Kommunikation, Verkehr, Gesundheitswesen – sie halten den Alltag zusammen, geben ihm Verlässlichkeit. Erst wenn sie ausfallen, wird sichtbar, wie sehr Sicherheit von ihnen abhängt.

Genau das zeigte der 3. Januar 2026. Eine Kabelbrücke im Berliner Stromnetz wird durch Brandstiftung beschädigt, mutmaßlich durch linksextreme Täter. Es folgt ein mehrtägiger Stromausfall – der längste seit dem Zweiten Weltkrieg. Rund 45.000 Haushalte und über 2.200 Unternehmen sind betroffen. Mitten im Winter ohne Strom, ohne Fernwärme. Krankenhäuser, Pflegeeinrichtungen, Verkehr und Kommunikation geraten unter Druck.

Und obwohl Experten seit Jahren vor genau solchen Szenarien warnen, wirkt die Stadt unvorbereitet. Der Vorfall legt etwas frei, das sonst im Hintergrund bleibt: wie verwundbar selbst grundlegende Systeme sind – und wie lückenhaft Schutz und Krisenmanagement vielerorts organisiert sind.

Der Infrastrukturexperte Dr. Christian Endreß formuliert es im Gespräch noch deutlicher: Wenn schon eine kleine, regional agierende Gruppe einen solchen Ausfall auslösen kann – was wäre dann möglich, wenn ein staatlicher Akteur, eine organisierte kriminelle Struktur oder ein gut ausgestatteter Cyberangreifer gezielt zentrale Systeme angreift?

Seine Einschätzung ist drastisch: Der Schutz kritischer Infrastruktur in Deutschland sei »katastrophal aufgestellt«, ein effektiver Schutz »quasi nicht vorhanden«. Und genau darin liegt der Kern. Der Anschlag war kein hochkomplexer Cyberangriff, sondern ein vergleichsweise einfacher physischer Eingriff. Und dennoch reichte er, um eine Millionenstadt an den Rand eines Versorgungskollapses zu bringen.

Die Frage ist deshalb nicht, ob Deutschland verwundbar ist, sondern wie weit die Folgen beim nächsten Mal gehen. Hinzu kommt ein strukturelles Problem: In der Aufarbeitung wird deutlich, dass manche Behörden nicht einmal wussten, dass sie Teil des Katastrophenschutzplans sind.367 Der Landesrechnungshof kritisiert Defizite bei Zuständigkeiten, Kommunikation und Personal – und das bereits Wochen vor dem Anschlag.368 Katastrophenschutz existiert oft eher auf dem Papier als im Alltag – ein gefährlicher Zustand in einer digital vernetzten Gesellschaft.

Und selbst nach dem Ausfall bleibt vieles provisorisch. Reporter können Tage später Umspannwerke und Trafostationen weitgehend unbehelligt betreten369 – sichtbare Schutzmaßnahmen fehlen. Erst nach medialem Druck reagiert der Senat und lässt besonders kritische Punkte durch Polizei sichern.370 Die Reaktion innerhalb der Polizei ist entsprechend deutlich. »Dass unsere Kollegen jetzt sinnfreien Objektschutz an Kabelschächten machen müssen, ist eine Frechheit«, sagt der Berliner GdP-Landeschef Stephan Weh.371 Für solche Aufgaben gebe es private Sicherheitsdienste.

KRITIS: Das unsichtbare Rückgrat der inneren Sicherheit

Das Thema Kritische Infrastruktur (KRITIS) ließe sich hier kaum vollständig abbilden. Zu komplex, zu technisch, zu vielschichtig. Aber genau deshalb gehört es in jede Betrachtung innerer Sicherheit. Denn ein Angriff auf KRITIS kann heute ähnliche Schäden verursachen wie ein klassischer Anschlag – nur ohne Explosion, ohne klaren Tatort, oft ohne sichtbaren Täter.

Sicherheit ist längst auch eine Frage von Resilienz, Vorbereitung und politischem Willen. Der Berliner Stromausfall blieb begrenzt, räumlich, sozial, die Ordnung brach nicht zusammen. Doch genau das kann täuschen. Denn der Vorfall zeigt nicht das Maximum, sondern nur einen Ausschnitt. Ein Warnsignal, kein Extremfall.

Was passiert, wenn nicht nur ein Teil des Stromnetzes ausfällt, sondern zentrale Systeme gleichzeitig? Wenn Zahlungsströme stoppen, Behörden nicht mehr arbeiten, Supermärkte schließen, Mobilfunknetze zusammenbrechen – und gleichzeitig Sozialleistungen nicht mehr ausgezahlt werden können?

Für viele klingt das abstrakt, für Behörden nicht. Ein leitender Mitarbeiter einer Ausländerbehörde in Nordrhein-Westfalen beschreibt mir genau dieses Szenario. In vielen Städten leben Zehntausende Menschen ganz oder teilweise von staatlichen Leistungen. Was geschieht, wenn dieses System ausfällt? Wenn zu Monatsbeginn kein Geld kommt – nicht aus politischer Entscheidung, sondern wegen technischer Überforderung?

Seine Einschätzung ist geprägt von Erfahrung. Er spricht von unterschiedlichen Prägungen, von anderen Vorstellungen von Staat, Autorität und Konfliktlösung. Nicht als Pauschalurteil, sondern als Risikoabwägung. »Bei uns leben über 10.000 Syrer«, sagt er. »Von der Größe her fast eine Armee.« Viele seien auf staatliche Leistungen angewiesen. Fielen diese weg, könne sich Frust entladen. Seine Worte sind zugespitzt, aber sie spiegeln eine Perspektive aus der Praxis. Auch ein Polizist aus Hamburg formuliert es ähnlich: »Solange das Geld kommt, bleibt vieles ruhig. Ich möchte mir nicht vorstellen, was passiert, wenn mehrere Millionen Menschen plötzlich nichts mehr bekommen.«

Es geht dabei weniger um Herkunft als um Struktur, um Abhängigkeit, um Verdichtung, um die Frage, wie stabil ein System bleibt, wenn seine Grundfunktionen ausfallen. Denn innere Sicherheit entscheidet sich im Ernstfall nicht nur an Gesetzen oder Polizeistärke, sondern daran, ob der Staat handlungsfähig bleibt – und ob er als solcher wahrgenommen wird. Wenn diese Wahrnehmung kippt, kann Ordnung sehr schnell brüchig werden.

Cybersicherheit

Der Bildschirm bleibt schwarz. Keine Verbindung, keine Daten, nur ein blinkender Cursor – und irgendwo, unsichtbar, beginnt ein System zu kippen. Lange wurde innere Sicherheit in Deutschland an dem gemessen, was man sehen konnte: Terrorismus, Organisierte Kriminalität, Extremismus. Bedrohungen mit Gesichtern, Orten, Tatorten.

Doch während sich die Debatten daran festhielten, verlagerte sich ein entscheidender Teil der Gefahr in einen Raum ohne Grenzen, leise, unsichtbar, digital. Cybersicherheit ist längst kein technisches Randthema mehr, sondern ein Kernbereich innerer Sicherheit. Staat, Wirtschaft und Gesellschaft sind tief digitalisiert. Verwaltungen laufen über IT-Systeme, Krankenhäuser hängen an vernetzten Geräten, Energie, Verkehr und Kommunikation werden digital gesteuert.

Das schafft Effizienz – und neue Abhängigkeiten. Denn Angriffe treffen heute nicht mehr nur Daten, sie treffen Funktionen. Sie legen Rathäuser lahm, zwingen Kliniken in den Notbetrieb, reißen Lücken in Lieferketten. Und sie erschüttern etwas, das schwerer zu greifen ist: das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit des Staates.

Wo früher Sabotage vor Ort stattfinden musste, reicht heute eine Tastatur. Oft aus dem Ausland, häufig anonym, mitunter staatlich gesteuert. Die Grenzen verschwimmen: Cyberkriminalität, Spionage, politische Einflussnahme, wirtschaftliche Interessen – all das greift ineinander. Desinformationskampagnen zielen nicht auf Infrastruktur, sondern auf Menschen. Sie spalten, verunsichern, untergraben Vertrauen.

Der digitale Raum ist zu einem eigenen Schauplatz geworden – ein Raum, in dem Konflikte stattfinden, ohne dass man sie unmittelbar sieht. Deutschland hat reagiert: mit neuen Behörden, Strategien, Gesetzen. Doch vieles bleibt fragmentiert. Zuständigkeiten sind verteilt, Standards uneinheitlich, Kommunen oft überfordert. Gleichzeitig wächst die Abhängigkeit von externer Technologie, während Fachpersonal fehlt.

Der Staat fordert Sicherheit – kann sie aber nicht überall gewährleisten. Und verschiebt Verantwortung zunehmend auf Unternehmen und Bürger. Die Frage, was passiert, wenn Systeme ausfallen, ist deshalb keine theoretische. In einer vernetzten Gesellschaft entscheidet sich Stabilität nicht nur auf der Straße, sondern im Netz. Fällt kritische Infrastruktur aus, geht es nicht mehr um Komfort oder Effizienz. Es geht um Ordnung, Handlungsfähigkeit, Legitimität. Denn ein Staat, der seine Systeme nicht schützen kann, verliert mehr als Kontrolle – er verliert Vertrauen.

Die AfD und das Ausschlachten der Angst

»Es gibt ein davor und ein danach.« Diese Worte schreibt Angela Merkel auf der ersten Seite ihrer Memoiren.372 Sie meint damit die Tage im Sommer 2015, als sie – entgegen der ausdrücklichen Empfehlung deutscher Sicherheitsbehörden373 – entschied, sich »von Flüchtlingen nicht abzuwenden«. Rückblickend nennt sie es selbst eine Zäsur.

Und tatsächlich: Es war ein Moment, der ihr politisches Vermächtnis prägen sollte – und der Deutschlands Zukunft, seine gesellschaftliche Dynamik und seine Sicherheitsarchitektur über Jahre hinweg verändert hat.

Auch für die Alternative für Deutschland (AfD) markierte diese Entscheidung eine Zäsur. Vor 2015 spielte die Partei bundespolitisch kaum eine Rolle, bewegte sich im niedrigen einstelligen Bereich. Dann kam die Flüchtlingskrise – und mit ihr ein Wendepunkt. »Natürlich verdanken wir unseren Wiederaufstieg in erster Linie der Flüchtlingskrise. Man kann diese Krise ein Geschenk für uns nennen. Sie war sehr hilfreich«, sagte Alexander Gauland 2015 im Gespräch mit dem SPIEGEL.374

Doch der Aufstieg der AfD erklärt noch nicht, wie politisch mit ihm umgegangen wird. Statt Ursachen zu analysieren, dominiert bis heute oft ein anderes Narrativ: Die Partei »schlachte die Angst der Menschen aus«. Das klingt plausibel – greift aber zu kurz. Denn dieser Vorwurf setzt voraus, dass die Angst bereits da ist – ohne ernsthaft zu fragen, woher sie kommt.

Angst entsteht nicht im luftleeren Raum. Sie speist sich aus Erfahrungen, Wahrnehmungen und dem Gefühl, dass Sicherheiten brüchig werden. Wer Bahnhöfe meidet, seine Tochter nicht mehr nachts allein hinausgehen lässt, in bestimmten Vierteln wachsamer wird oder schlicht einen Blick in die Polizeiliche Kriminalstatistik wirft, braucht keine Partei, um dieses Gefühl zu entwickeln. Die AfD ist nicht der Ursprung dieser Angst – sie ist häufig ihr Resonanzraum.

Die entscheidende Frage ist daher nicht, wer Angst nutzt, sondern wer sie ignoriert, relativiert oder delegitimiert. Genau hier liegt das Problem. Über Jahre wurde das Thema innere Sicherheit politisch und medial entdramatisiert. Kriminalitätsentwicklungen wurden statistisch eingeordnet, kulturelle Faktoren oft ausgeblendet, Täterprofile unscharf.

Wer dennoch Sorgen äußerte, geriet schnell unter Verdacht: fremdenfeindlich, hysterisch, rechts. Besonders spürbar ist das für diejenigen, die tagtäglich mit der Realität konfrontiert sind – Polizisten, Feuerwehrleute, Sicherheitspersonal, Pflegekräfte. Aber zunehmend auch für viele andere.

In diesem Klima entstand ein Repräsentationsvakuum. Viele Menschen haben heute das Gefühl, dass ihre Alltagserfahrungen kaum noch sagbar sind – zumindest nicht ohne soziale Kosten. Genau hier setzt die AfD an. Nicht, weil sie Angst erfindet, sondern weil sie ausspricht, was andere vermeiden. Profitiert sie davon? Ja. Aber sie hat diese Gefühle nicht geschaffen. Ihre Wahlerfolge korrelieren auffällig mit konkreten Entwicklungen: steigende Gewalt in bestimmten Räumen, Probleme bei Migration, Überlastung von Polizei und Justiz, sichtbare Verschiebungen im öffentlichen Raum. Der Vorwurf der »Angstausschlachtung« ist bequem – er verschiebt die Debatte von der Sach- auf die Moralebene.

Wer Angst äußert, gilt schnell nicht mehr als besorgt, sondern als manipulierbar oder latent radikalisiert. Doch genau das ist politisch riskant. Es treibt Menschen nicht weg von der AfD – sondern eher zu ihr hin. Wer sich nicht gehört fühlt, sucht sich jemanden, der zuhört. »Angst ist nichts, wofür man sich schämen muss«, sagte mir einmal eine Polizistin aus Berlin.

Dieser Satz bleibt hängen. Angst kann ein Signal sein – dafür, dass Schutzversprechen nicht mehr vollständig eingelöst werden. Eine verantwortungsvolle Politik müsste dieses Signal ernst nehmen, einordnen und darauf reagieren. Stattdessen wurde Angst oft delegitimiert oder pathologisiert. Die AfD hat diese Lücke erkannt und besetzt – ob aus Überzeugung oder Kalkül. Sie konnte das, weil sie auf etwas trifft, das real vorhanden ist: Entwicklungen, die viele Menschen wahrnehmen.

Das ist der eigentliche Kern des Problems. Nicht, dass eine Partei mit Angst arbeitet. Sondern dass andere es zugelassen haben, dass berechtigte Sorgen über Sicherheit, Gewalt und Kontrollverlust politisch monopolisiert werden konnten. Solange diese Ursachen nicht benannt und bearbeitet werden, bleibt jede Kritik an der AfD oberflächlich. Wer Angst nur bekämpft, indem er sie diskreditiert, bekämpft nicht die AfD – sondern untergräbt die eigene Glaubwürdigkeit.


Nachwort
Die Stunde der Entscheidung

Verlieren wir dieses Land? Diese Frage ist kein rhetorisches Stilmittel. Sie entscheidet nicht nur über politische Bewertungen, sondern über das Lebensgefühl eines Landes. Denn innere Sicherheit ist kein abstraktes Versprechen. Sie ist eine Erfahrung. Sie bestimmt darüber, ob Menschen sich frei im öffentlichen Raum bewegen, ihre Kinder ohne ständige Angst zur Schule schicken und darauf vertrauen können, dass Recht nicht nur formuliert, sondern auch durchgesetzt wird.

Wo dieses Vertrauen schwindet, gerät nicht nur die Sicherheitsarchitektur eines Landes ins Wanken, dann beginnt etwas Tieferes zu bröckeln: das Fundament des gesellschaftlichen Zusammenhalts. Und am Ende die Demokratie selbst. In solchen Räumen wächst die Macht der Radikalen.

»Wir verlieren dieses Land« – dieser Satz fiel in verschiedenen Varianten und Abstufungen mehrfach im Laufe der Recherche. Er ist die Verdichtung all dessen, was mir Polizistinnen und Polizisten in den vergangenen Monaten immer wieder beschrieben haben. Nicht als Ideologie – sondern als Beobachtung, als Gefühl und als Warnung.

Die Gespräche mit ihnen haben mir gezeigt, dass die Probleme nicht punktuell sind. Sie sind strukturell. Es geht um steigende Gewalt im öffentlichen Raum, um Täter, die immer wieder auftauchen, um Sicherheitsbehörden am Limit, um eine Justiz, die oft zu spät, zu milde oder gar nicht reagiert, und um politische Prozesse, die mit der Dynamik der Lage längst nicht mehr Schritt halten. Nichts davon ist ein Naturgesetz. Es ist das Ergebnis politischer Entscheidungen – und politischer Unterlassungen.

»Sagen, was ist«

Ich habe fast alle meine Gesprächspartner gefragt, wie Deutschland in zehn Jahren aussehen wird. Eine Beamtin sagte mir: »Viele meiner Kollegen sagen: ›Den Kampf haben wir bereits verloren.‹ Ich habe da noch mehr Hoffnung – aber wenn wir jetzt nicht gegensteuern, dann werden wir ihn ganz sicher verlieren.«

Dann spricht sie über den Kokainmarkt. Über Gebiete, die einmal erobert und nie wieder freiwillig aufgegeben werden. Über Machtkämpfe, die nicht mit Worten enden, sondern mit Schüssen auf Häuser, Autos und Menschen. Teilweise mitten auf offener Straße, ohne Rücksicht auf Unbeteiligte.

Parallel dazu verändert sich auch die Migration nach Europa. Kritiker sprechen von einer schleichenden Legalisierung illegaler Einreisen. Von einem Zustand, in dem Recht und Gesetz zwar noch gelten, aber ihre bindende Kraft verlieren. Genau deshalb lautet die entscheidende Frage nicht mehr, ob Handlungsbedarf besteht, sondern wie er aussieht und wann gehandelt wird. Und ob es womöglich schon zu spät ist.

Mehrere Gesprächspartner betonen zudem, dass die Bekämpfung der Clankriminalität und der muslimischen Parallelgesellschaften keine rein polizeiliche Aufgabe mehr sei, sondern eine gesamtgesellschaftliche Herausforderung darstelle. Es gehe längst nicht mehr nur um einzelne Tätergruppen, sondern um Strukturen, die sich über Jahre hinweg verfestigt haben und zunehmend eigenständige Systeme bilden. Einige sehen darin eine Entwicklung, die die Gesellschaft spaltet und die freiheitlich-demokratische Grundordnung bedroht. »Das größte Problem ist aus meiner Sicht eine falsch verstandene ›Political Correctness‹, die das Handeln vieler hemmt«, sagt ein Beamter.

Für symbolische Debatten, wohlklingende Appelle oder die nächste sicherheitspolitische Schlagzeile ist keine Zeit mehr. Es werden Maßnahmen, die wirken, benötigt. Maßnahmen, die Vertrauen zurückholen und staatliche Handlungsfähigkeit wieder sichtbar machen. Damit wir dieses Land nicht verlieren, brauchen wir Klarheit in der Analyse, Konsequenz in der Umsetzung und den Mut, unbequeme Realitäten auszusprechen. »Sagen, was ist« – dieses Leitmotiv des kritischen Journalismus ist in diesem Zusammenhang wichtiger denn je. Aber was folgt daraus?

Personen ohne Bleiberecht verlassen Deutschland

Ein Gedanke taucht in fast allen Gesprächen auf. Er klingt zunächst fast banal, und gerade deshalb ist er so bemerkenswert: Menschen, die kein Bleiberecht haben, müssten dieses Land auch tatsächlich verlassen. Ein Beamter formuliert es nüchtern: »Ein zentraler Ansatz zur Verbesserung der Lage wäre, dass Personen ohne Bleiberecht Deutschland verlassen. Freiwillig, wenn möglich. Andernfalls durch staatlichen Zwang. Notfalls begleitet von

Abschiebegewahrsam.«

Seine Einschätzung ist eindeutig. Ein erheblicher Teil der Alltagskriminalität – Ladendiebstähle, Körperverletzungen, Sachbeschädigungen, Drogendelikte – würde aus seiner Sicht spürbar zurückgehen, wenn ausreisepflichtige Personen nicht mehr hier wären.

Diese Sicht ist unter meinen Gesprächspartnern einhellig. In der öffentlichen Debatte wird ein Instrument dabei oft nur am Rand erwähnt: der Abschiebegewahrsam. Er ist keine Strafe, er soll lediglich sicherstellen, dass eine bereits beschlossene Abschiebung nicht in letzter Minute scheitert. Denn genau das passiert häufig: Betroffene tauchen unter, ihre Identität ist nicht geklärt oder sie sind für die Behörden plötzlich nicht mehr erreichbar.

Der Abschiebegewahrsam könnte diese Lücke schließen – die Lücke zwischen einer rechtlichen Entscheidung und ihrer tatsächlichen Umsetzung. Aus Sicht vieler Beamter geht es dabei nicht um besondere Härte, sondern um Verlässlichkeit. Wenn ein Gericht oder eine Behörde feststellt, dass jemand kein Aufenthaltsrecht hat, muss diese Entscheidung auch praktisch durchsetzbar sein.

Konsequente Strafverfolgung

Doch selbst das würde aus Sicht vieler nicht reichen. Ein Berliner Beamter zählt auf, was zusätzlich nötig wäre: bessere Ausrüstung, klarere Kommunikation, einfachere Ermittlungswege, schlankere Formulare, nachvollziehbare Bearbeitungsprozesse. »Wie dieses Bürokratiemonster entstehen konnte, ist schwer nachvollziehbar«, sagt er. »Fest steht nur: Es behindert unsere Arbeit massiv.«

Ein Kollege aus Süddeutschland spricht einen anderen Punkt an. Für ihn geht es um Werte, um Erziehung, um die Frage, welches Signal ein Staat überhaupt sendet. »Wenn Sie und ich eine Bewährungsstrafe bekommen, schlafen wir wahrscheinlich schlecht«, sagt er. »Aber dieses System prallt inzwischen auf junge Menschen aus Kulturkreisen, in denen Stärke zählt. Eine Bewährungsstrafe wird dort teilweise nicht als Strafe verstanden, sondern fast als Auszeichnung.«

Der Staat, so seine Schlussfolgerung, müsse viel früher Zeichen setzen. Auch bei der Altersfeststellung vermeintlich minderjähriger Migranten. »Nur weil jemand sagt, er sei minderjährig, heißt das noch nicht viel«, sagt er. Vor allem dann nicht, wenn es keine Papiere mehr gibt. Medizinische Altersfeststellungen, etwa durch Röntgen der Handwurzelknochen, seien teuer. Aber sie hätten auch eine Funktion: »Es muss unserem polizeilichen Gegenüber klar sein, dass wir uns nicht so leicht auf der Nase herumtanzen lassen.«

Konsequente Anwendung bestehender Regeln

Im Kern geht es dabei immer um dieselbe Frage: Wie steuerungsfähig ist der Staat noch? Eine nachhaltige Migrations- und Sicherheitspolitik bewegt sich zwangsläufig im Spannungsfeld zwischen humanitärer Verantwortung, rechtsstaatlicher Verlässlichkeit und gesellschaftlicher Integrationsfähigkeit.

Doch genau deshalb muss man auch die unbequemen Fragen stellen. Sollen Menschen ohne realistische Bleibeperspektive überhaupt in ein aufwendiges Aufnahmesystem integriert werden? Soll man bis zu achtmal gegen einen abgelehnten Asylbescheid klagen dürfen?375 Und soll der Staat mit Steuergeld Anwälte finanzieren, um genau diese Verfahren immer weiter zu verlängern?376

Ein Rechtsstaat lebt davon, dass seine Normen nicht nur formuliert, sondern auch durchgesetzt werden. Wenn aber schon früh feststeht, dass die Voraussetzungen für einen dauerhaften Aufenthalt nicht vorliegen, dann bindet das bestehende Verfahren enorme Ressourcen – und schafft zugleich einen Zustand der Unklarheit, der weder integrationspolitisch sinnvoll noch rechtsstaatlich überzeugend ist.

Hinzu kommt ein integrationspolitisches Dilemma. Integration braucht Zeit, Geld und die wechselseitige Erwartung, dass sich dieser Aufwand lohnt. Fehlt von Beginn an eine Bleibeperspektive, geraten genau diese Maßnahmen in eine Schieflage. Man investiert in einen Zustand, der rechtlich gar nicht auf Dauer angelegt ist. Das erzeugt Frustration – bei den Betroffenen und in der Aufnahmegesellschaft.

Gerade beim temporären Schutz wird diese Unklarheit sichtbar. Schutz auf Zeit ist humanitär geboten – aber er ist seinem Wesen nach eben befristet. In der Praxis wird aus dem Vorläufigen jedoch oft ein Dauerzustand. Besonders deutlich zeigt sich das am Beispiel vieler Syrer, die seit 2015 nach Deutschland kamen. Mit dem Sturz des Assad-Regimes ist zumindest theoretisch ein wesentlicher Fluchtgrund entfallen. Dass dies für die Bleibeperspektive oft kaum eine Rolle spielt, untergräbt das Vertrauen in staatliche Entscheidungen.

Denn wenn Schutz faktisch immer dauerhaft wird, verliert das ganze System an Nachvollziehbarkeit. Es geht dabei nicht um die pauschale Infragestellung humanitärer Pflichten. Es geht um Konsequenz. Ein funktionierendes System braucht klare Kriterien, transparente Verfahren und die tatsächliche Umsetzung getroffener Entscheidungen.

Härtere Mechanismen könnten beschleunigte Verfahren, frühzeitige Identitätsklärung, effektivere Rückführungsabkommen und eine klare Trennung zwischen Schutzgewährung und wirtschaftlicher Einwanderung bedeuten. Nicht Willkür. Sondern die konsequente Anwendung bestehender Regeln.

Staatsbürgerschaft an gelungene Integration koppeln

Einige Länder gehen diesen Weg längst deutlicher. Schweden etwa hat vorgeschlagen, den Zugang zur Staatsbürgerschaft deutlich zu erschweren.377 Längere Aufenthaltszeiten, der Nachweis »ehrbaren Verhaltens«, wirtschaftliche Selbstständigkeit, verpflichtende Sprach- und Gesellschaftstests – all das soll sicherstellen, dass Staatsbürgerschaft an gelungene Integration gekoppelt bleibt.

Deutschland hat sich in den vergangenen Jahren in die andere Richtung bewegt. Die sogenannte Turboeinbürgerung378, eingeführt mit der Reform des Staatsangehörigkeitsrechts 2024, verkürzte die reguläre Mindestaufenthaltsdauer auf fünf Jahre, bei besonderen Integrationsleistungen sogar auf drei. Hinzu kommt die grundsätzliche Akzeptanz von Mehrstaatlichkeit.

Diese Unterschiede stehen exemplarisch für zwei politische Haltungen. Die eine versteht Staatsbürgerschaft als Zielpunkt eines längeren Integrationswegs. Die andere behandelt sie zunehmend als frühes Integrationsinstrument. Welche Folgen das langfristig für den inneren Zusammenhalt eines Landes hat, ist eine der zentralen sicherheitspolitischen Fragen der kommenden Jahre.

Missbrauchsmöglichkeiten des Sozialsystems minimieren

Ein zweiter Punkt, der in fast allen Gesprächen auftaucht, betrifft die Attraktivität Deutschlands. »Deutschland ist nach wie vor viel zu attraktiv«, sagt ein Beamter aus Nordrhein-Westfalen. Gemeint ist damit nicht nur Wohlstand oder Sicherheit, sondern vor allem das Sozialsystem.

Deutschland verfügt über ein leistungsfähiges, ausdifferenziertes und vergleichsweise großzügiges Netz an Leistungen: Bürgergeld, Kindergeld, Wohngeld, Asylbewerberleistungen. Genau diese Komplexität eröffnet jedoch Missbrauchsmöglichkeiten. Behörden greifen oft auf getrennte Datenbestände zu, tauschen Informationen nur begrenzt aus und arbeiten in Systemen, die technisch und rechtlich nur lückenhaft vernetzt sind. Dadurch entstehen Kontrolllücken, und diese Lücken werden genutzt.

Ein Sozialstaat ist zunächst Ausdruck von Schutz und Solidarität. Er kann aber auch zum Kern eines Geschäftsmodells werden. Ohne diese strukturellen Anreize hätte sich der Aufwand nicht gelohnt. Wären Leistungen deutlich niedriger, schwerer zugänglich oder enger an tatsächliche Erwerbstätigkeit gekoppelt gewesen, wären diese Ordner voller Dokumente wertlos gewesen. So aber wurden sie zum Schlüssel für Millionen aus öffentlichen Kassen.

»In Deutschland ist beim Sozialleistungsbetrug nahezu alles möglich«, sagt ein Beamter aus NRW. Selbst Menschen, die eigentlich ausreisepflichtig sind, beziehen weiterhin Leistungen. Andere haben nur auf dem Papier einen Minijob und kassieren trotzdem. Sanktionen und Rückforderungen verlaufen sich in langwierigen Verfahren. »Hier müsste man zuallererst ansetzen«, sagt er.

Ein Instrumentarium gegen mafiöse Strukturen aufbauen

Ein dritter Punkt betrifft das Geld der Organisierten Kriminalität. Es geht nicht nur um Schießereien, Drogen oder offene Gewalt. Es geht um Immobilien, Mieten, ganze Stadtteile. »Viele Bürger würden umfallen, wenn sie verstehen würden, dass hinter etwas so Alltäglichem wie Mietpreisen die Organisierte Kriminalität steckt«, sagt ein erfahrener Ermittler aus Hamburg.

Er spricht über Geldwäsche. Über junge Chinesinnen, die offiziell als Studentinnen in Deutschland leben und Wohnungen für über eine Million Euro kaufen – angeblich mit Geld von Verwandten im Ausland. Über Verdachtsmeldungen, die folgenlos bleiben. Über Kolleginnen und Kollegen in Geldwäscheabteilungen, die längst jede Hoffnung verloren haben, daran noch etwas zu ändern.

Der Bund Deutscher Kriminalbeamter schätzt, dass rund 10 Prozent der Umsätze in der Immobilienbranche mit Geldwäsche zusammenhängen.379 Die Organisierte Kriminalität bedroht also nicht nur die öffentliche Ordnung, sondern auch wirtschaftliche Stabilität und gesellschaftlichen Zusammenhalt.

Genau deshalb verweisen viele Ermittler auf Italien. Dort wurde über Jahrzehnte hinweg ein Instrumentarium gegen mafiöse Strukturen aufgebaut, das in Deutschland bis heute fehlt: Vermögensabschöpfung schon vor einer Verurteilung, Umkehr der Beweislast bei offensichtlich nicht erklärbarem Reichtum, Strafbarkeit bereits der Mitgliedschaft in mafiösen und kriminellen Organisationen, spezialisierte Staatsanwälte, eigene Gerichte, dauerhafte Sonderermittlungsgruppen.

Deutschland dagegen arbeitet föderal, zersplittert, langsam. Polizei, Staatsanwaltschaften, Finanzbehörden, Zoll, Ausländerbehörden – viele Zuständigkeiten, wenig Synchronität. Für kriminelle Netzwerke ist genau das ein Vorteil. Sie leben von Zeit, Abschottung, Einschüchterung und der Trägheit staatlicher Systeme. Wer ihnen diese Grundlage entziehen will, muss nicht nur Einzeltäter verfolgen, sondern Strukturen zerschlagen.

Koordinierte Verteidigung staatlicher Ordnung

Ein vielversprechender Ansatz dafür ist das, was manche Behörden inzwischen den »360-Grad-Ansatz« nennen. Dahinter steckt eine einfache Erkenntnis: Kriminalität lässt sich nicht mehr allein mit den Instrumenten der Polizei bekämpfen. Benötigt wird ein koordiniertes Vorgehen vieler Stellen. Ein Polizeibeamter beschreibt das so: »Wir haben die Stadt, den Zoll, die Steuerfahndung, die Staatsanwaltschaft, die Familienkasse, das Bauamt und die Feuerwehr im Boot. Jeder schaut mit seiner eigenen fachlichen Brille auf denselben Ort.« Das Bauamt prüft Genehmigungen, die Familienkasse, wie viele Kinder gemeldet sind, die Feuerwehr kontrolliert Rettungswege. So entsteht ein umfassendes Lagebild.

Und der entscheidende Punkt ist: Es muss dem Gegenüber an allen Fronten wehtun. Repression, Prävention, Verwaltungshandeln und ordnungsrechtliche Maßnahmen greifen ineinander. Ziel ist nicht nur, einzelne Delikte zu ahnden, sondern die wirtschaftlichen und organisatorischen Grundlagen krimineller Strukturen zu zerstören.

Sicherheit wird so nicht mehr nur als Aufgabe der Polizei verstanden, sondern als koordinierte Verteidigung staatlicher Ordnung.

Auf starken Ermittlungsdruck und Prävention setzen

All das kostet Geld. Aber Geld allein löst das Problem nicht. Innere Sicherheit ist nicht einfach eine Budgetfrage, und doch entscheidet die finanzielle Ausstattung maßgeblich darüber, ob ein Staat handlungsfähig ist. Mehr Personal bei Polizei und Staatsanwaltschaften würde Verfahren beschleunigen, Überstunden reduzieren und die sichtbare Präsenz im öffentlichen Raum stärken.

Neue Kriminalitätsformen – Cybercrime, internationale Finanzdelikte, Organisierte Kriminalität – erfordern hochspezialisierte Einheiten, moderne Technik und Zeit. Veraltete IT, schlechte Vernetzung, marode Infrastruktur und langsame Datenverarbeitung kosten täglich Effizienz.

Gleichzeitig zeigt die Praxis: Selbst mehr Geld hilft wenig, wenn Zuständigkeiten zersplittert bleiben, Verfahren sich endlos hinziehen und rechtliche Rahmenbedingungen unklar oder widersprüchlich sind. Mehr Mittel können Handlungsfähigkeit stärken. Aber nur, wenn sie mit klaren Befugnissen, funktionierenden Strukturen und politischem Willen zusammenkommen.

Einige Bundesländer haben genau das versucht. Baden-Württemberg etwa investierte nicht nur in Personal und Ausstattung, sondern setzte auch auf ein koordiniertes Zusammenspiel von Polizei, Staatsanwaltschaften, Gerichten und Verwaltungsbehörden. Als im Raum Stuttgart rivalisierende Bandenstrukturen eskalierten, schuf das Landeskriminalamt mit der Besonderen Aufbauorganisation »Fokus« eine stark ausgestattete Ermittlungsstruktur mit zeitweise bis zu 170 Beamten.

Der damalige LKA-Präsident Andreas Stenger sagte später, man habe bewusst auf starken Ermittlungsdruck und Prävention zugleich gesetzt.380 Viele Akteure sitzen heute in Haft, die Strukturen seien erheblich geschwächt. Hinzu kamen präventive Gefährderansprachen, sichtbare Präsenz bei einschlägigen Veranstaltungen und eine Justiz, die mit bemerkenswerter Konsequenz reagierte. Insgesamt rund 137 Jahre Haft wurden im Zusammenhang mit diesem Bandenkonflikt verhängt.

Dazu kamen verwaltungsrechtliche Maßnahmen: Führerscheine entziehen, Konzessionen versagen, wirtschaftlichen Druck erzeugen. Genau das zeigt, was ein ganzheitlicher Sicherheitsansatz leisten kann: Nicht die Höhe der Mittel allein ist entscheidend, sondern ihre koordinierte Nutzung.

Formen begrenzter Datenspeicherung etablieren

Ein weiterer Punkt, über den fast jeder Ermittler irgendwann spricht, ist die digitale Dimension. Sicherheitsbehörden argumentieren seit Jahren, dass bestimmte Formen begrenzter Datenspeicherung notwendig wären, um schwere Straftaten besser aufklären zu können.

Es geht nicht um eine grenzenlose Überwachung, sondern um einen klar geregelten Rahmen für Fälle von Terrorismus, Organisierter Kriminalität und schwersten Gewalt- oder Sexualdelikten. Gerade bei digital organisierten Netzwerken, verschlüsselter Kommunikation und anonymen Prepaid-Geräten sind Verkehrs- und Standortdaten oft die einzige Möglichkeit, Bewegungen nachzuvollziehen, Tatbeteiligte zu identifizieren oder Netzwerke sichtbar zu machen. Auch bei sexualisierter Gewalt gegen Kinder verweisen Ermittler darauf, dass IP-Adressen, Nutzerdaten und kurze Speicherfristen entscheidend sein können.

Ohne solche Werkzeuge verlaufen viele Ermittlungen ins Leere. Die eigentliche Herausforderung besteht darin, einen Rahmen zu schaffen, der zugleich verhältnismäßig, rechtssicher und wirksam ist. Nicht Sicherheit gegen Freiheit, sondern Schutz im Rahmen des Rechts.

Mit Bildung bei den Ursachen ansetzen

Doch die langfristigste Antwort auf Unsicherheit beginnt nicht bei Polizei oder Überwachung, sie beginnt deutlich früher, in Schulen, Kitas, Familien und Stadtteilen. Bildung kann innere Sicherheit nicht kurzfristig herstellen, aber sie kann viele ihrer Ursachen beeinflussen.

Fehlende Bildungsabschlüsse, Sprachdefizite, Perspektivlosigkeit, geringe soziale Einbindung – all das sind bekannte Risikofaktoren für Delinquenz, Radikalisierung und den Rückzug in kriminelle oder extremistische Milieus. Wer schulisch scheitert, keine Perspektive auf Arbeit hat und sich gesellschaftlich ausgeschlossen fühlt, ist statistisch deutlich anfälliger für Gewalt und Bandenstrukturen.

Frühkindliche Förderung, verbindliche Sprachprogramme, stabile Schulen und echte Berufsorientierung schaffen hier keine Garantie – aber Schutzfaktoren. Hinzu kommt die Frage der Wertevermittlung. Innere Sicherheit hängt nicht nur an Strafandrohung, sondern auch daran, ob Menschen staatliche Regeln als legitim anerkennen.

Schule ist deshalb immer auch ein Ort politischer Bildung, der Rechtsstaatsvermittlung und sozialer Normbildung. Wer früh lernt, Konflikte ohne Gewalt zu lösen, Institutionen zu verstehen und demokratische Verfahren zu akzeptieren, entwickelt eher eine Bindung an das Gemeinwesen. Hier liegt aus meiner Sicht auch die einzige echte Chance, um einem weiteren Erstarken der Clans, zumindest bei ihrem Nachwuchs, Einhalt zu gebieten.

Gerade in einer Einwanderungsgesellschaft spielt außerdem Sprachkompetenz eine zentrale Rolle. Ohne Sprache keine Bildung, ohne Bildung keine Teilhabe, ohne Teilhabe steigt das Risiko sozialer Segregation.

Konsequente Sprach- und Integrationsprogramme sind deshalb kein weicher Gegenpol zur Sicherheitspolitik, sie sind Teil davon. Dasselbe gilt für Medienkompetenz: Online-Radikalisierung, Desinformation und digitale Kriminalität betreffen vor allem junge Menschen. Auch hier kann Bildung Schutz schaffen: kritisches Denken, Quellenbewertung, Verständnis für Manipulation und rechtliche Grenzen im digitalen Raum.

Bildung ersetzt keine Strafverfolgung, sie wirkt langsam. Und sie stößt an Grenzen, wenn Parallelmilieus, Armut oder fehlende Integrationsbereitschaft bestehen bleiben. Aber sie setzt dort an, wo Repression nur reagieren kann: bei den Ursachen.

Nicht irgendwann. Jetzt!

Am Ende verdichtet sich aus all diesen Gesprächen ein Befund, der so einfach wie unbequem ist: Wenn ein Land beginnt, an Sicherheit zu verlieren, dann geschieht das selten durch ein einzelnes Ereignis. Daher ist ein Staat, der Recht konsequent anwendet, wichtig. Der Regeln nicht nur verkündet, sondern durchsetzt. Der kriminellen Strukturen ihre wirtschaftliche Grundlage entzieht, Sozialbetrug wirksam bekämpft, Migration steuert, Behörden vernetzt, Sicherheitsorgane ausstattet und Bildung als langfristige Sicherheitsstrategie begreift.

Das alles kostet Geld, Zeit, politischen Willen und die Bereitschaft, Konflikte nicht länger zu beschönigen. Aber der Preis des Nichthandelns wäre höher. Denn wenn Bürgerinnen und Bürger das Vertrauen verlieren, dass der Staat sie schützt, beginnt sich Sicherheit zu privatisieren, Autorität zu verflüchtigen und Politik zu radikalisieren. Genau deshalb ist jetzt die Stunde der Entscheidung. Nicht irgendwann. Jetzt!

Am Ende immer dieselben Floskeln?

»Fangt an, unsere Kinder zu schützen!«381 Der Satz steht im Raum wie ein Vorwurf. Und wie ein letzter Versuch, noch durchzudringen. Michael Kyrath sagt ihn nicht als Politiker, nicht als Aktivist, nicht als jemand, der eine Theorie vertritt. Er sagt ihn als Vater. Seine Tochter Ann-Marie wurde 17 Jahre alt. Am 25. Januar 2023 wurde sie im Regionalzug von Kiel nach Hamburg, kurz vor der Einfahrt in den Bahnhof Brokstedt, mit 26 Messerstichen ermordet.

Wer diesen Satz hört, hört mehr als Trauer. Man hört Erschöpfung, Wut und die bittere Erfahrung, dass in Deutschland nach solchen Taten oft etwas geschieht, das fast noch verstörender ist als die erste Fassungslosigkeit: die Routine. Die Betroffenheit, die Floskeln, das Versprechen, man werde alles aufarbeiten. Und dann die nächste Tat, der nächste Blumenstrauß, die nächste Schweigeminute.

Michael Kyrath hat es in einem Interview382 auf den Punkt gebracht: Es seien nicht mehr nur bedauerliche Einzelfälle. Zu viele Familien hätten in den vergangenen Jahren Angehörige durch Gewalt verloren. Zu ähnlich seien Täterprofile, Tatwaffen, Abläufe, Motive.

»Der Mörder meiner Tochter hatte bereits ein Jahr zuvor jemandem ein Messer in den Hals gerammt. Der Gutachter erkannte nach elf Monaten, dass von dem späteren Mörder keine Gefahr mehr ausgehen würde. Fünf Tage später waren meine Tochter und ihr Freund tot!«383 Und zu ähnlich sei die politische Reaktion. Erst Bestürzung, dann Stillstand, dann Wiederholung.

Die Gefahr der Gewöhnung

Wer dieses Buch bis hierhin gelesen hat, weiß, dass genau darin das eigentliche Erschrecken liegt. Nicht nur in der Gewalt selbst, sondern in der Regelmäßigkeit, in der Vorhersehbarkeit, in dem Umstand, dass vieles von dem, was geschieht, nicht überraschend kommt.

Polizistinnen und Polizisten, Ermittler, Verwaltungsmitarbeiter und Praktiker aus ganz unterschiedlichen Bereichen haben immer wieder dasselbe beschrieben: einen Staat, der Probleme erkennt, aber oft zu spät handelt. Ein System, das informiert ist, aber nicht schnell genug reagiert. Eine Politik, die das Feuer längst sieht, aber noch über Zuständigkeiten spricht, während es schon brennt.

Ein Berliner Beamter sagte mir: »Die Polizei meldet: ›Hier brennt es.‹ Die Politik antwortet: ›Wir kümmern uns.‹ Und irgendwann fragt man sich, warum man es überhaupt noch meldet.« In diesem Satz steckt der Kern dessen, was viele Einsatzkräfte empfinden: nicht nur Frust, sondern das Gefühl, in einem System zu arbeiten, das die Realität oft erst dann ernst nimmt, wenn sie bereits eskaliert ist.

Demokratie ist langsam, das ist eine ihrer Stärken. Aber im Bereich der inneren Sicherheit kann diese Langsamkeit zur Schwäche werden. Während Gesetze diskutiert, geprüft, verändert und umgesetzt werden, verändern sich draußen längst die Lagen. Täter lernen, Netzwerke wachsen, Milieus verfestigen sich.

Und das Vertrauen der Bevölkerung schwindet nicht mit einem großen Knall, sondern Schritt für Schritt. Mit jeder Tat, die vermeidbar wirkte, mit jedem Verfahren, das versandet, mit jeder Abschiebung, die scheitert, mit jeder Erklärung, die mehr beruhigen als aufklären soll.

Vielleicht ist das die eigentliche Zumutung unserer Zeit: dass wir gelernt haben, uns an Zustände zu gewöhnen, an die man sich nie gewöhnen dürfte: an Messerangriffe in Zügen, an Polizeibeamte in flammenhemmender Unterwäsche, an Stadtviertel, die gemieden werden. An Schulen, in denen Schutz nicht mehr selbstverständlich ist, an Bahnhöfe, in denen Menschen nicht mehr mit Musik im Ohr am Gleis stehen, an ein Land, in dem Bürger immer häufiger beginnen, Sicherheit privat zu organisieren, weil sie an die staatliche nicht mehr ganz glauben.

Genau darin liegt die Gefahr. Nicht allein in der Kriminalität, sondern in der Gewöhnung an sie. In der stillen Verschiebung dessen, was als normal gilt. Wenn Menschen anfangen, bestimmte Wege nicht mehr zu gehen, bestimmte Orte nicht mehr zu betreten, bestimmte Wahrheiten nicht mehr auszusprechen, dann ist der Schaden längst größer als jede Statistik. Dann verändert sich nicht nur die Sicherheitslage. Dann verändert sich die Gesellschaft. Dann verändert sich dieses Land.

Ein Plädoyer fürs Hinsehen

Warum fällt es uns so schwer, die Dinge klar zu benennen? Warum reden wir so oft über Symptome und so selten über Ursachen? Auf Gewalt im öffentlichen Raum reagiert Politik häufig mit sichtbaren Maßnahmen: mehr Kameras, mehr Verbotszonen, mehr Poller, mehr Präsenz.

Vieles davon mag im Einzelfall sinnvoll sein. Aber die entscheidende Frage bleibt: Hätte das Ann-Marie Kyrath gerettet? Hätte es Danny gerettet? Hätte es die vielen anderen geschützt, deren Namen nie überregional bekannt wurden? Sicherheit entsteht nicht durch Kulissen, nicht durch den Eindruck von Kontrolle. Sondern durch wirksame Strategien, durch klare Regeln und durch einen Staat, der bereit ist, seine eigenen Entscheidungen durchzusetzen.

Dieses Buch war nie ein Plädoyer für Angst. Es ist ein Plädoyer dafür, hinzusehen. Denn Angst ist nicht immer irrational. Manchmal ist sie ein Signal, ein Hinweis darauf, dass Schutzversprechen brüchig geworden sind. Eine Warnung, dass etwas aus dem Gleichgewicht geraten ist. Wer diese Warnung moralisch diskreditiert, anstatt sie politisch ernst zu nehmen, löst kein Problem, er verschärft es.

Denn Menschen merken, was um sie herum geschieht. Sie merken, wenn Bahnhöfe unsicherer werden, wenn Gewalttäter wiederkommen, wenn Regeln nur noch auf dem Papier gelten, wenn der Staat beim Falschparken zuverlässig ist, aber bei schweren Fragen zögerlich. Und sie ziehen ihre Schlüsse daraus. Manche resignieren, manche ziehen sich zurück, manche radikalisieren sich politisch. Genau so verliert eine Demokratie nicht nur an Autorität, sondern an Bindungskraft.

Fangt an, unsere Kinder zu schützen!

Und deshalb ist die Stunde der Entscheidung nicht erst irgendwann in der Zukunft. Sie ist jetzt. Sie beginnt dort, wo Politik aufhört, Realität zu beschönigen. Wo sie den Mut findet, Ursachen zu benennen, auch wenn sie unbequem sind. Wo sie Gesetze nicht nur erlässt, sondern ihre Durchsetzung organisiert. Wo sie Rückführung nicht als Tabu behandelt, sondern als Teil eines funktionierenden Rechtsstaats. Wo sie Organisierte Kriminalität nicht nur beobachtet, sondern wirtschaftlich zerschlägt. Wo sie Bildung, Integration und Prävention ernst nimmt, ohne die Notwendigkeit von Repression zu verleugnen. Wo sie Sicherheitsbehörden ausstattet, Verfahren beschleunigt, Bürokratie abbaut und staatliche Autorität wieder sichtbar macht.

»Wir verlieren dieses Land«. Es ist keine Feststellung im Sinne eines endgültigen Urteils. Es ist eine Zuspitzung. Eine Warnung. Und vielleicht auch ein letzter Moment der Entscheidung. Denn ob wir dieses Land verlieren, entscheidet sich nicht in Schlagzeilen oder Talkshows. Sondern in politischem Handeln – oder im Ausbleiben davon.

Noch ist es nicht zu spät. Aber die Zeit der Ausreden ist vorbei. Ein Staat, der seine Bürger schützen will, muss den Mut haben, wirksam zu sein. Sonst wird aus dem Versprechen von Sicherheit irgendwann nur noch eine Erinnerung. Und aus dem Vertrauen, auf dem eine Demokratie ruht, ein Verlust, der sich nicht so leicht zurückholen lässt. Michael Kyraths Satz bleibt. »Fangt an, unsere Kinder zu schützen!« Man kann ihn als Appell hören, man kann ihn als Anklage hören. Vielleicht ist er beides.

Vor allem aber ist er die klarste Formulierung dessen, worum es am Ende geht. Nicht um Ideologien, nicht um Lager, nicht um Rhetorik. Sondern um Menschen, um ihre Freiheit, um ihre Unversehrtheit. Und um die schlichte, aber fundamentale Erwartung, dass ein Staat sie schützt.


Danksagung

Mein besonderer Dank gilt den vielen Polizistinnen und Polizisten in diesem Land, denen Deutschland am Herzen liegt – die unsere Demokratie, unsere Werte und unsere Lebensweise tagtäglich schützen und im Zweifel bereit sind, dafür ihr eigenes Leben zu riskieren. Dass so viele von Ihnen bereit waren, mit mir zu sprechen und Einblicke in Ihre Arbeit und Ihre Einschätzungen zu geben, ist alles andere als selbstverständlich. Stellvertretend möchte ich hier besonders A., C. und J. nennen, die mich gerade in der Endphase dieses Buches mit wertvollen Informationen unterstützt haben.

Ebenso danke ich meinen Gesprächspartnern in der Bundespolizei, beim Verfassungsschutz, in verschiedenen Ausländerbehörden und städtischen Stellen sowie all jenen, die in ihrem Alltag oft übersehen werden und dennoch entscheidende Perspektiven beigetragen haben: Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, Lehrerinnen und Lehrer, Schaffnerinnen und Schaffner sowie Mitarbeitende der Deutschen Bahn.

Mein tiefster Dank gilt meiner Familie und Freunden, die meine Arbeit stets begleiten – auch mit Sorgen, insbesondere während meiner Auslandsaufenthalte in Afghanistan und Syrien. Sie wissen, wie wichtig diese Erfahrungen sind, um die komplexen Zusammenhänge von Migration und Sicherheit in Deutschland zu verstehen. Trotz ihrer Ängste um mich haben sie mich dennoch immer unterstützt. Ein ganz besonderer Dank geht an Christian. Danke für deine Freundschaft und all die Türen, die du mir geöffnet hast. Ich danke außerdem RTL, insbesondere Christian Schleker und Stefanie Konle, für die kontinuierliche Unterstützung meiner Recherchen. Mein Dank gilt ebenso meinem Literaturagenten Tommy Schmoll für seinen unerschütterlichen Glauben an mich und unsere gemeinsamen Projekte. Und schließlich danke ich Georg Hodolitsch: danke für die vertrauensvolle Zusammenarbeit – und dafür, dass dies bereits unser zweites gemeinsames Buch ist.


Anmerkungen

1   Vgl.: https://www.deutschlandfunkkultur.de/koeln-die-folgen-einer-silvesternacht-100.html.
2   Vgl.: https://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2017-12/koelner-silvesternacht-2015sexuelle-uebergriffe-ermittlungen.
3   Vgl.: https://www.zeit.de/2018/01/silvesternacht-koeln-sexuelle-belaestigung-schweigenmedien/seite-2.
4   Vgl.: Tania Kambouri, Deutschland im Blaulicht. Notruf einer Polizistin, München: Piper Verlag, 2015.
5   Vgl.: https://www.tagesspiegel.de/berlin/keine-bewahrung-mehr-fur-ersttater-berliner-expolizist-startet-petition-fur-hartere-strafen-bei-messergewalt-14408162.html.
6   Vgl.: https://www.bpb.de/themen/innere-sicherheit/dossier-innere-sicherheit/571847/polizeien-in-deutschland/?utm_source.
7   Vgl.: https://bundespolizei.de/die-bundespolizei/daten-und-fakten?utm_source.
8   Vgl.: Thilo Sarrazin, Deutschland schafft sich ab, München: Deutsche Verlags-Anstalt, 2010.
9   Vgl.: https://www.statistikportal.de/de/zuwanderung-deutschland.
10  Vgl.: https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Wanderungen/_inhalt.html.
11  Vgl.: https://www.n-tv.de/panorama/Warum-sich-Menschen-in-Deutschland-immerunsicherer-fuehlen-id30346315.html.
12  Vgl.: https://www.spiegel.de/panorama/justiz/steigende-gewaltkriminalitaet-indeutschland-was-ist-los-in-diesem-land-a-06c294f9-7acf-4110-a271-c1b30309ef47.
13  Vgl.: https://www.spiegel.de/panorama/justiz/bka-chef-holger-muench-wir-brauchen-einezeitenwende-der-inneren-sicherheit-a-82ec4d88-f773-473c-9aed-af7a1ce92903.
14  Vgl.: https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/PKS2024/pks2024_node.html.
15  Vgl.: https://www.spiegel.de/panorama/justiz/magdeburg-vertraulicher-bericht-zu-taleb-alabdulmohsen-16-seiten-sprengstoff-a-9be3cbd1-b84b-40d3-ab66-cabdf9fc047e.
16  Vgl.: https://csl.mpg.de/814320/is-crime-on-the-rise-in-germany#:~:text=«Germany%20is%20principally%20a%20safe,decreased%20significantly%2C%20explains%20the%20researcher.
17  Vgl.: https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/gewaltkriminalitaet-in-deutschlandgestiegen-wie-gefaehrlich-sind-no-go-areas-110398399.html.
18  Vgl.: https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/06/PD25_234_125.html.
19  Vgl.: https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/PKS2024/Polizeiliche_Kriminalstatistik_2024/Polizeiliche_Kriminalstatistik_2024_node.html.
20  Vgl.: https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/PKS2024/pks2024_node.html.
21  Vgl.: https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/06/PD25_234_125.html.
22  Vgl.: https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/MigrationIntegration/rohdatenauszaehlung.html.
23  Vgl.: https://www.n-tv.de/politik/Wo-Gefluechtete-haeufiger-Taeter-aber-auch-Opferwerden-id30117165.html.
24  Vgl.: https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/PKS2023/Polizeiliche_Kriminalstatistik_2023/Polizeiliche_Kriminalstatistik_2023.html.
25  Vgl.: https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/PKS2024/pks2024_node.html.
26  Vgl.: https://www.destatis.de/DE/Themen/Querschnitt/Demografischer-Wandel/Aspekte/demografie-migration.html.
27  Vgl.: https://www.bild.de/politik/inland/erstmals-veroeffentlicht-so-kriminell-sinddeutsche-und-auslaender-67ee7bdfb054ec469700cf96.
28  Vgl.: https://www.deutschlandfunk.de/einbuergerungen-erreichen-2024-hoechststand-100.html.
29  Vgl.: https://www.faz.net/aktuell/feuilleton/cem-oezdemir-was-wir-migranten-gebenwollen-und-was-wir-fordern-muessen-110010386.html.
30  Vgl.: https://x.com/HendrikWuest/status/2006267699647611307.
31  Vgl.: https://www.im.nrw/system/files/media/document/file/250312_pks_handout_lpk_pks_2024.pdf, S. 23.
32  Vgl.: Ebd., S. 24.
33  Vgl. https://www.spiegel.de/politik/deutschland/dunkelfeldstudie-ueber-gewalterfahrungfast-jede-zweite-person-in-deutschland-ist-schon-einmal-sexuell-belaestigt-worden-aeb8561ea-87ef-4a73-a27b-fc8dafc0c04e.
34  Vgl.: Ebd.
35  Vgl.: Ebd.
36  Vgl.: https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/PKS2024/PKSTabellen/Zeitreihen/zeitreihen_node.html, Tabelle T01-ZR-Bund-Fälle_xls, Zeilen 357 bis 395.
37  Vgl.: https://www.welt.de/politik/deutschland/plus69d8f4710695c741e3c28cf1/polizeiliche-kriminalstatistik-zahl-der-vergewaltigungen-steigt-stark-ein-befund-faelltdabei-auf.html.
38  Vgl.: https://www.bka.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/Kurzmeldungen/251121_BLB_Straftaten_gegen_Frauen2024.html.
39  Vgl.: https://www.unodc.org/unodc/en/press/releases/2024/November/one-woman-iskilled-every-10-minutes-by-their-intimate-partners-or-other-family-members.html.
40  Vgl.: https://bundespolizei.de/fileadmin/user_upload/Downloads/Mediathek/Jahresberichte_der_Bundespolizei/jahresbericht-2023-file.pdf, S. 23.
41  Vgl.: https://bundespolizei.de/fileadmin/user_upload/Downloads/Mediathek/Jahresberichte_der_Bundespolizei/jahresbericht_2019_file.pdf.
42  Vgl.: https://www.bild.de/regional/rheinland-pfalz/attacke-auf-serkan-calar-so-lebte-derschaffner-killer-aus-der-regionalbahn-698c58dcf4d0b8d94ca18871.
43  Vgl.: https://www.welt.de/vermischtes/article697c12b5f0e62064809deb6d/hamburgmann-reisst-18-jaehrige-vor-einfahrende-u-bahn-mit-in-den-tod-polizei-veroeffentlichtdetails-zum-taeter.html.
44  Vgl.: https://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2026-02/angriffe-bahnmitarbeiterdeutsche-bahn-zugbegleiter-uebergriffe.
45  Vgl.: https://www.bild.de/politik/inland/neue-schock-zahlen-diese-zehn-bahnhoefe-sindgefaehrliche-gewalt-hotspots-69904113aee58a41de65009c.
46  Vgl.: Ebd.
47  Vgl.: https://www.bild.de/regional/berlin/notaufnahme-prozess-arzt-und-pfleger-in-klinikbrutal-attackiert-67869c08ef94e9289999e88e.
48  Vgl.: https://www.spiegel.de/panorama/justiz/wuetend-respektlos-gewalttaetig-wennpatienten-zu-schlaegern-werden-spiegel-tv-a-a1aeee74-1b95-4125-9381-300ea72747a7.
49  Vgl.: https://www1.wdr.de/nachrichten/ruhrgebiet/bodycams-notaufnahme-klinikumdortmund-100.html.
50  Vgl.: https://www.bz-berlin.de/berlin/immer-mehr-gewalt-berliner-krankenhaeuser-ruestenauf.
51  Vgl.: https://www.hessenschau.de/gesellschaft/aggression-und-gewalt-in-notaufnahmenwie-sich-kliniken-schuetzen-v1,gewalt-in-notaufnahmen-102.html.
52  Vgl.: https://www.welt.de/vermischtes/article694a6b03f6fc544dba9b1d4d/koeln-polizeiwirft-grossfamilie-nach-geburt-aus-klinik-rassismusvorwuerfe-gegen-beamte.html.
53  Vgl.: https://www.bz-berlin.de/berlin/jeder-mitarbeiter-notaufnahme-gewalt.
54  Vgl.: https://spiegel.de/panorama/justiz/steigende-gewaltkriminalitaet-in-deutschland-wasist-los-in-diesem-land-a-06c294f9-7acf-4110-a271-c1b30309ef47?context=issue.
55  Vgl.: Ebd.
56  Vgl.: https://www.rbb24.de/panorama/beitrag/2025/09/polizei-uebergriffe-gewalt-gegenrettungskraefte-berlin.html.
57  Vgl.: https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/GewaltGegenPVB/GewaltGegenPVBBundeslagebild2024.html?nn=60092, S. 9.
58  Vgl.: https://www.welt.de/politik/deutschland/article693a750ceb03e550eb610a9c/umfrage-vertrauen-in-den-staat-broeckelt-wert-der-bundesregierung-stuerzt-um-20-punkteab.html.
59  Vgl.: https://www.welt.de/geschichte/article184586518/Fluechtlinge-Das-waren-dieersten-Asylkrisen-der-Bundesrepublik.html.
60  Vgl.: https://www.ukt.de/fileadmin/user_upload/downloads/Infomaterial/A_1.13_Polizei_-_Branchenbild.pdf.
61  Vgl.: Ralph Ghadban, Arabische Clans. Die unterschätzte Gefahr, Berlin: Econ Verlag, 2020, S. 267.
62  Vgl.: https://de.statista.com/statistik/daten/studie/14271/umfrage/deutschland-anteilauslaender-an-bevoelkerung/.
63  Vgl.: https://www.welt.de/politik/deutschland/article148000968/FluechtlingskriseSicherheitsexperten-entsetzt-ueber-Angela-Merkels-Politik.html.
64  Vgl.: https://dgap.org/de/forschung/publikationen/nach-dem-arabischen-fruehling
65  Vgl.: https://www.zeit.de/politik/ausland/2018-01/arabischer-fruehling-7-jahre-aegyptenlibyen-syrien-5vor8.
66  Vgl.: WELT TV, Ausstrahlungsdatum 4.11.2015, https://www.youtube.com/watch?v=Sefl824vTn4#:~:text=%22Significant%20violations%20of%20law%20 by,Court%20would%20have%20a%20chance.
67  Vgl.: https://dserver.bundestag.de/btd/21/009/2100982.pdf, Frage Nr. 37, S. 30.
68  Vgl.: https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/Zahl-der-Woche/2024/PD24_35_p002.html.
69  Vgl.: https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Bevoelkerungsstand/karte-altersgruppen.html.
70  Vgl.: https://de.statista.com/statistik/daten/studie/28347/umfrage/zuwanderung-nachdeutschland/.
71  Vgl.: https://de.statista.com/statistik/daten/studie/251936/umfrage/zahl-der-einwanderernach-deutschland/.
72  Vgl.: https://www.spiegel.de/politik/auswaertiges-amt-bundesverdienstkreuz-fuerrettungsaktion-in-afghanistan-a-40cd82a8-7f9d-4737-bb5f-69812b4a51f9.
73  Vgl.: https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/11/PD25_N063_12.html.
74  Vgl.: https://nrwe.justiz.nrw.de/ovgs/ovg_nrw/j2024/14_A_2847_19_A_Urteil_20240716.html.
75  Vgl.: https://www.welt.de/vermischtes/article199802174/Goerlitzer-Park-Der-absurdeUmgang-mit-den-Drogendealern-in-Berlin.html.
76  Vgl.: https://www.zeit.de/2025/49/goerlitzer-park-berlin-kreuzberg-zaun-drogenhandelpolizei.
77  Vgl.: https://www.welt.de/vermischtes/article199802174/Goerlitzer-Park-Der-absurdeUmgang-mit-den-Drogendealern-in-Berlin.html.
78  Vgl.: https://taz.de/Polizei-im-Goerlitzer-Park/!6056994/.
79  Vgl.: https://www.bild.de/politik/inland/neue-schock-zahlen-diese-zehn-bahnhoefe-sindgefaehrliche-gewalt-hotspots-69904113aee58a41de65009c.
80  Vgl.: https://taz.de/Neues-Gesetz-fuer-die-Bundespolizei/!5930541/#:~:text=Monatelang%20hatte%20die%20Ampel%20um%20 das%20neue,neue%20Befugnisse%20bekommen%20%E2%80%93%20und%20eine%20Kennzeichnungspflicht.
81  Vgl.: https://www.zeit.de/politik/deutschland/2020-06/saskia-esken-spd-polizei-rassismus.
82  Vgl.: https://www.focus.de/politik/deutschland/tania-kambouri-im-interviewpolizeikommissarin-warnt-krawalle-wie-in-stuttgart-drohen-auch-in-nrw-staedten_id_12320279.html.
83  Vgl.: https://taz.de/Studie-zur-deutschen-Polizei/!6034485/.
84  Vgl.: https://www.bka.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/Kurzmeldungen/250423_Entwicklung_Diebstahlskriminalit%C3%A4t.html.
85  Vgl.: https://www.unesco.org/en/fieldoffice/kabul/expertise/education/literacy-learningpossibilities.
86  Vgl.: https://www.undp.org/press-releases/97-percent-afghans-could-plunge-poverty-mid2022-says-undp.
87  Vgl.: https://www.unwomen.org/en/digital-library/publications/2025/06/afghanistangender-index-2024.
88  Vgl.: https://www.bild.de/politik/inland/politik-inland/kriminalstatistik-wie-erklaert-faeserdie-zahlen-zur-kriminalitaet-junger-auslae-87812058.bild.html.
89  Vgl.: https://www.tagesspiegel.de/politik/faeser-fordert-hartes-durchgreifen-gegen-gewaltwer-sich-nicht-an-die-regeln-halt-muss-gehen-11486057.html.
90  Vgl.: https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/PKS2023/Polizeiliche_Kriminalstatistik_2023/Polizeiliche_Kriminalstatistik_2023_node.html.
91  Vgl.: https://x.com/georgrestle/status/1778085173852041567?s=20.
92  Vgl.: https://www.bild.de/politik/inland/politik-inland/kriminalstatistik-wie-erklaert-faeserdie-zahlen-zur-kriminalitaet-junger-auslae-87812058.bild.html.
93  Vgl.: Ebd.
94  Vgl.: https://www.bild.de/politik/inland/politik-inland/neue-schock-zahlen-was-faeserueber-auslaender-kriminalitaet-nicht-sagt-87814014.bild.html.
95  Vgl.: https://www.berlin.de/polizei/verschiedenes/polizeiliche-kriminalstatistik/, PKS 2024, S. 15.
96  Vgl.:Ebd., PKS 2024, S. 13.
97  Vgl.: https://www.statistik-berlin-brandenburg.de/a-i-9-j.
98  Vgl.: https://www.berlin.de/polizei/verschiedenes/polizeiliche-kriminalstatistik/, PKS 2024, S. 26.
99  Vgl.: Ebd., PKS 2024, S. 36.
100 Vgl.: https://www.berlin.de/polizei/verschiedenes/polizeiliche-kriminalstatistik/.
101 Vgl.: https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/PKS2024/PKSTabellen/Zeitreihen/zeitreihen, T91-ZR-BundOGZ-insg.xlsx.
102 Vgl. Landeskriminalamt Niedersachsen: »Befragung zu Sicherheit und Kriminalität in Niedersachsen 2023. Bericht zu Kernbefunden«, Hannover 2024, S. 39.
103 Vgl.: https://www.lka.polizei-nds.de/forschung/dunkelfeldstudie/befragung-zu-sicherheitund-kriminalitat-in-niedersachsen-start-der-6-befragungswelle-115379.html, Kernbefundbericht 2023, S. 39.
104 Vgl.: Ebd., Kernbefundbericht 2023, S. 40.
105 Vgl.: https://www.uni-konstanz.de/rtf/kis/Heinz_Innere_Sicherheit_Analyse_der_PKS_2023.pdf, S. 97.
106 Vgl.: https://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2018-05/polizeiliche-kriminalstatistikgewaltkriminalitaet-langzeitvergleich/komplettansicht.
107 Vgl.: https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/PolizeilicheKriminalstatistik/2024/Bund/Tatverdaechtige/BU-TV-22-T62-TVStaatsangehoerigkeiten_xls.html.
108 Vgl.: https://www.bild.de/regional/leipzig/leipzig-jugendlicher-13-pruegelt-busfahrer-inklinik-69cfdc5ecdf80d124bb0d65d.
109 Vgl.: https://www.n-tv.de/panorama/Berliner-Polizeipraesidentin-Slowik-zu-MessergewaltJung-maennlich-und-nicht-deutscher-Hintergrund-article25032461.html.
110 Vgl.: https://www.rbb24.de/panorama/beitrag/2024/06/berlin-jugendstrafanstaltjugendliche-inhaftierte-migrationshintergrund.html.
111 Vgl.: Ebd.
112 Vgl.: https://www.statistik-berlin-brandenburg.de/141-2024.
113 Vgl.: Bundeslagebild »Kriminalität im Kontext von Zuwanderung 2023«, S. 12.
114 Vgl.: https://www.focus.de/panorama/lagebild-des-bundeskriminalamts-zuwandererstraftaten-massiver-anstieg-bei-sexualverbrechen-und-gewaltdelikten_id_260441280.html.
115 Vgl.: https://www.welt.de/politik/deutschland/plus694189d511416590a630d334/lka-praesident-schweigegeluebde-wie-bei-der-mafia-amtsautoritaet-schuechtert-kaumnoch-jemanden-ein.html.
116 Vgl.: https://www.im.nrw/system/files/media/document/file/250703_bericht_hellfeld.pdf, S. 34, Tabelle 15.
117 Vgl.: Ebd., S. 34, Tabelle 16.
118 Vgl.: https://www.bild.de/news/inland/polizeiliche-kriminalitaetsstatistik-gewalt-gegenlehrer-nimmt-deutlich-zu-69d88c8ba54e84c5e923a3ca?t_ref=https%3A%2F%2Fm.bild.de%2Fnews%2Finland%2Fpolizeiliche-kriminalitaetsstatistik-gewalt-gegen-lehrer-nimmtdeutlich-zu-69d88c8ba54e84c5e923a3ca.
119 Vgl.: https://www.bild.de/regional/niedersachsen/gewalt-an-schule-sie-haben-meinenkopf-auf-den-boden-geschlagen-6798abf68405e770fa05fa46.
120 Vgl.: Ebd.
121 Vgl.: https://www.welt.de/politik/deutschland/video256115566/Syrische-Frauen-sindstaerker-kriminalitaetsbelastet-als-deutsche-Maenner.html, Min 4:06.
122 Vgl.: https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/PKS2024/Polizeiliche_Kriminalstatistik_2024/Polizeiliche_Kriminalstatistik_2024_node.html.
123 Vgl.: https://dserver.bundestag.de/btd/21/000/2100060.pdf.
124 Vgl.: https://dserver.bundestag.de/btd/21/001/2100145.pdf.
125 Vgl.: https://de.wikipedia.org/wiki/Ethnien_in_Afghanistan#:~:text=Ethnien-,Größere%20 ethnische%20Gruppen,der%20anderen%20Völker%20Afghanistans%20Paschtu.
126 Ursprünglich für die Finanzierung gemeinsamer Wissenschaftseinrichtungen entwickelt, dient der Schlüssel inzwischen als zentrales Werkzeug, um Geflüchtete auf die Länder zu verteilen. Grundlage der Berechnung sind das Steueraufkommen und die Bevölkerungszahl eines Bundeslandes: Zwei Drittel der Quote ergeben sich aus den Steuereinnahmen, ein Drittel aus der Einwohnerzahl. Die Verteilung wird jedes Jahr neu berechnet.
127 Vgl.: https://www.n-tv.de/politik/Maenner-aus-Afghanistan-leben-radikalen-Islam-inDeutschland-aus-article25185950.html.
128 Vgl.: https://www.bild.de/regional/ruhrgebiet/news-ausland/die-neue-clan-gewalt-wennder-syrer-stirbt-wird-es-noch-brutaler-84382604.bild.html.
129 Vgl.: Ebd.
130 Vgl.: https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1221/umfrage/anzahl-der-auslaender-indeutschland-nach-herkunftsland/.
131 Vgl.: https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/PKS2023/PKSTabellen/BundTVNationalitaet/bundTVNationalitaet.html?nn=226082, BU-TV-22-T62-TV-Staatsangehoerigkeiten_xls.
132 Vgl.: https://www-genesis.destatis.de/datenbank/online/statistic/12521/table/12521-0002/search/s/YXVzbCVDMyVBNG5kZXIlMjBzdGFhdHNhbmdlaCVDMyVCNnJpZ2tlaXQ%3D, Tabelle Code: 12521-0002, Ausländer: Deutschland, Stichtag, Geschlecht/Altersjahre/Familienstand, Ländergruppierungen/Staatsangehörigkeit, Stand 31.12.2024.
133 Vgl.: https://www.bpb.de/themen/migration-integration/zahlen-zu-asyl/265710/demografie-von-asylsuchenden-in-deutschland/.
134 Vgl.: https://www.welt.de/politik/deutschland/plus254056438/Migration-in-RegensburgSo-kann-man-sich-nicht-auffuehren-wenn-man-in-einem-Land-zu-Gast-ist.html
135 Vgl.: Ebd.
136 Vgl.: Ralph Ghadban, Arabische Clans. Die unterschätzte Gefahr, Berlin: Econ Verlag, 2020, S.10.
137 Vgl.: Ebd.
138 Vgl.: Ebd., S.122.
139 Vgl.: https://www.focus.de/experts/islamismus-bei-jugendlichen-studie-enthuellt-45-8prozent-der-jungen-muslime-wollen-islamischen-gottesstaat_id_259877168.html.
140 Vgl.: https://www.n-tv.de/politik/Das-bedeutet-der-Hitlergruss-des-IS-article13762256.html.
141 Vgl.: https://www.welt.de/politik/deutschland/plus254056438/Migration-in-RegensburgSo-kann-man-sich-nicht-auffuehren-wenn-man-in-einem-Land-zu-Gast-ist.html.
142 Vgl.:Ebd.
143 Vgl.: https://www.zeit.de/2024/37/islamismus-hamburg-demonstration-kalifatradikalisierung.
144 Vgl.: https://www.presseportal.de/blaulicht/pm/7/6228304.
145 Vgl.: https://www.jura.uni-hamburg.de/media/die-fakultaet/aktuelles/motra-monitor-202425-buch-kemmesies-et-al-2026.pdf.
146 Vgl.: https://www.welt.de/politik/deutschland/article69b3bc6d28b7770e637eb393/islamismus-gesellschaftliche-zeitbombe-politiker-fordern-konsequenzen-nach-studie-zujungen-muslimen.html.
147 Vgl.: https://www.welt.de/debatte/plus69afbc7064d1f5a2cd51831f/antisemitismus-diejudenhasser-in-meinen-geliebten-deutschen-staedten.html.
148 Vgl.: https://www.deutsche-islam-konferenz.de/DE/DatenFakten/daten-fakten_node.html.
149 Vgl.: Ebd.
150 Vgl.: https://www.zeit.de/2024/37/islamismus-hamburg-demonstration-kalifatradikalisierung.
151 Vgl.: https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/dossier-rechtsextremismus/260341/antisemitismus-bei-muslimen/.
152 Vgl.: https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/bilanz-politisch-motivierte-straftatendobrindt-innenministerium-100.html.
153 Vgl.: https://www.spiegel.de/wissenschaft/medizin/kriminalitaet-steigende-zahl-vonstichverletzungen-aerzte-warnen-vor-neuer-brutalitaet-a-14768b14-e15e-401b-a9f62b29b386efee.
154 Vgl.: Ebd.
155 Vgl.: https://www.n-tv.de/panorama/Berlin-schlaegt-Alarm-wegen-Messergewalt-in-derStadt-article26034379.html.
156 Vgl.: https://www.tagesspiegel.de/berlin/polizeistatistik-zeigt-rasanten-anstieg-dieerschutternden-zahlen-zur-messergewalt-in-berlin-14323883.html.
157 Vgl.: https://www.n-tv.de/panorama/Berlin-schlaegt-Alarm-wegen-Messergewalt-in-derStadt-article26034379.html.
158 Vgl.: https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2025/09/berlin-innensenatorin-sprangermesserangriffe-verbotszonen.html.
159 Vgl.: https://www.spiegel.de/wissenschaft/medizin/kriminalitaet-steigende-zahl-vonstichverletzungen-aerzte-warnen-vor-neuer-brutalitaet-a-14768b14-e15e-401b-a9f62b29b386efee.
160 Vgl.: https://www.welt.de/politik/deutschland/plus694189d511416590a630d334/lka-praesident-schweigegeluebde-wie-bei-der-mafia-amtsautoritaet-schuechtert-kaumnoch-jemanden-ein.html.
161 Vgl.: https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/PKS2024/Polizeiliche_Kriminalstatistik_2024/Polizeiliche_Kriminalstatistik_2024_node.html.
162 Vgl.: https://messerinzidenz.de.
163 Vgl.: Ebd., Grafik abgerufen am 15.04.2026.
164 Vgl.: https://messerinzidenz.de/blog.
165 Vgl.: https://www.spiegel.de/wissenschaft/medizin/kriminalitaet-steigende-zahl-vonstichverletzungen-aerzte-warnen-vor-neuer-brutalitaet-a-14768b14-e15e-401b-a9f62b29b386efee.
166 Vgl.: https://www.welt.de/politik/deutschland/plus254509048/Teures-Auto-Handy-amOhr-und-nicht-angeschnallt-das-ist-eine-Machtdemonstration.html.
167 Vgl.: https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/messergewalt-von-fluechtlingen-echtegefahr-oder-verzerrte-wahrnehmung-110158720.html.
168 Vgl.: https://www.welt.de/regionales/rheinland-pfalz-saarland/article69aebc46234864f234f027a4/weniger-straftaten-und-bessere-aufklaerungsquote.
html.

169 Vgl.: https://www.statistikportal.de/de/nachhaltigkeit/ergebnisse/ziel-16-friedengerechtigkeit-und-starke-institutionen/straftaten.
170 Vgl.: Ebd.
171 Vgl.: https://www.polizei.rlp.de/die-polizei/dienststellen/landeskriminalamt-rheinlandpfalz/aktuelles/polizeiliche-kriminalstatistik.
172 Vgl.: https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD1813087.pdf, Kleine Anfrage 5268 Anlage 2, Seite 1–19.
173 Vgl.: https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD1813669.pdf.
174 Vgl.: https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/messergewalt-von-fluechtlingen-echtegefahr-oder-verzerrte-wahrnehmung-110158720.html.
175 Vgl.: https://www.welt.de/politik/deutschland/plus694189d511416590a630d334/lka-praesident-schweigegeluebde-wie-bei-der-mafia-amtsautoritaet-schuechtert-kaumnoch-jemanden-ein.html.
176 Vgl.: Ebd.
177 Vgl.: https://mediendienst-integration.de/en/integration/schule.html.
178 Vgl.: https://mediendienst-integration.de/bildung/schule/wie-viele-schueler-haben-einenmigrationshintergrund/.
179 Vgl.: Ebd.
180 Vgl.: https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/migrantenquote-an-schulen-es-geht-nichtum-den-namen-des-kindes-110584027.html.
181 Vgl.: https://www.faz.net/aktuell/karriere-hochschule/klassenzimmer/schulbesuch/brennpunkt-schule-in-ludwigshafen-hier-bleibt-jeder-vierte-erstklaesslersitzen-110547505.html.
182 Vgl.: Julia Wöllenstein, Von Kartoffeln und Kanaken: Warum Integration im Klassenzimmer scheitert. Eine Lehrerin stellt klare Forderungen, München: mvg Verlag 2019.
183 Vgl.: https://www.spiegel.de/lebenundlernen/schule/dokumentiert-notruf-der-ruetlischule-a-408803.html.
184 Vgl.: Kirsten Heisig, Das Ende der Geduld. Konsequent gegen jugendliche Gewalttäter, Freiburg/Basel/Wien: Herder 2010, S. 104.
185 Vgl.: https://www.welt.de/regionales/hamburg/article153757502/Fluechtlinge-als-LehrerEine-neue-Chance-fuer-gefluechtete-Kinder-und-Lehrer.html.
186 Vgl.: https://www.welthungerhilfe.de/spenden-afghanistan.
187 Vgl.: Constantin Schreiber, Inside Islam: Was in Deutschlands Moscheen gepredigt wird, Berlin: Econ Verlag 2017.
188 Vgl.: https://www.focus.de/panorama/welt/ueber-94-000-straftaten-an-schulen-im-jahr-2024-743-davon-waren-messerangriff_39e63497-57b1-4e66-bc77-8edec9e456cb.html.
189 Vgl.: https://vm.tiktok.com/ZGdSSvVt8/.
190 Vgl.: https://www.presseportal.de/blaulicht/pm/4970/5827412.
191 Vgl.: https://www.n-tv.de/politik/Pakistan-erklaert-Taliban-Regierung-offenen-Kriegid30410296.html.
192 Vgl.: Ebd.
193 Vgl.: https://www.deutschlandfunk.de/wuetender-gewaltbereiter-und-bewaffneter-mobwas-hinter-den-ausschreitungen-bei-eritrea-festivals-st-100.html.
194 Vgl.: https://www.insuedthueringen.de/inhalt.infrastrukturminister-mehr-security-zwischenerfurt-und-suhl-versprochen.bb97e4af-dc01-4a10-94c2-44cd070d9cb7.html.
195 Vgl.: stern TV, 10.12.2025, RTL, https://www.youtube.com/watch?v=OcQWFMdBuMk.
196 Vgl.: https://www.bild.de/news/inland/terror-anschlag-von-solingen-sek-stuermt-asylheimsyrer-festgenommen-66ca26d72789423d83e3170a.
197 Vgl.: https://www.tagesspiegel.de/politik/terrorverdachtiger-in-fluchtlingsheimfestgenommen-4899892.html.
198 Vgl.: https://www.stern.de/politik/deutschland/terrorverdacht--mann-in-fluechtlingsheimfestgenommen-6610606.html.
199 Vgl.: https://www.heidelberg24.de/region/leimen-mutmasslicher-is-terrorist-tarnte-sich-alsfluechtling-6459372.html.
200 Vgl.: https://www.berliner-zeitung.de/news/sek-stuermt-fluechtlingsunterkunft-in-berlinhohenschoenhausen-festnahme-li.2225909.
201 Vgl.: https://www.morgenpost.de/berlin-aktuell/article121880773/Fluechtlingniedergestochen-SEK-stuermt-ehemalige-Schule.html.
202 Vgl.: https://www.schwaebische.de/regional/oberschwaben/ravensburg/fluechtlingsunterkunft-gestuermt-sek-aus-der-luft-aber-der-taeter-laeuft-weiter-freiherum-3969301.
203 Vgl.: https://www.neuepresse.de/lokales/hannover/sek-stuermt-fluechtlingsheim-inherrenhausen-NIMUHVWMG5IE23PTWOMQQRKPH4.html.
204 Vgl.: https://www.merkur.de/lokales/muenchen-lk/oberhaching-ort29194/muenchenoberhaching-sek-stuermt-fluechtlingsheim-verdaechtiger-mann-mit-kaftan-12922712.html
205 Vgl.: https://www.welt.de/politik/deutschland/plus255088946/FluechtlingsunterkuenfteAlbtraum-Asylheim.html.
206 Vgl.: Ralph Ghadban, Arabische Clans. Die unterschätzte Gefahr, Berlin: Econ Verlag, 2020, S. 244.
207 Vgl.: Ebd., S. 168.
208 Vgl.: Ebd., S. 244.
209 Vgl.: Ebd., S. 168.
210 Vgl.: www.presserat.de, Pressekodex des Deutschen Presserats Ziffer 12: »Niemand darf wegen seines Geschlechts, einer Behinderung oder seiner Zugehörigkeit zu einer ethnischen, religiösen, sozialen oder nationalen Gruppe diskriminiert werden.«
211 Vgl.: https://www.bz-berlin.de/polizei/polizei-bewerber-schlecht-kaum-deutsch.
212 Vgl.: Ebd.
213 Vgl.: https://www.bild.de/politik/inland/gewerkschaft-alarmiert-polizeianwaerter-im-diktatoft-nur-ungenuegend-6836cb1e1572f10f9457d34e.
214 Vgl.: Ebd.
215 Vgl.: https://wzb.eu/de/news/minderheiten-und-mehrheit.
216 Vgl.: https://www.youtube.com/watch?v=kqZS0jdWK9Q.
217 Vgl.: https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/OrganisierteKriminalitaet/organisierteKriminalitaetBundeslagebild2024.html.
218 Vgl.: https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/OrganisierteKriminalitaet/organisierteKriminalitaetBundeslagebild2024.pdf?__blob=publicationFile&v=13.
219 Vgl.. Ebd., S. 35.
220 Vgl.: https://www.transparency.de/publikationen/detail/article/geldwaescheparadiesdeutschland.
221 Vgl.: https://www.welt.de/videos/video698b1f689501f81648cecf77/bandenkriege-inberlin-100-milliarden-werden-in-deutschland-pro-jahr-reingewaschen.html?wtrid=socialmedia.socialflow....socialflow_twitter.
222 Vgl.: https://www.nd-aktuell.de/artikel/1194636.finanzkriminalitaet-kampf-demgeldwaesche-paradies.html.
223 Vgl.: https://www.zoll.de/SharedDocs/Downloads/DE/Links-fuer-Inhaltseiten/Fachthemen/FIU/fiu_jahresbericht_2024.pdf?__blob=publicationFile&v=7.
224 Vgl.: Vgl.: Ralph Ghadban, Arabische Clans. Die unterschätzte Gefahr, Berlin: Econ Verlag, 2020, S. 184.
225 Vgl.: https://www.spiegel.de/panorama/justiz/koeln-was-man-ueber-die-explosionen-immorgengrauen-weiss-a-2fb9a106-7714-423d-a4f2-41e531a6c78d.
226 Vgl.: https://www.bild.de/regional/koeln/schuesse-auf-zufallsopfer-statt-hells-angel-knastfuer-bandidos-rocker-673cc06725f5c12fe9b14335.
227 Vgl.: https://www.bild.de/regional/berlin/berlin-schoeneberg-toedliche-schiesserei-imrotlicht-milieu-66d916dadc3e7f14b48b1bcd#:~:text=In%20der%20Nacht%20zu%20 Donnerstag,oder%20die%20Täter%20sind%20flüchtig.
228 Vgl.: https://www.bild.de/regional/baden-wuerttemberg/staatsanwalt-sicher-killerverwechselt-opfer-und-erschiesst-handwerker-68259f1fe2c76f0c587c8d98.
229 Vgl.: https://bo.de/prozess-um-gewaltserie-wurde-ein-zufallsopfer-erschossen/
230 Vgl.: https://www.fatf-gafi.org/en/publications/Mutualevaluations/Mutualevaluationofgermany.html.
231 Vgl.: https://www.unodc.org/unodc/en/press/releases/2011/October/unodc-estimates-thatcriminals-may-have-laundered-usdollar-1.6-trillion-in-2009.html.
232 Frank Hanebuth ist ein deutscher Rocker und war lange Zeit eine zentrale Figur der Hells Angels in Hannover. Er geriet mehrfach ins Visier der Ermittlungsbehörden, unter anderem wegen Vorwürfen wie Organisierter Kriminalität, Menschenhandel und Körperverletzung. 2013 wurde er in Spanien verhaftet, kam später jedoch nach Deutschland zurück, nachdem ein Großteil der Vorwürfe fallen gelassen wurde. Trotz juristischer Auseinandersetzungen blieb er eine umstrittene Persönlichkeit in der deutschen Rocker- und Sicherheitsbranche.
233 Die Kurdistan Workers‘ Party (PKK) ist eine 1978 gegründete kurdische Organisation, die ursprünglich einen unabhängigen kurdischen Staat in Teilen der Türkei, Syriens, Iraks und Irans anstrebte. Seit den 1980er-Jahren führt sie einen bewaffneten Konflikt gegen den türkischen Staat. Der Konflikt hat Zehntausende Todesopfer gefordert. In Deutschland, der EU und den USA wird die PKK offiziell als Terrororganisation eingestuft. In Deutschland ist ihre Betätigung seit 1993 verboten.
234 EncroChat wurde früher genutzt und 2020 gehackt, während SkyECC danach populär wurde und 2021 ebenfalls von Ermittlern geknackt wurde. Während EncroChat ein komplettes System mit eigener Infrastruktur war, handelte es sich bei SkyECC primär um einen verschlüsselten Messenger, der auf speziellen Geräten lief. EncroChat wurde durch Hacken der Server/Infrastruktur kompromittiert, SkyECC wurde durch Infiltration der Plattform und Zugriff auf Chats enttarnt.
235 Palantir Technologies wird in der Polizeiarbeit vor allem eingesetzt, um große, verstreute Datenbestände zusammenzuführen und analysierbar zu machen. Ermittler können dadurch schneller Zusammenhänge erkennen, die in einzelnen Datenbanken verborgen bleiben würden. Palantir kann Daten aus verschiedenen Quellen – etwa Telefonverbindungen, Fahrzeugregister, Banktransaktionen oder Polizeidatenbanken – zusammenführen. Kritiker sehen den Einsatz von Palantir in der Polizeiarbeit vor allem aus datenschutzrechtlichen, rechtsstaatlichen und demokratischen Gründen kritisch. Die wichtigsten Argumente lassen sich in vier Punkte zusammenfassen: Gefahr einer umfassenden Datenüberwachung, Verdacht auf »Predictive Policing«, intransparente Algorithmen und Abhängigkeit von einem privaten Unternehmen. In Deutschland wurde der Einsatz der Palantir-Software in mehreren Bundesländern juristisch überprüft. Datenschützer und Bürgerrechtsorganisationen kritisierten insbesondere, dass sehr viele Polizeidaten zusammengeführt werden könnten und dadurch unbeteiligte Personen in Analysen geraten könnten.
236 Vgl.: https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/OrganisierteKriminalitaet/organisierteKriminalitaetBundeslagebild2024.pdf?__blob=publicationFile&v=13, S. 26.
237 Vgl.: https://www.morgenpost.de/vermischtes/article237970219/kokain-analyse-abwasserdeutschland-staedte-konsum.html.
238 Vgl.: https://www.euda.europa.eu/publications/pods/waste-water-analysis_en?utm_source.
239 Vgl.: https://x.com/gdphauptstadt/status/2009278200602304729?s=43&t=VvE_W0qMUErIbk53-qj3iA.
240 Vgl.: https://www.welt.de/politik/deutschland/article250927410/Kriminalstatistik-StarkerAnstieg-bei-Konsum-von-Kokain-und-Crack.html.
241 Vgl.: https://www.bild.de/news/inland/bka-papier-taeglich-25-sexualverbrechen-durchfluechtlinge-anstieg-der-straftaten-6723afe44e36e154e49d875f?t_ref=https%3A%2F%2Fm.bild.de%2Fnews%2Finland%2Fbka-papier-taeglich-25sexualverbrechen-durch-fluechtlinge-anstieg-der-straftaten-6723afe44e36e154e49d875f%3Ft_ref%3Dhttps%253A%252F%252Fwww.google.de%252F.
242 Vgl.: https://www.spiegel.de/panorama/wie-die-organisierte-kriminalitaet-deutschlandunterwandert-es-ist-krieg-motherfucker-a-b61beb74-3820-4872-a9cc-0b0320f3ddec.
243 Anom war ein vom FBI heimlich entwickelter und betriebener verschlüsselter Chatdienst, der gezielt an kriminelle Netzwerke vertrieben wurde, um deren Kommunikation im Rahmen der »Operation Trojan Shield« (oder »Ironside«) zu überwachen. Über 12 000 modifizierte Handys wurden genutzt, was weltweit zu Tausenden Festnahmen führte, davon über 840 Verfahren in Deutschland. Vgl.: https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/anom-fbi-richterin-server-messenger-rechtsstaat-bverfg-bgh.
244 Vgl.:https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/OrganisierteKriminalitaet/organisierteKriminalitaetBundeslagebild2024.pdf?__blob=publicationFile&v=13, S. 7.
245 Vgl.: https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/KriminalitaetImKontextVonZuwanderung/KriminalitaetImKontextVonZuwanderung_2024.html.
246 Vgl.: https://www.welt.de/politik/deutschland/article69367ef89f2b81ad2ac9fd6a/migration-bka-veroeffentlicht-lagebild-zu-zuwanderern-zwei-gruppen-starkueberrepraesentiert.html.
247 Vgl.: https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/OrganisierteKriminalitaet/organisierteKriminalitaetBundeslagebild2024.pdf?__blob=publicationFile&v=13, S. 27.
248 Vgl.: Ralph Ghadban, Arabische Clans. Die unterschätzte Gefahr, Berlin: Econ Verlag, 2020, S. 152.
249 Vgl.: Ebd., S. 189.
250 Vgl.: https://www.bild.de/bild-plus/regional/ruhrgebiet/ruhrgebiet-aktuell/libanesen-gegensyrer-hier-kaempfen-clans-um-die-macht-auf-der-strasse-84372428.bild.html
251 Vgl.: Ebd.
252 Vgl.: Ebd.
253 Vgl.: Ralph Ghadban, Arabische Clans. Die unterschätzte Gefahr, Berlin: Econ Verlag, 2020, S. 195.
254 Vgl.:Ebd., S. 196.
255 Vgl.: https://www.bild.de/bild-plus/regional/ruhrgebiet/ruhrgebiet-aktuell/libanesen-gegensyrer-hier-kaempfen-clans-um-die-macht-auf-der-strasse-84372428.bild.html.
256 Vgl.: https://www.bild.de/regional/nordrhein-westfalen/nrw-innenminister-laesstuntersuchen-loesen-syrer-die-libanesen-clans-ab-69148e9e0407e2fef73ca57a
257 Vgl.: Ebd.
258 Vgl.: Ebd.
259 Vgl.: Ralph Ghadban, Arabische Clans. Die unterschätzte Gefahr, Berlin: Econ Verlag, 2020, S. 183.
260 Vgl.: Ebd., S. 179.
261 Vgl.: Ebd., S. 180.
262 Vgl.: Ebd., S. 184.
263 Vgl.: https://www.welt.de/vermischtes/article6939250c7a0ab5a4f7a803f0/verdacht-desausweisbetrugs-polizei-geht-gegen-syrische-grossfamilie-vor.html.
264 Vgl.: https://www.welt.de/politik/deutschland/plus254170306/Clans-in-NRW-Strukturendie-hochgradig-abgeschottet-und-kriminell-sind.html.
265 Vgl.: https://www.rbb24.de/panorama/beitrag/2025/12/berlin-schusswaffen-vorfaellepolizei-drogenmilieu.html und https://taz.de/Schiessereien-in-Berlin/!6136652/
266 Vgl.: Ebd.
267 Vgl.: https://www.welt.de/regionales/berlin/article6936f1b611f914c89b856ebc/razzien-gegen-organisierte-kriminalitaet-pistolen-und-drogen.html.
268 Ein »Späti« (Kurzform von Spätkauf) ist ein kleines Geschäft, das vor allem in Berlin und manchen anderen deutschen Städten lange geöffnet hat – oft bis spät in die Nacht. Dort kann man typischerweise Dinge wie Getränke, Snacks, Zigaretten, Lebensmittel des täglichen Bedarfs, manchmal auch Lotto- oder Paketdienste kaufen. Spätis sind besonders beliebt, weil sie offen sind, wenn Supermärkte bereits geschlossen haben, und sie häufig ein Treffpunkt im Kiez sind.
269 Vgl.: https://www.welt.de/politik/deutschland/plus254509048/Teures-Auto-Handy-amOhr-und-nicht-angeschnallt-das-ist-eine-Machtdemonstration.html.
270 Vgl.: https://www.spiegel.de/panorama/justiz/berlin-wie-ein-rentnerpaar-sein-hausbeinahe-an-den-abou-chaker-clan-verlor-a-a9183516-ac2d-4b1d-afbd-a123f096ace3.
271 Vgl.: https://www.spiegel.de/panorama/justiz/abou-chaker-brueder-mehrjaehrigehaftstrafen-und-dann-ab-im-lamborghini-a-ce1c0d1e-8c6e-42d9-8e26-fd6babd76298.
272 Vgl.: Ebd.
273 Vgl.: Ebd.
274 Molybdän (Mo) ist ein hartes, silbrigweißes Übergangsmetall mit sehr hohem Schmelzpunkt, das primär als Legierungselement zur Härtung und Erhöhung der Korrosions- und Hitzebeständigkeit von Stahl verwendet wird.
275 Vgl.: https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/lg-bremen-5-kls-770-js-68235-15sozialleistung-betrug-jobcenter-scheinselbststaendigkeit.
276 Vgl.: https://www.zeit.de/news/2020-10/12/massenhafter-sozialbetrug-in-bremerhavenprozess-beginnt.
277 Vgl.: Sören Link (SPD), Oberbürgermeister von Duisburg auf einer Pressekonferenz (https://x.com/el_haginho/status/1886068698516947357?s=46&mx=2).
278 Vgl.: https://www.stern.de/politik/deutschland/arbeitsministerin-baerbel-bas-fuerausnahmen-bei-buergergeld-sanktionen-35776394.html.
279 Vgl.: https://www.focus.de/panorama/rekord-deutschland-ueberweist-528-millionen-eurokindergeld-auf-ausland-konten_70b74ddc-b106-4cd6-99ae-7ed9b0acc1a6.html.
280 Vgl.: https://www.n-tv.de/politik/Behoerden-sollen-Scheinvaterschaften-effektiververhindern-id30126450.html.
281 Vgl.: Ebd.
282 Vgl.: https://www.bild.de/regional/koeln/asyl-krimineller-bosnier-kassiert-jeden-monat7250-euro-vom-staat-6983bccf2dfdd2aa24525f04.
283 Vgl.: https://www.stern.de/panorama/verbrechen/horrorhaus-in-goettingen-mietrueckstaende-liegen-schon-bei-911-000-euro-36191996.html.
284 Vgl.: https://www.stern.de/politik/deutschland/arbeitsministerin-baerbel-bas-fuerausnahmen-bei-buergergeld-sanktionen-35776394.html.
285 Vgl.: https://www.tagesspiegel.de/berlin/deutlich-mehr-schusse-in-berlin-polizei-erzieltnur-massige-erfolge-bei-razzien-und-kontrollen-gegen-organisierte-kriminalitat-15232578.html.
286 Vgl.: https://www.zeit.de/news/2026-02/10/senatorin-neue-bedrohungslage-beibandenkriegen-in-berlin.
287 Vgl.: Ebd.
288 Vgl.: https://www.bz-berlin.de/meinung/kolumne/kolumne-mein-aerger/clans-ok.
289 Vgl.: https://www.focus.de/panorama/welt/ehrlos-berliner-millionaer-verspricht-500-000euro-kopfgeld-nach-schuessen_b103f20e-6d2d-4520-8ff6-e4067e52a882.html.
290 Vgl.: https://vm.tiktok.com/ZGdurPAoF/.
291 Vgl.: https://vm.tiktok.com/ZGdurnjtC/.
292 Vgl.: https://vm.tiktok.com/ZGdurahvx/.
293 Vgl.: https://vm.tiktok.com/ZGdur7312/.
294 Vgl.: https://www.tagesspiegel.de/berlin/jetzt-geht-die-holle-los-in-berlin-der-tod-vonmehmet-k-und-wie-morderische-gangs-aus-der-turkei-nach-der-macht-greifen-15198579.html?icid=topic-list_152325.
295 Bistro in der Nähe des Görlitzer Parks in Berlin.
296 Vgl.: https://www.zeit.de/politik/deutschland/2025-09/cannabislegalisierung-evaluierungnina-warken-onlineversand.
297 Vgl.: https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1277599/umfrage/steueraufkommen-undeinsparungen-durch-eine-cannabislegalisierung-in-deutschland/.
298 Vgl.: https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2025/10/bundeslagebild-ok-2024.html.
299 Vgl.: https://taz.de/Schwarzmarkt-nach-Cannabis-Legalisierung/!6127978/.
300 Vgl.: https://www.spiegel.de/panorama/gesellschaft/cannabis-konsumenten-und-gegnergenervt-ein-report-aus-bayern-ueber-die-huerden-der-legalisierung-a-b261707d-00d542f8-999e-c71b7c8bebaf.
301 Vgl.: https://www.spiegel.de/panorama/wie-die-organisierte-kriminalitaet-deutschlandunterwandert-es-ist-krieg-motherfucker-a-b61beb74-3820-4872-a9cc-0b0320f3ddec.
302 Vgl.: Ebd.
303 Vgl.: https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/cannabis-zwischenbericht-teillegalisierungveroeffentlicht-evaluierung.
304 Vgl.: https://taz.de/Schwarzmarkt-nach-Cannabis-Legalisierung/!6127978/.
305 Vgl.: https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttemberg/polizei-kritik-an-cannabisgesetz-100.html.
306 Vgl.: https://www.n-tv.de/panorama/Im-Land-der-tollen-Kammerdiener-und-Kifferarticle25163836.html.
307 Vgl.: https://www.instagram.com/reel/DDW5AgyNTDE/.
308 Vgl.: https://www.zeit.de/news/2024-09/21/800-waagen-fuer-berliner-polizei-zurcannabis-kontrolle.
309 Vgl.: https://www.berliner-zeitung.de/mensch-metropole/desolater-fuhrpark-der-berlinerpolizei-ein-drittel-der-streifenwagen-ist-nicht-fahrbereit-li.2181807.
310 Vgl.: https://www.rbb24.de/panorama/beitrag/2024/09/berlin-polizei-cannabis-thc-graskonsum-ordnungswidrigkeit-waage.html.
311 Vgl.: Ebd.
312 Vgl.: https://www.spiegel.de/panorama/justiz/cannabis-legalisierung-die-grosse-kifferamnestie-justiz-muss-zehntausende-faelle-pruefen-a-49c3593c-dc0a-49f6-903963302b3636a8.
313 Vgl.: https://www.spiegel.de/panorama/gesellschaft/cannabis-konsumenten-und-gegnergenervt-ein-report-aus-bayern-ueber-die-huerden-der-legalisierung-a-b261707d-00d542f8-999e-c71b7c8bebaf.
314 Vgl.: https://www.tagesspiegel.de/politik/noch-nie-ein-so-schlecht-gemachtes-gesetzgesehen-wie-die-cannabis-legalisierung-im-juristischen-chaos-endete-12724739.html.
315 Vgl.: https://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2017-07/hamburg-messerangriffbarmbek-supermarkt.
316 Vgl.: https://www.bdk.de/der-bdk/was-wir-tun/aktuelles/artikel-warum-die-polizei-amdatenschutz-verzweifelt/aspdf.
317 Vgl.: https://www.n-tv.de/politik/Nach-Deutschland-gefluechtete-Afghanen-nutzen-PassTrick-fuer-heimlichen-Heimaturlaub-article25156716.html.
318 Vgl.: Ebd.
319 Vgl.: https://www.youtube.com/watch?v=bsoraHY6UZs.
320 Vgl.: https://www.gdp.de/bund/de/stories/2024/12/241231-husgen-ausruestung-fehlt,politik-zeit-zu-handeln.
321 Vgl.: Ebd.
322 Vgl.: Ebd.
323 Vgl.: https://www.dpolg-bundespolizei.de/aktuelles/news/verbesserte-ausstattung-undtechnik.
324 Vgl.: https://www.merkur.de/politik/schimmel-und-ungeziefer-polizei-gewerkschaftsbossueber-den-wahren-zustand-deutscher-wachen-zr-93878650.html.
325 Vgl.: https://www.berliner-kurier.de/berlin/polizisten-frieren-in-pankower-wache-undmuessen-zu-klebeband-greifen-li.10006506.
326 Vgl.: https://x.com/djeron7/status/1990680253946073579?s=46&t=VvE_W0qMUErIbk53qj3iA.
327 Vgl.: https://www.berliner-kurier.de/berlin/polizisten-frieren-in-pankower-wache-undmuessen-zu-klebeband-greifen-li.10006506.
328 Vgl.: https://www.youtube.com/watch?v=GTZFgsoG4Rk und https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2024/12/berlin-schiessstand-affaere-polizei-entschaedigung-11-5millionen-euro.html.
329 Vgl.: https://x.com/djeron7/status/1974556910520324164?s=46&t=VvE_W0qMUErIbk53qj3iA.
330 Vgl.: https://x.com/djeron7/status/1988300227783364628?s=46&t=VvE_W0qMUErIbk53qj3iA.
331 Vgl.: Ebd.
332 Vgl.: https://www.merkur.de/politik/schimmel-und-ungeziefer-polizei-gewerkschaftsbossueber-den-wahren-zustand-deutscher-wachen-zr-93878650.html.
333 Vgl.: https://www.berliner-zeitung.de/mensch-metropole/desolater-fuhrpark-der-berlinerpolizei-ein-drittel-der-streifenwagen-ist-nicht-fahrbereit-li.2181807.
334 Vgl.: https://rp-online.de/politik/deutschland/richterbund-erstmals-mehr-als-eine-millionoffene-verfahren_aid-143695823.
335 Vgl.: https://www.spiegel.de/politik/deutschland/asylverfahren-vor-verwaltungsgerichtendie-schattenseiten-der-justiz-spiegel-tv-a-299f9bf1-d8db-4c76-85b1-b7b17b849df9?sara_ref=re-so-x-rss#ref=rss.
336 Vgl.: https://www.focus.de/panorama/50-schwerverbrecher-freigelassen-wegen-verpassterfristen_45d3ca40-9931-4a64-8635-2788c5fc0999.html.
337 Vgl.: https://www.azur-online.de/studium/jura-in-jeder-generation-die-juristenfamilien/.
338 Vgl.: https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/allensbach-umfrage-weniger-deutschevertrauen-dem-bundesverfassungsgericht-110800824.html.
339 Vgl.: https://www.spiegel.de/panorama/justiz/lueneburg-straftaeter-aus-guinea-bissauverurteilt-den-richter-nennt-er-motherfucker-a-084c207f-08e1-4d90-895b-0ba72a3477b3.
340 Vgl.: https://www.ardmediathek.de/video/ndr-info/lueneburg-straftaeter-muss-inabschiebehaft/ndr/Y3JpZDovL25kci5kZS9hOGJlNDUxNy1jZDcyLTRhNzMtYjFjNi1jYTIxYWRlYWVhZj.
341 Vgl.: https://www.ndr.de/nachrichten/info/hamburg-frau-vor-u-bahn-gezerrt-neue-detailszum-taeter,ndrinfo-8834.html.
342 Vgl.: https://www.landtag-bw.de/resource/blob/605918/4f97989127e1abe4662ef7ecb5334b53/17_9738_D.pdf, S.. 4
343 Vgl.: https://www.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein/Toedliche-Messerattacke-vonBrokstedt-Protokoll-des-Versagens,brokstedtdoku100.html.
344 Vgl.: https://mediendienst-integration.de/fluechtlinge/abschiebungen/wie-viele-personensind-ausreisepflichtig.
345 Vgl.: https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/MigrationIntegration/Tabellen/auslaendische-bevoelkerung-aufenthaltsrechtlicherstatus.html.
346 Vgl.: https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP19/Drucksachen/Schriftliche%20Anfragen/19_0009510.pdf, S. 8.
347 Vgl.: https://www.tagesspiegel.de/gesellschaft/panorama/justiz-bericht-viele-gefangnissean-der-belastungsgrenze-14091161.html.
348 Vgl.: https://www.welt.de/regionales/nrw/article694dfb0ef6fc544dba9b3b3f/mehrgefangene-und-weniger-plaetze-in-nrw-gefaengnissen.html.
349 Vgl.: https://www.bild.de/regional/dresden/prozess-in-dresden-tunesier-verletzt-familiemit-baby-auf-spielplatz-6963a9f281d79762c5a9ac2e.
350 Vgl.: Ebd.
351 Vgl.: Ebd.
352 Vgl.: https://pmc.ncbi.nlm.nih.gov/articles/PMC4175396/?utm.
353 Vgl.: https://www.br.de/nachrichten/bayern/messerangriff-in-aschaffenburg-der-war-wieim-wahn,UzsqGFq.
354 Vgl.: Ralph Ghadban, Arabische Clans. Die unterschätzte Gefahr, Berlin: Econ Verlag, 2020, S. 200.
355 Vgl.: Ebd., S. 9.
356 Vgl.: Ebd.
357 Vgl.: Ebd., S. 13.
358 Vgl.: https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/PolizeilicheKriminalstatistik/2024/BundesdatenDelikte/07_WohnungseinbruchdiebstahlBRD.pdf.
359 Vgl.: https://www.welt.de/newsticker/dpa_nt/infoline_nt/panorama_nt/article68fd9d9ec008edcf0c853b94/polizei-sieht-erfolg-von-einbruchschutz.html.
360 Vgl.: https://www.zeit.de/news/2025-08/31/dobrindt-12-000-zurueckweisungen-an-dengrenzen-seit-mai.
361 Vgl.: https://www.cicero.de/aussenpolitik/visa-affare-im-auswartigen-amt-pass-baerbockafghanistan-2023.
362 Vgl.: https://www.cicero.de/innenpolitik/baerbocks-visa-affare-illegal-legal-egal.
363 Vgl.: https://www.welt.de/politik/deutschland/plus254186050/Wie-das-Auswaertige-Amtafghanische-Gefaehrder-nach-Deutschland-liess.html.
364 Vgl.: https://www.welt.de/politik/deutschland/plus252504472/Sicherheitsrisiko-VisaAffaere-im-Auswaertigen-Amt.html.
365 Vgl.: https://www.bild.de/politik/bad-guys-liste-sicherheitsluecke-bei-aufnahmeprogrammfuer-afghanen-666466ef45ebfd355dc97ded.
366 Vgl.: https://www.welt.de/politik/deutschland/plus254186050/Wie-das-Auswaertige-Amtafghanische-Gefaehrder-nach-Deutschland-liess.html.
367 Vgl.: https://www.welt.de/vermischtes/article695b906afb77630dac277e17/vier-wochenvor-dem-stromausfall-warnte-der-rechnungshof-den-landesregierung-vor-einem-desaster.html.
368 Vgl.: https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2025/11/berlin-rechnungshof-jahresberichtschwarz-rote-koalition-kritik-haushalt-finanzen.html.
369 Vgl.: https://www.berliner-zeitung.de/politik-gesellschaft/nach-stromterror-zehntausendeberliner-haushalte-weiterhin-ungeschuetzt-li.10013286.
370 Vgl.: https://www.berliner-zeitung.de/mensch-metropole/berlins-ungeschuetztestromanlagen-jetzt-muessen-hundertschaften-der-polizei-auf-sie-aufpassen-li.10013517.
371 Vgl.: https://www.bild.de/regional/berlin/beamte-sind-stinksauer-400-polizisten-bewachenstromleitungen-in-berlin-69629af1fa56382de1f65f1e.
372 Vgl.: Angela Merkel, Beate Baumann, Freiheit: Erinnerungen 1954–2021, Köln: Kiepenheuer & Witsch 2024, S.1.
373 Berichten zufolge äußerten der damalige Verfassungsschutzpräsident Hans-Georg Maaßen, der Präsident der Bundespolizei, Dieter Romann, und der Präsident des Bundesnachrichtendienstes, Gerhard Schindler, intern deutliche Kritik an der Entscheidung, viele Migranten ohne ausreichende Identitätskontrolle einreisen zu lassen. Aus Sicht der Behörden sei dies ein »sicherheitspolitischer Albtraum« gewesen. Quelle: https://www.welt.de/politik/deutschland/plus181063406/Verfassungsschutzchef-HansGeorg-Maassen-Mission-des-Dr-M.html.
374 Vgl.: https://www.spiegel.de/politik/deutschland/afd-alexander-gauland-siehtfluechtlingskrise-als-geschenk-a-1067356.html.
375 Vgl.: https://www.bild.de/regional/berlin/gunnar-schupelius-asylbewerber-koennen-achtmal-gegen-ablehnung-klagen-66cde244b2c23d12df27f943.
376 Vgl.: https://www.fluechtlingsrat-lsa.de/2020/06/hinweise-zu-prozesskostenhilfe.
377 Vgl.: https://www.welt.de/politik/ausland/article255130830/Neues-EinbuergerungsrechtWer-Schwede-werden-moechte-muss-bald-ehrbares-Verhalten-nachweisen.html.
378 Vgl.: https://www.bild.de/politik/inland/berlin-absurd-cdu-politiker-schimpfen-ueber-turboeinbuergerungen-687ce5be3511bc17ac8707ec.
379 Vgl.: https://www.bdk.de/der-bdk/was-wir-tun/aktuelles/artikel-gewaschene-preise.
380 Vgl.: https://www.welt.de/politik/deutschland/plus694189d511416590a630d334/lka-praesident-schweigegeluebde-wie-bei-der-mafia-amtsautoritaet-schuechtert-kaumnoch-jemanden-ein.html.
381 Vgl.: https://www.zdfheute.de/politik/deutschland/lanz-brokstedt-kyrath-migrationgeywitz-100.html.
382 Vgl.: https://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/menschen/vater-von-brokstedt-opfer-uebermigrationspoltik-accg-110823487.html.
383 Vgl.: https://x.com/kueksElm/status/2039695623130137003?s=20.

Über die Autorin

Liv von Boetticher ist Investigativjournalistin bei RTL Deutschland und arbeitet zudem für n-tv und Stern. Als Autorin veröffentlichte sie den SPIEGEL-Bestseller Die Akte Tengelmann und das mysteriöse Verschwinden des Milliardärs Karl-Erivan Haub. Sie berichtete aus internationalen Krisengebieten und realisierte die Dokumentation 60 Tage Frauenhass – eine Reporterin bei den Taliban. Bundesweite Aufmerksamkeit erzielten ihre Recherchen zu illegalen Urlaubsreisen afghanischer Asylbewerber und islamistischen Netzwerken in Deutschland (2024). 2025 deckte sie zudem einen groß angelegten Betrug mit Sprachzertifikaten zur Erlangung der deutschen Staatsbürgerschaft auf. Liv von Boettichers Schwerpunkte sind unter anderem Migration und innere Sicherheit.

OEBPS/image_rsrc414.jpg
80.000

70.000

60.000

50.000

40.000

DE-
DE-  West +
West Berlin

30.000

20.000
Daten fiir

Gesamtdeutschland
10.000

Frauen /

o S M PR P

|||in|||||||||||||ii|||ii|||ii|||i0

1987 1990 1993 2000 2005 2010 2015 2020





OEBPS/image_rsrc418.jpg





OEBPS/image_rsrc417.jpg
69%

vauaBy
wsaung
oplor
aeuog

8

8 Ferr

Ed

3 weIsuegEy

£

g wufs

=

2 wonpny

0d

L

puegssny

uarey

aureny

uaneary]

wreBun

pueppsinag

up

pruasQ

euny)

ueder

960,449 05% O
001%0,08%0.12%leb%OJS%O.lQ%0,22%0,25%0.26%0'44 %0242,

Sunia[adg 9p 9% Ut
APRIGINIEMIO) UOA 351






OEBPS/image_rsrc412.jpg
SPIEGEL

Bestseller-
Autorin

‘ Polizisten erzahlen, woriiber
niemand offen spricht

@

DEUTSCHER

WIRTSCHAFTSBUCH
VERLAG
&
& o

\





OEBPS/image_rsrc413.jpg
DEUTSCHER
WIRTSCHAFTSBUCH
VERLAG





OEBPS/image_rsrc416.jpg
Deutsche
Mainner

Syrische
Frauen

Afgahnische
Frauen

Bulgarische
Frauen

Serbische
Frauen

Irakische
Frauen

272

336

356

359

371

394





OEBPS/image_rsrc419.jpg
528

2010 2024





OEBPS/nav.xhtml

Table of contents

		Buchvorderseite

		Titelseite

		Impressum

		Inhalt

		Einleitung

		1. Ist es in Deutschland gefährlicher geworden?

		2. Wie kam es zu der heutigen Lage?

		3. Wenn Ideologie Vernunft ersetzt

		4. Ist die Kriminalität »importiert«?

		5. Eine andere Gewaltkultur

		6. Messerangriff und Rudelbildung – die neue Gewalt

		7. Gesellschaft unter Druck

		8. Organisierte Kriminalität

		9. Die Polizei als Ausputzer des Versagens der Politik

		10. Ist das Gewaltmonopol des Staates in Gefahr?

		Nachwort Die Stunde der Entscheidung

		Danksagung

		Anmerkungen

		Über die Autorin




Guide

		Cover

		Beginning

		Inhalt




		1

		2

		3

		4

		5

		6

		7

		8

		9

		10

		11

		12

		13

		14

		15

		16

		17

		18

		19

		20

		21

		22

		23

		24

		25

		26

		27

		28

		29

		30

		31

		32

		33

		34

		35

		36

		37

		38

		39

		40

		41

		42

		43

		44

		45

		46

		47

		48

		49

		50

		51

		52

		53

		54

		55

		56

		57

		58

		59

		60

		61

		62

		63

		64

		65

		66

		67

		68

		69

		70

		71

		72

		73

		74

		75

		76

		77

		78

		79

		80

		81

		82

		83

		84

		85

		86

		87

		88

		89

		90

		91

		92

		93

		94

		95

		96

		97

		98

		99

		100

		101

		102

		103

		104

		105

		106

		107

		108

		109

		110

		111

		112

		113

		114

		115

		116

		117

		118

		119

		120

		121

		122

		123

		124

		125

		126

		127

		128

		129

		130

		131

		132

		133

		134

		135

		136

		137

		138

		139

		140

		141

		142

		143

		144

		145

		146

		147

		148

		149

		150

		151

		152

		153

		154

		155

		156

		157

		158

		159

		160

		161

		162

		163

		164

		165

		166

		167

		168

		169

		170

		171

		172

		173

		174

		175

		176

		177

		178

		179

		180

		181

		182

		183

		184

		185

		186

		187

		188

		189

		190

		191

		192

		193

		194

		195

		196

		197

		198

		199

		200

		201

		202

		203

		204

		205

		206

		207

		208

		209

		210

		211

		212

		213

		214

		215

		216

		217

		218

		219

		220

		221

		222

		223

		224

		225

		226

		227

		228

		229

		230

		231

		232

		233

		234

		235

		236

		237

		238

		239

		240

		241

		242

		243

		244

		245

		246

		247

		248

		249

		250

		251

		252

		253

		254

		255

		256

		257

		258

		259

		260

		261

		262

		263

		264

		265

		266

		267

		268

		269

		270

		271

		272

		273

		274

		275

		276

		277

		278

		279

		280

		281

		282

		283

		284

		285

		286

		287

		288

		289

		290

		291

		292

		293

		294

		295

		296

		297

		298

		299

		300

		301

		302

		303

		304

		305

		306

		307

		308

		309

		310

		311

		312

		313

		314

		315

		316

		317

		318

		319

		320

		321

		322

		323

		324

		325

		326

		327

		328

		329

		330

		331

		332

		333

		334

		335

		336






OEBPS/image_rsrc415.jpg
Auslédnderanteil

16%

145%
138%
4%
122%
155 11,7%
12%
e 93%
,3 %

N 90% 90% 8% 89% BI% g5% 88% 570 g7
g0, 6%
6%

O N R R R S RN S SR SR YR Y I AR N
FIFFTFFS PP L PHEEFE LS LD PP PP D P





